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von Uwe Kremer 

G ewissermaßen passend 
zum Schwerpunkt dieses 
Heftes flatterte mir der Ent- 

wurf für einen jugendpolitischen Leit- 
antrag auf den Tisch -ein Dokument 
des geistigen Zustandes in den Zu- 
arbeiterabteilungen der oberen Par- 
teietage. Die Autoren schaffen es 
doch glatt, keine einzige Zeile dar- 
auf zu verwenden, was die konser- 
vativ-neoliberale Politik für Konse- 
quenzen für Jugendliche mit sich 
gebracht hat und bringen wird, bzw. 
sich mit dem politischen Gegner 
auseinanderzusetzen. Stattdessen 
ein pseudo-jugendsoziologisches 
Gesülze a la (Der Parteitag möge 
beschließen:) „Statt unbedingten 
Gehorsam zu erwarten und notfalls 
mit Strafe, gar Züchtigung nachzu- 
helfen, fühlen sich Eltern und Lehrer 
heute weniger als Erzieher denn als 
Partner der Kinder. Je höher der so- 
ziale Status, desto mehr Autonomie 
gewähren Eltern ihren Sprößlingen in 
der Lebensgestaltung. Viele Ju- 
gendliche fühlen sich in ihrem Eltern- 
haus so wohl, daß die Neigung zum 
'Nesthocken' im 'Hotel Mama' stetig 
zunimmt." 

Daß der wieder zunehmende län- 
gere Verbleib von Jugendlichen viel- 
leicht auch etwas mit veränderten 
sozialen und finanziellen Bedingun- 

gen und nicht zuletzt mit der erwähn- 
ten konservativen Politik zu tun ha- 
ben könnte, scheint den Autoren ent- 
gangen zu sein. Daran anschließend 
werden essentielle Programmpunkte 
wie die Gesamtschule oder die so- 
ziale Grundsicherung endgültig ver- 
gessen; aber stattdessen folgt ein 
Forderungsgestammel a la „Wir wol- 
len die Eigeninitative, durch die sich 
phantasievolle Lebensräume entwik- 
kelt haben, unterstützen" oder etwas 
konkreter „Wir wollen einen qualifi- 
zierten Ausbau des Bundeskinder- 
und Jugendplanes, der sich kosten- 
neutral an die veränderte gesell- 
schaftliche Entwicklung anpaßt". Ja - 
und dann heißt es noch: „Wir wollen 
den aktiven Dialog mit den jungen 
Menschen suchen und ihnen stärker 
ein Forum in und mit der SPD bie- 
ten." Also bitte, das ist doch 
schlichtweg gelogen! 

Nun zu einem wesentlich ernste- 
ren Thema: Zum zweiten Mal hat das 
Stasi-Syndrom den Herausgeber- 
kreis der spw erreicht. Nach dem 
„Fall Kurt Wand" nun der „Fall Die- 
ther Dehm" - erneut und vielleicht so- 
gar noch nachdrücklicher auch ein 
spw-Fall, der uns zwei Jahrzehnte 
zurückführt in die Jahre 1976 ff. Im 
Heft 511993 hatten wir Dokumente 
zum Hamburger Juso-Bundeskon- 
greß von 1977 abgedruckt - insbe- 
sondere zum damaligen Auftritt des 
kurz zuvor aus der DDR ausgebür- 
gerten Wolf Biermann. Diether sorg- 
te in entscheidendem Maße dafür, 
daß Biermann trotzalledem für eine 
Zusammenarbeit mit der DKP plä- 
dierte (was die Stasi wohl so inter- 
pretierte, daß Diether Biermann „im 
Griff habe"). Und Diether führte etwa 
gleichzeitig Gespräche mit DDR- 
Oberen mit dem Ziel, die Ausbürge- 
rung rückgängig zu machen. Ver- 
mutlich der wohl exponierteste Ver- 
such, sich als linkssozialdemokrati- 
scher Vermittler zwischen Partei- 
kommunismus und sozialistischem 
Dissidentum zu betätigen und 
gleichzeitig als DDR-Verbesserer 
Verantwortung zu übernehmen - 
wohl eine eitle Selbstüberschätzung, 
aber auch ein Herzensanliegen in 
weiten Teilen des damaligen inner- 
wie außerparteilichen „Stamokap- 
Spektrums" und insbesondere der 
spw. 

Nun: Dieser Versuch scheiterte 
und führte bei Diether im Jahre 1978 
zu einem Ca. 10 Jahre anhaltenden 
Abbruch der DDR-Kontakte. Man 

darf gespannt sein, ob diese Tatsa- 
che Anlaß bietet, sich um ein Verste- 
hen der damaligen Vorgänge, der 
Motivationen und Handlungen der 
Beteiligten zu bemühen -oder ob es 
nur um innerparteiliche Revanchen 
geht. Dennoch: Es bleibt Diethers 
persönliche Verantwortung dafür, 
daß er zuvor zuviel gequatscht hatte 
und - IM hin, IM her - hatte wissen 
müssen, daß seine Informationen 
Verwendung finden würden. Aber es 
bleibt wie im Falle von Kurt Wand 
auch dabei, daß dieses persönliche 
Versagen eingebettet ist in die Ge- 
schichte dieser Zeitschrift und die 
politische Verantwortung für diese 
Geschichte, die die Verstrickungen 
mit dem „realen Sozialismus" eben- 
so umfaßt wie die Brüche mit den 
dortigen Machthabern. 

„Verantwortungv - dieses Wort 
geht mir bei derartigen Vorgängen 
ständig durch den Kopf. Daß man für 
sein Tun verantwortlich ist und auch 
zur Verantwortung gezogen werden 
kann, erscheint mir wesentlich zu 
sein. Und wesentlich ist auch, daß 
dies von Kurt Wand und von Diether 
akzeptiert worden ist, was immer die 
Konsequenz sein mag. An dieser 
Stelle fällt mir dann aber auch immer 
wieder auf, daß diese Sache mit der 
„Verantwortungu gar nicht so banal 
ist, wie sie vielleicht klingt. Oder in 
Frageform ausgedrückt: Was ist mit 
der Verantwortung derjenigen in un- 
serer Partei, die z.B. die Zerstörung 
des jugoslawischen Staatswesens 
unterstützt und zum nachfolgenden 
Desaster beigetragen haben; was 
mit der Verantwortung derjenigen, 
die in den vergangenen Jahren un- 
sere Partei in einem Ausmaß herun- 
tergewirtschaftet haben, daß man ih- 
nen eigentlich ein Parteiordnungs- 
verfahren an den Hals hängen müß- 
te; und was ist heutzutage mit der 
Verantwortung derjenigen SPD-Poli- 
tiker, die mit ihren Forderungen nach 
Sozialabbau die Interessen der urei- 
gensten Klientel - nämlich der sozial 
Schwachen - verraten? Alles dies ist 
„unverantwortlich", doch niemand 
von den Betreffenden braucht zu 
fürchten, zur Verantwortung gezo- 
gen zu werden. Wie bizarr wirken die 
Rufe nach Verantwortung und Re- 
chenschaft bis hin zum Parteiaus- 
schluß, die jetzt in Diethers Falle er- 
tönen, in dieser organisierten Verant- 
wortungslosigkeit, die sich in der Ära 
nach Hans-Jochen Vogel ausgebrei- 
tet hat ... 

che Verschärfungen für die Visa-Er- 
teilung zur Folge hatte und faktisch 
ein unüberwindbares Hindernis für 
die legale Einreise (außer auf spezi- 
elle Einladung hin) darstellt. In Bul- 
garien wird dies als ein Akt rassisti- 
scher Diskriminierung wahrgenom- 
men. Entsprechende Witze kursieren 
allerorten. 

Die sozialistische Regierung - 
und ihre Privatisierungspolitik 

Wesentliche Aufgabe der bulga- 
rischen Wirtschaftspolitik ist es nun, 
die Privatisierung der Staatsbetriebe 
vorzunehmen und gleichzeitig die 
aufklappende Schere zwischen Arm 
und Reich wieder zu schließen. Die 
neue Regierung versucht hierbei 
auch neue Privatisierungsmodelle. 
So sind zwei Runden der Massenpri- 
vatisierung vorgesehen. Die erste 
startete zu Begin diesen Jahres, die 
zweite ist für 1997 vorgesehen. Da- 
bei kann jedeR volljährige bulgari- 
sche Bürgerln ein lnvestitionsbuch 
im Wert von 25.000 Lev erhalten. In 
drei Auktionen werden über 1000 
Unternehmen zur Massenprivatisie- 
rung freigegeben. An diesen Auktio- 
nen können die Bürgerlnnen direkt 
oder über Privatisierungsfonds teil- 
nehmen. Das spezifische am bulga- 
rischen Privatisierungsprozeß ist die 
Tatsache, daß jedes Unternehmen in 
einem bestimmten Verhältnis der 
Massen- wie auch der deregulierten 
Marktprivatisierung unterliegt. Es 
wurden lediglich 32 besonders wich- 
tige lnfrastrukturbetriebe (Staats- 
bahn, Kraftwerke, Flughafen, Seeha- 
fen etc.) von der Privatisierung aus- 
genommen. Bei der Marktprivatisie- 

rung sieht das Gesetz zudem be- 
stimmte Vorteile für Arbeiterlnnen 
vor, die am Erwerb ihres eigenen Be- 
trieb teilnehmen wollen. 

Mit der Schaffung einer entspre- 
chenden Gesetzgebung (Arbeits-, 
Sozial- und Gesundheitsrecht) hat 
die Regierung die Grundlagen für 
diese Privatisierung geschaffen. Als 
Vorbild diente meist das deutsche 
Rechtssystem. Außerdem wurde der 
Aufbau moderner Institutionen und 
lokaler Regierungsstellen u.ä. voran- 
gebracht. Wichtigste soziale Errun- 
genschaft der BSP-Regierung war 
zweifelsohne die Rentenanpassung 
in 1995, die einen über die Inflations- 
rate hinausgehenden Rentenanstieg 
realisierte. Ein Schritt, der am 1. April 
1996 wiederholt werden konnte. 

Das erste Jahr der neuen Regie- 
rung der Demokratischen Linken 
konnte einige Erfolge hervorbringen. 
So sank die Arbeitslosenzahl erst- 
mals unter 400.000. Es wurden 
100.000 neue Beschäftigungsver- 
hältnisse geschaffen. Allerdings 
steht in Kürze die Stillegung von 67 
Staatsunternehmen bevor und damit 
verbunden die Entlassung von 
40.000 Beschäftigten. Das Bruttoso- 
zialprodukt stieg um 2,5% an. Die 
Außenhandelsbilanz schloß mit 
einem Überschuß von 450 Mio. US$ 
ab, wobei die EU zum wichtigsten 
Handelspartner Bulgariens wurde. 
Die Reallöhne konnten wieder sta- 
bilisiert werden, nach kräftigen Ver- 
lusten in den Jahren (-30% in 1994) 
zuvor. Für 1996 wird eine weitere 
Stabilisierung der ökonomischen 
Lage in Bulgarien prognostiziert. So 
soll die Wirtschaft um 3% wachsen 

und die Inflation auf 20 bis 25% sin- 
ken. 

Kritisch bleibt allerdings weiter- 
hin das Verhalten ausländischer In- 
vestoren. So verdreifachten sich 
zwar die lnvestitionen griechischer 
Unternehmen. deren Leistungskraft 
als begrenzt gilt, doch insgesamt 
halbierte sich das Aufkommen aus- 
ländischer lnvestitionen in Bulgarien. 
Trotz leicht verbesserter Investitions- 
lage zu Beginn diesen Jahres muß 
festgehalten werden, daß mit insge- 
samt 600 Mio. US-$ ausländischer 
lnvestitionen in Bulgarien dieses 
Land den Schlußplatz in Osteuropa 
einnimmt. Mehr als jeder dritte inve- 
stierte Dollar kam dabei aus der 
BRD. Ob Bulgarien angesichts die- 
ser Ignoranz der westeuropäischen 
Industriestaaten und der hohen Aus- 
landsverschuldung in der Lage sein 
wird, sich wirtschaftlich zu erholen 
und den Prozeß der Deindustrialisie- 
rung umzukehren, um auch die so- 
ziale Lage verbessern zu können, 
liegt nur zum geringen Teil in der 
Macht der sozialistischen Regierung 
in Sofia. Hier ist Europa gefordert. 
Europa muß Bulgarien eine verstärkt 
sozial- und beschäftigungsorientier- 
te Politik finanzieren. Auch sollte eine 
solche Unterstützung der Schaffung 
unabhängiger zivilgesellschaftlicher 
lnstitutionen dienen, die die bulgari- 
sche Gesellschaft modernisieren 
und öffnen helfen. Hier liegt noch 
vieles im Argen, wie nicht nur ein Ein- 
griff des Generalstaatsanwaltes in 
die Programmgestaltung des Fern- 
sehens zeigte, als dieser erreichte, 
daß ein Film abgesetzt wurde, der 
"Homosexualität propagiere". 

Europa muß 
Bulgarien eine 
verstdrkt sozial- 
und beschdftigungs- 
orientierte Politik 
finanzieren. Auch 
sollte eine solche 
Unterstützung der 
Schaffung unab- 
hdngiger zivil- 
gesellschaftlicher 
lnstitutionen dienen, 
die die bulgarische 
Gesellschaft 
modernisieren und 
öffnen helfen. 
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Wesentliche 
Aufgabe der 
bulgarischen 

Wirtschaftspolitik ist 
es nun, die Privati- 
sierung der Staats- 

betriebe vorzu- 
nehmen und 

gleichzeitig die 
aufklappende 

Schere zwischen 
Arm und Reich 

wieder zu schließen. 

Hauptaufgabe die Diskussion der 
weiteren Entwicklung der Reformpo- 
litik im allgemeinen und der Soziali- 
stischen Partei im speziellen ist. Die 
VSD beschreibt sich als pro-europä- 
isch (Slogan: "Nach Europa") und of- 
fen für marktwirtschaftliche überle- 
gungen, während die MP eher rück- 
wärts gewandte Auffassungen ver- 
tritt. Beide organisieren jedoch nur 
eine geringe Zahl der Mitglieder 
(wohl weniger als 1%). Die MP hat ih- 
ren Rückhalt an der Parteibasis, 
während die VSD in der Führungs- 
schicht der Partei hegemonial ist. 
Angesichts der herrschenden Be- 
reitschaft, der Parteiführung zu fol- 
gen, sind die Gegensätze zwischen 
den Plattformen und zwischen Basis 
und Parteiführung noch nicht aufge- 
brochen. Gleichzeitig achtet die Par- 
teispitze sehr auf innerparteilichen 
Ausgleich. Wohl aus diesem Grunde 
hat sich Jean Videnov auch keiner 
Plattform angeschlossen, obwohl 
auch er der VSD nahesteht. 

Innerhalb der VSD wird so die 
Frage diskutiert, ob es überhaupt 
eine sozialistische Politik der Trans- 
formation in Zeiten des globalen Ka- 
pitalismus geben kann. So sieht der 
Leiter des wissenschaftlichen Dien- 
stes der bulgarischen Nationalver- 
sammlung und VSD-Mitglied Dobrin 
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Kanev angesichts der Krise der 
Staatsfinanzen kaum sozialpoliti- 
sche Spielräume. Zumal gleichzeitig 
die Industrie einer umfassende 
Strukturreform unterzogen werden 
muß. Dies geschieht unter erschwer- 
ten Bedingungen, sind doch die al- 
ten Märkte (Export: über 85% in den 
Comecon, über 55% in die Sowjet- 
union) weggefallen. Dementspre- 
chend ist die lndustrieproduktion 
seit 1989 um 50% geschrumpft. 

Daher hat jetzt die Schaffung 
neuer Märkte Vorrang. Um die dafür 
notwendigen Investitionen zu täti- 
gen, sollen Privatisierungen das er- 
forderliche Kapital aufbringen. Do- 
brin Kanev sieht die mit diesem Pro- 
zeß verbundenen Ungerechtigkeiten 
und v.a. die Gefahr neuer Konzen- 
trationen, ist doch für ein effektives 
Betriebsmanagement ausländisches 
Kapital finanzstarker westlicher Un- 
ternehmen notwendig. 

Das Dayton-Abkommen: 
Hoffnung für Bulgarien? 

Bulgarien mußte in den letzten 
Jahren die größten Wohlstandsverlu- 
ste aller (süd-)osteuropäischen 
Staaten hinnehmen. Einige Wirt- 
schaftsdaten können dies belegen: 

Bulgarien stand 1994 auf Platz 
65 in der UN-Wohlstandsstatistik 
(1990 noch Platz 33!). Von 1990 bis 
1994 nahm das BIP um fast 50% ab 
und sank somit auf das Niveau von 
1969. 

Die Arbeitslosigkeit betrug 1995 
Ca. 20%, die Inflation 33,4% (1994 
gar 121,9%). 

Die lndustrieproduktion nahm 
seit 1990 um 50% ab (1994 noch- 
mals um 2,9%). 

Die Außenhandelsbilanz ist erst- 
mals wieder leicht positiv. Hierzu tru- 
gen insbesondere gesunkene Lohn- 
stückkosten bei, da die Löhne nur 
noch quartalsweise um 90% der In- 
flationsrate der Preisentwicklung an- 
gepaßt werden. Gleichzeitig wurde 
der bulgarische Lev um 50% gegen- 
über dem US-$ abgewertet. 

Das Haushaltsdefizit konnte 
1994 auf 7% des BIP beschränkt 
werden (1993 noch 12,3%). Aller- 
dings sind allein 45% des Haushal- 
tes durch Schuldendienste gebun- 
den. So betrug die Auslandsver- 
schuldung Anfang 1996 8,4 Mrd. 
US-$ (1992: 13 Mrd.), von denen 
dieses Jahr 1,2 Mrd. zurückzube- 
zahlen sind. Da weder Weltbank 
noch IWF Bulgarien finanziell unter- 
stützen, sind die Währungsreserven 
der bulgarischen Zentralbank mit(- 
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lerweile auf 700 Mio. US-$ ge- 
schrumpft. Um halbwegs eine stabi- 
le Währung zu garantieren, hat die 
Zentralbank den Leitzins auf 108% 
angehoben. 

Diese Zahlen beschreiben nicht 
nur die Folgen des Transformations- 
prozesses, sondern ebenso die des 
Embargos gegen Restjugoslawien. 
Restjugoslawien war der drittwichtig- 
ste Handelspartner Bulgariens 
(8,6% der Exporte). Dramatischer 
noch nimmt sich jedoch die Tatsa- 
che aus, daß alle wichtigen Handels- 
Wege Richtung EU durch das Em- 
bargo-Gebiet führen. Erhebliche Ex- 
portrückgänge waren daher die Fol- 
ge des 1992 beschlossenen Embar- 
gos. So verzeichnen der Agrarsektor 
und die Nahrungs- und Genußmittel- 
industrie noch 1994 große Wachs- 
tumseinbrüche (-12%). 

Die UNO hat zu keinem Zeitpunkt 
die entstandenen Schäden begli- 
chen. So liefen nicht nur 3 Mrd. US-$ 
Entschädigungsleistungen für Bul- 
garien anläßlich des Irak-Embargos, 
sondern Monat für Monat weitere 55 
bis 66 Mio. US-$ auf. Dennoch ver- 
suchte Bulgarien, das Embargo so 
weit als möglich einzuhalten, und 
suchte wiederholt andere Staaten 
um technische Hilfe bei der Durch- 
setzung desselben an. 

In Bulgarien wurde daher viel- 
fach die Idee diskutiert, nach einem 
Friedensschluß für Bosnien einen 
Prozeß in Gang zu setzen, der der 
Rekonstruktion eine okonomischen 
Raumes des ehemaligen Jugoslawi- 
en dient und darüber hinaus auch 
eine wirtschaftliche Union auf dem 
Balkan anstrebt. Dieser zweifelsoh- 
ne sinnvolle Prozeß würde aber der 
finanziellen, okonomischen und poli- 
tischen Unterstützung der europäi- 
schen Staaten bedürfen. Eine aus- 
gesprochen unwahrscheinliche Vari- 
ante europäischer Außenpolitik, hat 
doch gerade der Bosnienkonflikt zur 
Renationalisierung der Außenpoliti- 
ken und zur Reorganisation der 
NATO gedient. 

Hier könnte also deutsche Au- 
ßenpolitik endlich einmal einen ko- 
operativen Ansatz verfolgen. Damit 
könnte die Bundesregierung dem 
Geschwätz von Aufbauhilfen für jene 
Staaten, die von der Asylgesetzge- 
bung 1992 direkt oder indirekt diskri- 
miniert werden, endlich Taten folgen 
lassen. In Bulgarien haben alle - ob 
links oder rechts - sehr irritiert zur 
Kenntnis genommen, daß die Bun- 
desregierung Bulgarien auf die Ne- 
gativliste gesetzt hat, was erhebli- 
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Das Sparpaket 
der Bundesregierung 
Kampfansage an die SPD und die Gewerkschaften 

von Ottmnr Schreiner* 

Deutschland steht in 
der Tat vor einer 
grunds~tzlichen 

Entscheidung. Es 
geht in erster Linie 
nicht um Finanzen, 
sondern darum, ob 

das sozialstaatliche 
Konsensmodell weiter 
tragt oder ob sich die 

Ellenbogengesell- 
schaff als Struktur- 
prinzip durchsetzt. 

eit 1992 hat die Koalition aus 
CDUICSU und FDP in etwa 
halbjährlichen Abständen 

Spargesetze verabschiedet. die 
hauptsächlich Kürzungen von Sozi- 
alleistungen zum Ziel hatten. Dazu 
kamen Änderungen im Steuersy- 
stem, die im wesentlichen Unterneh- 
men begünstigten. Sichtbares Zei- 
chen dieser Politik: der Anteil der 
Lohnsteuer am Steueraufkommen ist 
von 1989 bis 1995 von 33,9% auf 
37.0% gestiegen, der Anteil der Un- 
ternehmensteuern dagegen von 
14,3% auf 8,7% zurückgegangen. 
Das finanzpolitische Ziel, bei Sozial- 
leistungen einzusparen, wurde da- 
gegen nicht erreicht, weil eine stän- 
dig höhere Zahl von Empfängern, 
insbesondere von Arbeitslosengeld, 
-hilfe und Sozialhilfe, die geringeren 
Zahlbeträge pro Kopf kompensiert 
hat. 

Das jüngste Sparpaket der Bun- 
desregierung unter dem irreführen- 
den Titel „Programm für mehr 
Wachstum und Beschäftigung" ist 
das bisher einschneidenste und bei 
weitem unausgewogenste. Es unter- 
scheidet sich in seiner Ausrichtung 
von den Vorgängern insofern, als es 
ohne jeden Abstrich von der ange- 
botsorientierten Wirtschaftstheorie 
und von einer politischen Leitlinie 
der Deregulierung und Begünsti- 
gung der „Leistungsträgerm geprägt 
ist. Ein Blick auf die wichtigsten Maß- 
nahmen verdeutlicht sofort, wohin 
die Reise geht: Abschaffung der 
Vermögenssteuer, Senkung der Ge- 
werbesteuer, Kürzung der Entgelt- 
fortzahlung im Krankheitsfall auf 
80% und des Krankengeldes auf 
70%; erschwerter Rentenzugang 
nach längerer Arbeitslosigkeit, we- 
gen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit 
und Heraufsetzung des Rentenalters 

* Ottmar Schreiner MdB, 
sozinlpolitscher Sprecher der SPD-Bundestagsfrakrion 

für Frauen, Pseudoreform des Ar- 
beitsförderungsgesetzes, die erheb- 
liche Leistungskürzungen vorsieht 
und die Arbeitsmarktpolitik weiter 
amputiert durch den Wegfall des 
Bundeszuschusses zur Bundesan- 
stalt für Arbeit. Dazu kommt eine De- 
regulierung im Arbeitsrecht durch 
Wegfall des Kündigungsschutzes 
für Ca. 3 Mio Arbeitnehmer und Ar- 
beitnehmerinnen und eine Ein- 
schränkung bei Sozialplänen. 

Mit etwa 15 Jahren Verspätung 
möchte die Koalition Deutschland 
anscheinend auf den Weg führen, 
den die USA unter Reagan und 
Großbritannien unter Thatcher einge- 
schlagen haben. Begünstigt wird 
diese Strategie durch die weit vor- 
herrschende Meinung, daß es zu ei- 
nem harten Sparkurs keine Alternati- 
ve gäbe. Der Hinweis auf die Maas- 
tricht-Kriterien (maximal 3% jährliche 
Neuverschuldung, maximal 60% des 
Bruttoinlandsprodukts öffentliche 
Gesamtverschuldung) verstärkt den 
Druck. Quasi als selbstverständlich 
dargestellt wird dabei, daß bei einer 
Sozialleistungsquote von 33% er- 
heblich Luft im Sozialsystem beste- 
he. Gerade Sozialkürzungen konnte 
die Koalition bisher ohne politischen 
Schaden durchführen, weil sie mit 
der völlig überzogenen Mißbrauchs- 
debatte Beitragszahler und Soziallei- 
stungsempfänger gegeneinander 
ausgespielt hat. Dazu kommt ein Kli- 
ma der Angst, in dem die Opferbe- 
reitschaft der Bevölkerung ziemlich 
groß ist, wenn die Regierung dafür 
Stabilität und Sicherung der Arbeits- 
plätze verspric,ht. Steuersenkungen 
für Unternehmen werden in diesem 
Zusammenhang stets als Maßnah- 
men zum Erhalt der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit und zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen darge- 
stellt. 

Gewerkschaften, Sozialverbände, 
Kirchen und SPD gegen 
,,Kapitalismus pur" 

Die SPD hat das Sparpaket ener- 
gisch als ungerecht und unsozial an- 
geprangert. Ausgesprochen wichtig 
ist zudem der Schulterschluß mit 
den Gewerkschaften und Sozialver- 
bänden. Auch die beiden Kirchen 
haben auf höchster Ebene die Vorla- 
ge der Bundesregierung bemer- 
kenswert deutlich kritisiert. Der Sozi- 
algipfel am 7.18. Mai 96 war insofern 
gerade richtig terminiert. Schließlich 
hatte der DGB im März noch ver- 
sucht, in Gesprächen mit der Bun- 
desregierung und den Arbeitgebern 
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die Essentials des Sozialstaates zu 
retten. Es war ursprünglich nicht ab- 
zusehen, daß die Bundesregierung 
sogar einen offenen Wortbruch be- 
geht und sich einseitig auf die Seite 
der Arbeitgeber schlägt. Damit hat 
sie z.B. bei der Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall die Gewerkschaftsin- 
itiative für eigene Wahlkampfzwecke 
mißbraucht. In diese Strategie paßt 
auch die jüngste Weigerung der Ar- 
beitgeber, die Mindestlöhne am Bau 
für allgemeinverbindlich zu erklären 
und damit Lohn- und Sozialdumping 
durch Unternehmen mit Sitz im Aus- 
land zu unterbinden. Obwohl die 
Forderung nach einem Bündnis für 
Arbeit damit in der Praxis zunächst 
gescheitert ist, bleibt sie als grund- 
sätzliche Strategie richtig. Sie hat 
die Gewerkschaften in die Offensive 
gebracht. Jetzt sollten wir das Kon- 
zept zu einem Bündnis für Arbeit 
und soziale Gerechtigkeit ausbauen. 

Deutschland steht in der Tat vor 
einer grundsätzlichen Entscheidung. 
Es geht in erster Linie nicht um Fi- 
nanzen, sondern darum, ob das so- 
zialstaatliche Konsensmodell weiter 
trägt oder ob sich die Ellenbogenge- 
sellschaft als Strukturprinzip durch- 
setzt. Freie Marktwirtschaft („Kapita- 
lismus pur") oder soziale Marktwirt- 
schaft lautet die Wahl. Daß die SPD 
jetzt für die soziale Marktwirtschaft 
kämpfen muß, ist ein wenig Ironie 
des Schicksals, vor allem aber Folge 
von 14 Jahren konservative-liberaler 
Regierung und der weltweit vorherr- 
schenden Ideologie des schranken- 
losen Konkurrenzkampfes. Soziale 
Demokratie und eine Wirtschaftsord- 
nung, die Effizienz und soziale Ge- 
rechtigkeit verbindet, sind aber nach 
wie vor lohnende politische Ziele. 
Die SPD muß also ihre Reformvor- 
stellungen unter dieses Leitbild of- 
fensiv propagieren, dann besteht 
eine realistische Chance, die Regie- 
rung in die Defensive zu treiben und 
zum ersten Mal seit Jahren wieder 
eine klare Alternative bei den Wah- 
len zu präsentieren. Sie ist damit mo- 
mentan im Einklang mit einer großen 
Mehrheit der Wähler und Wählerin- 
nen. Nach Meinungsumfragen leh- 
nen 314 der Bevölkerung das Spar- 
paket ab. 

Wirtschaitspolitische 
Alternativen der SPD 

Wir dürfen uns bei der Auseinan- 
dersetzung nicht allein auf das Argu- 
ment krasser sozialer Ungerechtig- 
keit verlassen. Falls die Konjunktur 
wieder anspringt und 1998 sich die 
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I m November 1989 begann in Bul- 
garien das Ende des autoritären 
Staatssozialismus. Dieser Prozeß 

war u.a. bestimmt auch das Fehlen 
einer eigenen bulgarischen Dissi- 
dentenbewegung. Opposition in Bul- 
garien spielte sich in den 80er Jah- 
ren meist in der Kommunistischen 
Partei ab. Doch die Hoffnung, daß 
sich so die Fehler anderer Regierun- 
gen beim Transformationsprozeß 
vermeiden ließen, erfüllten sich nur 
teilweise. Die Folgejahre waren in 
Bulgarien von politischen Instabilitä- 
ten bestimmt. Im Juni 1990 gewan- 
nen die Sozialisten die ersten freien 
Wahlen. Sie mußten ihre Macht aber 
bereits nach erneuten Wahlen im 
Oktober 1991 an die antikommunisti- 
sche Union der Demokratischen 
Kräfte (SDS) abtreten. Nach Abspal- 
tungen und internen Streitigkeiten 
verlor die SDS bereits ein Jahr spä- 
ter ihre Mehrheit. So trat unter Mini- 
sterpräsident Berov (SDS) im De- 
zember 1992 ein Kabinett an, das 
von der Tolerierung durch die Sozia- 
listische Partei (BSP) abhing, bis 
diese 1994 Berov nach Streitigkeiten 
über Berovs unzureichende Sozial- 
politik stürzte. 

Aus den Neuwahlen im Dezem- 
ber 1994 ging die Listenverbindung 
aus BSP, Bauernpartei und Umwelt- 
bewegung "Ekoglasnost" als Siege- 
rin hervor und erreichte eine absolu- 
te Mehrheit (125 der 240 Parla- 
mentssitze). Deutlich geschlagen 
die übrigen Parteien: SDS (69 Sitze), 
die SDS-Abspaltung Volksunion (18 
Sitze). die Bewegung für Rechte und 
Freiheit (DPS) der türkischen Min- 
derheit (15) und der Business-Block 
(13). Die Versuche der BSP, den- 
noch eine Koalitionsregierung zu bil- 
den, scheiterten. So bildete Minister- 
präsident Jean Videnov eine Regie- 
rung, in der die BSP zehn. die Bau- 
ernpartei vier, Ekoglasnost einen 
und Parteilose fünf Minister stellen. 
Damit ist es erstmals seit 1989 ge- 
lungen. eine stabile Regierung zu 
bilden, die eine Legislaturperiode 
überstehen kann. 

Die Bulgarische Sozialdemokrati- 
sche Partei (BSDP) spielt in der poli- 
tischen Landschaft Bulgariens nur 
noch eine untergeordnete Rolle. 
1989 war sie die erste legalisierte 
Oppositionspartei, gegründet von 
ehemaligen politischen Häftlingen. 
Schon bald wurde sie in die Soziali- 
stische Internationale (SI) aufgenom- 
men. Doch ein ständig betonter Anti- 
sozialismus und strengste Aufnah- 
mekriterien für neue Parteimitglieder 

ließ die BSDP in die Bedeutungslo- 
sigkeit abwandern. Zu den Wahlen 
1994 trat sie schon nur noch in ei- 
nem Vielparteienbündnis an, daß je- 
doch an der 4%-Klausel scheiterte, 
woraufhin die BSDP ein Wahlbünd- 
nis mit der SDS für die Kommunal- 
wahlen 1995 schloß, die jedoch die 
BSP deutlich gewann. Heute bezieht 
die BSDP ihre einzige Bedeutung 
noch aus ihrer exklusiven SI-Mit- 
gliedschaft. Ein Umstand, der auch 
vielen innerhalb der SI Kopfschmer- 
zen bereitet. Da es innerhalb der SI 
Usus ist, daß Mitgliedsparteien qua- 
si ein Veto gegen die Aufnahme neu- 
er Mitglieder aus ihrem jeweiligen 
Land haben, kann die BSDP faktisch 
mit ihrer sturen Blockadehaltung die 
SI im bulgarischen Kontext zur Be- 
deutungslosigkeit verdonnern. 

Nach der Regierungsübernahme 
durch die BSP haben sich die Aus- 
einandersetzungen zwischen Kon- 
servativen und Sozialisten unverän- 
dert fortgesetzt. Staatspräsident 
Sheljev (SDS) erklärte wiederholt öf- 
fentlich, daß die BSP den alten 
Staatssozialismus wiederherstellen 
wolle und warf ihr vor, außenpolitisch 
sich den russischen Interessen un- 
terzuordnen. Hintergrund für diese 
Äußerungen ist die Auffassung Vide- 
novs, daß ein NATO-Beitritt Bulgari- 
ens nicht gegen den erklärten Willen 
Rußlands erfolgen könne. Einen we- 
sentlichen Streitpunkt stellte außer- 
dem die Landwirtschaftspolitik dar. 
Zwar befürworten alle Parteien eine 
Bodenreform, die die Restitution des 
ehemaligen Bodeneigentums vor- 
sieht. Doch die BSP änderte die zu- 
vor von der SDS verabschiedeten 
Bodengesetze dahingehend, daß 
die Bildung von landwirtschaftlichen 
Kooperativen erleichtert wird. Da der 
größte Teil der Landwirte weniger als 
10 Hektar Land besitzen, sieht die 
BSP einzig in der Herausbildung ko- 
operativer Formen der Landwirt- 
schaft eine Chance zur effektiven 
Nutzung des Landes. In den vergan- 
genen Monaten haben sich diese 
Spannungen weiter verschärft, 
nachdem Sheljev gegen eine Reihe 
wichtiger Gesetze sein Veto einleg- 
te. Die bevorstehenden Präsident- 
schaftwahlen werfen ihren Schatten 
voraus. 

Die Sozialistische Partei 
Bulgariens - ein Kompromiß? 

Die BSP ist ein Kompromiß zwi- 
schen Reformkräften und alter kom- 
munistischer Elite. Dies wird auch im 
regierungsamtlichen Handeln immer 

Bulgarien: 
auf dem Weg 

zur Stabilisierung 
von Heiko Kretschmer* 

wieder deutlich. So wird dem Anfang 
1995 vorgelegten Verteidigungs- 
weißbuch allgemein vorgeworfen, 
den alten kommunistischen Duktus 
zu pflegen. Dennoch hat die BSP im 
Vergleich zu anderen ehemaligen 
Staatsparteien eine erfreuliche Ent- 
wicklung hinter sich. So ist es ihr 
vielfach gelungen, sich zu öffnen, al- 
tes Denken zu überwinden, ohne 
gleich neoliberalen Marktradikalis- 
men zu folgen, wie dies beispiels- 
weise in Ungarn oder Polen ge- 
schah. 

Die BSP ist 1989 direkt aus der 
Kommunistischen Partei hervorge- 
gangen, als der Reformflügel inner- 
parteilich die Mehrheit errang. Dabei 
stellt die BSP den Versuch dar, die 
Partei langsam in eine moderne so- 
zialistische Partei zu transformieren, 
um nicht die Massenbasis in der Ge- 
sellschaft zu verlieren - Ende 1995 
hatte die BSP immerhin 350.000 Mit- 
glieder bei 8,s Millionen Einwohnern. 
Heute sind sämtliche Mitglieder der 
politischen Führungsorgane der Par- 
tei ausgesprochen jung und alle- 
samt noch keine fünf Jahre in der 
Verantwortung. Dem steht eine völlig 
überalterte Parteibasis (50% über 60 
Jahre) gegenüber, während die 
Wählerlnnenbasis der Partei in etwa 
der einer linken Volkspartei ent- 
spricht. Schwierigkeiten hat die BSP 
insbesondere damit, bulgarische In- 
tellektuelle an sich zu binden. 

Dies Diskrepanz zwischen Füh- 
rung und Parteibasis spiegelt sich 
auch bei Betrachtung der beiden 
wichtigsten innerparteilichen Platt- 
formen wider: die Vereinigung für 
Soziale Demokratie (VSD) und die 
Marxistische Plattform (MP), deren 

Die BSP stellt 
den Versuch dar, 
die ehemalige 
Kommunistische 
Partei langsam in eine 
moderne sozialisti- 
sche Partei zu 
transformieren, um 
nicht die Massenba- 
sis in der Gesellschaft 
zu verlieren - Ende 
1995 hatte die BSP 
immerhin 350.000 
Mitglieder bei 
8.5 Millionen 
Einwohnern. 
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Bemerkenswert ist 
jedoch auch, wie 

schwer sich die 
Bundesregierung 

tat, in der Bevdlke- 
rung Zustimmung filr 

ihre - nicht einmal 
ungeschickt 

angelegte - Politik 
der sukzessiven 
Gewdhnung an 

milit4rische Aus- 
landseinsätze zu 
erhalten (Kambo- 

dscha, Somalia, 
. Bosnien). 

Die Betroffenheit der übrigen Gesell- 
schaft bleibt doch relativ gering - die 
Finanzierung der Truppe über den 
Staatshaushalt wird, wenn sie über- 
haupt wahrgenommen wird, ohnehin 
als unvermeidlich angesehen. Die 
Konstruktion einer deutschen Be- 
rufsarmee würde eben jene Tenden- 
zen befördern, die auf die weitere 
Segmentierung der Gesellschaft und 
auf die Entpolitisierung des Politi- 
schen hinauslaufen. 

Perspektiven der 
Friedensbewegung 

Der Friedensbewegung muß es 
aber gerade um die Wiedergewin- 
nung des politischen Raums gehen. 
Hierzu ist ihre Rekonstituierung als 
politische Bewegung notwendige 
Voraussetzung. Was könnte das hei- 
ßen? Vielleicht ist hierzu ein kriti- 
scher Rückgriff auf verallgemeiner- 
bare Erfahrungen der Friedensbe- 
wegung der 80er Jahre hilfreich. De- 
ren größte Leistung bestand ja wohl 
darin, in der friedens- und sicher- 
heitspolitischen Debatte die Mei- 
nungsführerschaft gewonnen zu ha- 
ben. Dies gelang gegen den massi- 
ven Widerstand einer fast geschlos- 
senen Phalanx aus etablierten Par- 
teien, Gewerkschaften und veröf- 
fentlichter Meinung. Die von der - 
damals noch sozialdemokratisch ge- 
führten - Bundesregierung als 
„Nachrüstung" bezeichnete Aufstel- 
lung landgestützter atomarer Mittel- 
streckenraketen (Pershing 2) in Mit- 
teleuropa wurde von der Friedens- 
bewegung als Versuch der NATO 
bewertet, im Rüstungswettlauf mit 
dem Warschauer Pakt einen ent- 
scheidenden strategischen Vorteil 
zugunsten der USA zu erringen, wo- 
mit zugleich die langjährige, auf dem 
Prinzip der gegenseitigen militäri- 
schen Abschreckung beruhende 
Pattsituation („Gleichgewicht des 
Schreckens") zwischen den Blöcken 
aufgehoben würde. Da im Szenario 
eines auf Europa begrenzten atoma- 
ren Krieges die Bundesrepublik das 
zentrale Schlachtfeld abgegeben 
hätte, sahen sich zunehmende Teile 
der bundesdeutschen Bevölkerung 
unmittelbar in ihrer Existenz bedroht 
und begannen, sich gegen diese 
Gefahr zur Wehr zu setzen. 

Es gehörte zur politischen Klug- 
heit und Stärke der damaligen Frie- 
densbewegung, den Massenprotest 
ausschließlich auf diesen einen 
Punkt zu konzentrieren. Dies hieß 
nicht, daß in der Friedensbewegung, 
die schon damals zahlreiche politi- 

sche oder weltanschauliche Spek- 
tren vertrat, nicht auch andere, über 
die „Raketenfragem hinaus gehende 
Probleme thematisiert worden wä- 
ren. Die der bipolaren Welt entspre- 
chende „Abschreckungsdoktrin" 
2.B. wurde genauso in Frage gestellt 
wie der immer irrationalere Formen 
annehmende Rüstungswettlauf; die 
Rolle der Bundeswehr geriet ebenso 
in die Kritik wie die Rüstungsindu- 
strie und der internationale Waffen- 
handel; auch die internationale Soli- 
darität mit revolutionären jungen De- 
mokratien (z.B. Nicaragua) oder mit 
der Anti-Apartheid-Bewegung Süd- 
afrikas gehörte hierher. Auf einen 
Punkt bezogener Minimalkonsens 
(gegen die Raketenstationierung) 
auf der einen Seite, friedenspoliti- 
sche Vielfalt und Ausdifferenzierung 
(je nach politisch-ideologischer Her- 
kunft oder nach Interesse) auf der 
anderen Seite - das mußte sich nicht 
ausschließen, sondern verlieh der 
neuen Massenbewegung eine Art 
kreative Spannung, die sie über ei- 
nen längeren Zeitraum am Leben er- 
hielt. Im explosionsartigen Massen- 
protest gegen den Golfkrieg 1991 
und selbst noch in der breiten Ableh- 
nungsfront gegen die Atomtestserie 
der Chirac-Regierung im Sommer1 
Herbst 1995 schlugen sich Spätfol- 
gen der vorausgegangenen frie- 
denspolitischen Aufklärungsarbeit 
nieder. 

Wenn man sich heute fragt, was 
von der Friedensbewegung der 80er 
Jahre noch übrig geblieben ist, so 
wird man nüchtern feststellen müs- 
sen, daß in quantitativer Hinsicht nur 
noch ein Bruchteil dessen aufzufin- 
den ist, was einmal vorhanden war. 
In qualitativer Hinsicht dürfte die Bi- 
lanz wesentlich besser ausfallen. 
Gewiß: Es gibt untrügliche Zeichen 
dafür, daß die Militarisierung der 
deutschen Außenpolitik in den 90er 
Jahren auch die Köpfe eines be- 
trächtlichen Teils der Bevölkerung 
erfaßt hat. Vor allem unter dem Ein- 
druck der Ohnmacht der Friedens- 
bewegung gegenüber dem furcht- 
baren Krieg im ehemaligen Jugosla- 
wien begannen sogar frühere Frie- 
densaktivisten, für ein militärisches 
Eingreifen der UNO bzw. der NATO 
gegen den vermeintlichen Alleinag- 
gressor Serbien zu plädieren. 

Bemerkenswert ist jedoch auch, 
wie schwer sich die Bundesregie- 
rung tat, in der Bevölkerung Zustim- 
mung für ihre - nicht einmal unge- 
schickt angelegte - Politik der suk- 
zessiven Gewöhnung an militärische 
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Auslandseinsätze zu erhalten (Kam- 
bodscha, Somalia, Bosnien). Es ist 
bis heute zweifelhaft, ob es für Out- 
of-area-Einsätze der Bundeswehr 
eine eindeutige Mehrheit in der Be- 
völkerung gibt - sie ist ja nicht ge- 
fragt worden. Das in den 80er 
Jahren entstandene, auf Frieden und 
Abrüstung orientierte Streben großer 
Teile der (west-)deutschen Bevöl- 
kerung (in der damaligen DDR, so 
scheint mir, war dieses Streben noch 
wesentlich stärker verbreitet) be- 
stimmt ihr Denken und Fühlen bis 
heute. Und diese Langzeitwirkung 
hat die Friedensbewegung nicht 
allein durch ihre Anti-Raketen-Politik 
erzielt, sondern vor allem auch 
durch die lnitiierung einer umfassen- 
den friedenspolitischen Diskussion. 
Solche Diskussionen konnten in 
dieser Intensität und in dieser Breite 
über einen längeren Zeitraum 
allerdings nur geführt werden, weil 
die Auseinandersetzung um die 
Raketenstationierung die Öffentlich- 
keit für solche Diskussionen auf- 
geschlossen und bereit gemacht 
hat. 

Aus diesem Befund lassen sich 
drei überraschend einfache Konse- 
quenzen ziehen: Erstens sollte die 
Friedensbewegung ihre gewonnene 
inhaltliche Breite und organisatori- 
sche Vielfalt pflegen. Nichts wäre 
schädlicher als der Versuch, der 
Friedensbewegung eine Hierarchie 
relevanter Themen oder gar eine ein- 
heitliche Tagesordnung verpassen 
zu wollen. Zweitens sollte darauf ge- 
achtet werden, daß die Friedensbe- 
wegung neben der aufwendigen Mit- 
arbeit an aktiver ziviler Konfliktbear- 
beitung und humanitärer Arbeit noch 
genügend Raum und Zeit zur -wenn 
man so will: traditionellen - politi- 
schen Aufklärungsarbeit bleibt. Der 
politische Druck auf Parlament und 
Regierung bleibt unverzichtbar. Und 
drittens wird es darum gehen müs- 
sen, jenen archimedischen Punkt zu 
finden, an dem sich die verschiede- 
nen friedenspolitischen Themen und 
Zugänge mit der unmittelbaren Be- 
troffenheit großer Bevölkerungs- 
gruppen überschneiden. Natürlich 
ist es nicht möglich, umstandslos an 
die „alten Zeiten" der Friedensbewe- 
gung anzuknüpfen - dazu haben 
sich viel zu viele politische Parame- 
ter verändert. Ein gemeinsames poli- 
tisches Projekt könnte aber dazu 
dienen, neue politische Zugänge zu 
einer Veränderung der deutschen 
Außen- und Sicherheitspolitik zu öff- 
nen. 
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Arbeitsmarktlage wieder verbessert, 
wird die Gerechtigskeitsdebatte 
nämlich in den Hintergrund treten. 
Dann ist auf einmal die Koalition für 
die Schaffung von Arbeitsplätzen 
zuständig und für die SPD bleibt nur 
die Rolle des ..Betriebsrates der Na- 
tion". d.h. die der sozialen Abfede- 
rung des Strukturwandels. Das 
reicht nicht aus für die Wahlen. Des- 
halb müssen wir unsere wirtschafts- 
und arbeitsmarktpolitischen Alterna- 
tiven nach vorne bringen. Die Aus- 
einandersetzung ist dadurch kompli- 
ziert, weil einzelne Maßnahmen wie 
die Existenzgründungsoffensive und 
eine Eindämmung des Anstiegs der 
Personalausgaben durchaus zustim- 
mungsfähig sind. über eine Befrei- 
ung der Betriebe von der Vermögen- 
steuer Iäßt sich zumindest reden, 
wenn die Finanzierung gesichert ist. 
Es darf aber durch punktuelle über- 
einstimmung nicht der Eindruck ei- 
nes großen Konsenses entstehen. 
Im Gegenteil: insgesamt führt das 
Sparpaket sogar zu noch mehr Ar- 
beitslosigkeit. Es wird aber den eu- 
ropaweiten Aufschwung später nicht 
verhindern. Eine rasche Gegenreak- 
tion tut also Not. 

Das SPD-Präsidium hat bereits 
unmittelbar nach Vorstellung des 
Sparpaketes der Bundesregierung 
in der Öffentlichkeit eine sozialde- 
mokratische Alternative „Zur Flick- 
schusterei der Regierung Kohl" vor- 
gelegt. Das Programm unter dem Ti- 
tel „Zukunft sichern - Zusammenhalt 
stärken" enthält neben sinnvollen 
und sozialverträglichen Sparmaß- 
nahmen den Einstieg in eine Reform 
von Steuern und Sozialabgaben. so- 
wie wichtige Impulse zur Ausweitung 
der Beschäftigung. Schon in der 
Ausgangsanalyse gibt es einen fun- 
damentalen Unterschied zur Regie- 
rungskoalition. Nach unserer Mei- 
nung liegt der Schlüssel zur Lösung 
der finanziellen und sozialen Proble- 
me in einer Stärkung von Wachstum 
und Beschäftigung: mehr Wachstum 
und Beschäftigung helfen den Haus- 
halten von Bund. Ländern und Ge- 
meinden aus der Misere. Wer die so- 
zialen Sicherungssysteme vor dem 
Kollaps retten will, muß aus Lei- 
stungsempfängern wieder Beitrags- 
zahler machen. Unser Steuer- und 
Abgabensystem ist am Beschäfti- 
gungsverhältnis ausgerichtet, d.h. 
solange Massenarbeitslosigkeit 
herrscht, bleibt dieses System unter 
dem doppelten Kostendruck. daß 
bei zurückgehenden Einnahmen die 
Ausgaben steigen. Die gesamtfiska- 

lischen Kosten der Arbeitslosigkeit 
belaufen sich 1996 auf Ca. 165 Mrd. 
DM. 

Mit dem Sparpaket der Bundes- 
regierung werden jedoch die Kosten 
der Arbeitslosigkeit weiter zuneh- 
men und damit Einsparungen an an- 
derer Stelle zunichte machen. Dazu 
kommt die selbst unter konservati- 
ven Experten (Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute im Frühjahrsgut- 
achten) wichtige Einschätzung, daß 
der Export derzeit die einzige Stütze 
der Konjunktur ist. Es fehlt die Bin- 
nennachfrage. Die SPD wird sich da- 
her nicht an dem aussichtslosen wie 
schädlichen Versuch beteiligen, die 
konjunkturell bedingten Steueraus- 
fälle durch sofort wirkende Sparmaß- 
nahmen zu kompensieren. Sie wird 
stattdessen ein-verläßliches Konsoli- 
dierungskonzept vorlegen, in dem 
das strukturelle Defizit beseitigt 
wird. 

Lastenausgleich, 
ökologische Steuerreform, 
Arbeits- und Strukturförderung 

Deshalb wollen wir den Solidari- 
tätszuschlag durch einen fairen La- 
stenausgleich ablösen. der die gro- 
ßen Privatvermögen belastet und an- 
dererseits die Kaufkraft der Massen- 
einkommen stärkt. Deshalb wollen 
wir einen Einstieg in die ökologische 
Steuerreform, die Anreize für die 
Nutzung umweltverträglicher. ener- 
giesparender Produkte selbst und 
so auch Impulse für die Produktion 
und Beschäftigung im Umweltbe- 
reich gibt. Zugleich - das ist momen- 
tan eine zentrale Forderung -, wer- 
den mit dem Aufkommen aus den 
Energiesteuern der Bundeszuschuß 
zur Bundesanstalt erhöht und die 
Beiträge zur Arbeitslosenversiche- 
rung zunächst um 2%-Punkte ge- 
senkt. Einige Nachbarländer haben 
hiermit bereit gute Erfahrungen ge- 
macht. Die bloße Umstellung der 
KfZ-Steuer nach Umweltkriterien, 
wie sie die Bundesregierung plant, 
ist zwar nicht falsch, aber völlig un- 
zureichend und eher ein Ablen- 
kungsmannöver. 

Mit einem neuen Arbeits- und 
Strukturförderungsgesetz wollen wir 
das unzureichende und immer wei- 
ter verstümmelte Arbeitsförderungs- 
gesetz ablösen. Damit sollen die Ar- 
beitsämter den Arbeitslosen und 
den von Arbeitslosigkeit bedrohten 
direkt und schon kurzfristig Hilfe an- 
bieten. Dadurch können im Jahres- 
durchschnitt Ca. 500.000 Menschen 
aus der Arbeitslosigkeit herausfin- 

den. Dies ist auch deshalb beson- 
ders wichtig, weil im Zuge des wirt- 
schaftlichen Strukturwandels durch 
umweltgerechtes Wirtschaftswachs- 
turn nicht genug und nur allmählich 
neue Arbeitsplätze entstehen. Die 
menschliche Arbeitskraft kann aber 
nicht auf Jahre ,.geparkt" werden. 
Wir wollen Arbeit fördern statt Ar- 
beitslosigkeit bezahlen, berufliche 
Qualifizierung als besonders wichti- 
gen Standortfaktor aufbauen, Lang- 
zeitarbeitslosigkeit gezielt bekämp- 
fen und für Frauen mit Quotierung, 
besonderen Hilfen z.B. nach zwi- 
schenzeitlicher Unterbrechung der 
Erwerbstätigkeit besondere Instru- 
mente in die Hand geben. Wichtig ist 
auch eine Kombination mit der regio- 
nalen Wirtschaftsförderung und ge- 
nerell eine Ausrichtung an den Be- 
dürfnissen der Regionen. Dazu ge- 
hört die volle Einbeziehung erwerbs- 
fähiger Sozialhilfeempfänger, um 
das ineffektive Nebeneinander von 
Arbeits- und Sozialämtern zu been- 
den. 

Weitere wichtige Elemente unse- 
res Zukunftsprogramms sind die Be- 
seitigung des Mißbrauchs der Ge- 
ringfügigkeitsgrenze in der Sozial- 
versicherung, ein wirkungsvolles 
Entsendegesetz, in dem der Grund- 
satz gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
am gleichen Ort durchgesetzt wird, 
eine Regelung zur Reduzierung von 
Überstunden und eine generelle 
Teilzeitförderung (nicht nur bei der 
Altersteilzeit). Bei wirtschafts- politi- 
schen Maßnahmen geht es vor allem 
darum, Investitionen und Innovatio- 
nen gezielt anzureizen, eine Exi- 
stenzgründungswelle auszulösen 
und zukunftsorientierte Investitionen 
z.B. im Umwelt- und Klimaschutz, 
bei den Informations- und Telekom- 
munikationstechniken und den Aus- 
bau transeuropäischer Netze zu ge- 
währleisten. Der angestrebte Umbau 
des Steuersystems muß durch ein 
Aktionsprogramm gegen Wirt- 
schaftskriminalität und Steuerhinter- 
ziehung ergänzt werden. Schließlich 
soll das ganze Programm in eine eu- 
ropäische Beschäftigungsinitiative 
eingebunden werden. Es kann nicht 
oft genug betont werden, daß der 
ehemalige EU-Präsident Delors mit 
seinem Weißbuch für Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäf- 
tigung schon 1993 sinnvolle Vor- 
schläge gemacht hat, die bisher 
aber nicht umgesetzt wurden. Nicht 
zuletzt die Bundesregierung hat im- 
mer wieder hinhaltenden Widerstand 
geleistet. 

Es fehlt die Binnen- 
nachfrage. Die SPD 
wird sich daher nicht 
an dem aussichts- 
losen wie schadlichen 
Versuch beteiligen, 
die konjunkturell 
bedingten Steuer- 
ausf~lle durch sofort 
wirkende Spar- 
maßnahmen zu 
kompensieren. 
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Es wurde mal wieder den bayerischen Genosslnnen eine 
gemeinsame Position zu formulieren 
und an dieser Stelle Forderungen 
nach einer Negativsteuer und einem 
staatlich subventionierten Recht auf 
Faulheit einmal mehr eine deutliche 
Absage zu erteilen. 

Zum Bereich ,.Jugend, Beruf. So- 
zialstaat" kam der wesentliche An- 
trag aus Kernbezirken der Juso-Lin- 
ken. welcher die Ausbildungskrise 
und die Zunahme neokonservativer 
Orientierungen bei Jugendlichen in 
die aktuelle Standortauseinanderset- 
zung einordnet. Ausgehend von be- 
trieblichen und gesellschaftlichen 
Umbruchsprozessen wird die Re- 
form der beruflichen Bildung als zen- 
trales Reformprojekt dargestellt. 

In der aktuellen Debatte um ver- 
schiedene Konzepte einer ökologi- 
schen Steuerreform lehnte der links- 
sozialistische Teil des Verbandes 
die marktgläubigen Ansätze aus 
dem „undogmatischenm Lager und 
v.a. das Modell der SPD ab und for- 
derte statt der prinzipiellen Aufkom- 
mensneutralität einer Oko- teuer die 
Verwendung der Einnahmen für ein 
ökologisches Zukunftsinvestitions- 
Programm sowie weitere Regulie- 
rungsmechanismen. 

scheidenden Faktor der Verände- 
rung. An dieser Stelle sind neben al- 
ler theoretischer Positionierung auch 
ganz praktische Ansätze möglich: 
Mit ihrem zukünftigen Solidaritäts- 
Projekt „Energieversorgung durch 
die Sonne: Unsere Schule auf 
Cuba!" können Jusos ihren Beitrag 
zur Schaffung einer gerechteren 
Weltordnung leisten und zugleich 
dem 'nationalen' Schlüsselprojekt 
zum solaren Umbau einen neuen 
Schub verleihen. 

Zur heftigsten Kontroverse kam 
es in Hannover bei der friedenspoliti- 
schen Debatte. Der Bezirk Nieder- 
rhein - an dieser Frage selbst ge- 
spalten - vollführte den Tabubruch, 
erstmals auf einem Juso-Bundes- 
kongreß neben der Notwendigkeit 
von UN-Blauhelm-Missionen auch 
Kampfeinsätze als 'ultima ratio' zu 
fordern. Hier zeigte sich am deutlich- 
sten die strukturelle Mehrheit der lin- 
ken Teile des Verbandes: Statt des 
niederrheinischen Antrages wurden 
die vom Arbeitskreis Frieden einge- 
brachten friedenspolitischen Leitlini- 
en beraten und mit großer Mehrheit 
beschlossen. 

Die einzige Niederlage hatte die 
Juso-Linke in der Debatte um die eu- 
ropäische Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion (EWWU) hinzunehmen. 
Der Antragsentwurf des Bundesvor- 
standes bekräftigte zwar die Ableh- 
nung der rein stabilitätsorientierten 
Konvergenzkriterien und forderte die 
demokratische Ausgestaltung der 
Europäischen Zentralbank, doch 
konnte sich der Kongreß nicht zu 
dem Eingeständnis durchringen, die 
EWWU zum geplanten Zeitpunkt ab- 
zulehnen und damit zu verschieben, 
wie es eigentlich in der Logik des 
Antrages angelegt war. 

Wirkungsweise eines politischen 
Mechanismus, der als Zementierung 
der Dichotomie zwischen - dominan- 
ter - militärischer und - plazebohafter 
- ziviler Komponente bezeichnet 
werden könnte. In bezug auf den 
Bürgerkrieg im ehemaligen Jugosla- 
wien hat s i ~ h  SO etwas wie eine „Ar- 
beitsteilung" herausgebildet zwi- 
schen der auch die militärische Kar- 
te einkalkulierenden Außenpolitik 
der Bundesregierung und der vielfäl- 
tigen humanitären Arbeit karitativer 
intermediärer Organisationen und 
von Friedens- und Menschenrechts- 
gruppen. Während viele dieser 
Gruppen in dieses mühsame Ge- 
schäft viel Zeit und Energie investier- 
ten, nahmen die Aufklärungsarbeit 
über Ursachen und mögliche Per- 
spektiven des Konflikts und der poli- 
tische Druck auf die Bonner Regie- 
rung stark ab. Eine ähnliche Arbeits- 
teilung existiert übrigens mittlerweile 
auch zwischen den zahlreichen 
Staatsgewalten und den vielen 
NGOs (Nicht-Regierungsorganisa- 
tionen). Letztere sind 2.B. dort ganz 
gern gesehen und werden auch 
schon mal von der Weltbank finanzi- 

ell unterstützt, wo der Arm der Re- 
gierungen nicht hinreicht, bzw. wo 
NGOs größeres Vertrauen bei betrof- 
fenen Bevölkerungsgruppen genie- 
ßen als offizielle Regierungsvertre- 
ter. 

Damit ist ein zentraler strategi- 
scher Punkt angesprochen, der die 
Friedensbewegung künftig sehr 
stark beschäftigen wird: Wie muß 
das Verhältnis von notwendiger hu- 
manitärer und ebenso notwendiger 
politischer Arbeit aussehen, damit 
weder das eine zu kurz kommt, noch 
das andere vernachlässigt wird? Es 
wäre in meinen Augen eine Horror- 
vorstellung, wenn bei künftigen re- 
gionalen Konflikten die Bundeswehr 
- im „Bündnisu oder allein, mit oder 
ohne UNO-Mandat - ihrem Hand- 
werk ungestört nachgeht, während 
oder weil Friedens- und Menschen- 
rechtsgruppen alle Hände voll zu tun 
haben, hier ein paar Wunden zu hei- 
len und dort ein paar Opfern zu hel- 
fen. Es kann nicht angehen, militäri- 
sche Optionen und Operationen fak- 
tisch zu legitimieren, indem humani- 
täre Arbeit nur noch komplementär 
betrachtet und nicht mehr als Alter- 

native zu ihnen ins Spiel gebracht 
wird. 

Die angekündigte Umstrukturie- 
rung der französischen Wehrpflicht- 
armee zu einer reinen Berufsarmee 
könnte diesen Befürchtungen indi- 
rekt weitere Nahrung geben. Die Ar- 
mee wird damit vollends aus der Ge- 
sellschaft herausgenommen, „entzi- 
vilisiert" und als quasi private Trup- 
pe professioneller Kriegsspeziali- 
sten der Regierung zur Verfügung 
gestellt. Daß eine solche Streitkräfte- 
reform in der Bundesrepublik ausge- 
rechnet von bündnisgrüner Seite so 
emphatisch begrüßt und auch der 
Bundeswehr als Vorbild anempfoh- 
len wird, zeugt nicht nur von einem 
unsensiblen und kenntnisarmen Um- 
gang mit der deutschen Geschichte, 
sondern auch von einem erschrek- 
kenden Unvermögen, gegenwärtige 
und zukünftige Entwicklungen in 
Staat und Gesellschaft politisch zu 
analysieren. Mögen die freiwilligen 
„war professionals" doch in fremden 
Ländern im Regierungsauftrag ir- 
gendwelche „nationalenu Kastanien 
aus dem Feuer holen und sich im Ex- 
tremfall selbst blutige Nasen holen: 

Politik gemacht ... 

Es kann nicht 
angehen, militd- 
fische Optionen und 
Operationen faktisch 
zu legitimieren, 
indem humanitdre 
Arbeit nur noch 
komplementdr 
betrachtet und nicht 
mehr als Alternative 
zu ihnen ins Spiel 
gebracht wird. 

Juso-Bundeskongreß am 3. - 5. Mai 1996 
in Hannover 

von Barbara König und Benny Mikfeld* 

achdem auf dem letzten or- 
dentlichen Juso-Bundes- 
kongreß in Gera aggressive 

Personalquerelen und inhaltsleere 
Geschäftsordnungsdebatten den 
Verband in die politische Belanglo- 
sigkeit katapultiert hatten, geht von 
Hannover vor allem ein Signal aus: 
Die Jusos haben ihre 95er Chaos- 
Tage vorläufig hinter sich gelassen 
und sind wieder fähig zu solider in- 
haltlicher Arbeit. Sie bewiesen sich 
selbst, daß sie bei zentralen gesell- 
schaftlichen Themen konstr~ktiv um 
Positionen streiten können. Aber sie 
bewiesen es sich eben nur selbst - 
die Öffentlichkeit nahm beispielswei- 
se vom Juso-Urteil über das ge- 
scheiterte „Bündnis für Arbeit" oder 
von der Diskussion mit der Parteipro- 
minenz keine Notiz. Dies lag nicht 
nur daran, daß Schlammschlachten 
um angebliche Wahlfälschungen 
spektakulärer als fundierte Antrags- 
beratungen sind, sondern auch an 
den fehlenden großen Botschaften. 
Gleichwohl konnten in den zentralen 
Bereichen „Jugend und Sozialstaat" 
sowie internationaler Politik wichtige 
Etappen für eine inhaltliche und stra- 
tegische Weiterentwicklung der Ju- 
sos beschritten werden. 

Der Schwerpunkt des 
Kongresses war der 

internationalen Politik 
gewidmet. Jahrelang 

ein Stiefkind der 
Jusos, soll der 

Internat-Bereich im 
Vorfeld des Festivals 

der sozialistischen 
Jugendinternationale 

(IUSY) zu neuem 
Glanz erstrahlen. 

Schwerpunkt: Internationa- 
lisierung der Juso-Politik 

Der Schwerpunkt des Kongres- 
ses war der internationalen Politik 
gewidmet. Jahrelang ein Stiefkind 
der Jusos, soll der Internat-Bereich 
im Vorfeld des Festivals der soziali- 
stischen Jugendinternationale 
(IUSY) zu neuem Glanz erstrahlen. In 
einem knappen Antrag wurden die 
Rahmenbedingungen für eine ge- 
rechtere Weltwirtschaftsordnung ab- 
seits von „Casino-Kapitalismus" und 
globalen Deregulierungstendenzen 
abgesteckt. Den analytischen Hin- 
tergrund für diese Forderungen lie- 
ferte ein umfassender Beschluß, der 
die Globalisierung der Ökonomie un- 
ter den Prämissen der Standortkon- 
kurrenz zum Ausgangspunkt soziali- 
stischer Kritik macht. Für Jusos er- 
gibt sich als strategisches Hand- 
lungsfeld die Forcierung einer Politik 
der Nord-Süd-Allianzen, die im we- 
sentlichen eine arbeitsteilige Regio- 
nalisierung ökonomischer Prozesse, 
eine nachhaltige Industrie- und 
Strukturpolitik unter Umverteilungs- 
aspekten sowie eine regionalisierte 
Sicherheitspolitik beinhaltet. Im Zu- 
sammenhang mit dem angestrebten 
weltweiten sozial-ökologischen Um- 
bau wird die Energiepolitik zum ent- 

"I ' rar .. 

Juso-Linke als Gestaltungskraft 
Die entscheidenden Impulse ka- 

men in Hannover aus den Reihen der 
Juso-Linken. In der Debatte um das 
von der IG Metall initiierte „Bündnis 
für Arbeit" machte sie deutlich, daß 
das Bündnis endgültig an der Blok- 
kadehaltung von Arbeitgebern und 
Bundesregierung gescheitert ist und 
forderte stattdessen eine „Zukunfts- 
offensive Arbeit und Ausbildung für 
alle!" in Form von fünf wesentlichen 
Eckpunkten linker Vollbeschäfti- 
gungspolitik. Dabei gelang es, mit 

Immer Ärger mit Oskar 
Nach dem Auftritt Björn Eng- 

holms auf dem außerordentlichen 
Bundeskongreß 1992 erwies den Ju- 
sos erstmals wieder ein sozialdemo- 
kratischer Parteivorsitzender die 
Ehre. Neben Lafontaine hatte zudem 
Franz Müntefering seine Teilnahme 
zugesagt. Beide schienen aber kein 
ernsthafteslnteresse an einer Aus- 
einandersetzung mit der eigenen Ju- 
gendorganisation zu haben; zumin- 
dest rasselten sie ihre standardisier- 
ten Textbausteine herunter - allen- 
falls ergänzt um ein paar Sätze, in 
denen Jugendliche irgendwie vorka- 
men. 

Der neue Parteivorsitzende muß- 
te Kritik von allen Seiten einstecken. 

* Barbnra König, Jugendbildungsreferentin int Juso-Lnndesverbntid 
NRW, lebt in Bonn; Benny Mikfeld, Juso-Bezirksvorsitzender 
Westliches Westfalen, lebt in Bochum. Foto: Thomas Diller, Köln 
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Die politische Re- 
Legitimierung 

militärischer 
Einsätze für 

,humanitären Ziele 
(Somalia) oder zur 

Beendigung von . VcYlkermord" (Ex- 
Jugoslawien) 

begann in den 
Kdpfen der geisti- 

gen Elite dieses 
Landes. 

cherheit zu setzen und insgesamt zi- 
vile Komponenten der internationa- 
len Konfliktbewältigung zu stärken. 
Nichts davon ist in den sechs Jahren 
der Nach-Wende-Zeit umgesetzt 
worden. 

Was die ideologische Umorien- 
tierung betrifft, so ist sehr viel mehr 
geschehen. Vor allem ist es den Ver- 
tretern der „alten Ordnung", die den 
Krieg als Mittel zur Durchsetzung 
politischer Interessen nie aus den 
Augen verloren hatten, gelungen, 
die friedenspolitische Diskussion mit 
ihren Begriffen und ihren Wertvor- 
stellungen neu zu besetzen. Was mit 
der „Normalisierung" und der „neu- 
en Verantwortung" Deutschlands in 
der Welt begann und mit der Wieder- 
belebung der Max Weber'schen Un- 
terscheidung zwischen „Verantwor- 
tungsethik" und „Gesinnungsethik" 
fortgesetzt wurde, fand sein vorläufi- 
ges Ende in der Umwertung bzw. 
Neudefinition zentraler Werte und 
Positionen aus dem friedenspoliti- 
schen Diskurs der 80er Jahre. So 
wurde beispielsweise die UNO-Ter- 
minologie um differenzierende Be- 
griffe aus dem Bereich militärisch 
gestützter internationaler Konfliktbe- 
arbeitung bereichert (man denke nur 
an die abgestuften Maßnahmen auf 
der Skala zwischen peace keeping 
und peace enforcement), die bis- 
lang allerdings wenig zur Klärung 
der definitorischen Probleme beige- 
tragen haben, sondern eher auf ihre 
fließenden Übergänge verweisen. In 
der innenpolitischen Auseinander- 
setzung gerieten Prinzipien wie Pazi- 
fismus und Gewaltlosigkeit in den 
Verdacht, sich zunehmend von den 
staatlichen und gesellschaftlichen 
Realitäten zu entfernen und somit 
keinerlei praktisch-politische Rele- 
vanz zur Lösung der anstehenden 
Probleme zu besitzen. Nicht weni- 
gen linken Intellektuellen wurde im 
Trommelfeuer bellizistischer Medi- 
eneinfalt und angesichts einer in der 
Tat beeindruckenden parteiüber- 
greifenden Koalition von Kohl bis Fi- 
scher der fundamental-pazifistische 
Schneid abgekauft. 

Die politische Re-Legitimierung 
militärischer Einsätze für „humanitä- 
re" Ziele (Somalia) oder zur Beendi- 
gung von "Völkermord" (ExJugosla- 
wien) begann in den Köpfen der gei- 
stigen Elite dieses Landes. Joschka 
Fischer hat mit seinem Eintreten für 
deutsche Kriegseinsätze zur Abwehr 
„faschistischen Völkermords" dabei 
nur nachvollzogen, was Heiner Geiß- 
ler in den 80er Jahren bereits vehe- 

ment vertreten hatte, als er den .,Pa- 
zifismus" für die Greuel des Natio- 
nalsozialismus, für Auschwitz und 
den Holocaust verantwortlich ge- 
macht hatte. Während sich Fischer 
damals im entrüsteten Chor derjeni- 
gen befand, die Geißlers Vorstoß als 
Diffamierung der Friedensbewegung 
und als Gefährdung der Entspan- 
nungspolitik zurückwiesen, ist er 
heute bis in die Diktion hinein in des- 
sen Rolle geschlüpft: „Genau wegen 
Auschwitz dürfen wir keine weiteren 
Srebrenicas geschehen lassen." 

Der friedenspolitische Schwenk 
eines größeren Teils der bundes- 
deutschen Intelligenz Iäßt sich nicht 
auf rein ideologische Vorgänge oder 
-wie im Fall der Grünen - auf macht- 
politische Gelüste zurückführen. 
Vielmehr spiegelt sich darin der epo- 
chale Wandel der Weltpolitik seit 
dem Zusammenbruch des realsozia- 
listischen Staatensystems. Mögli- 
cherweise sind es gerade die ent- 
täuschten Hoffnungen und die jähe 
Konfrontation mit einer durch und 
durch gewalttätigen Realität der ..Zi- 
vil"- und der „StaatenweltU, die zu 
diesem Schwenk beigetragen ha- 
ben. Da ist zum einen die Tatsache, 
daß heute mehr als 40 Kriege in allen 
Teilen der Welt stattfinden, und daß 
diese Kriege mit unbeschreiblich 
grausamen Mitteln und unzähligen 
Opfern unter der Zivilbevölkerung 
geführt werden; und da ist zum an- 
deren die Beobachtung, daß die aus 
dem Kalten Krieg übernommenen In- 
strumente internationaler Konfliktre- 
gulierung den neuen Realitäten 
kaum gerecht werden. 

Ging es in der Vergangenheit 
mehr um Kriege und Konflikte zwi- 
schen Staaten, so sind die moder- 
nen Kriege fast ausnahmslos inner- 
staatliche Konflikte, die häufig keine 
fest umrissenen Ziele und häufig 
nicht einmal genau zu identifizieren- 
de Konfliktparteien kennen. Hinzu 
kommt, daß diese Konflikte nur äu- 
ßerst schwer einzudämmen sind - er- 
stens weil die kontrollierende Funkti- 
on der sich gegenseitig in Schach 
haltenden Hegemonialmächte der 
Nachkriegsordnung mit dem Ende 
der Bipolarität ebenfalls verschwun- 
den ist. und zweitens weil die Ursa- 
chen, die den modernen Kriegen zu- 
grunde liegen, dauerhafter Natur 
sind. Handelt es sich doch weder 
um territoriale, noch um religiöse 
oder ethnische Konflikte (auch wenn 
dies oft behauptet wird). Die Kon- 
fliktursachen liegen viel tiefer und 
berühren in ganz elementarer Weise 

die Lebensgrundlagen menschlicher 
Gesellschaften: Ressourcen (2.B. 
Wasser, Energie), fruchtbarer Bo- 
den, Arbeit und akzeptable Umwelt- 
bedingungen. 

Militärische oder zivile 
Konfliktbewältigung? 

Es liegt auf der Hand, daß solche 
Konflikte mit militärischen Mitteln 
nicht gelöst, wahrscheinlich nicht 
einmal vorübergehend eingedämmt 
werden können. Soldaten haben we- 
der Ressourcen, noch Arbeitsplgtze, 
noch eine bessere Umwelt in ihrem 
Marschgepäck. Das einzige Resul- 
tat des Bundeswehreinsatzes in So- 
malia war ein 300-Millionen-Loch im 
Bundeshaushalt; der Brunnen, den 
deutsche Soldaten bei Belet Huen 
als humanitäre Geste angelegt hat- 
ten, war schon vor ihrem Abzug ver- 
siegt. Mehr denn je kommt es also 
darauf an, Konfliktbearbeitung radi- 
kal zu konzipieren, d.h. an den Wur- 
zeln, den Ursachen der Konflikte an- 
zusetzen und sie zu beseitigen. Ge- 
wiß, das ist leichter gesagt als getan. 
Auszuschließen ist in jedem Fall 
aber eine Symptombehandlung a la 
Militäreinsatz. Hat man sich erst auf 
diesen Grundsatz verständigt, so 
steht zur Lösung von bewaffneten 
Konflikten eine Menge nichtmilitäri- 
scher, ziviler Instrumente und Mittel 
zur Verfügung. Das Tragische an der 
jetzigen Situation liegt darin, daß 
diese zivilen Mittel nicht oder nur un- 
ter ..ferner liefen" zum Einsatz kom- 
men und deshalb auch deren Sinn- 
haftigkeit und Erfolg kaum unter Be- 
weis zu steilen in der Lage sind. Was 
sind schon 200 Friedensarbeiterlin- 
nen, die von der Bundesregierung 
im Rahmen eines Programms zivilen 
Friedensdienstes demnächst nach 
Bosnien zur Betreuung humanitärer 
Projekte geschickt werden, im Ver- 
gleich zu den 4.000 Soldaten und ih- 
rer schweren Bewaffnung, die kei- 
nen anderen Auftrag haben als die 
militärische Absicherung des Day- 
ton-Abkommens? 

Dieses zivile Begleitprogramm 
zum Militäreinsatz ist eine Alibiver- 
anstaltung der Bundesregierung, die 
der Friedensbewegung noch einige 
Kopfschmerzen bereiten wird. Dabei 
geht es nicht vordergründig um die 
Frage, ob sich die Friedensbewe- 
gung darauf einlassen darf, Staats- 
knete für zivile Projekte in Anspruch 
zu nehmen, die in ihrem Ursprung 
und in ihrem Wesen als Alternative 
zur militärischen Komponente konzi- 
piert waren. Vielmehr geht es um die 

Vor allem wurde das fehlende Ge- 
samtprofil der SPD, der Schmuse- 
kurs gegenüber der Bundesregie- 
rung, die populistische Forderung 
nach Begrenzung des Aussiedlerln- 
nen-Zuzugs und die schwachen Po- 
sitionen zur Beschäftigungspolitik 
angegriffen. Deutlich geworden ist 
vor allem folgendes: die Jusos, die 
noch während und nach dem Mann- 
heimer Parteitag Lafontaines Wahl 
als linken Neuanfang verstanden ha- 
ben, mußten ihre naiven Hoffnungen 
grundlegend revidieren. Während 
Lafontaine noch nicht einmal auf die 
Beiträge einging. stellte sich Münte- 
fering wenigstens einer Diskussion. 
Er sah sich vor allem mit Kritik an der 
aktuellen Mitgliederwerbekampa- 
gne, die als inhaltleer und entpoliti- 
siert bezeichnet wurde, konfrontiert. 

„Und kämpfen wir als Sozialisten 
endlich in  einer Front ...." 

War der letzte ordentliche Bun- 
deskongreß noch geprägt von chao- 
tischen Zuständen und inhaltlich we- 
nig fundierten machtpolitischen 
Zweckbündnissen, zeichnete sich 
nun in nahezu allen Auseinanderset- 
zungen eine politisch begründete 
Links-Rechts-Polarisierung und eine 
wesentlich konstruktivere Atmo- 
sphäre ab. Die linken Teile des Ver- 
bandes (die Juso-Linke v.a. mit ihren 
Kernbezirken sowie andere linksso- 
zialistische Teile des Verbandes wie 
Bayern oder Hessen-Süd) konnten in 
Hannover solide Mehrheiten erzie- 
len. Der Hannoveraner Kongreß zog 
die Konfliktlinien im Juso-Verband 
wieder gerade und verdeutlichte, 
daß die Auseinandersetzungen der 
Vergangenheit - vor allem um die 
kampagnenpolitische Orientierung - 
instrumentalisierte Scheingefechte 
waren. Ebenso erfreulich ist. daß die 
Juso-Bundesvorsitzende Andrea 
Nahles entgegen unsinnigen und un- 
begründeten Anfeindungen ihre Po- 
sition deutlich stabilisieren konnte. 
Es ist auch ihr Verdienst, den Juso- 
Verband nach Gera wieder in ruhige- 
re Fahrwasser gebracht zu haben, 
ohne daß politische Kontroversen 
verwässert worden wären. 

Die meisten inhaltlichen Innova- 
tionen kamen vor allem aus den Rei- 
hen der Juso-Linken, d.h. politische 
und strategische Weiterentwicklun- 
gen wie die "Plattform Jugend-Ar- 
beit-Sozialstaat" oder die Analyse 
des globalen Kapitalismus. Während 
aber die Bayerlnnen für konstruktive 
Zusammenarbeit zu gewinnen wa- 
ren, blieb Hessen-Süd als eigen- 

ständige Kraft weitgehend unsicht- 
bar. Die "undogmatischen" Ver- 
bandsteile müssen sich dagegen 
einmal mehr fragen, ob die nun meh- 
rere Jahre zurückliegende Auflö- 
sung ihrer Strömung nicht auch die 
Rechtsentwicklung einiger Bezirke 
zur Folge hatte. Zwar hält die "un- 
dogmatischen" Jusos noch ein takti- 
sches Band auf Bundesebene zu- 
sammen, dies wird jedoch weder 
durch einen programmatischen Dis- 
kurs, noch ein gemeinsames Projekt 
begleitet. Stattdessen zeichnet sich 
ein weiteres Ausfransen am rechten 
Rand ab - die niederrheinische For- 
derung nach Kampfeinsätzen als ul- 
tima ratio und die tendenziell sozialli- 
beralen Positionen des baden-würt- 
tembergischen SPD-Fan-Clubs sind 
ernstzunehmende Warnsignale. Die- 
sem völlig 'freischwebenden' Lager 
rechnen sich vor allem einige der 
Bezirke zu, in denen die Erosion bis- 
heriger Selbstverständlichkeiten vor- 
anschreitet - vom Aufweichen inhalt- 
licher Positionen, der mangelnden 
Vorbereitung der Delegierten auf 
den Bundeskongreß bis hin zu einer 
lnfragestellung der Frauenquote. In 
nicht wenigen Bezirken führt der 
Mangel an ausstrahlungsfähigen 
Projekten und die fehlende linke So- 
zialisation an der Basis zu einer Zu- 
nahme an politischer Beliebigkeit. 

Aktuelle Herausforderungen für 
den Juso-Verband 

Für die Verbandslinke muß nun 
die Stabilisierung einer strukturellen 
Mehrheit auf der Tagesordnung ste- 
hen. Die auch hier vorhandenen Dif- 
ferenzen sollten in Zukunft den Stoff 
für eine kritisch-konstruktive Debatte 
über Strategie und Programmatik 
der Jusos als sozialistische Rich- 
tungsorganisation bilden. Ob aber 
die Irrationalitäten der Vergangen- 
heit überwunden sind, ist derzeit 
nicht absehbar - schließlich wird in 
einem Jahr wieder gewählt. 

Wichtig ist die Fähigkeit zur Ko- 
operation vor allem bei dem im Som- 
mer in Bonn stattfindenen IUSY-Fe- 
stival als einem zentralem Projekt 
der Jusos. Die Voraussetzung dafür, 
daß das Festival ein Erfolg wird, ist 
die konstruktive Beteiligung und Mo- 
bilisierungsarbeit aller Bezirke und 
Landesverbände. Das Programm 
und die angekündigten Persönlich- 
keiten (u.a. Yassir Arafat) liefern da- 
für eine solide Grundlage. 

Die wesentliche politische Her- 
ausforderung der nächsten Zeit ist 
die Auseinandersetzung um die 

Ausbildungs- und Beschäftigungs- 
krise: Mit ihrem Horrorkatalog zum 
Soziallabbau gießt die Bundesregie- 
rung Öl ins Feuer neoliberaler Stand- 
ortideologie, das sich im Herbst bei 
einer schon jetzt absehbaren Ver- 
schärfung der Ausbildungssituation 
zum Flächenbrand entwickeln kann. 
Die zentrale Aufgabe der Jusos wird 
daher in den nächsten Monaten 
sein, gemeinsam mit Bündnispartne- 
rlnnen Proteste gegen die neokon- 
servative Politik der Bundesregie- 
rung und die Sozialstaats-Demonta- 
ge der Arbeitgeberverbände zu or- 
ganisieren und dort sichtbar mit pro- 
filierten Positionen aufzutreten. 

Zugleich werden wir unsere Be- 
mühungen verstärken, die Debatte 
in der SPD um eine linke Vollbe- 
schäftigungspolitik aufzurollen. Hier- 
zu werden die Jusos in den näch- 
sten Monaten die programmatische 
Grundlage für eine "Zukunftsoffensi- 
ve Arbeit und Ausbildung für alle!" 
formulieren. Ein weiteres Ereignis 
wird die Aufmerksamkeit der Jusos 
in diesem Jahr erfordern: vom ju- 
gendpolitischen Bundesparteitag im 
November fordern die Jusos eine 
heftige ernsthafte Diskussion über 
das sichtbar angeschlagene Ver- 
hältnis zwischen der SPD und der 
jungen Generation ein. Größere At- 
traktivität für Jugendliche wird die 
Sozialdemokratie nur mit einem re- 
form- und jugendpolitischen Pro- 
grammatik erlangen, die die vielfälti- 
gen Probleme und Lebenslagen jun- 
ger Leute ernstnimmt und sich nicht 
auf die Übernahme angeblicher Ju- 
gendklischees beschränkt. 

War der letzte 
ordentliche Bundes- 
kongreß noch geprdgt 
von chaotischen 
Zuständen, zeichnete 
sich nun eine politisch 
begründete Links- 
Rechts-Polarisierung 
und eine wesentlich 
konstruktivere 
Atmosphäre ab. Die 
linken Teile des 
Verbandes konnten in 
Hannover solide 
Mehrheiten erzielen. 

(~t~ici~aortung DeutLh umverteilt 1 
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Im Zeichen des 
Olivenbaums: 
Italiens Linke auf 
dem Weg zur Macht 
von Silke Mueter und Mntteo Rebesnni* 

Der Wahlsieg ist das 
Resultat einer langen 

Erneuerungsphase 
der italienischen 

Linken die ihre 
Anfange 1989 nach 

dem Fall der Berliner 
Mauer nahm. 

eit je her ist das politische 
System ltaliens kompliziert 
und unverständlich, um so 

mehr noch, wenn man es von außen 
betrachtet. Die jüngsten Wahlen, die 
wahrscheinlich als Endpunkt einer 
langen Tranformationphase und fun- 
damentalen Veränderungen der tra- 
ditionellen politischen Landschaft 
gelten können, stellen mit Sicherheit 
ein Schritt in Richtung Vereinfa- 
chung dar. 

Zunächst gilt es, das politische 
Ergebnis der Wahlen herauszustel- 
len: Zum ersten Mal ist die Linke an 
die Regierung des Landes kommen. 
Der 21. April 1996 wird in der Ge- 
schichte Italiens ein wichtiges Da- 
tum bleiben. Der politische Sieg der 
Mitte-Links-Koalition "I'Ulivo" ist 
nicht zu leugnen; trotz der be- 
schränkten parlamentarischen 
Mehrheit und der Notwendigkeit, die 
Unterstützung der Partito della Ri- 
fondazione Communista der äußer- 
sten Linken zu erhalten, scheint die 
Stabilität der zukünftigen Regierung 
außer Frage gestellt zu sein. 

Der lange Weg des Sieges 
Der Wahlsieg ist das Resultat ei- 

ner langen Erneuerungsphase der 
italienischen Linken die ihre Anfänge 
1989 nach dem Fall der Berliner 
Mauer nahm. Der Partito Comunista 
ltaliano (PCI), der bei den Europa- 

* Silke Mueter, Informationsreferentin beim Jugendforum der EU rrnd 
ECOSY Vorstnndsrnitglied; Matteo Rebesani, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter des PDS-MdEP Biagio De Giovantii, Brüssel 

wahlen von 1989 27% der Stimmen 
erhielt, und der bereits seit minde- 
stens zehn Jahren ein europäische 
demokritische Partei war, läutete ei- 
nen politischen Prozeß ein, der zu ei- 
ner kompletten Erneuerung unter 
dem Namen Partito democratico dell 
sinistra (PDS) führte. Die Zielsetzung 
dieses Prozesses war es gewesen, 
die gesamte fortschrittliche und de- 
mokratische Linke ltaliens zu reprä- 
sentieren und eine glaubwürdige Al- 
ternative zum korrupten Machtsy- 
stem zu bieten. 

Der Wandel, vom Generalsekre- 
tär Achille Occhetto gewollt und in 
zwei Jahren intensiver politischer 
Debatten vollendet, hat seine Bestä- 
tigung erfahren. Die PDS ist die ein- 
zige Partei, die aus der schweren in- 
stitutionellen und politischen Krise, 
die das Land erfaßt hatte, unbescha- 
det herausgegangen ist. Heute ist 
die Partei unter Führung von Gene- 
ralsekretär Massimio D' Alema mit 
22% die stärkste politische Kraft in 
Italien uns stellt die vorherrschende 
Kraft der Koalition dar. 

Die Zusammensetzung 
des Wahlbündnisses 

"LLUlivo" ist das Resultat des 
Aufeinandertreffens verschiedener 
historischer und politischer Traditio- 
nen: Einerseits der Tradition der 
europäischen,sozialistischen und 
sozialdemokratischen Linken der 
PDS. der katholischen demokrati- 
schen Tradition der Partito Populare, 
der ökobewegten Grünen, aus der 
laizistischen und gemäßigten Ecke 
kommend. Es hat viele Zweifel über 
die Natur eines Bündnisses mit so 
heterogenen Partnerlnnen gegeben, 
das einst rivalisierende Parteien zu- 
sammenbringt und die Linke zu ei- 
nem Bündnis mit der gemäßigten 
Mitte zwingt. 

Die strategische und politische 
Entscheidung der Linken (für das 
Bündnis) laßt sich auf dreierlei Grün- 
de zurückfuhren: Zunächst hat der 
Fall der Berliner Mauer einer ideolo- 
gischen Debatte, die wesentlich zwi- 
schen "kommunistisch" und "anti- 
kommunitisch" stattfand, ein Ende 
bereitet und die Debatte auf Ideen, 
Grundwerte und Programme kon- 
zentriert; zweitens hat das - auch 
von der PDS gewollte - neue Mehr- 
heitswahlrecht die Voraussetzungen 
für ein System der wechselnden Re- 
gierungsmehrheiten geschaffen; 
darüberhinaus war die Linke nach 
den Wahlen von 1994, aus denen 
die Rechte unter Berlusconi, Fini und 

Bossi als Sieger hervorgegangen 
war, in einer Minderheitenposition 
und hätte es mit einer Verankerung 
bei etwa einem Drittel der Wählerln- 
nen nicht aus eigener Kraft an die 
Regierung geschafft. 

Es ist auch zu bedenken, daß Ita- 
lien nach wie vor ein großes Potential 
einer gemäßten Mitte-Wählerschaft 
hat, die nach der Krise der Christde- 
mokraten und im neuen, tendenziell 
bipolar ausgelegten System noch 
keine neue politische Heimat gefun- 
den hat. 

"L'Ulivo" wurde dank der Ent- 
scheidung eines Teils der katholi- 
schen und demokratischen Mitte, 
zusammen mit einem Teil der gemä- 
ßigten ltalienierlnnen ein Bündnis mit 
der Linken einzugehen. 

Diese Entscheidung, schmerz- 
voll und tränenreich wie sie gewesen 
sein mag, hat gleichzeitig der politi- 
schen Einigkeit der Katholiken ein 
Ende bereitet, die sich heute in ver- 
schiedenen Parteien dies- und jen- 
seits der Koalition wiederfinden. Für 
die Partito Populare rechtfertigte 
sich das Bündnis mit der Linken so- 
wohl in der gemeinsamen Oppositi- 
on gegen die populistische und von 
der postfaschistischen Bewegung 
"Alleanza Nazionale" dominierte ita- 
lienische Rechte, als auch in der 
Übereinstimmung in Werte- und Pro- 
grammfragen, die die Grundlagen 
füür ein gemeinsames Projekt einer 
demokratischen Gesellschaft bilden. 
Viele gemäßigte ltalierlnnen haben 
sich für ein Bündnis mit der Linken 
und für die Stimmabgabe für das 
Mitte-Links-Bündnis entschieden, da 
sie in dem Bündnis eine glaubwürdi- 
ge und verantwortungsbewußte 
Kraft sahen, die in der Lage sei, die 
ökonomische Krise ltaliens zu lösen, 
ohne es zu einem sozialen Crash 
kommen zu lassen. 

Dem Wahlsieg zum Trotz zeigt 
eine aufmerksame Analyse, daß es 
in Italien noch keine Mehrheit der lin- 
ken Mitte gibt: Die Alleanza naziona- 
le brachte, vor allem im Süden, 15% 
der ltalienierlnnen hinter sich; der Er- 
folg der Lega Nord hat gezeigt, da8 
die Unzufriedenheit vieler Bürgerln- 
nen nicht durch I'Ulivo aufgefangen 
werden konnte und ihren Ausdruck 
daher in der Stimmabgabe für eine 
Bewegung fand. die sich als Sy- 
stemalternative darstellt und nichts 
weiter als die Abspaltung des italie- 
nischen Nordens will. Gleichfalls 
stellt das Anwachsen der Rifonda- 
zione Comunista ein Signal aus den 
Reihen derjenigen ltalienerlnnen 

achdem uns das Jahr 1994 
ein höchstrichterliches Urteil 
beschert hatte, wonach die 

Bundesrepublik gegen Buchstabe 
und Geist des Grundgesetzes ab 
sofort auch Militäreinsätze außer zur 
eigenen Landesverteidigung und 
außerhalb des NATO-Gebiets („out 
of area") durchführen dürfe, geizte 
auch das Jahr 1995 nicht mit unlieb- 
samen außenpolitischen Entschei- 
dungen der Bundesregierung und 
überraschenden sicherheitspoliti- 
schen Kehrtwendungen der Bonner 
Oppositionsparteien SPD und Bünd- 
nis 9OIDie Grünen. 

Die Rede ist von der Abstim- 
mung im Bundestag am 6. Dezem- 
ber 1995, als sich eine überwältigen- 
de Mehrheit für einen weitreichen- 
den Bundeswehreinsatz im ehemali- 
gen Jugoslawien ausgesprochen 
hat. Ein Bundeswehreinsatz, der 
vom Verteidigungsminister immer 
noch schamhaft als humanitäre und 
friedenserhaltende Aktion - mit ge- 
wissen „Risikenu -, vom Generalin- 
spekteur der Bundeswehr dagegen 
klipp und klar als ,.KampfeinsatzU 
deklariert wurde. 4.000 bis 5.000 
Bundeswehrsoldaten sollten eine in- 
ternationale Streitmacht komplettie- 
ren, die bislang weder einen klaren 
Auftrag hatte, noch ein einheitliches 
politisches Ziel verfolgte. Dabei hat 
sich die Bundeswehr das Recht her- 
ausgenommen, ihre Truppenteile im 
befreundeten Kroatien zu stationie- 
ren, um ausschließlich von dort aus 
nach Bosnien hinein zu operieren. 
Diese Maßgabe Iäßt zumindest zwei 
Rückschlüsse zu: Einmal könnte die 
Bundesregierung einen schwachen 
Rest von politischer Rücksichtnah- 
me gegenüber einem Territorium si- 
gnalisieren, das im Zweiten Welt- 
krieg Opfer des deutschen faschisti- 
schen Aggressions- und Vernich- 
tungskriegs gewesen war; und zum 
anderen soll wohl mit der Errichtung 
des deutschen Hauptquartiers „weit 
ab vom Schuß" das Risiko, ungewollt 
in militärische Scharmützel hineinge- 
zogen zu werden, vermindert wer- 
den. 

Niederlage der Friedensbewegung 
an der Bosnienfrage 

Die Kritik aus der Bonner Partei- 
enlandschaft war indessen schon 
vor solchen Überlegungen weitge- 
hend verstummt und ganz der PDS 
sowie den linken Flügeln von SPD 
und Grünen überlassen. Dabei ver- 
stieß die Mehrheit der Grünen-Abge- 
ordneten explizit gegen einen kurz 

vorher gefaßten Parteitagsbeschluß, 
die Mehrheit der SPD setzte sich im- 
plizit über Inhalt und Stoßrichtung ih- 
rer Parteitagsentschließung von 
Mannheim hinweg. Hatte es dort 
doch geheißen: Grundlage einer in- 
ternational zusammengesetzten 
Friedenstruppe müsse „ein klares, 
zeitlich befristetes UN-Mandat sein, 
das die politische Verantwortung für 
die Operation bei der UN beläßt"; 
außerdem war ausdrücklich verlangt 
worden: „Die zur Verfügung gestell- 
ten deutschen Einheiten erhalten 
keinen Kampfauftrag; das schließt 
den Einsatz von Kampfflugzeugen 
(ECR-Tornados) aus." (Beschluß 
des SPD-Bundesparteitags 1995) 
Mittlerweile wurde im Bundestag 
das Einsatzgebiet für die Tornados 
auch auf das von der UNO kontrol- 
lierte Ostslawonien ausgedehnt - 
und wieder gab es ausreichend Zu- 
stimmung aus den Oppositionspar- 
teien. 

Der außenpolitische Sündenfall 
der parlamentarischen Opposition 
markiert das Ende einer Phase in 
der jüngsten Geschichte der Bun- 
desrepublik, die Anfang der 80er 
Jahre mit dem Umschwenken von 
SPD und Gewerkschaften in Sachen 
„Nachrüstung" eingeleitet worden 
war. Ein Vierteljahrhundert grund- 
sätzlicher sicherheitspolitischer Zu- 
sammenarbeit der „demokratischen 
Parteien" -wozu die Grünen in ihrer 
Gründerzeit nicht gezählt wurden - 
war damals zu Ende gegangen. Die 
SPD entwickelte sich im Sog einer 
unwiderstehlich anwachsenden 
Friedensbewegung und der funda- 
mental-pazifistischen Grünen zu ei- 
nem vielleicht nicht immer geliebten, 
aber doch verläßlichen Partner der 
außerparlamentarischen Friedens- 
bewegung. Dies blieb im wesentli- 
chen so bis zu Beginn der 90er Jah- 
re, wobei der Protest gegen die US- 
Intervention im Golfkrieg im Januar 
1991 zugleich Höhe- und Wende- 
punkt dieser Entwicklung war. Seit- 
her erleben wir eine zunehmende 
Wiederannäherung der großen 
„Volksparteienu in grundlegenden 
außen- und sicherheitspolitischen 
Fragen. 

Es ist viel gerätselt worden über 
diesen Konvergenzprozeß, der - wie 
wir gesehen haben - sogar Teile der 
Bündnis-Grünen erfaßt hat. Und in 
Kreisen der Friedensbewegung wer- 
den solche Entwicklungen nicht sel- 
ten mit starker emotionaler Ableh- 
nung und Abgrenzung quittiert, was 
beinahe an das Wiederaufleben der 

Zum Verhältnis 
von Pazifismus 

und Politik 
Die Lage der Friedensbewegung in Deutschland 

voti Peter Strutynski* 

„VerratstheorieN (die ja aus einem 
anderen historischen Zusammen- 
hang kommt) erinnert. Wenn ich im 
folgenden versuche, den außenpoli- 
tischen Salto rückwärts in der SPD 
und bei den Grünen auf objektive 
deutschland- und weltpolitische Ver- 
änderungen zurückzuführen, dann 
soll damit aber den Wortführern und 
Architekten dieses Wandels keines- 
falls die Verantwortung dafür abge- 
nommen werden. 

Paradigmenwechsel im 
friedenspolitischen Diskurs 

Ereignisse wie der Bürgerkrieg 
im ehemaligen Jugoslawien sind in 
meinen Augen zwar eindringliche 
Anlässe für einen außenpolitischen 
Kurswechsel gewesen, sie waren 
aber nicht dessen wahre Ursache 
und auch nicht dessen Anfang. Der 
.,Paradigmenwechsel", der sich im 
herrschenden friedenspolitischen 
Diskurs der 90er Jahre durchgesetzt 
hat, hat seine Ursache vielmehr in 
der Auflösung der weltpolitischen Bi- 
polarität, die mehr als 40 Jahre lang 
das sicherheitspolitische Denken 
bestimmt hatte. Mit dem Zusammen- 
bruch des sozialistischen Staatensy- 
stems und seiner militärischen Kom- 

Der "Paradigmen- 
wechseln, der sich 
im herrschenden 
friedenspolitischen 
Diskurs der 90er 
Jahre durchgesetzt 
hat, hat seine 
Ursache in der 
AuflClsung der 
weltpolitischen 
Bipolaritlit, die mehr 
als 40 Jahre lang 
das sicherheitspoli- 
fische Denken 
bestimmt hatte. 

ponente, der Warschauer Vertrags- 
organisation, waren sowohl reale An- 
passungsmaßnahmen an die neue 
Situation als auch ideologische Um- 
orientierungen angesagt gewesen. 
Anpassung an die neue Rea'lität hät- 
te 2.B. heißen können, einen effekti- 
ven und dauerhaften Abrüstungs- 
prozeß in Gang zu setzen, noch be- 
stehende, auf die Blockkonfrontation 
abgestimmte Militärbündnisse radi- 
kal in Frage zu stellen und an ihre 
Stelle echte Systeme kollektiver Si- 

* Dr. Peter Strutynski. wissenschaftlicher Mitarbeiter 
an der Universität Gesnmthochschule Kassel. 
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Für uns heute bleibt, 
daß sie eine der 
wenigen Pionie- 
rinnen war, die 
versuchte, .die 

Frauenfrage" mit 
Sozialismus zu 

verknüpfen, und 
zwar in Theorie 

und Praxis. 

Die ist nun nach Kollontais Vor- 
stellungen ledig, denn als eigenstän- 
dig Erwerbstätige ist sie nicht auf die 
Versorgung durch einen Ehegatten 
angewiesen; ihre Erwerbstätigkeit 
wird möglich, da es ein flächendek- 
kendes Netz der Kinderbetreuung 
gibt; die Männer kommen ihren vä- 
terlichen Pflichten dadurch nach, 
daß sie einen Beitrag in eine staat- 
lich kontrollierte Vaterschaftskasse 
einbezahlen, der an Frauen mit Kin- 
dern weitergegeben wird. Die „neue 
Frau" hat ausreichend Zeit zur politi- 
schen Aktivität, wenn sie diese nicht 
gar hauptberuflich betreibt. 

Damit brach Alexandra Kollontai 
zwar nicht mit dem traditionellen Rol- 
lenverständnis, daß die Frau als Mut- 
ter für die Kindererziehung zustän- 
dig ist, erschütterte ihre Genossen 
und Genossinnen aber dennoch zu- 
tiefst, weil sie die Institution der Ehe 
mehr als deutlich in Frage stellte und 
auch die Notwendigkeit romanti- 
scher Gefühle als Voraussetzung für 
sexuelle Beziehungen leugnete. 
Zum einen hatte sie beobachtet, daß 
die Frau „aus Liebe" bereit sei, sich 
versklaven zu lassen, zum anderen 
war sie, nicht zu Unrecht. der Auffas- 
sung, daß sexuelle Bedürfnisse 
auch völlig unabhängig jeglicher Ge- 
fühlsduselei ausgelebt werden soll- 
ten. Dies gelte, entgegen patriarcha- 
len Vorstellungen, auch für Frauen. 

Nun stand die monogame Ehe 
durchaus im Kreuzfeuer sbzialisti- 
scher Kritik: von Engels über Bebel 
und Zetkin bis hin zu Lenin wurde sie 
als Ort der Ausbeutung der Frau er- 
kannt. Doch Ziel sollte nicht sein, 
darum die Ehe vollkommen abzu- 
schaffen, sondern die Rahmenbe- 
dingungen. sprich: die Produktions- 
verhältnisse, zu verändern. die diese 
patriarchale Unterdrückung begün- 
stigten. 

Daß diese Veränderung zum Po- 
sitiven in der Beziehungsform „Ehe" 
überhaupt möglich sei, bezweifelte 
Kollontai ganz offen; sie sah zu- 
nächst nicht die Möglichkeit einer 
gleichberechtigten Partnerschaft 
zwischen Mann und Frau, auch 
wenn sie diese schlußendlich als Ziel 
einforderte. 

Individuum und Kollektiv - ein 
spannungsgeladenes Verhältnis 

Es gibt noch einige weitere in- 
haltliche Vorstellungen, mit denen 
sich eine Auseinandersetzung lohnt. 
Dazu gehört beispielsweise die Fra- 
ge der Moral. Alexandra Kollontai, 
die herleitet, daß jede Gesellschafts- 

formation ihre eigenen Moralvorstel- 
lungen entwickelt hat, fordert die Er- 
arbeitung einer „proletarischen Mo- 
ral". Diese fordert, wenn auch nicht 
im Kapitalismus, so aber doch unter 
sozialistischen Bedingungen, die Ar- 
beitsverantwortlichkeit. Das zweite 
Moment einer „Moral der Arbeiter- 
klasse" ist das Verhältnis des Indivi- 
duums zum Kollektiv. Frei nach dem 
Slogan (oder besser gesagt. vor 
dem Slogan) der neuen Frauenbe- 
wegung „das Private ist politisch", 
formuliert Kollontai „man darf das 
'Privatleben' nicht vom Leben, von 
der Arbeit, von den Bemühungen 
des Kollektivs, vom Arbeiterkollektiv 
trennen" (A. Kollontai: Wie soll ein 
Kommunist sein? 1922123. In: C. 
Bauermeister u.a. 1979. S. 75). 

Gemeint ist hier - im Gegensatz 
zur neuen Frauenbewegung, welche 
die (negativen) Konsequenzen der 
Gesellschaft auf denldie Einzelne(n) 
betont - die für Kollontai notwendige 
Unterordnung des Einzelnen unter 
das (sozialistische) Kollektiv. Sie 
selbst jedoch wollte gerade das 
nicht, sondern war stolz auf ihre - 
auch theoretische - Unabhängigkeit. 
Daß sie offensichtlich nachher doch 
ihren Standpunkt zumindest nicht 
mehr offensiv verfolgt hat, liegt mög- 
licherweise gerade in dieser Wider, 
sprüchlichkeit (zwischen individuel- 
ler Unabhängigkeit und Unterord- 
nung unter das Kollektiv) begründet. 

Alexandra Kollontai wagte je- 
doch relativ lange die offensive Aus- 
einandersetzung mit der Sozialde- 
mokratie, mit der Arbeiterbewegung, 
und auch mit Lenin: Sie wehrte sich 
gegen den proletarischen Antifemi- 
nismus, gegen die Vernachlässi- 
gung der .,Frauenfrageu und die 
NÖP. Entsprechend wurde sie denn 
auch angefeindet und als unmorali- 
sche Feministin abqualifiziert. 

Von den „Feministinnenu, insbe- 
sondere der bürgerlichen Frauenbe- 
wegung, grenzte sie sich in aller 
Schärfe ab, mit zum Teil ungerecht- 
fertigten, harten Vorwürfen. Für uns 
heute bleibt, daß sie eine der weni- 
gen Pionierinnen war, die versuchte, 
,.die Frauenfrage" mit Sozialismus 
zu verknüpfen, und zwar in Theorie 
und Praxis. 

Während ihrer Zeit als erste (So- 
zial)-Ministerin der Welt hatte Alex- 
andra Kollontai zahlreiche sozialpoli- 
tische Maßnahmen durchsetzen 
können, die vor allem Frauen zugute 
kamen; hier sei nur die Mutter- 
schutzgesetzgebung von 1917 er- 
wähnt, die Schwangerschaftsurlaub 

bei voller Bezahlung und Arbeits- 
platzgarantie regelte. Das russische 
Modell, teils Horrorvision, teils Zu- 
kunftshoffnung für europäische Be- 
obachterinnen, überdauerte nicht 
lange. Als Alexandra Kollontai 1952 
starb, waren viele der von ihr einge- 
führten Maßnahmen längst wieder 
abgeschafft. 

„Jede gut eingerichtete Kinder- 
krippe bedeutet mehr als zwanzig 
Agitationsreden", hatte sie einst ge- 
sagt (A. Geigesn. Suworowa 1989. 
S. 117). Heute steht in den Staaten 
der ehemaligen Sowjetunion für 55% 
der Kinder kein Krippen- oder Kin- 
dergartenplatz mehr zur Verfügung, 
obwohl beide Eltern arbeiten. Diese 
Lücke füllen meist Frauen - die Groß- 
mütter. Und die Aussage, der Haus- 
halt sei zum Sterben verurteilt, weil 
„die Arbeiterin nur noch selten Gur- 
ken für den Winter einmachen oder 
andere Besorgungen erledigen 
wird", (ebenda) hat sich auch nicht 
erfüllt. Wie bei uns. Leider. Es blei- 
ben jedoch viele ihrer Anregungen 
und Grundanstöße und eine für die 
damalige Zeit erstaunlich offene Se- 
xualmoral. Und nicht zuletzt war sie 
eine faszinierende, politisch kämp- 
fende Frau und Persönlichkeit, die 
zu Unrecht relativ unbekannt geblie- 
ben ist. 
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dar, die die "Operation I'Ulivo" mit 
Vorsicht verfolgt haben und in ihr 
eine Bedrohung für die Identität der 
italienischen Linken sehen. 

Die gegenwärtigen 
Herausforderungen 

Die Linke steht vor einer doppel- 
ten Herausforderung: einerseits muß 
sie ihre Regierungsfähigkeit unter 
Beweis stellen, wobei sie vor der 
Aufgabe steht. aus Italien ein "nor- 
males Land" zu machen, anderer- 
seits muß sie ihre Identität als eigen- 
ständige politische Kraft innerhalb 
der Regierung, innerhalb der Koaliti- 
on, aber vor allem in der gesamten 
Republik bewahren 

Was die Perspektiven für die Re- 
gierungsaktionen angeht, so ist die 
Perspektive positiv. Vielerlei Dinge 
sind zu tun: Von der Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit über die Ent- 
wicklung des Südens der Republik 
bis hin zur Reform des Steuersy- 
stems. Darüberhinaus gilt es, die in- 
stitutionelle Reform zu vervollständi- 
gen und das Wahlgesetz zu verbes- 
sern, die Regierung zu stärken, ohne 
dabei die Zentralität des Parlamen- 
tes aufzugeben. Schlußendlich ist 
da noch das Projekt der Staatsreor- 

ganisation: Föderalismus ist das 
Stichwort, mit der Perspektive, den 
Kommunen mehr Autonomie zu er- 
möglichen. Mit Blick auf höhere Effi- 
zienz steht im gleichen Zusammen- 
hang die Dezentralisation der öffent- 
lichen Verwaltung an. 

Was die Linke angeht, so ist die 
Stunde einer längeren politischen 
und kulturellen Debatte gekommen, 
die zu einer besseren Definition ihrer 
Identität, ihrer Ziele und ihrer neuen 
starken Rolle als Regierung führen 
wird. Die Verabredung für die Debat- 
te steht bereits: Ende 1996 auf dem 
PDS Kongress. Nach einer langen 
"Notphase" in welcher wegen der 
politischen Instabilität die Zeit zur 
Ausarbeitung neuer Politikmodi und 
eines neuen Typs der Massenpartei- 
en in der europäischen Gesellschaft 
des 21. Jahrhunderts nicht vorhan- 
den war. ist endlich Raum und Zeit 
für eine demokratische Debatte. 

Es ist notwendig, sich über die 
Rolle von "I'Ulivo" zu verständigen: 
Ist es bloßes Wahlbündnis oder ein 
erster Schritt zu einer Einheitsbewe- 
gung aller italienischen Demokraten. 
Es ist gleichfalls vonnöten, der italie- 
nischen Linken ein Profil zurückzu- 
geben. das in der Lage ist, eine de- 

mokratische Antwort auf die allen 
Ländern des Kontinents gemeinsa- 
me Krise des Modelles der europäi- 
schen Gesellschaft zu geben. 

Die Antworten sind weder ein- 
fach noch sofort zu haben: Es 
scheint so, als ob heute im lnnern 
des Bündnisses die Idee, "I'Ulivo" 
auf ein bloßes Wahlbündnis zu redu- 
zieren, überwiegt. Wenn dem so sein 
sollte, dann muß die Linke die große 
Chance der Regierungsbeteiligung 
zu nutzen wissen, um sich in eine 
Kraft zu verwandeln, die es versteht, 
für das ganze Land zu sprechen, die 
traditionellen Wahlgrenzen zu spren- 
gen und sich auf die Suche nach ei- 
nem Konsens auf Basis eines politi- 
schen politischen Projektes machen, 
das ein Beispiel für die gesamte eu- 
ropäische Linke sein könnte 

IUSY-FestivalY96 - 
The power of solidarity 

Eine Woche jungsozialistischer 
Internationalismus in Bonn 
Es ist keine einfache Aufgabe, die 
sich die JUSOS da gestellt haben: 
Nicht nur genauso unterhaltsam 
und kulturell attraktiv, sondern 
auch politischer als das letzte 
Festival in Porto 1993 soll das 
internationale Jugendfestival der 
IUSY werden, das JUSOS und 
SJD-Die Falken zusammen in 
diesem Sommer in Bonn ausrich- 
ten. Über 3.000 Jugendliche aus 
aller Welt werden erwartet. 
Schwerpunktthema ist das Ziel 
einer gerechten Weltwirtschafts- 
ordnung. 
Um die kulturelle und Unterhal- 
tungskomponente braucht sich 
wohl niemand zu sorgen: Neben 
Aviv Geffen, der vor dem Mord an 
Rabin das Friedenslied spielte, 
haben Bob Geldof, die Jazzkanti- 
ne und kleinere Bands aus 
anderen Kontinenten zugesagt. 

Auch die Gesamtorganisation ist 
dank des sehr professionell 
arbeitenden Festival Office 
ziemlich weit gediehen. Die 
Herausforderung liegt jedoch 
darin, die zahlreichen Seminare, 
Workshops, Matineen so durchzu- 
führen, daß die seltene Gelegen- 
heit genutzt wird, soviel IUSY- 
Basis und Leadership auf einmal 
zu politisieren! 
Auch politische Highlights, 
nationale und internationale, sind 
angesagt: Neben Lafontaine, 
Scharping und Müntefering wird 
die Teilnahme von Lea Rabin und 
Shimon Peres, von Massimo 
D'Alema und Daniel Ortega 
erwartet. Gehofft wird auch auf 
Yassir Arafat und Gro Harlem 
Brundtland. Jeder Tag steht unter 
einem anderen Schwerpunkt 
(Weltwirtschaftsordnung, Global 
Governance, Equality ...). Und 
Kundgebungen gehUren wie 
immer dazu. Nachdem in Porto ein 
Willy Brandt Denkmal eingeweiht 
worden war, steht diesmal die 
Umbenennung einer Straße nach 

Rabin auf der Tagesordnung. 
Wer einmal an einem IUSY- 
Festival teilgenommen hat, 
weiß wovon hier die Rede ist: 
IUSY-Festivals sind immer ein 
unvergeßliches und inspirie- 
rendes Ereignis, 
sind interna- 
tionale 
Solidaritat 
in einer 
Woche 
konzen- 
triert. 

Anmeldun- 

Infes; 
IUSY 
Festival Büro 
Kaiserstr. 27  
53 1 13 Bonn 
Tel. 0228-224928 
Fax 0228-2 17562 
und bei allen 
Büros der 
JUSOS und 
der SJD-Die . 

Falken. I 
' IUSY ist die 1907 (erster Präsident war Kar1 Liebknecht) in Stuttgart gegründete International Union of Socialist 
Youth, die insgesamt Ca. 120 sozialistische und sozialdemokratische Jugendorganisationen umfaßt. 
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Rot-grün in 
NRW - Krise 
überwunden? 
votz Reinhold Rünker* 

Bis heute hat es die 
NRW-SPD nicht 

verdaut, daß sie die 
Landtagswahlen 

verloren hat, weil die 
Wahlerlnnen eine 

absolute sozialdemo- 
kratische Mehrheit 

eben nicht mehr 
wollten. In vielen 

KOpfen spukt weiter- 
hin der Mythos von 

einem ungerechten, 
von den Wdhlerlnnen 

nicht gewollten 
Wahlergebnis. 

D ie Feiern zum einjährigen 
Bestehen der rot-grünen Ko- 
alition in NRW werden wohl 

ausfallen - und dies nicht, weil sie 
bis dahin nun doch noch zerbricht, 
sondern weil den handelnden Akteu- 
ren und ihren Sympathisantlnnen 
kaum zum Feiern zumute sein dürfte. 
Daß diese Koalition keine Reformeu- 
phorie entfachen würde. war den 
aufmerksamen Beobachterlnnen 
schon nach Abschluß des Koaliti- 
onsvertrages mit all seinen Begleit- 
erscheinungen deutlich. Franz Mün- 
tefering, der als einer der sozialde- 
mokratischen Stützen der Koalition 
galt, meinte damals gegenüber spw: 
„Wenn wir Probleme lösen, ist das 
schon was." Diese Aussage mag 
seinerzeit seinem eher nüchtern wir- 
kendem Naturell zugeschrieben wor- 
den sein. Heute erscheint sie vor 
dem Hintergrund der durchlittenen 
Krise im Frühjahr 1996 aber als reali- 
stische Prognose. 

Die unverdaute Niederlage 
und gewollte Stolpersteine 

Bis heute hat es die NRW-SPD 
nicht verdaut, daß sie die Landtags- 
wahlen verloren hat, weil die Wähle- 
rlnnen eine absolute sozialdemokra- 
tische Mehrheit eben nicht mehr 
wollten. In vielen Köpfen spukt wei- 
terhin der Mythos von einem unge- 
rechten. von den Wählerlnnen nicht 
gewollten Wahlergebnis. Alles sei ei- 
gentlich nur ein Versehen und die 
SPD könne so weitermachen wie bis- 
her. Andererseits gibt es auch das 
dumpfe Gefühl, daß die Sozialdemo- 
kratie ihre gesellschaftliche Veran- 

* Reinhold Rütlker, Lnndesgeschiiftsfiihrer der Jusos NRW, Mitglied 
der spiv-Redaktion, lebt in Költ1 
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kerung in weiten Teilen auch Nord- Die Entscheidung des Hammer 
rhein-Westfalens verloren hat. Parteitages von Bündnis 9OIDie Grü- 
Schließlich ist selbst der Gewerk- nen war eindeutig: Trotz aller Diffe- 
schaftsbereich bei weitem nicht renzen in Einzelfragen sollte die Ko- 
mehr sozialdemokratisch dominiert. alition ohne Junktim fortgeführt wer- 
Bei den Verbraucher- und Mieteror- 
ganisationen haben ihnen die Grü- 
nen den Rang abgelaufen. Die Ver- 
einslandschaft, sowohl in Sport, 
Kunst und Kultur als auch anderen 
lnteressenvertretungsverbänden, 
hat sich zunehmend kommerziali- 
siert und entpolitisiert. 

Innerhalb der SPD, insbesondere 
der Landtagsfraktion mit ihrem Vor- 
sitzenden Matthiesen, ist weiterhin 
ein großer Widerwillen gegen die Ko- 
alition zu spüren, weil nicht klar ist, 
was ihr „sozialdemokratisches Pro- 
fil" sein soll. Garzweiler diente insbe- 
sondere während der Koalitionsver- 
handlungen als Ersatzidentität, weil 
die Auffassung noch immer verbrei- 
tet ist, daß die traditionelle Industrie- 
arbeiterschaft von Kohle und Stahl 
die Wählerlnnenschaft ausmacht. 
die die SPD für sich gewinnen müß- 
te. Daß durch die hier an den Tag 
gelegte Halsstarrigkeit aber gerade 
ein Großteil derjenigen Wählerlnnen 
verprellt wird, die zu einer modernen 
Industrie- und Dienstleisungsarbeit- 
nehmerlnnenschaft gehören, die Re- 
sultat sozialdemokratischer Reform- 
politik sind, wird nicht erkannt. 

Die Konflikte um den Haushalt 
1996 waren symptomatisch: eigent- 
lich waren sich beide Seiten über die 
zentralen Eckpfeiler einig, dennoch 
drohte die Koalition zu zerplatzen. 
Die Drohgebärden von Matthiesen 
und Clement waren nicht nur Versu- 
che, den Partner zu demütigen und - 
wenn möglich - zu spalten, sondern 
drückten auch die Angst aus, daß ih- 
nen die Butter vom Brote genommen 
werden könnte. 

Häutungen 
Mit der Beschlußfassung über 

den Haushalt 1996 hat die rot-grüne 
Koalition in NRW ihre bislang schärf- 
ste Krise überstanden. Vorausge- 
gangen waren zwei Parteitage - ein- 
mal der ordentliche der NRWSPD, 
zum anderen ein außerordentlicher 
von Bundnis 9O/Die Grunen, auf dem 
das künftige Verhalten der Bündnis- 
grünen in der Koalition entschieden 
werden sollte. Auf beiden Parteita- 
gen wurde deutlich, daß sie sich in 
einem schmerzhaften Klärungspro- 
zeß befinden, deren Abschluß mög- 
lichst bald herbeigeführt werden 
muß, soll die Koalition erfolgreich 
weitergeführt werden. 

den. Dabei fiel die Abstimmung 
deutlicher aus als erwartet werden 
durfte. Gleichwohl herrschte ein Ein- 
druck vor, daß es sich die Delegier- 
ten nicht leichtgemacht hatten, 
schließlich hatten sie unter großem 
Druck eine Entscheidung zu fällen, 
die das immer noch vorhandene 
Selbstverständnis als Bewegungs- 
und Protestpartei berührte. 

Nüchtern betrachtet gehört die 
ehemals vorhandene programmati- 
sche Radikalität und Rigidität bei 
den Grunen der Vergangenheit an. 
Sie ist vielfach durch eine knallharte 
Klientelpolitik abgelöst worden, die 
sich oft kaum von der der alten FDP 
unterscheidet. Gleichzeitig kommt 
einer moralischen „political correct- 
ness" auf der symbolischen Ebene 
weiterhin eine große Bedeutung zu. 
Greift der sozialdemokratische Teil 
der Koalition in den Bereichen an, 
wo Bündnis 9O/Die Grünen z.B. mit 
Bürgerlnnen-lnitativen eng verfloch- 
ten sind, werden auch bei den Grü- 
nen Forderungen nach einem Ende 
der Koalition laut, um sich von der 
Last zu befreien, letztlich gegen eine 
starke Klinetelgruppe entscheiden 
zu müssen. In gewisser Weise fin- 
den sich hier ähnliche Mechanismen 
wieder, wie es vor zehn Jahren in 
Hessen bei der Auseinandersetzung 
um die Atomenergie gewesen ist. 
Heute sind Bündnis 9OIDie Grünen 
aber weit mehr als nur der politische 
Arm verschiedener, oftmals Partial- 
interessen vertretender lokaler Initia- 
tiven. Die einen gegen die anderen 
Interessen abzuwägen ist nicht 
leicht, doch ist die Position einer Par- 
tei in Regierungsverantwortung eine 
andere als die einer in der Oppositi- 
on. In diesem Sinne steht Bundnis 
9O/Die Grünen eine „Häutungu wohl 
noch bevor. Aber der Parteitag von 
Hamm hat gezeigt, daß sie sich die- 
sem gemeinsamen Lernprozeß stel- 
len wollen. 

SPD: Reform wider Willen 
Der Beitrag des ordentlichen 

SPD-Parteitages zur Lösung des Ko- 
alitionskonflikts war kein unmittelba- 
rer, denn trotz zahlreicher und ein- 
deutiger Wortbeiträge pro rot-grün 
gab es doch keine verbindliche Ver- 
pflichtungserklärung, die die notori- 
schen Quertreiber Matthiesen und 
neuerdings Clement in die Schran- 

unbezahlt. Auch wir sind für eine an- 
dere Organisation dieses versteck- 
ten Teils der Ökonomie und lehnen 
deshalb einen Lohn für Hausarbeit 
ab. Fairerweise muß gesagt werden, 
daß auch heute die Vorstellungen 
noch nicht viel weiterentwickelt sind, 
bis auf die Einschätzung der oben 
beschriebenen Dimension von Ver- 
gesellschaftung des Reproduktions- 
bereichs als unrealistisch. Parado- 
xerweise tritt Kollontai dagegen für 
ein Hausfrauengehalt (für Nur-Haus- 
frauen der Stadt) seitens des Ehe- 
mannes ein. Dies wird jedoch allge- 
mein als Zugeständnis an die für 
Frauen schwieriger gewordenen Be- 
dingungen unter der NÖP gewertet 
(vgl. K. Mänicke-Gyöngyösi. Eben- 
da. S. 245). 

Glas Wasser gefällig? - 
Liebe und Sexualität 

.,Welche Arbeit ich auch weiter 
führen werde, so ist es mir vollkom- 
men klar, daß das Ziel der vollkom- 
menen Befreiung der arbeitenden 
Frau und die Schaffung der Grundla- 
ge zu einer neuen sexuellen Moral 
immer das höchste Ziel meines Wir- 
kens, meines Lebens bleiben wird." 
(A. Kollontai: Ich habe viele Leben 
gelebt ... 1986. S. 67). 

Als Kollontai diese Zeilen 1926 
als Schlußbemerkung an ihre auto- 
biographischen Aufzeichnungen an- 
fügte, war zumindest schon klar, daß 
sie in der Tat vor einer Umorientie- 
rung stand. Während ihrer Auslands- 
aufenthalte verfaßte sie auch mehre- 
re Kurzgeschichten, die weniger we- 
gen ihrer literarischen Qualität als 
wegen ihrer programmatischen Aus- 
sagen zur sexuellen Freiheit der Frau 
viel beachtet wurden. 

In „Die Liebe der drei Generatio- 
nen" (veröffentlicht in: A. Kollontai 
1988) zeichnet Kollontai durch Dar- 
stellung der Biographien von Groß- 
mutter. Mutter und Tochter die Ent- 
wicklung hin zu einem rationalen, 
entromantisierten, aber selbstbe- 
stimmten Sexualleben für die Frau 
nach. Konflikte bleiben dabei natür- 
lich nicht aus; Genia, die Tochter 
und Enkelin. sieht das ganz deutlich: 
„Es empört Mutter, daß ich keinen 
von ihnen liebe. Sie sagt, es ist un- 
normal und unsittlich, sich in meinem 
Alter ohne Liebe hinzugeben." Und: 
,.Ich weiß nicht, was Sie Liebe nen- 
nen. Aber was ich für ihn fühle, ist 
meiner Meinung nach bestimmt 
nicht Liebe." Dennoch existiert das 
Phänomen Liebe weiterhin und ist 
auch genauestens definiert: „Wenn 

man liebt, will man immer beisam- 
men sein, man will dem, den man 
liebt, alles geben, man denkt an ihn, 
man sorgt sich um ihn ..." Nur sind 
Liebe und Triebe nicht immer mitein- 
ander zu vereinbaren: .,Wenn man 
mir aber den Vorschlag machte, im- 
mer mit Andrei zusammenzusein, 
würde ich bestens danken." (Eben- 
da. S. 36). 

Kollontai hatte bereits früher die 
„Glas-Wasser-Theorie" formuliert, 
mit der sie Frauen aufforderte, Se- 
xualität „wie ein Glas Wasser zu kon- 
sumieren", ebenso umstandslos und 
unverbindlich wie unromantisch. 
Diese rationale Herangehensweise 
wurde ihr vielfach vorgeworfen, auch 
von Lenin, der, so berichtet Clara 
Zetkin, dereinst entnervt aufstöhnte 
und äußerte: „Die Glas-Wasser- 
Theorie hat einen Teil unserer Ju- 

gend toll gemacht, ganz toll. Sie ist 
vielen jungen Burschen und Mäd- 
chen zum Verhängnis geworden ... 
Nun gewiß! Durst will befriedigt sein. 
Aber wird sich der normale Mensch 
unter normalen Bedingungen in den 
Straßenkot legen und aus einer Pfüt- 
ze trinken? Oder auch nur aus einem 
Glas, dessen Rand fettig von vielen 
Lippen ist?" (S. das Nachwort zu: A. 
Kollontai: Die Situation der Frau in 
der gesellschaftlichen Entwicklung. 
1875. S. 262). 

Ungeachtet dieser patriarchali- 
schen Kritik von höchster Stelle wur- 
den die Vorstellungen von Kollontai 
aufgegriffen und heftigst diskutiert. 
Es kam, so wurde dies von Louise E. 
Luke beobachtet, bis Mitte der drei- 
ßiger Jahre zu einem regelrechten 
Boom, die Rolle der ,.neuen Frau im 
Sozialismus" zu definieren. 

Alexandra Kollontai in Kopenhagen, 19 10 

Kollontai hatte 
bereits früher die 
,,Glas- Wasser- 
Theorie" formuliert, 
mit der sie Frauen 
aufforderte, Sexuali- 
tat ,  wie ein Glas 
Wasser zu konsu- 
mieren", ebenso 
umstandslos und 
unverbindlich wie 
unromantisch. 
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Was fehlt, ist eine 
Definition und 

eine klare Unter- 
scheidung: Wann 

wird Arbeit zur 
gesellschaftlich 

nfftzlichen Arbeit? 

abgeschworen oder zumindest resi- 
gniert. 
b) Stalin habe davor zurückge- 
schreckt, sich an Frauen zu vergrei- 
fen (das ist unseres Erachtens äu- 
ßerst unwahrscheinlich). 
C) lhre Abneigung gegenüber Trotz- 
ki - an sie adressierte Briefe Lenins 
mit Trotzki-feindlichen Äußerungen 
übergibt sie 1952 dem Parteiarchiv - 
Iäßt sie sozusagen aus Stalins Sicht 
zu seiner Bündnispartnerin werden. 

Über wildwachsende Früchte - 
Feministischer Histomat 

In ihrer Vorlesungsreihe an der 
Sverdlov-Universität entwickelt 
Kollontai ihre Darstellung der histo- 
rischen Entwicklung der Situation 
der Frau - parallel bzw. eingearbeitet 
in den marxistischen Historischen 
Materialismus. Zur Entstehung der 
Frauenunterdrückung knüpft sie an 
Engels an, geht aber wesentlich wei- 
ter: „Die Frauenherrschaft, das Mut- 
terrecht, dominierte, solange das 
Kollektiv durch gemeinsame Inter- 
essen verbunden war, und die Frau 
in diesem Kollektiv mit seiner primi- 
tiven 6konomie als Hauptproduzent 
fungierte. Das Vaterrecht setzte sich 
im Zusammenhang mit der Ent- 
stehung des Privateigentums und 
den damit verbundenen Interessen- 
konflikten zwischen den verschie- 
denen Stammesmitgliedern durch" 
(A. Kollontai 1975. S.31). Soweit, so 
ähnlich wie in Engels' „Ursprung der 
Familie ...". Aber: „Viele sind der 
Überzeugung, daß Leibeigenschaft 
und unmündige Stellung der Frau 
parallel zur Einführung des Privat- 
eigentums entstanden. Das ist nicht 
richtig. Das Privateigentum trug zwar 
zur Entmündigung der Frau bei, aber 
eben nur dann. wenn sie bereits auf 
Grund der Arbeitsteilung ihre 
Bedeutung in der Produktion ein- 
gebüßt hatte" (A. Kollontai 1975. 
S. 31). Und was die Arbeitsteilung 
und die damit zusammenhängende 
Stellung der Frau betrifft, differen- 
ziert sie sehr deutlich zwischen den 
historisch verschiedenen Voraus- 
setzungen der Ackerbaugesell- 
schaft einerseits, der viehzucht- 
dominierten Gesellschaft anderer- 
seits und entsprechenden Mischfor- 
men der Sklavenhaltergesellschaft. 
Für uns klingt diese Darstellung sehr 
vertraut mit aktuellen historischen 
Darstellungen aus feministischer 
Sicht. Allerdings ist heute auch 
klarer denn je, wie wissenschaftlich 
ungesichert viele solcher Annahmen 
sind. 

Nie mehr putren! - Frau, Arbeit, 
Mutterschutz 

.Die Stellung der Frau ist immer 
ein Resultat derjenigen Arbeitsauf- 
gaben, die ihr in dem jeweiligen Ent- 
wicklungsstadium eines ökonomi- 
schen Systems zugeteilt werden. " 
(A. Kollontai 1975. S. 14f.). Dement- 
sprechend wird Arbeit zum zentralen 
Begriff Kollontais. „Solange die Frau 
nicht unmittelbar an der Produktion 
von Waren teilgenommen hatte, so- 
lange sich ihre Aktivität hauptsäch- 
lich auf die Herstellung von Produk- 
ten des häuslichen Bedarfs be- 
schränkte, konnte von einer Frauen- 
frage in ihrem modernen Sinne auch 
nicht die Rede sein. Aber seitdem 
die Frau den Weg der Arbeit einge- 
schlagen hat, seitdem ihre Arbeit 
Anerkennung auf dem Weltmarkt 
erhalten hat, seitdem die Frau als 
eigene wertvolle Arbeitseinheit 
Bedeutung für die Gesellschaft 
gewonnen hat. wurde für sie die frü- 
here Jahrhunderte alte Rechtlosig- 
keit in der Gesellschaft, die frühere 
Unterdrückung in der Familie und 
die früheren Fesseln, die ihre Be- 
wegungsfreiheit einschränkten, 
doppelt bitter und doppelt unerträg- 
lich." (A. Kollontai: Die Frau als Ar- 
beiterin in der gegenwärtigen Ge- 
sellschaft. 1908. In: C. Bauermeister 
u.a. 1979. S. 40f.). Soweit Kollontais 
klarer und marxistisch orientierter 
Standpunkt. 

Dementsprechend tritt sie vor al- 
lem für die ökonomische Unabhän- 
gigkeit der Frau vom Mann und für 
die gesellschaftliche Absicherung 
des Mutterschutzes ein. Beim Mut- 
terschutz unterscheidet sie drei 
Grundprinzipien: 
1. das Modell Bismarck-Deutsch- 
lands, welches Mutterschaft als eine 
Art Krankheit definiert und folglich im 
Krankenversicherungsgesetz von 
1883 berücksichtigt; 
2. das vorwiegend in romanischen 
Ländern eingeführte Modell, das die 
Mutterschaft durch eine Art Prämie 
belohnt; 
3. die noch zu entwickelnde und von 
ihr bevorzugte Position des Mutter- 
schutzes als gesellschaftliche Auf- 
gabe: „die den Mutterschutz ansieht 
als eines der Mittel, den Arbeiter- 
frauen als Angehörigen ihrer Klasse 
die Last der Mutterschaft zu erleich- 
tern, und als Übergangsstadium zu 
einer Situation in der die Sorge um 
die heranwachsende Generation 
nicht mehr auf Privatpersonen lastet, 
sondern dem gesellschaftlichen Koi- 
lektiv übertragen sein wird." (A. Kol- 

lontai: Mutterschutz. 1914. In: C. 
Bauermeister u.a. 1979. S. 56). 

Die Aktualität der Unterschei- 
dung zwischen drei verschiedenen 
Konzepten und Kollontais Positions- 
bestimmung ist unschwer zu erken- 
nen. 

Aber ihr Arbeitsbegriff hat auch 
seine Widersprüche. So tritt sie nicht 
nur für Zwangsarbeit von Frauen ein, 
sondern rechtfertigt die Lohndiffe- 
renz zwischen Frauen und Männern 
selbst im Sozialismus mit dem Argu- 
ment, daß Arbeiterinnen eben noch 
nicht so qualifiziert seien. Die für uns 
zum sozialdemokratischen Frauen- 
Einmaleins gehörende Forderung 
„gleicher Lohn für gleiche (oder 
gleichwertige) Arbeit" dagegen fehlt 
(laut geläufiger Literatur) bei Kollon- 
tai. Trotz ihrer Betonung der Mutter- 
schaft und der Hausarbeit als gesell- 
schaftlich notwendige Aufgaben, die 
auch von der Gesellschaft übernom- 
men werden müssen, zählt sie Haus- 
frauenarbeit nicht als „gesellschaft- 
lich nützliche Arbeit" oder als pro- 
duktive Arbeit: „Die proletarische 
Moral erkennt nur 'gesellschaftlich 
nützliche Arbeit' an. Nehmen Sie ein 
Beispiel: zählt denn das Proletariat 
die fleißige aber gesellschaftlich 
nutzlose Arbeit - die 'Arbeitsliebe' 
der Hausfrauen zu den weiblichen 
Tugenden, die die Bourgeoisie so 
geschätzt hat? Natürlich nicht". (A. 
Kollontai: Moral als Instrument von 
Klassenherrschaft und Klassen- 
kampf. 1922123. In: C. Bauermeister 
u.a. 1979. S. 86). lhre Vision: „Die 
Hauswirtschaft stirbt aus. Sie tritt ih- 
ren Platz der gesellschaftlichen Wirt- 
schaft ab. Statt daß die Arbeiterfrau 
die Wohnung saubermacht, können 
und werden dies in der kommunisti- 
schen Gesellschaft Arbeiter- und Ar- 
beiterinnenspezialisten tun, die mor- 
gens durch die Zimmer gehen und 
sie aufräumen" (A. Kollontai. Zitiert 
nach: K. Mänicke-Gyöngyösi. In: C. 
Bauermeister u.a. 1979; S. 245). Sie 
bleibt auch heute eine Vision. die so 
auch nicht mehr angestrebt wird. 
(Wenn's auch noch so schön wäre.) 

Was fehlt, ist eine Definition und 
eine klare Unterscheidung: Wann 
wird Arbeit zur gesellschaftlich nütz- 
lichen Arbeit? Der Begriff der Pro- 
duktion trifft ja hier nicht. Und die Ar- 
beit. die die „ArbeiterinnenSpeziali- 
sten" erledigen sollen, ist dieselbe, 
sie wäre nur anders organisiert. Die 
Antwort finden wir bei Kollontai leider 
nicht. Heute zählen wir Hausarbeit 
zur Arbeit, auch zur gesellschaftlich 
notwendigen Arbeit - unsichtbar und 
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ken hätten verweisen können. Viel- 
mehr handelten sie auch nach dem 
Parteitag so, als würden allein sie 
über den Fortbestand der Koalition 
entscheiden. 

In Duisburg wurde zudem der 
Kampf um die Nachfolge von Johan- 
nes Rau ein weiteres Mal deutlich. 
Nachdem mit Franz Müntefering die 
für Rot-Grün in NRW zentrale Person 
als Fuhrmann ins Bonner SPD- 
Hauptquartier gerufen wurde, ist er 
als möglicher Rau-Nachfolger wahr- 
scheinlich aus dem Rennen. Neben 
dem ewigen Kronprinzen und „küh- 
len Intellektuellen" Clement, präsen- 
tierte sich Klaus Mathiessen als so- 
zialdemokratischer Volkstribun. Cle- 
ment, eigentlich der Prototyp des 
technokratischen Machers, wollte 
dem nicht nachstehen und versucht 
sich einerseits in kühler Helmut- 
Schmidt-Manier, andererseits mit 
glühendem Herzen als ~o rds ie~e l -  
wahrer sozialdemokratischer Vollbe- 
schäftigungspolitik. 

Der Streit um die Rau-Nachfolge 
und ihre handelnden Aktuere sind je- 
doch nur ein Symptom für eine tief- 
liegende Krise der NRW-SPD. Die 
amtierende Generation verfolgt wei- 
terhin Politikkonzepte aus vergange- 
nen Zeiten, die sie lediglich mit sich 
als modern gerierendem „Standort- 
Gerede" aufmotzen. Programmati- 
sche Erneuerungen aus den 1980er 
Jahren (der soziale und ökologische 
Umbau der lndustriegesellschaft 
NRW) wurde von der NRW-SPD of- 
fensichtlich weder in seiner ganzen 
ökonomischen Breite noch seiner 
gesellschaftlichen Tiefe verstanden. 
Industrie- und Strukturpolitik wird so 
zum Beispiel als Sachzwang auf- 
grund niedergehender Industrie- 
zweige wahrgenommen, nicht als 
Gestaltungsmöglichkeit für ökolo- 
gisch sinnvollerere Arbeitsplätze. 
Gestiegene Anforderungen an de- 
mokratischer Beteiligung erscheinen 
lästig und häufig auch noch kost- 
spielig - Dinge mithin, die man sich 
in .,KrisenzeitenU ebenso wenig lei- 
sten kann wie eine sozialpolitische 
Absicherung gewachsener Indivi- 
dualität. 

Die Riege der alter Männer hat 
sich zwar noch einmal medienwirk- 
Sam behaupten kßnnen, doch ihre 
Ziele keineswegs. Gegen ihren Wil- 
len hat sich der Parteitag nicht nur 
für eine Umlagefinanzierung der be- 
ruflichen Ausbildung, sondern sich 
auch für eine spürbare, projektorien- 
tierte Reform der Landespartei aus- 
gesprochen. Auch wenn die Jusos 

zahlenmäßig nur einen kleinen Teil 
der Delegierten stellten, waren sie 
doch eindeutig die aktivste und er- 
folgreichste Kraft auf dem Parteitag. 
Dies zeigte sich nicht zuletzt daran, 
daß mit der Juso-Landesvorsitzen- 
den Svenja Schulze und dem ehe- 
maligen mittelrheinischen Juso-Vor- 
sitzenden Marc Jan Eumann zwei 
Jusos die besten Ergebnisse bei 
den Wahlen zum Landesvorstand er- 
zielten. Die neue politische Generati- 
on, die sich zur Zeit formiert, muß die 
sich jetzt ergebenden Chancen aber 
auch nutzen - nicht hektisch, son- 
dern wohlüberlegt. Die amtierende 
„60-Plusu-Generation sollte in Würde 
abtreten, solange dafür noch Zeit ist. 

„Rot-Grün ist das, was die rot- 
grüne Linke daraus macht" 

Der unmittelbare Bruch der Ko- 
alition scheint zur Zeit abgewendet. 
Doch wird es meines Erachtens spä- 
testens bei den nachsten Haushalts- 
beratungen wieder um den Bestand 
gehen, weil angesichts des vorherr- 
schenden Einspardiskurses und 
nicht wegzuleugnender Fehlbeträge 
im Landeshaushalt die Daumen- 
schrauben für sozial-ökologische 
Reformprojekte erneut angezogen 
werden. Dies bietet den Gegnern 
der Koalition die Möglichkeit, auch 
gutwilligen Befürworterlnnen der Ko- 
alition auf beiden Seiten das Leben 
innerhalb und mit der Koalition 
schwer zu machen. 

Als Manko erweist sich weiterhin 
das Fehlen einer organisierten Par- 
teilinken, die über den Juso-Kreis 
hinausgeht. Zwar existiert um den 
Aufruf "Die SPD erneuern" von ins- 
besondere jüngeren SPD-Mitglie- 
dern ein erneuter Sammlungsver- 
such, doch besteht bei vielen Ge- 
nosslnnen noch ein deutlicher Wi- 
derspruch zwischen der verbalen 
Zustimmung zu den dort genannten 
Zielen einerseits und dem politi- 
schen Handeln andererseits. Ohne 
ein organisierendes Zentrum, wie es 
der Juso-Landesverband bieten 
könnte (wenn es die Bezirke denn 
wollten ...), werden alle lnitiativen 
aber über das papierne Stadium 
nicht hinauskommen. 

Ein weiteres Problem besteht: Es 
existiert keine „rot-grüne" Gesell- 
schaftsstruktur in Nordrhein-Westfa- 
len, die eine sozialökologische Re- 
formpolitik vorantreiben und abstüt- 
zen würde. Gerät die Landesregie- 
rung erneut in eine ernsthafte Krise 
wie im letzten Frühjahr, gelten für sie 
die „Marktgesetzen einer weitge- 

hend gegen sie gerichteten publizi- 
stischen wie öffentlichen Meinung. 
Auf die Unterstützung einer ihr wohl- 
gesonnenen und ansatzweise hege- 
monialen gesellschaftlichen Sub- 
struktur, die offensiv Rot-Grün ver- 
tritt, kann sie nicht hoffen. 

Deshalb kommt es darauf an, in- 
nerparteilich einen soliden Stüt- 
zungskurs einer rot-grünen Regie- 
rungspolitik zu etablieren, zum an- 
deren die gesellschaftliche Veranke- 
rung in hegemonial entscheidenden 
Bereichen wieder voranzutreiben. In 
diesem Sinne wäre nicht nur ein 
„nordrhein-westfälisches Crossover" 
zur Absicherung landespolitischer 
sozialökologischer Initiativen erfor- 
derlich, sondern gerade auch eine 
wohlwollende und fordernde Bezug- 
nahme auf die Landespolitik durch 
diejenigen Bewegungsstrukturen 
und gesellschaftlichen Segmente, in 
denen die rote und grüne Linke ihre 
Stützpunkte hat. Dies wäre keines- 
wegs gleichzusetzen mit einer sozi- 
alökologischen „BurgfriedenspolitikU 
gegenüber einer oftmals der Stand- 
ortdebatte anheimgefallenen Lan- 
desregierung. Vielmehr könnten so 
wenigstens Handlungsspielräume 
eröffnet und genutzt werden, die 
sich schlicht und ergreifend daraus 
ergeben, daß es radikaireformeri- 
sche Kräfte in den Regierungspartei- 
en SPD und Bündnis 9OIDie Grünen 
gibt. 

Gerade angesichts der nach den 
Landtagswahlen vom März 1996 los- 
getreten Debatte vom Ende rot-grü- 
ner Reformmehrheiten und dem Wie- 
deraufkommen von Schwarz-Grün- 
Debatten z.B. für das Saarland oder 
auch Hamburg käme es darauf an, 
daß sich Rot-Grün als ernstzuneh- 
mende linke Alternative zur vorherr- 
schenden Standort-Politik präsentie- 
ren kann. Dafür tragen auch die lin- 
ken Kräfte in beiden Parteien Verant- 
wortung, insbesondere in Nordrhein- 
Westfalen und auch in Schleswig- 
Holstein, wo die Koalition ebenfalls 
unter schweren Geburtswehen zur 
Welt gekommen ist - und das nicht 
nur an Sonnentagen. 

Die neue politische 
Generation, die sich 
zur Zeit formiert ,muß 
die sich jetzt erge- 
benden Chancen 
aber auch nutzen - 
nicht hektisch, 
sondern wohlüber- 
legt. Die amtierende 
"60-Plus"-Generation 
sollte in Wurde 
abtreten, solange 
dafür noch Zeit ist. 
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Bündnis für Arbeit - 
Aufstieg und Fall? 
von Ralf Löckener und Thomas Wesrphal* 

P ünktlich nach den Landtags- 
wahlen im März hat die Bon- 

ner Rechtskoalition den „sozial- 
partnerschaftlichen Dialog" mit den 
Gewerkschaften endgültig platzen 
lassen. Bereits nach der Präsentati- 
on des gemeinsamen Plattformpa- 
pieres .Bündnis für Arbeit und 
Standortsicherung" gerieten die 
Führungsspitzen des Gewerk- 
schaftsbundes mit ihrer „Kanz- 
leramts-Strategie" innerhalb der ei- 
genen Organisation und Mitglied- 
schaft in eine deutliche Argumentati- 
ons- und Legitimationsnot. Mit der 
Durchsetzung des sogenannten 
Sparpaketes durch die Koalition 
drängt sich nun - ungeachtet der 
noch laufenden Verhandlungen in ei- 
nigen Tarifbezirken der Metallindu- 
strie - die Frage nach der Perspekti- 
ve der Bündnis-Idee und nach den 
Konsequenzen für die zukünftige 
Gewerkschaftspolitik auf. 

Lohnhdhe und 
Beschdftigung 

werden im Bündnis- 
Konzept nicht in einen 

Ukonomischen, 
sondern in einen 

politischen Zusam- 
menhang gebracht. 

Der BUndnisvorschlag 
ist also kein real- 

Llkonomisches 
Konzept, sondern 

das Angebot eines 
politischen Deals. 

Bündnis für Arbeit - 
Vorschlag und Realität 

Auf dem 18. ordentlichen Ge- 
werkschaftstag der IG Metall bot 
Klaus Zwickel Anfang November 
1995 dem Arbeitgeberverband Ge- 
samtmetall und der Bundesregie- 
rung ein "Bündnis für Arbeit" an: 
Zwickel stellte für die nächste Tarif- 
runde 1997 eine Begrenzung der 
Einkommenserhöhung auf die Preis- 
steigerungsrate sowie befristete Ein- 
arbeitungsabschläge bei der Ein- 
stellung von-Langzeitarbeitslosen in 
Aussicht, wenn die Metallarbeitge- 
ber im Gegenzug ab 1996 für drei 
Jahre auf betriebsbedingte Kündi- 
gungen verzichten und jährlich 
110.000 neue Arbeitplätze (darunter 
10.000 Stellen für Langzeitarbeitslo- 

* Ralf Löckener, Essen, Thornas Wesrphal, Dortmund, Mitherausgeber 
der spw. Beide arbeiten als wissenschaftliche Angestellte bei der 
gewerkschaftseigenen Beratungsgesellschaft ISA Consult. 

se) sowie 5% mehr Lehrstellen 
schaffen. Flankierend zu einer sol- 
chen Vereinbarung der Tarifpartner 
sollte die Bundesregierung - entge- 
gen ihren Plänen - auf eine Kürzung 
der Arbeitslosenhilfe verzichten und 
die Kriterien für den Sozialhilfebezug 
nicht verschlechtern sowie ein aus- 
reichendes Angebot an Ausbil- 
dungsplätzen sichern, im Bedarfsfall 
durch eine Ausbildungsplatzabgabe 
als Lastenausgleich zwischen den 
Unternehmen. 

tn Mittelpunkt des Konzeptes 
steht aber der Versuch, die Tarifpoli- 
tik nach der erfolgreichen Umset- 
zung der 35-Stunden-Woche im Ok- 
tober 1995 abermals für eine wirksa- 
me Schaffung von Arbeitsplätzen zu 
nutzen: Durch eine Orientierung der 
tariflichen Lohnerhöhung an der 
Preissteigerungsrate und den Ver- 
zicht auf die Umverteilungskompo- 
nente würde den Unternehmen der 
Metall- und Elektroindustrie der Pro- 
duktivitätszuwachs für die Schaffung 
der geforderten neuen Stellen zur 
Verfügung stehen. 

Die bisherige Geschichte des 
Bündnis-Vorschlages ist schnell er- 
zählt: Abgesehen von den unglückli- 
chen Kanzlerrunden, nach denen 
vom DGB-Vorsitzenden Dieter 
Schulte bereits geringere Kürzungen 
für Arbeitslosenunterstützung als ur- 
sprünglich vorgesehen als Erfolg ge- 
werkschaftlicher Politik verkauft wur- 
de (oder verkauft werden mußte), 
und die schließlich das bekannte 
"Sparpaket" und damit die ursprüng- 
lichen Pläne der Bundesregierung 
doch nicht verhinderten, konzentrier- 
ten sich die Bemühungen zur Um- 
setzung des Bündnisses auf die Ta- 
rifparteien. Die Gespräche zwischen 
IG Metall und Gesamtmetall began- 
nen im Januar diesen Jahres und 
wurden bereits nach drei Runden im 
März von der Gewerkschaft abge- 
brochen. Zuvor hatte sich nämlich 
der Arbeitgeberverband gegen jede 
Regelung zur Umwandlung von 
Überstunden in Arbeitsplätze ge- 
sperrt, und die öffentliche Erklärung 
des neuen Hauptgeschäftsführers 
von Gesamtmetall, Werner Stumpfe, 
das von der IG Metall vorgeschlage- 
ne Bündnis werde es nicht geben, 
machte deutlich, daß weitere Ver- 
handlungen keinen Sinn hatten. 

Seitdem führen die Bezirksver- 
waltungen der IG Metall die Bünd- 
nis-Gespräche mit den einzelnen re- 
gionalen Metallarbeitgeberverbän- 
den, insbesondere über Wege zum 
Abbau von Überstunden und zur 
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Ausweitung des Lehrstellenangebo- 
tes. Diese Verhandlungen verlaufen 
vielerorts durchaus erfolgverspre- 
chend, auch gibt es inzwischen er- 
ste Vereinbarungen (z.B. in Nord- 
rhein-Westfalen). Ein "Bündnis für 
Arbeit" zwischen IG Metall und ei- 
nem Arbeitgeberverband ist jedoch 
bis heute nirgendwo zustande ge- 
kommen. 

Allerdings hat die Bündnis-Idee 
abseits dieser Gespräche ihre ganz 
eigene Dynamik entwickelt: „Bünd- 
nis für Arbeit" heißen in der Metallin- 
dustrie plötzlich viele betriebliche 
Vereinbarungen, die von Unterneh- 
mensführungen und Betriebsräten 
ausgehandelt werden - mitunter 
selbst dann, wenn sie sogar den Ab- 
bau von Arbeitsplätzen beinhalten. 
Unter die Fahne der Zwickel-lnitiati- 
ve gerieten außerdem die Tarifver- 
handlungen anderer Gewerkschaf- 
ten: In der Textil- und Bekleidungsin- 
dustrie beispielsweise wurde zwi- 
schen Gewerkschaft und Arbeitge- 
berverband ein „Bündnis für Arbeit" 
geschlossen, das keine Beschäfti- 
gungssicherung für die gesamte 
Branche vorsieht und gleichzeitig 
Regelungen beinhaltet, die eine 
Ausweitung von Überstunden er- 
leichtern. Den Zukunftsperspektiven 
der Krisenbranchen Textil- und Be- 
kleidungsindustrie und den realpoli- 
tischen Handlungsspielräumen mag 
dieser Abschluß vielleicht angemes- 
Sen sein - mit dem Bündnis-Vor- 
schlag der IG Metall hat er nichts zu 
tun, er ist eher das Gegenteil. Dage- 
gen zeigt das "Bündnis für Arbeit" in 
der Chemie-Industrie, daß Beschäf- 
tigungssicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen in Tarifabschlüs- 
Sen vereinbart werden können. 

Die Konzeption 
des „Bündnis für Arbeit" 

Über die Zukunft des Bündnis- 
ses sowie über die weitere Entwick- 
lung gewerkschaftlicher Handlungs- 
strategie und -macht entscheiden 
freilich nicht nur die Gespräche mit 
den Arbeitgeberverbänden, sondern 
gerade auch die innergewerkschaft- 
liche Debatte. In der IG Metall polari- 
sierte der Bündnis-Vorschlag zu- 
nächst die Meinungen. Kritik richtete 
sich allein schon gegen die Form, in 
der das Angebot unterbreitet wurde: 
Zwickel habe sich über die Gepflo- 
genheiten der innergewerkschaftli- 
chen Demokratie hinweggesetzt, in- 
dem er seinen Vorschlag im Vorfeld 
nicht einmal im Hauptvorstand der 
IG Metall abstimmte, geschweige 

,,Eine neue Gefahr droht der Herr- 
schaft der Bourgeoisie: die proletari- 
schen Frauen schlagen den festen 
Weg der internationalen Klassenor- 
ganisierung ein. " (Artikel über die 
erste Sozialistische Frauenkonferenz 
1907 in Stuttgart, geschrieben für die 
Zeitschrift „Obrazo vanie". Zitiert 
nach: C. Bauermeister u.a. 1979. 
s. 21). 

us heutiger Sicht war sie eine 
der Begründerinnen eines fe- A ministischen Sozialismus. 

Sie war zudem aller Wahrscheinlich- 
keit nach die weltweit erste weibliche 
Ministerin einer Regierung, und zwar 
der sowjetischen Revolutionsregie- 
rung unter Lenin. 

Alexandra Kollontai führte ein äu- 
ßerst bewegtes Leben, voller Aus- 
einandersetzung und Energie. Sie 
sah die Mobilisierung und sozialisti- 
sche Bildung der Arbeiterinnen als 
eine ihrer Hauptaufgaben, aber auch 
die theoretische Weiterentwicklung 
sozialistischer Ideen - vorwiegend in 
feministischer Richtung - auch wenn 
sie mit dem Begriff Feminismus ihre 
Schwierigkeiten hatte. 

Im Zentrum ihrer Überlegungen 
stand das Verhältnis der Frau zu Lie- 
be und Arbeit. Das heißt zum einen 
die Stellung der Frau, auch in histori- 
scher Betrachtung, in und durch die 
Arbeit, und zum anderen ihre Positio- 
nen zu Sexualität, oder besser: ihre 
damals hoch umstrittenen. äußerst 
modernenVorstellungen vom Zusam- 
menleben, einschließlich ihrer Kritik 
an der bürgerlichen Ehe. Damit setz- 
te sie sich auch in ihren Erzählungen 
auseinander; sie galt jedoch nur als 
mäßigeSchriftstellerin.Alexandra Kol- 
lontai war Mitbegründerin der Soziali- 
stischen Fraueninternationale, die 
1907 in Stuttgart ihre erste Konferenz 
abhielt. Vor und insbesondere wäh- 
rend ihrer Beteiligung an der ersten 
Sowjetregierung setzte sie sich für ei- 
nen umfassenden Mutterschutz ein. 

Wie aktuell oder überholt sind 
ihre inhaltlichen Überlegungen für 
uns heute? Was von dem, was Alex- 
andra Kollontai an Zukunftsvorstel- 
lungen entwickelte und in ihrem ei- 
genen Leben und ihrer politischen 
Praxis antizipieren wollte, bleibt für 
uns aufzugreifen und erstrebens- 
wert? 

Exil - Erfahrungen 
mit Regierungsfeminismus - 
Enttäuschungen 

Alexandra Kollontai, die 1872 in 
eine adelige Gutsbesitzerfamilie ge- 

boren wurde, wird politisch nachhal- 
tig geprägt durch den im Jahr 1896 
ausbrechenden Streik der Textilar- 
beiterinnen. Daneben pürften fol- 
gende Stationen für ihre politische 
Einstellung und Arbeit entscheidend 
gewesen sein. 

Unzählige Auslandsaufenthalte: 
Beginnend mit einem Studienaufent- 
halt in der Schweiz, ist sie anschlie- 
ßend als Agitatorin im Auftrag ihrer 
Partei in Westeuropa tätig, flieht sie 
1908 wieder aus Rußland. um im Exil 
als Agitatorin zu arbeiten: in 
Deutschland, Frankreich. England, 
der Schweiz, Belgien. Italien, 
Schweden, Dänemark, Norwegen 
und in 80 Städten der USA. In ihrer 
letzten politischen Lebensphase ar- 
beitet sie als Botschafterin in Norwe- 
gen, Mexiko und Schweden. 

Seit 1905 beschäftigt sich Alex- 
andra Kollontai intensiv mit der Frau- 
enfrage und tritt für die Gründung 
autonomer Frauenabteilungen ein, 
was zu Konflikten mit der Parteifüh- 
rung führt. Auf der ersten Internatio- 
nalen Konferenz der Sozialistinnen 
1907 in Stuttgart tritt sie als einzige 
russische Delegierte auf der Seite 
der deutschen Sozialdemokratinnen 
um Clara Zetkin entschieden für eine 
eigenständige Frauenstruktur der 
Sozialdemokratie sowie für das Frau- 
enwahlrecht ein, das auch innerhalb 
des weiblichen Teils der sozialde- 
mokratischen Bewegung umstritten 
war. Kollontai ist maßgeblich an der 
Gründung von Arbeiterinnenklubs 
beteiligt, zu denen je 200-300 Arbei- 
terinnen kommen. 

Ihre Partei- und Regierungser- 
fahrung: Sie wird Mitglied im Zentral- 
komitee der Kommunistischen Partei 
und im Petrograder Sowjet und über- 
nimmt nach der Oktoberrevolution 
das Volkskommissariat für soziale 
Fürsorge. Sie setzt die Gründung ei- 
ner gesetzlichen Mutterschafts- und 
Säuglingsfürsorge durch. Als Konse- 
quenz ihrer Kritik am Frieden von 
Brest-Litowsk legt sie ihr Amt als 
Volkskommissarin schon im März 
1918 nieder und betätigt sich wieder 
als „AgitatorinU. 1919 übernimmt sie 
den Vorsitz der Frauenabteilung 
beim Zentralkomitee der Partei. 1921 
kritisiert sie scharf Lenins Wirt- 
schaftskurs und den Bürokratismus 
der Sowjetinstitutionen - nun als Mit- 
glied der Arbeiteropposition, die 
sich insbesondere gegen die NÖP 
(Neue ökonomische Politik) wendet. 
Mit ihrem Konzept der „Arbeiterop- 
Position" kann sie sich innerpartei- 
lich nicht durchsetzen; die Folge ist 

Alexandra Kollontai - 
Von Liebe und Arbeit 

von Anrje Trosien und Claudia Waltl~er* 

weitgehende Isolierung und Ent- 
hebung aus diversen Funktionen, 
u.a. verliert sie 1922 ihr Amt als Lei- 
terin der Frauenabteilung Shet- 
nodel", das sie zwei Jahre zuvor von 
Inessa Armand übernommen hatte. 
(Die Abteilung wird 1929 wegen in- 
nerparteilicher Differenzen aufge- 
löst.) 

Als Konsequenz ihrer Kritik an 
der NÖP. aus die ihrer Meinung nach 
u.a. die Zurückdrängung der bezahl- 
ten Frauenarbeit bewirkt, hält Kollon- 
tai an der Sverdlov-Universität eine 
Vorlesungsreihe vor Arbeiterinnen 
und Bäuerinnen über die historisch- 
gesellschaftliche Situation der Frau. 
Ein halbes Jahr später bittet sie Sta- 
lin um einen Posten im Ausland und 
wird Botschaftssekretärin in Norwe- 
gen (anschließend als Diplomatin in 
Mexiko und schließlich Botschafterin 
in Schweden - 1930-46) - offensicht- 
lich als eine Konsequenz ständiger 
Vorwürfe gegen sie; denn sie übt 
diese Tätigkeit mit der Auflage aus, 
sich nie wieder politisch zu betäti- 
gen. 

Unklar und Anlaß vieler Spekula- 
tionen ist, warum sie als ehemaliges 
Mitglied der Arbeiteropposition von 
Stalins Säuberungen verschont 
blieb. Unverständlich ist auch, war- 
um sie sich nie gegen Stalins Frau- 
en- und Familienpolitik öffentlich ge- 

.Das Privateigentum 
trug zwar zur 
Entmündigung der 
Frau bei, aber eben 
nur dann, wenn sie 
bereits auf Grund 
der Arbeitsteilung 
ihre Bedeutung in 
der Produktion 
eingebüßt hatte. " 

äußert hat. die schließlich ihren eige- 
nen Auffassungen diametral entge- 
genstand, so z.B. die Ehegesetze 
der Sowjetunion von 1936. Ihr 
Freund aus der Arbeiteropposition, 
Schlapjanikow, und ihr Ehemann Dy- 
benko dagegen fielen den Säube- 
rungen zum Opfer. Die Vermutungen 
gehen in verschiedene Richtungen: 
a) Sie war eine Opportunistin und 
hatte ihren früheren Überzeugungen 

* Anrje Trosien, Bayreuth, Studentin, 
stellvertr. Lnndesvorsitzende der Jusos Bayern; 

Claudia Walther, Aachen, Politikwissenschaftlerin, 
Mitglied der spw-Redaktion. 
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Schneiders Beitrag zeugt nicht 
gerade von einer großen und diffe- 
renzierten Kenntnis der Häftlings- 
Struktur des Spezlagers. Die Mehrheit 
der im Spezlager Buchenwald Inter- 
nierten bestand zweifellos aus „fa- 
schistischen Funktionsträgern", wie 
Schneider schreibt. Aber was ist mit 
der Minderheit, die aus ganz anderen 
Gründen inhaftiert wurde? Hermann 
Brill, Buchenwalder und erster sozial- 
demokratischer Regierungschef in 
Thüringen, drohte die sowjetische 
Besatzungsmacht mit einer „Rück- 
kehr nach Buchenwald", weil er sich 
deren Politik widersetzte. Brill entzog 
sich durch Flucht, bei anderen blieb 
es nicht bei der Drohung. Die Inter- 
nierung des (späteren) Sozialdemo- 
kraten Robert Zeiler oder des CDU- 
Funktionärs Erich Hindermann, bei- 
des anerkannte Opfer des Faschis- 
mus, kann wohl kaum als „notwendi- 
ge und rechtmäßige Entnazifizie- 
rungsmaßnahme" gewertet werden. 
Und wie differenziert ist die Begriff- 
lichkeit vom „faschistischen Funkti- 
onsträger", die sehr unterschiedliche 
Verantwortungsebenen - vom Block- 
wart und HJ-Funktionär bis zum Gau- 
leitungsmitglied - zusammenzieht? 
Hauptschuldige im Sinne der alliier- 
ten Kontrollratsdirektive 38 waren nur 
in kleiner Zahl im Spezlager interniert. 
Die Hauptgruppe bestand aus klei- 
nen und mittleren NS-Funktionären6. 
Kriterien für eine Verhaftung sind 
nicht erkennbar, denn nur eine Min- 
derheit dieser NS-Funktionäre wurde 
interniert. Lange vor Auflösung des 
Spezlagers Buchenwald wurde in der 
sowjetischen Besatzungszone die 
Entnazifizierung für beendet erklärt 
und auch hier der Weg der Integrati- 
on beschritten. Bereits 1946147 um- 
warb die SED die „faschistischen 
FunktionsträgerU7. 1953 zählte eine 
parteiinterne Statistik der SED 8,7% 
ehemalige NSDAP-Mitglieder - ein 
höherer Prozentsatz als frühere Sozi- 
aldemokraten (ca. 6,5%)!8 

Es kann keine Rede davon sein, 
daß die Gedenkstätte „Versuche der 
Gleichsetzung" von KZ und Spezla- 
ger unternimmt. Ohne den nazisti- 
schen Vernichtungskrieg hätte es 
das Spezlager nicht gegeben - auf 
die Benennung dieses Kausalzusam- 
menhangs wird nicht zu verzichten 
sein. Die geplante Ausstellung über 
das Spezlager hat eine differenzierte 
Analyse der Häftlingsgesellschaft zu 
leisten, die Fragen der moralischen 
Verantwortung auch „kleineru NS- 
Funktionsträger unter den Häftlingen 
nicht ausblendet. Eine solche Doku- 

mentation wird aber auch die Lager- 
verhältnisse (die oft willkürlichen Ver- 
haftungsgründe, die Vernachlässi- 
gung der Häftlinge mit der Folge ho- 
her Sterbezahlen etc.) vor dem nor- 
mativen Horizont der Menschenrech- 
te kritisieren müssen. In der Politik 
der sowjetischen Besatzungsmacht 
kam eine Verschränkung von Anti- 
Nazismus und Stalinismus zum Aus- 
druck, die in ihrem Zusammenhang 
zu thematisieren ist. 

Der Beitrag von Ulrich Schneider 
zeigt, daß eine fortschrittliche Neuori- 
entierung der ostdeutschen KZ-Ge- 
denkstätten nicht nur gegen den 
rechten Geschichtsrevisionsmus 
durchgesetzt werden muß, sondern 
auch gegen jene Teile der Linken, die 
nach wie vor die Tabuisierungen der 
DDR-Geschichtspolitik fortsetzen 
wollen. 

1 L. Niethammer (Hg.): Der 'gesäuberte' 
Antifaschismus. Die SED und die roten 
Kapos von Buchenwald. Berlin 1994. S. 
53. 

2 Vgl. z.B. jüngst R. Klüger: Weiter leben. 
Eine Jugend. 4. Aufl. München 1992. S. 
137. 

3 Zit. nach M. Overesch: Buchenwald 
und die DDR oder die Suche nach 
Selbstlegitimation. Göttingen 1995, S. 
39. 

4 Vgl. B. Ritscher: Spezlager Nr. 2 Bu- 
chenwald. 2. ilberarb. Aufl. Weimar-Bu- 
chenwald 1995, S. 35. R Knigge-Te- 
scheIP. Reif-SpireklB. Ritscher: Inter- 
nierungspraxis in Ost- und West- 
deutschland nach 1945. Erfurt 1993. 

5 K. Höpcke: Wie zivilisiert sind Nazis in 
Zivil? In: Konkret 2/96. 

6 Vgl. zur Differenzierung B. Ritscher. 
a.a.O., S. 52ff. 

7 W. Benz: Potsdam 1945. Besatzungs- 
herrschafi und Neuaufbau im Vier-Zo- 
nen-Deutschland. München 2. 
Auf1.1992, S. 176f. 

8 Die Zahlenangaben stammen aus C. 
Vollnhals: Entnazifizierung in West- und 
Ostdeutschland. Konzeptionen und 
Praxis. In: Knigge-TescheIReif-Spirekl 
Ritscher: a.a.0.. S. 24. 

denn „an der Basis" zur Diskussion 
stellte. Eine Kritik, die der IGM-Vor- 
sitzende in Kauf nehmen mußte. 
denn nur der Überraschungseffekt 
dieses Alleinganges verschaffte 
dem Bündnis-Vorschlag den not- 
wendigen öffentlichen Schub und 
damit überhaupt erst eine reale 
Chance der Umsetzung. 

Im Kern der innergewerkschaftli- 
chen Auseinandersetzung stand 
aber das Konzept des Bündnisses: 
Der Vorstoß war für die einen der 
längst überfällige Befreiungsschlag, 
der die Gewerkschaft aus der Defen- 
sive der Standortdebatte und ihres 
Ohnmachtsdiskurses heraus brach- 
te und sie statt dessen als gestal- 
tungswillige und -fähige politische 
Kraft mit gesamtgesellschaftlicher 
Verantwortung präsentierte. Andere 
sahen dagegen eine Abwendung 
von grundsätzlichen Gewerkschafts- 
positionen: Das Angebot von Einar- 
beitungsabschlägen für Langzeitar- 
beitslose und der Verzicht auf Real- 
lohnsteigerungen zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen sei eine schleichende 
Anerkennung des neoliberalen Dog- 
mas, nach dem die Arbeitslosigkeit 
als Folge von angeblich überhöhten 
Einkommen der abhängig Beschäf- 
tigten gilt. 

Man kann tatsächlich darüber 
streiten, ob das Angebot untertarifli- 
cher Einstiegslöhne für Langzeitar- 
beitlose als "Einstiegsdroge" in die 
Verhandlungen für Gesamtmetall 
wirklich notwendig war. Unabhängig 
von der Bewertung dieser Frage 
bedeutet das Bündnis für Arbeit 
jedoch keine teilweise Anerkennung 
einer neoliberalen Wirtschaftspolitik. 
Lohnhöhe und Beschäftigung wer- 
den im Bündnis-Konzept nämlich 
nicht in einen ökonomischen. son- 
dern in einen politischen Zusammen- 
hang gebracht. Das wird schon an 
der Reihenfolge deutlich: erst Ar- 
beitsplatzaufbau, dann Lohnzurück- 
haltung - damit könnte die Lohnzu- 
rückhaltung im Sinne einer Kausalität 
gar kein ökonomischer Grund für 
mehr Beschäftigung sein. Der Bünd- 
nisvorschlag ist also kein realökono- 
misches Konzept, sondern das An- 
gebot eines politischen Deals. Er ist 
der Versuch, dem Arbeitsplatzabbau 
als Folge einer entfesselten Markt- 
wirtschaft eine politische Initiative 
zum Beschäftigungsaufbau entge- 
genzusetzen, letztlich also der Öko- 
nomie wieder politische Ziele einzu- 
schreiben, die durch ein solidari- 
sches Projekt verschiedener gesell- 
schaftlicher Kräfte verfolgt werden. 

Indirekt ist dieser gesellschafts- 
politische Charakter der Bündnis- 
Strategie auch von neoliberalen Wirt- 
schaitswissenschaftlern und -journa- 
listen, von Arbeitgeberverbänden 
und der rechtskonservativen Bun- 
desregierung bestätigt worden: Im 
Lager der Marktradikalen wurde we- 
niger der vermeintliche Frontwech- 
sel der Gewerkschaften in der Lohn- 
politik gefeiert, sondern vielmehr die 
Bündnis-Idee und die Praxis der 
Spitzengespräche zwischen den Ta- 
rifparteien sowie der Bundesregie- 
rung als eine Durchlöcherung des 
Fundaments des marktwirtschaftli- 
chen laissez faire verurteilt. 

Erosion gewerkschaftlicher 
Gestaltungskraft 

Die Beurteilung des gesell- 
schafts- und gewerkschaftspoliti- 
schen Stellenwertes der Bündnis- 
Idee - und erst recht die Bewertung 
der bisherigen Ergebnisse - darf 
sich allerdings nicht auf wirtschafts- 
und ordnungspolitische Fragen be- 
schränken, sondern muß einen zwei- 
ten Aspekt berücksichtigen: Wir mei- 
nen die reale klassenpolitische Si- 
tuation, in der sich die deutsche Ge- 
werkschaftsbewegung seit einigen 
Jahren befindet, und aus der heraus 
sie Gestaltungsmacht entwickeln 
muß. Das "Bündnis für Arbeit" muß 
vor dem Hintergrund der aktuellen 
sozial-ökonomischen und politi- 
schen Ausgangskonstellationen be- 
trachtet werden. 

Die gewerkschaftliche Abwehr- 
und Gestaltungskraft hat sicti in den 
zurückliegenden Jahren sehr wider- 
sprüchlich entwickelt. Auf der einen 
Seite ist es insbesondere der IG Me- 
tall gelungen. Tarifabschlüsse für 
mehr Lohn und kürzere Arbeitszeiten 
durchzusetzen. Insgesamt wurde 
ein drastisches Absinken des bun- 
desdeutschen Lohnniveaus verhin- 
dert, und damit auch die Drosselung 
der Binnennachfrage. Gemessen an 
den gegenteiligen Zielstellungen der 
Arbeitgeber und an der mittlerweile 
anderthalb Jahrzehnte währenden 
Hegemonie einer neoliberalen Wirt- 
schaftspolitik durften die meisten Ta- 
rifbewegungen der vergangenen 
Jahre von den Gewerkschaften als 
Erfolge verbucht werden. 

Auf der anderen Seite ist dabei 
auch deutlich geworden, daß erfolg- 
reiche Tarifpolitik allein der verän- 
derten gesellschaftlichen Ausgangs- 
lage und dem wirtschaftspolitischen 
Reformbedarf nicht gerecht wird. 
Seitdem steigende Gewinne unter 

dem Leitbild der „lean production" 
durch Arbeitsplatzvernichtung er- 
zielt werden, seitdem Betriebsverla- 
gerungen ins Ausland und outsour- 
cing zum Maßstab für erfolgreiches 
Management gehören, und seitdem 
selbst 6 Millionen Arbeitslose keinen 
zwingenden Grund mehr für eine wir- 
kungsvolle staatliche Beschäfti- 
gungspolitik abgeben - seitdem be- 
herrscht die Angst vor dem Verlust 
des eigenen Arbeitsplatzes sowohl 
die innerbetriebliche Situation als 
auch die gesamtgesellschaftliche 
Kräftelage. 

Vor diesem Hintergrund verkeh- 
ren sich in der öffentlichen Wahrneh- 
mung selbst die tarifpolitischen Er- 
folge in ihr Gegenteil. Sie werden, 
nicht bewertet als Stabilisierung der 
Konjunktur durch Sicherung der Bin- 
nennachfrage oder notwendige Er- 
höhung der Einkommen - im Gegen- 
teil: Trotz wachsender Ungerechtig- 
keit in der Vermögensverteilung gilt 
heute selbst die bloße Sicherung der 
Reallöhne der abhängig Beschäftig- 
ten mitunter als Besitzstandswah- 
rung. Selbst der Hauskrach im Ar- 
beitgeberlager, eine Folge der er- 
folgreichen Tarifbewegungen, droht 

Insgesamt ist so die 
Bedeutung der 
betrieblichen Politik- 
arena fSlr die Interes- 
senvertretung in den 
vergangenen Jahren 
deutlich gewachsen - 
verbunden mit einer 
Tendenz zu "maßge- 
schneiderten" 
Losungen, die sich 
immer schwerer mit 
Oberbetrieblichen 
Regelungen erfassen 
lassen. 

Foto: Martin Zitzlaff, Kdln 
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Statt auf eine 
umfassende 

Reformstrategie zielt 
die Bündnis-Idee in 

gesellschafts- 
politischer Hinsicht 

.nuru darauf, in 
Ukonomischen 

Krisenzeiten eine 
sozialdkonomische 

Gegenlogik, nämlich 
die des Beschäf- 

tigungsaufbaus, in 
die Auseinanderset- 

zungslandschaft 
einzupflanzen und 
damit gleichzeitig 
gewerkschaftliche 

Gestaltungskraft 
auszubauen. 

für die Gewerkschaften inzwischen 
zum Pyrrhussieg zu werden, denn 
die mangelnde Einigungsfähigkeit 
auf Arbeitgeberseite kann auch den 
Gewerkschaften nicht gleichgültig 
sein: Gerade am Beispiel der Bünd- 
nis-Verhandlungen, aber auch bei 
den Auseinandersetzungen um ei- 
nen Mindestlohn zur Umsetzung des 
Entsendegesetzes ist deutlich ge- 
worden, daß erfolgreiche Gewerk- 
schaftspolitik auf eine handlungsfä- 
hige Gegenseite angewiesen ist. In- 
zwischen ist bereits nicht mehr aus- 
zuschließen, daß selbst das bundes- 
deutsche Tarifvertragssystem durch 
die Schwäche der Arbeitgeberver- 
bände langfristig Schaden nimmt. 

Erosion betrieblicher 
lnteressenvertretung 

Im krassen Gegensatz zu den er- 
folgreichen Tarifbewegungen steht 
schließlich auch eine Erosion der ge- 
werkschaftlichen lnteressenvertre- 
tung in den Betrieben: Der vielzitier- 
te Standortwettbewerb besteht in 
deutschen Betrieben nicht selten 
darin, daß die Unternehmensleitung 
Auslagerungsgedanken mit erpres- 
serischem Unterton verlauten Iäßt 
oder Mißmanagement mit dem Ko- 
stendruck von Billiganbietern ka- 
schiert wird. Dem Betriebsrat bleibt - 
unabhängig von der Stichhaltigkeit 
der unternehmerischen Lageanalyse 
- kaum eine andere Möglichkeit, als 
einer solchen "betriebliche Be- 
standsverunsicherung" mit entspre- 
chenden Zugeständnissen zu be- 
gegnen. Längst sind deshalb Be- 
triebsvereinbarungen über Arbeits- 
zeitverlängerung ohne jeden Lohn- 
ausgleich oder über eine Lohnab- 
senkung auf das Niveau von 30 Wo- 
chenstunden bei einer Arbeitszeit 
von 40 Stunden und damit Verstöße 
gegen bestehende Tarifverträge kei- 
ne Einzelfälle mehr. 

Die gewerkschaftliche Interes- 
senvertretung in den Betrieben ist al- 
lerdings auch von einer anderen Sei- 
te unter Druck gekommen: Neue Ma- 
nagementkonzepte zielen auf direk- 
te Partizipation und Eigenverantwor- 
tung der Beschäftigten, und zwar in 
Fragen, die sich der rechtlich ver- 
brieften Mitbestimmung entziehen: 
Beteiligung ist inzwischen auch bei 
der Produktinnovation, der Arbeits- 
organisation und der Gestaltung be- 
trieblicher Abläufe gefragt. Unab- 
hängig von den Schwierigkeiten, die 
bei dieser Abwendung von tayloristi- 
schen Betriebsstrukturen in der Pra- 
xis meistens noch entstehen, ist da- 

mit immer auch ein Rollenwechsel 
der Betriebsräte verbunden: Durch 
dezentrale Aushandlungsspielräu- 
me entstehen einerseits mitunter 
Konfliktlinien zwischen Belegschaf- 
ten und Betriebsräten, andererseits 
wird das sogenannte Co-Manage- 
ment zu einer neuen Form der Be- 
triebsratsarbeit, die oft im Konflikt 
mit der traditionellen Schutzpolitik 
steht, die ja keineswegs überflüssig 
geworden ist. Insgesamt ist so die 
Bedeutung der betrieblichen Politik- 
arena für die lnteressenvertretung in 
den vergangenen Jahren deutlich 
gewachsen - bezogen auf Inhalte 
und verbunden mit einer Tendenz zu 
"maßgeschneiderten" Lösungen, die 
sich immer schwerer mit überbe- 
trieblichen Regelungen erfassen las- 
sen. 

Der Teufelskreis 
der Standortdebatte 

Zusätzlich verschärft wird die be- 
triebliche Konfliktlage durch die poli- 
tischen Auseinandersetzungen über 
die Wirtschafts- und Sozialproble- 
me. Die Verunsicherung der Be- 
schäftigten wurde durch die endlose 
Debatte über die Streichung von Lei- 
stungen in der Renten- und Arbeits- 
losenversicherung, Steuererhöhun- 
gen und „eisernes Sparen" sowie 
durch die unsichere Zukunft in der 
Geld- und Zinspolitik auf die Spitze 
getrieben. Gleichzeitig ist es den 
Kapitalvertretern in den Jahren nach 
der deutschen Einheit immer wieder 
gelungen, betriebliche Umwälzun- 
gen und sozialstaatliche Kürzungs- 
aktionen als unausweichliche Maß- 
nahmen zur Sicherung der deut- 
schen Wettbewerbsfähigkeit zu de- 
klarieren. Gewerkschaften und Sozi- 
aldemokratie erschienen, sofern sie 
sich überhaupt noch mit alternativen 
Konzepten gegen die Standorthyste- 
rie wandten, dagegen als vertei- 
lungspolitische Dinosaurier aus dem 
sozialistischen Jurrasic-Park - nicht 
nur nach außen, sondern auch nach 
innen. 

So trägt die Standortdebatte 
längst die Züge eines klassenpoliti- 
schen Teufelskreises: Die Erosion 
der gewerkschaftlichen Interessen- 
Vertretung in den Betrieben berei!et 
der "Standortsicherung" durch Sozi- 
alabbau und dem Rückzug der Poli- 
tik aus der Ökonomie den Weg, wo- 
durch gleichzeitig die staatliche 
Handlungsfähigkeit und damit die 
Kraft zu alternativen Gegenentwür- 
fen für eine gesellschaftliche Ent- 
wicklung beschnitten wird, die ihrer- 
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seits Bezugspunkt für gewerkschaft- 
liches Handeln sein könnte. Ohne 
ein Ausbrechen aus diesem Teufels- 
kreis ist es letztlich nur noch eine 
Frage der Zeit, bis auch die letzte 
gewerkschaftspolitische Säule, näm- 
lich die stabile tarifpolitische Durch- 
setzungs- und Streikfähigkeit, unter 
die Räder der Standortoffensive ge- 
rät. Vor dem Hintergrund dieser un- 
komfortablen klassenpolitischen Ge- 
samtsituation hat der Leiter der Vor- 
sitzenden-Abteilung bei der 'lG Me- 
tall, Klaus Lang, völlig recht, wenn er 
mit Blick auf die Kritiker der Bündnis- 
Idee sagt: "Hätte der Bündnisvor- 
schlag all das berücksichtigt, was 
von seinen Kritikern gefordert wird, 
es wäre eine zugespitzte Kurzfas- 
sung der sozial-ökologischen Re- 
formstrategie in der Art von Gewerk- 
schaftsentschließungen geworden - 
und spätestens am übernächsten 
Tag wieder in Vergessenheit gera- 
ten." 

Statt auf eine umfassende Re- 
formstrategie zielt die Bündnis-Idee 
in gesellschaftspolitischer Hinsicht 
"nur" darauf, in ökonomischen Kri- 
senzeiten eine sozial-ökonomische 
Gegenlogik, nämlich die des Be- 
schäftigungsaufbaus, in die Ausein- 
andersetzungslandschaft einzu- 
pflanzen und damit gleichzeitig ge- 
werkschaftliche Gestaltungskraft 
auszubauen - ein Ziel, das ange- 
sichts der klassenpolitischen Bedin- 
gungen unseres Erachtens durch 
Realismus und Problembewußtsein 
besticht. Die gewerkschaftspoliti- 
sche und strategische Stärke des 
Vorstoßes wiederum besteht für uns 
darin, daß in Zeiten des sozialen 
Stellungskrieges, in denen alle re- 
formpolitischen Gesamtentwürfe in 
den Schützengräben wirkungslos 
verpuffen, an einer sozial relevanten 
Stelle und mit einer einfachen, griffi- 
gen und öffentlich nachvollziehba- 
ren Operation die Verhältnisse in Be- 
wegung gebracht werden. Hier hebt 
sich die Bündnis-Strategie wohltu- 
end von jenen "zugespitzen Kurzfas- 
sungen" sozialdemokratischer Par- 
teitagsbeschlüsse ab, die als 10- 
oder 20-Punkte-Programme an- 
schließend in der Öffentlichkeit in 
Schönheit gestorben sind. 

Perspektiven der Bündnis-Idee 
Nun könnte an dieser Stelle der 

wohl berechtigte Einwand kommen, 
daß die ursprüngliche Zwickel-lnitia- 
tive auf dem Gewerkschaftstag der 
IG Metall ja durchaus diese positive 
gesellschaftliche Funktion und ge- 

E rstens: In meinem Beitrag (in 
spw 87) hatte ich geschrie- 

ben, daß das KZ-System in der 
letzten Phase „primär Instrument der 
rassistischen Neuordnung und der 
Vernichtung des europäischen 
Judentums" gewesen sei. Eine sol- 
che Formulierung schließt andere 
Funktionsbestimmungen - wie z.B. 
die Zwangsarbeit - nicht aus, gewich- 
tet diese jedoch. Wer vom deutschen 
Faschismus reden will, darf vom Ka- 
pitalismus nicht schweigen. Aber wer 
uber den Holocaust - als dem Kern 
des Nazismus - reden und ihn nicht in 
seiner Bedeutung strukturell relativie- 
ren will, kommt mit formationstheore- 
tischen Erwägungen nicht weiter. Der 
Holocaust läßt sich aus keiner Kapi- 
tallogik ,.ableitenu, sondern verweist 
auf die Autonomie politischer Ent- 
scheidungen im Nazismus. 

Zweitens: 
Niemand bestreitet den auch 

selbstlosen Einsatz deutscher Kom- 
munisten für ihre Mithäftlinge. Zu erin- 
nern wäre hier beispielsweise an Wil- 
helm Hammann, der in Yad Vashem 
für die Rettung jüdischer Kinder im 
KZ Buchenwald geehrt wird. Aber 
diese Beispiele von Solidarität än- 
dern nichts an der objektiv entsolida- 
risierenden Struktur der KZ-Gesell- 
schaft, deren schonungslose Analy- 
se das Verdienst von Sofkys „Ord- 
nung des Terrors" ist. Die Entschei- 
dung, einen Genossen vor einem ge- 
fährlichen Arbeitskommando zu be- 
wahren, war zugleich eine Entschei- 
dung gegen einen anderen Mithäft- 
ling, der für diese Aufgabe dann ein- 
geteilt wurde. ,.Wenn die SS-Ärzte 
„Menschenmaterialu für ihre meist 
tödlichen Versuchsreihen und Vivi- 
sektionen anforderten, so hatten die 
Kapos meist die Macht, Genossen 
oder andere ihnen wichtige Personen 
von den Listen zu streichen, aber die 
Quantität der zugeführten .,Liefe- 
rung" mußte stimmen. Statt der Ge- 
nossen mußten andere Häftlinge auf 
die Listen geschrieben werdenu1. Es 
war eine Entscheidung für den Opfer- 
tausch. Die Solidarität konnte in die- 
ser Konstellation nur partikular sein. 

Die - wie Schneider schreibt - 
„absurde Zahl" von „nur" 72 in Bu- 
chenwald umgekommener Kommuni- 
sten stammt nicht von mir, sondern 
ist das Ergebnis parteiinterner Stati- 
stik der SED. Bei Schneider bleiben 
die moralischen Verwerfungen und 
Handlungsdilemmata, die mit der 
Übernahme von Funktionen im Kapo- 

System verbunden und Gegenstand 
mehrerer Untersuchungen (sowohl 
der SED als auch der amerikanischen 
und sowjetischen Besatzungsmacht) 
waren, außen vor. Ebenso schweigt 
er sich uber die Fortsetzung des KP- 
Stalinismus unter KZ-Bedingungen, 
die „rote Feme" gegen „abweichen- 
de" Genossen aus. Gerade hier wäre 
eine Klarstellung notwendig. 

Berichte von Überlebenden des 
KZ-Systems zeugen von selbstloser 
Solidarität der „Politischenw mit ihren 
Mithäftlingen, aber auch von antise- 
mitischen und sozialrassistischen 
Vorurteilen, vom brutalen Ausnutzen 
ihrer abgeleiteten Machtstellung.' 
Beide Facetten haben wir in unserer 
Erinnerungsarbeit zu berücksichti- 
gen, anstatt an heroischen Wunsch- 
bildern festzuhaken. 

Drittens: 
„Am 11. April 1946 jährt sich der 

Tag der Befreiung des Konzentrati- 
onslagers Buchenwald durch Trup- 
pen der Alliierten Armeen", heißt es in 
der kommunistischen „Thüringer 
Volkszeitung" vom 6.4.19463. Schnei- 
der bleibt die Antwort darauf schul- 
dig, wieso in solchen zeitgenössi- 
schen Dokumenten von „Selbstbe- 
freiung" keine Rede war. Er verweist 
.statt dessen auf Aktionen bewaffne- 
ter Buchenwald-Häftlinge, in deren 
Verlauf 125 SS-Leute (also etwa 2,5% 
der ursprünglichen Wachmann- 
schaft) gefangengesetzt wurden. 
Diese von niemand bestrittenen Ak- 
tionen hatten jedoch für den militäri- 
schen Verlauf keine oder allenfalls 
symbolische Bedeutung. Sie recht- 
fertigen auf keinen Fall eine Überstei- 
gerung zum Begriff der „Selbstbefrei- 
ung". 

Die ,.~elbstbefreiun~s"-~hese ist 
das Ergebnis einer politisch-semanti- 
schen Operation, die mehrere Funk- 
tionen zugleich erfüllte. Zum einen 
konnten die lnteressensdivergenzen 
mit ausländischen Häftlingsgruppen 
in den Hintergrund gedrängt werden. 
Die Buchenwalder Kommunisten, die 
bald von der Moskauer Emigrations- 
gruppe um Walter Ulbricht aus der er- 
sten Reihe verdrängt wurden, sahen 
darin eine Möglichkeit zur Selbstauf- 
Wertung. Zum anderen konnte im 
„kalten Krieg" der 50er Jahre der ent- 
scheidende Anteil US-amerikani- 
scher Truppen an der Befreiung Bu- 
chenwalds geleugnet werden. 

Ein früheres Losschlagen, wie es 
von den Häftlingen, die durch die 
Evakuierungen und Todesmärsche 
zuallererst bedroht waren, gefordert 

Vier Einwände 
zu Ulrich Schneider 

von Perer Reif-Spirek* 

wurde, wäre in der Tat aufgrund der 
militärischen Lage verhängnisvoll ge- 
wesen. Die Strategie der deutschen 
Kommunisten, den amerikanischen 
Vormarsch abzuwarten und erst im 
letzten Moment selbst zu agieren, 
war alternativlos, aber sie hatte ihren 
Preis. Solche kontroversen Strategien 
verweisen gerade auf die von Sofsky 
untersuchten Interessendivergenzen 
innerhalb der Häftlingsgesellschaft. 
Die Evakuierungen, die nicht verhin- 
dert, sondern nur verzögert werden 
konnten, erfolgten nach der rassen- 
politischen Logik der SS. 

Die Analyse solcher objektiven 
Handlungszwänge hat mit der BILD- 
Zeitung nichts gemein. Wer andere 
Positionen, die dem eigenen heilen 
Weltbild widersprechen, sofort in die 
rechte Ecke zu rücken versucht, setzt 
eine denunziatorische Form der Aus- 
einandersetzung fort, die offensicht- 
lich auch zum „Erbeu eines Teils der 
deutschen Linken gehört. 

Viertens: 
Über die Notwendigkeit von Ent- 

nazifizierungsmaßnahmen braucht 
nicht gestritten zu werden. Gleich- 
wohl zeigt ein Vergleich der Internie- 
rungslager in den unterschiedlichen 
Besatzungszonen erhebliche Unter- 
schiede. In den westlichen Besat- 
zungszonen erfolgte die Einlieferung 
von Nazi-Funktionären ab einer höhe- 
ren Funktionsebene, die Sterblichkeit 
war geringer, es gab keine Totaliso- 
lierung von der Öffentlichkeit, und es 
wurde frühzeitig mit Überprüfungen 
und Entlassungen begonnen4. Sol- 
che Unterschiede werden von 
Schneider, aber auch von dogmati- 
schen Teilen der PDS5 systematisch 
negiert, wissenschaftliche Forschun- 
gen aus durchsichtigen politischen 
Gründen nicht zur Kenntnis genom- 
men. 

Wer andere 
Positionen, die dem 
eigenen heilen 
Weltbild widerspre- 
chen, sofort in die 
rechte Ecke zu 
rücken versucht, 
setzt eine denunzia- 
torische Form der 
Auseinandersetzung 
fort, die offensicht- 
lich auch zum 
"Erbe" eines Teils 
der deutschen 
Linken gehurt. 

* Perer Reif-Spirek, Politologe. Erfurt 
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Auch der Versuch, 
den I?.-S. anstellt, 

am Thema Buchen- 
wald den Stalinis- 

mus aufarbeiten zu 
wollen, ist eine 

Überformung und 
Uffnet der Totalitaris- 

musthese Tor und 
Tür, 

rischen Gesamtlage verhängnisvoll 
gewesen wäre. Wahrscheinlich hät- 
ten dann keine 21.000 Häftlinge das 
Lager überlebt. Perfide wird es, wenn 
R.-S. - Niethammer zitierend - den 
deutschen Kommunisten unterstellt, 
sie hätten die Evakuierungen nur 
„entsprechend der Rassenhierarchie 
der SS" rationiert. R.-S. müßte erklä- 
ren, worin sich diese Position von der 
BILD-Überschrift: ,.Kommunisten und 
SS: So halfen Kommunisten den Na- 
zis beim Morden" unterscheidet. 

Überformungen zu DDR-Zeiten 
Viertens: Es ist unstrittig, daß hi- 

storische Überformungen, die zu 
DDR-Zeiten vorhanden waren, über- 
prüft und korrigiert werden müssen. 
Doch die gegenwärtige Überformung 
Buchenwalds durch das Thema „In- 
ternierungslager" ist für eine Neuori- 
entierung kontraproduktiv. Daß in der 
publizistischen Kampagne um die 
Gedenkstätte, z.B. von Konrad Adam 
in der FAZ, Analogien beider Lager 
behauptet werden, ist politisch ver- 
ständlich, vom wissenschaftlichen 

Aspekt jedoch grundsätzlich abzu- 
lehnen. Auch der Versuch, den R.-S. 
anstellt, am Thema Buchenwald den 
Stalinismus aufarbeiten zu wollen, ist 
eine Überformung und öffnet der To- 
talitarismusthese Tor und Tür. 

Auf Druck der internationalen La- 
gerverbände hat sich die Historiker- 
kommission 1993 dafür ausgespro- 
chen, die Behandlung des KZ und 
des Internierungslagers zu trennen, 
wobei anerkannt wurde, daß die alli- 
ierten Internierungslager die Folge 
der faschistischen Politik gewesen 
seien. Hinterrücks finden sich jedoch 
wieder Versuche der Gleichsetzung. 
Der jetztige Direktor, Volkhard Knig- 
ge, plante bis vor kurzem die Errich- 
tung eine Brücke zwischen KZ-Ge- 
Iände und Gräberfeld des Internie- 
rungslagers, um so eine symbolische 
Verbindung herzustellen. Für ihn sei 
das lnternierungslager ein „stalinisti- 
sches Lager", das in menschen- 
rechtlicher und rechtsstaatlicher Per- 
spektive weder akzeptierbar noch le- 
gitimierbar" sei. Heute wissen wir, 
daß mindestens 80% der Internierten 
faschistische Funktionsträger, vom 
Blockwart bis Ortsbauernführer, vom 
NS-Bürgermeister bis zum Mitglied 
der thüringischen Gauleitung, waren. 
Daß auch Jugendliche, im juristi- 
schen Sinne Nichtschuldige und so- 
gar ehemalige KZ-Häftlinge 2.T. 
durch Verkettung widriger Umstände 
erneut in diesem Laaer landeten. wie 

die - sinngemäß formulierte - Erkennt- 
nis „Wer vom Kapitalismus nicht re- 
den will, soll vom Faschismus 
schweigen" nicht vergessen. 

Ein weiteres Thema linker Erbe- 
Diskussion müßten die Überlegungen 
für einen gesellschaftlichen Neuan- 
fang 1945 bilden. In welchem Maße 
und in welchem Rahmen können sie 
Orientierungspunkte für heute sein? 
Wer denkt heute noch daran, daß in 
Sachsen im Sommer 1946 und in 
Hessen am 1. Dezember 1946 die 
überwältigende Mehrheit der Bevöl- 
kerung sich für Sozialisierungen der 
Schlüsselindustrie, der Konzerne und 
Energieressourcen, sowie der Ban- 
ken ausgesprochen hatten? Wer 
denkt heute, angesichts von Rü- 
stungsexporten und den Plänen für 
eine neue Rolle der Bundeswehr in 
der Welt, noch an den Artikel 69 der 
hessischen Verfassung „Der Krieg ist 
geächtet. Jede Handlung, die mit der 
Absicht vorgenommen wird, einen 
Krieg vorzubereiten, ist verfassungs- 
widrig."? 

Dabei haben manche dieser Fest- 
legungen ihre Wurzeln auch im KZ 
Buchenwald. Am 19. April 1945 for- 
mulierten die 21.000 überlebenden 
Häftlinge in einem „Schwur von Bu- 
chenwald": „Die Vernichtung des Na- 
zismus mit seinen Wurzeln ist unsere 
Losung. Der Aufbau einer neuen Welt 
des Friedens und der Freiheit ist un- 
ser Ziel." Und in Hessen waren es 

Robert Zeiler, ist unbestritten. Dies auch Buchenwalder, die als Abge- 
ändert jedoch nichts an der historisch ordnete und Minister der ersten Stun- 
notwenaigen Einordn~ng des „Spezi- de fJr e'nen antifaschist'sch-demo- 
allagers" als Teil der alliierten Entna- kratischen Neuanfang gewirkt haben. 
zifizierungspolitik. Sollte man 50 Jah- 
re nach der BefreLng tatsdcnl'ch 
über die Notwendigkeit und Recht- 1 BV-Häftlinge waren im Amtsdeutsch 
mäßigkeit der ~ ~ ~ ~ ~ ~ i f i ~ i ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ ß -  .befristete Vorbeuge-Hälllinge". Da es 

zumeist Personen waren, die als Krimi- 
nahmen diskutieren mussen? nel e inhah ert wurden, gab es im Lager- 
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Die Blätter kennenlernen 

Aspekte einer linken ,.Berufsverbrecher" 
,,Erbe-Diskussion" 

Für eine linke rationale „Erbe-Dis- 
kussion" wird es m.E. darauf ankom- 
men, historische Abwicklungsbestre- 
bungen und neue Verfälschungen 
der staatlich forcierten Geschichts- 
Politik qualifiziert zu kritisieren und 
dafür zu sorgen, daß die DDR-/Stasi- 
Debatte, in deren Schatten grundle- 
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batte der nächsten Jahre nicht allein 
bestimmt. Der deutsche Faschismus 
und die Aufarbeitung seiner gesell- 

BlStief Wrlag. Postfach 2831.53018 Bonn 
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werkschaftspolitische Stärke beses- 
sen haben mag, daß aber späte- 
stens mit der Unterzeichnung des 
gemeinsamen Papieres mit der Bun- 
desregierung die Operation sich in 
ihr Gegenteil verkehrt hat und die 
Gewerkschaften erneut vor der we- 
nig charmanten Auswahl stehen, 
welches der politischen Etiketten - 
Verlierer, Verweigerer, Verräter- sie 
sich jetzt ankleben lassen möchte. 

Sicherlich ist es richtig, daß die 
I 

frühe und starke Orientierung der 
Bündnis-Verhandlungen auf die 
Kanzlerrunde und die kompromis- 
slerische Verhandlungsführung des 
DGB-Vorsitzenden zunächst einmal 
in eine Sackgasse führte. Ob aber 
die Bündnis-Idee endgültig mit Ach- 
senbruch im Kanzleramt liegenbleibt 
oder doch noch zum Kristallisations- 
punkt einer neuen sozialen Massen- 
bewegung werden kann, rnuß sich in 
Verhandlungen der Tarifparteien erst 
in den nächsten Monaten und letzt- 
lich in den kommenden Tarifrunden 
erweisen - für die Metall- und Elek- 
troindustrie also erst im nächsten 
Jahr. 

Ebenso relevant für die Perspek- 
tive der Bündnis-Idee ist aber auch 
die zukünftige Rolle der politischen 
Kräfte „links von der Union": Denn 
die (vergebliche) Suche der Gewerk- 
schaften nach einem Konsens mit 
der regierenden Rechtskoalition ist 
auch das realpolitische Spiegelbild 
des strategischen Unvermögens und 
machtpolitischen Versagens der ge- 
sellschaftlichen Linkskräfte in 
Deutschland. Solange eine alternati- 
ven Gesamtstrategie für die gesell- 
schaftliche und wirtschaftliche Ent- 
wicklung in der Bundesrepublik nicht 
sichtbar wird oder nicht umsetzbar 
erscheint, bleibt den Gewerkschaf- 
ten letztlich nur die Wahl zwischen 
zweifelhaften Kompromissen und ei- 
ner Abwehrhaltung, die auf lange 
Sicht nach außen und nach innen als 
Verweigerung wirken muß. 

schaftlichen Wurzeln und Strukturen 
rnuß Thema bleiben. Dabei sollte man 

... und die politischen Linkskräfte 
In der Entstehungsphase der IG- 

Metall-Initiative war die SPD noch 
tief in ihrem parteiinternen Jahrmarkt 
der Eitelkeiten verstrikt. Die zur Un- 
zeit gestartete völlig überflüssige 
Aussiedler-Debatte war geradezu 
eine mustergültige Meisterleistung, 
für die "besondere Fähigkeit" der 
bundesdeutschen Linkskräfte, ihre 
soziale Basis auseinanderzutreiben 
statt sie reformpolitsich zusammen- 
zuführen. In der Wirtschafts- und So- 
zialpolitik ist auch der neue SPD-Vor- 

sitzende über die von der IG-Metall 
kritisierte Übung, Kurzfassungen 
längst bekannter Positionen als 10- 
Punkte-Papiere in die Welt zu set- 
zen, nie hinausgekommen. Darüber 
hinaus scheinen sich SPD und Ge- 
werkschaften in der Tarifrunde des 
öffentlichen Dienstes erneut unver- 
söhnlich gegenüber zu stehen. 

Die Grünen haben sich im we- 
sentlichen darauf beschränkt, das 
Bündnis für Arbeit ökologisch verbal 
aufzuladen, und die großen bundes- 
weiten Umweltverbände wie der 
BUND haben offenkundig die politi- 
schen Brücken zur Arbeitswelt und 
deren sozialer Sprengkraft eingezo- 
gen. 

Bisher ist das Bündnis für Arbeit 
und die Forderung nach Beschäfti- 
gung nicht zum strategisch-operati- 
ven Kern einer sozial-ökologischen 
Alternative zur Rechtskoalition ge- 
worden, sondern immer eine gesell- 
schaftspolitische lnselveranstaltung 
geblieben. Dieser Umstand hat der 
Rechtskoalition die Einbindung der 
Gewerkschaften bis an den Rand 
der Selbstverleumdung überhaupt 
erst möglich gemacht. 

Bündnis für Arbeit als Aufbruch- 
signal für eine alternative Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsent- 
wicklung? - Einige Lehren und 
Perspektiven 

Zum Versuch, einen politischen 
Deal über mehr Beschäftigung und 
über erneuerte Strukturen und In- 
strumente der industriellen Bezie- 
hungen herzustellen. gibt es für die 
Gewerkschaften aufgrund der oben 
geschilderten realen klassenpoliti- 
schen Ausgangslage nach wie vor 
keine ernstzunehmende Alternative. 
Allerdings zeigt der "Flop im Kanz- 
leramt", daß dieser Versuch auf eine 
neue Ebene gehoben werden muß, 
wenn er nicht endgültig scheitern 
soll. 

Für einen zweiten Anlauf für ein 
Bündnis für Arbeit sind vor allem 
zwei Punkte von herausragender Be- 
deutung: 

Die Orientierung auf eine Erneue- 
rung der Sozialpartnerschaft durch 
eine große Lösung im Konsens mit 
der Rechtskoalition und den Arbeit- 
geber-Dachverbänden muß zugun- 
sten einer Kombination aus sozialer 
Mobilisierung durch Polarisierung 
und einer differenzierten Bündnis- 
Politik aufgegeben werden. Dafür 
müssen die aufbrechenden Konflikte 
im Lager der Arbeitgeber genutzt 
werden. Statt mit jenen Arbeitge- 

bern, die letztlich nur die Gewerk- 
schaften endgültig aus dem Weg 
räumen wollen, im großen Stil zu ver- 
handeln, ist es vielversprechender, 
mit jenen, die an einem neuen "Aus- 
gleich der sozialen Kräfte" interes- 
siert sind. branchen- und regional- 
orientierte Pilotprojekte abzuschlie- 
ßen und diese in der internen Kon- 
fliktlage der Arbeitgeberzusammen- 
hänge "wirken zu lassen". 

Die Mai-Kundgebungen, die 
schärferen Töne gegenüber den Ar- 
beitgebervertretern, die Aktionen 
der t)TV und der Sozialgipfel mit den 
Kirchen und Wohlfahrtsverbänden 
sind bereits erste Anzeichen für eine 
solche Entwicklung 

Schließlich wird es entscheidend 
sein, ob es der SPD in absehbarer 
Zeit gelingt, ihre politische und sozi- 
alreformerische Führungsaufgabe 
wieder wahrzunehmen. 

Dabei geht es uns gar nicht so 
sehr um eine soundsovielte Debatte 
über den notwendigen radikalen po- 
litischen Kursschwenk, den die SPD 
benötige. Dieser scheint uns, nach 
den Erfahrungen der letzten Jahre, 
ohnedies nicht realistisch. Auf dem 
Prüfstand steht vielmehr die Fähig- 
keit der politischen Führung der 
SPD, in diesen zugespitzten Zeiten 
der sozialen Auseinandersetzung 
problemrealistische Ansätze und Lö- 
sungen zu entwickeln, die reale Be- 
wegung in die Auseinandersetzung 
bringen und die Ausgangsposition 
der Gewerkschaften verbessern hel- 
fen. 

Zentral für die Frage ist sicherlich 
der Verlauf der Tarifrunde im öffentli- 
chen Dienst. Aber auch der in letzter 
Zeit durch den Fraktionsvorsitzen- 
den Scharping wieder ins Spiel ge- 
brachte Vorschlag des sozialen La- 
stenausgleichs gewinnt in diesem 
Zusammenhang an strategischer 
Bedeutung. Wenn es innerhalb der 
SPD gelänge, aufbauend auf den 
jetzt gemachten Vorschlägen für ei- 
nen solchen Lastenausgleich, einen 
ebenso einfachen wie griffigen und 
populären Vorstoß in der steuer- und 
verteilungspolitischen Auseinander- 
setzung zu landen und dieser mit 
den Zielen des Bündnisses für Ar- 
beit in einen Sinnzusammenhang 
gestellt werden kann, dann wäre ge- 
genüber der Situation aus dem letz- 
ten Herbst schon einiges gewonnen. 

Die Orientierung auf 
eine Erneuerung der 
Sozialpartnerschaft 
durch eine große 
LOsungimKonsens 
mit der Rechts- 
koalition und den 
Arbeitgeber-Dach- 
verbanden muß 
zugunsten einer 
Kombination aus 
sozialer Mobilisierung 
durch Polarisierung 
und einer differen- 
zierten Bündnis-Politik 
aufgegeben werden. 
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Für einen alter- 
nativen Begriff 
gesellschaftlicher 
Vernunft 
Kritische Anmerkungen zum Entwurf 
für ein neues DGB-Grundsatzprogramm 

voti Osknr Negr* 

Int Noveniber 1996 soll ein nliJ3erordentlicher BundeskongreJ des 
DGB ein neues Grundsnfzprogrclmm beschlieJet1. Der Etthvurfist nrif 
erhebliche Kritik gestoßen. Viele linke Gewerksclinfter fordern, wegert 
der inhnlrlichen Sclzwiichen rrnd der rrnz~ireichendeti Diskrrssior~szeir 
nlrfeine Verobsclziedung iti diesem Jahr zu verzichren. Der Text ist 
eitle gekiirzre und rednkrionell berirbeirete Fnssring eines Referrrrs, 
das Osknr Negr ciuf der Vernt~staltling der „Itiirintivgr~ippe hessisclzer 
Gewerkshnfter" rim 6.12.95 itt Frntlkfurt gehalten hnr. 

ch möchte meinen Beitrag ganz 
auf die Frage konzentrieren: Was 
ist der Geist eines solchen mögli- 

chen Grundsatzprogramms, was 
stiftet das Zusammenhängende der 
Einzelteile? 

Wirklichkeitsanalyse oder 
Selbstberuhigung? 

Es ist schon wieder 
aus dem Bewußtsein 

verloren, daß das 
Soziale an der 

Marktwirtschaft nicht 
deren eigentumliches 

Produkt ist, sondern 
gegen deren Ablauf- 

gesetze erkampft 
wurde. 

In einzelnen Punkten dieser Pro- 
grammnotizen habe ich den Ein- 
druck, daß Wirklichkeit hier im Inter- 
esse einer kurzfristigen Selbstberu- 
higung unterschlagen wird. Wer 
aber die geschichtlich-gesellschaft- 
lichen Veränderungen, die epocha- 
len Umbrüche der Gegenwart, nicht 
wirklich in veränderte Organisations- 
phantasie und politisches Handeln 
einbezieht, kann mit solchen Pro- 
grammen nur eine Parallelideologie 
errichten, die tagtäglich durch Erfah- 
rungen an der Basis dementiert wird. 

Wenn in diesem Programm gar 
nichts mehr erkennbar ist. was Klas- 
senverhältnisse ausmacht, gar 
nichts mehr davon zu spüren ist, daß 
heute möglicherweise das Kapital in 
einer Weise die Gesellschaft defi- 
niert. die Macht des Kapitals wie nie 
zuvor in der Geschichte bis in die 
letzten Poren der gesellschaftlichen 
Lebensregungen eingedrungen ist - 
wenn das nicht zur Wirklichkeit ge- 

* Osknr Negr, 
ProJ für Politikivissenschofr crn der Ut~iversirlit Hnnnover. 

hört, von der man ausgeht, dann ist 
ein solches Programm nutzlos, ja es 
führt in die Irre und es zeigt keinen 
einzigen Ausweg aus der Misere, in 
der wir gegenwärtig stecken. Die Ar- 
roganz der Macht, die vom Kapital, 
den Konzernen und Banken heute 
ausgeht, ist so stark wie noch nie. 
Und das muß uns doch Veranlas- 
sung sein, die Frage nach der Ge- 
genmacht anders zu stellen, als uns 
möglichst in der Art von Rumpelstilz- 
chen, (ach wie gut, daß niemand 
weiß, daß wir Gewerkschaften sind!) 
geräuschlos an die Rockschöße der 
Logik des Kapitals zu hängen. 

Ich behaupte, daß in dem Maße, 
wie die Gewerkschaften sich vorneh- 
men, die Rationalisierungsprozesse 
des Kapitals zu begleiten, sie abzu- 
mildern oder auszugleichen, ohne 
einen eigenen Begriff von gesell- 
schaftlicher Vernunft zu entwickeln, 
sie ihre Legitimationsbasis als ge- 
sellschaftliche lnteressenorganisati- 
On auf Dauer aushöhlen werden; 
denn die Legitimation der Gewerk- 
schaften liegt buchstäblich in dem 
Punkt, wo sie etwas anderes und Al- 
ternatives auszudrücken bereit sind 
und dafür auch die Machtmittel, über 
die sie verfügen, einzusetzen ent- 
schlossen sind. 

Aufarbeitung 
der Geschichte nötig 

Das bedeutet für mich durchaus 
die Aufarbeitung der Geschichte der 
Gewerkschaften, als Anfangspunkt 
der Selbstverständigung, gerade 
auch im Zusammenhang einer die 
Widersprüche aus ihrem abge- 
stumpften Nebeneinander durch 
Arbeit der Zuspitzung kenntlichma- 
chenden Grundsatzdebatte. Es ist 
nun charakteristisch für die Ge- 
schichte der deutschen Gewerk- 
schaften nach dem Kriege. daß ihr 
ganzes Kategorienspektrum, ja die 
Erfolge, auf die viele Leute in den 
Betrieben und in den gewerkschaft- 
lichen Vorstandsverwaltungen mit 
Recht stolz sind, einer beispiellosen 
Prosperitätsphase zu danken sind, 
die so nicht mehr zu erwarten ist. Es 
ist die Phase mit dem Optimismus 
auf Vollbeschäftigung, mit-gefüllten 
Kassen öffentlicher Haushalte, mit 
dem entschiedenen Bewußtsein von 
Gesellschaftsreformen. 

Die großen sozialen Errungen- 
schaften, die der gewerkschaftli- 
chen Kampfbereitschaft und ihrer 
schließlichen Vertragsmacht ent- 
springen, sind Resultat der Einbin- 
dung der marktwirtschaftlichen Ge- 

GEWERKSCHAFTS-POLITIK 

setze in ein Sozialsystem, das prak- 
tisch zum Bestandteil des öffentli- 
chen Rechts geworden ist. Es ist 
schon wieder aus dem Bewußtsein 
verloren, daß das Soziale an der 
Marktwirtschaft nicht deren eigen- 
tümliches Produkt ist, sondern ge- 
gen deren Ablaufgesetze erkampft 
wurde. Was die Gewerkschaften an 
Errungenschaften in die Marktwirt- 
schaft eingebracht haben, definiert 
den sozialen Gehalt der Marktwirt- 
schaft. Das Soziale der Marktwirt- 
schaft ist wesentlich ein Kampf- und 
Verhandlungsprodukt und die Ge- 
werkschaften sind wesentlicher Be- 
standteil dessen, was soziale Markt- 
wirtschaft ist; gegen die sozialdarwi- 
nistischen Auswirkungen der Markt- 
wirtschaft waren die Gewerkschaf- 
ten angetreten. Sie sind Hauptmotor 
und wesentlicher Bestandteil dessen 
gewesen, was die soziale Marktwirt- 
schaft den Menschen an angstredu- 
zierten Lebensverhältnissen brach- 
te. 

Wenn das so ist, dann müßte 
man in Zusammenhängen eines 
neuen Grundsatzprogramms in der 
Tat die Frage stellen, ob es möglich 
ist, eine Gewerkschaftspolitik auf je- 
ner Ebene zu fixieren, wo die alten 
Errungenschaften immer nur einge- 
klagt werden oder ob die gesell- 
schaftliche Situation sich so verän- 
dert hat, daß die Entwurfsalternati- 
ven der Gewerkschaften ganz ande- 
re sein müßten, möglicherweise so- 
gar umfassendere als die bisheri- 
gen. 

In den sechziger Jahren konnte 
man noch unbefangen von der Auf- 
hebung von Modernitätsrückstän- 
den in der Gesellschaft und in der 
betrieblichen Organisation spre- 
chen; Modernisierung war ein Stück 
Fortschritt. Schließlich ging diese 
Modernisierungsstrategie in die Re- 
fomperiode ein, die aber bereits in 
den siebziger Jahren umgebogen, 
verdreht und vielfach von ihren 
Emanzipationsimpulsen abgelöst 
wurde. Aber diese Modernisierungs- 
Prozesse drücken immer stärker 
eine innere Widersprüchlichkeit und 
Ambivalenz aus. Das Wort unbefan- 
gen in den Mund zu nehmen und da- 
mit auch einen Befreiungsakt der 
Menschen zu verknüpfen, wird im- 
mer anfechtbarer. Wer heute von 
Modernisierung der Verwaltungen, 
der Wirtschaft, des Staates, der Be- 
triebe spricht, wird unmöglich uner- 
wähnt lassen können, daß diese Mo- 
dernisierungsprozesse alle ver- 
knüpft sind mit Freisetzung lebendi- 

W er sich zur Geschichts- 
politik um Buchenwald äu- 

ßert, muß - und in dem 
Punkt ist Peter Reif-Spirek zuzustim- 
men - differenzierte historische 
Kenntnisse haben, um nicht falschen 
Positionen oder „einfachenw Antwor- 
ten aufzusitzen. Wie kompliziert das 
ist, hat Reif-Spirek anschaulich unter 
Beweis gestellt. 

Die Funktion des KZ Buchenwald 
Erstens: R.-S. hält PeterISprafke 

entgegen, daß sie bei ihrer Kritik an 
der Vernachlässigung der innenpoliti- 
schen Unterdrückungsfunktion der 
Konzentrationslager deren Funktions- 
wandel nicht berücksichtigt hätten. 
Doch gerade das Lager Buchenwald 
ist 1937 „im Herzen Deutschlands" 
begründet worden, um politisch op- 
positionelle und unsichere Kräfte im 
Vorgriff auf die Kriegsvorbereitung in- 
ternieren zu können. Daß zusätzlich 
alle „Volksschädlinge" ausgegrenzt 
werden sollten, ist in der Logik der fa- 
schistischen Volksgemeinschafts- 
ideologie nachvollziehbar. Bezeich- 
nend ist, da0 R.-S. eine wichtige 
Funktion des KZ-Systems nach 1941 
„vergißt". die Zurverfügungstellung 
von Arbeitskräften für die deutsche 
Rüstungsindustrie. Gerade Buchen- 
wald spielte im Rahmen der Politik 
der „Vernichtung durch Arbeit" mit 
seinen über 100 Außenkommandos 
in SS- und Konzernbetrieben eine 
wichtige Rolle. Eine solche Akzentu- 
ierung bedeutet selbstverständlich 
keine Marginalisierung der rassisti- 
schen Vernichtungspolitik, sondern 
eine notwendige historische Differen- 
zierung. Dies verweist auf die enge 
Verbindung von KZ und Kapital, ein 
Thema, das vor dem Hintergrund der 
rassismusbestimmten Neuorientie- 
rung gerne „vergessenu wird. 

Zweitens: Wenn PeterISprafke als 
ideologischen Kern der Kampagne 
um die „roten Kapos" allgemein dar- 
auf verweisen, daß hier „Opfer zu Mit- 
schuldigen erklärt werden", hat R.-S. 
dies in seiner Replik praktisch unter 
Beweis gestellt. Mit absurden Zahlen, 
die suggerieren, daß „nuru 72 Kom- 
munisten in Buchenwald umgekom- 
men seien, und theoretischen Aussa- 
gen zur Funktion von Häftlingen in 
der Organisation des KZs (basierend 
auf einer allgemeinen soziologischen 
Studie von W. Sofsky), versucht er 
das Handeln der kommunistischen 
Häftlinge als allein gruppenegoi- 
stisch motiviert darzustellen. Er geht 
sogar so weit, die „roten Kapos" zu 
Beteiligten an der Ermordung von 

Mitgefangenen zu machen. Doch die 
historische Wahrheit um Buchenwald 
ist komplizierter. 

Die Rolle der Kapos 
Das System der Funktionshäftlin- 

ge basierte auf einer enscheidenden 
Voraussetzung: der absoluten Macht 
der SS im Lager. Die SS war Herr 
über Leben und Tod, sie gab die Be- 
fehle, die umgesetzt werden mußten. 
Weigerte sich ein Häftling, hatte er im 
nächsten Schritt Repressalien gegen 
sich selbst zu erwarten. Bekannt ist 
die Weigerung der 1. und 2. Lageräl- 
testen von Dora, Georg Thomas und 
Ludwig Czimczak, eine Exekution 
vorzunehmen. Sie wurden selbst in 
den Bunker verbracht und ermordet. 
Funktionshäftlinge, die mutig genug 
waren, sich einem SS-Befehl zu wi- 
dersetzen, eine Prügelstrafe auszu- 
führen, fanden sich gleichfalls auf 
dem Bock wieder. Die SS konnte je- 
derzeit Funktionshäftlinge austau- 
schen, was auch 1942 in Buchen- 
wald versucht wurde, als viele „rote 
Kapos" abgesetzt wurden und in be- 
sonders gefährliche Kommandos ka- 
men. Dabei war es für die „einfachen 
Häftlinge" absolut nicht gleichgültig, 
ob ein Kapo für seinen eigenen Vor- 
teil mit der SS kungelte, wie von vie- 
len „Grünenu (BV-Häftlinge)' aus 
Mauthausen, Sachsenhausen und in 
der ersten Zeit in Buchenwald berich- 
tet wird, oder ob ein ,.roter Kapo" ver- 
suchte, den Mithäftlingen in den Ar- 
beitskommandos oder auf den Blök- 
ken gegen die SS das Leben zu er- 
leichtern. 

Wie ist die Behauptung des 
„Gruppenegoismus" der deutschen 
Kommunisten mit der Rettung von 
über 900 Kindern verschiedener Na- 
tionalitäten durch „rote Kapos" zu 
vereinbaren? Hat beispielsweise Emil 
Carlebach als Blockältester im Ju- 
denblock 22 nur die Interessen seiner 
Parteifreunde wahrgenommen? Ha- 
ben deutsche „rote Kapos" ausländi- 
sche Häftlinge aus Gruppenegois- 
mus geopfert? Die Aussagen der 
ausländischen Häftlingsgruppen von 
1945 sprechen in dem Zusammen- 
hang eine ganz andere Sprache. 

Die Selbstbefreiung Buchenwalds 
Drittens: Wenn es noch eines Be- 

weises bedurft hätte, daß die Selbst- 
befreiung Buchenwalds relativiert 
wird. dann hat ihn R.-S. geliefert. 
Nicht so unverfroren wie Thüringens 
Ministerpräsident Vogel, der auf der 
Kundgebung am 9. April 1995 mit 
keinem Wort auf das Handeln der 

Buchenwald = 

ein Objekt der 
Geschichtspoliti k 
Bemerkungen zu Peter Reif-Spireks Replik 

in spw 87 
von Dr. Ulrich Schneider* 

Häftlinge einging, denunziert R.-S. 
den faktischen historischen Ablauf 
als „zentrale Legendenbildung der 
DDR-Geschichtspolitik". 

Selbst wenn man die Ausnutzung 
dieses Faktums für den antifaschisti- 
schen Selbsterweis der DDR kritisiert, 
bleibt die „Selbstbefreiung" eine hi- 
storische Tatsache. Wie anders ist es 
denn sonst zu bezeichnen, wenn die 
politischen Häftlinge sich seit 1944 
systematisch Waffen beschafften. 
eine internationale Militärorganisation 
aufbauten (was wohl ein weiterer Be- 

weis scher gegen Gruppeninteressen die Durchsetzung ist), die deut- ge- Das System der 
planten Evakuierungstransporte mit Funktionshaftlinge 
den ihnen zur Verfügung stehenden basierte auf einer 
Mitteln behinderten, zur Vernichtung enscheidenden 
vorgesehene politische Häftlinge im Voraussetzung: der 
ganzen Lager versteckten, und zum absoluten Macht der 
Schluß sogar die verbliebenen Wach- SS im Lager. 
mannschaften überwältigen konnten 
und 125 SS- und Wehrmachtsange- 
hörige verhafteten ? Historisch un- 
strittige Tatsache ist, daß die Häftlin- 
ge den amerikanischen Truppen ein 
befreites Lager übergeben konnten. 
Daß diese Entwicklung der letzten 
Tage unmittelbar mit dem militäri- 
schen Vormarsch der alliierten Kräfte 
verknüpft war, der den größten Teil 
der in Buchenwald stationierten SS- 
Truppen zum Abzug zwang, ist eben- 
falls unstrittig. 

Darf man - in der Logik von R.-S. - 
nur von „Selbstbefreiungu sprechen, 
wenn die Häftlinge früher einen Auf- 
stand gewagt hätten? Es dürfte je- 
dem einsichtig sein, daß ein vorzeiti- 
ges Losschlagen aufgrund der militä- 

* Dr. Ulrich Schneider, Historiker, Kassel 
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RECHTE IDEOLOGIEN 

struiert ist, Dies hat sich als wirksa- Zeit bis vor den nationalen Wahlen 

men durch die Sozialdemokratie. vor ten ein wirkungsvolles, alternatives Autoritarismus und besitzindividuali- 
allem in Zusammenarbeit mit den Operationsgebiet eröffnet (...) sie hat stischer Konkurrenzverherrlichung. 
staatsorientierten Fraktionen des einen alternativen 'Block'konstruiert, Der Weg zu einer gerechteren und 

me, dauerhafte und in der gewal- 1979, in der sich die Konservativen in 
Opposition befanden. Nach der Errin- 

tige Kraft und Philosophie erwiesen, nung der parlamentarischen Mehrheit 

Großkapitals, hat der radikalen Rech- 

(...) mit (...) großer popularer Anzie- veränderte sich ihre Diskursstrategie in 
h~naskraft."~ Teilbereichen, ebenso wie viele der .,ri- 

der um die mächtigen Themen 'Anti- freieren Gesellschaft führt für die Lin- 
Etatismus', 'Anti-Kollektivismus', 'ge- ke aber nur über den aktiven Kampf 
gen schleichenden Sozialismus' und um die kulturelle Hegemonie! 
'gegen den Machtblock' (d. h. die So- 
zialdemokratie an der Macht) kon- l ,.Mobiiisierungsphase~~ bezeichnet die 
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Die in den bürgerli- giden ideologischen Prinzipien dem 

nüchternen Ziel des Machterhalts unter- 
chen Staat, seine Vertretungskörper- oeordnet wurden,o Siehe Andre Kaiser: 
schaften und Seine Institutionen hat >reie Wirtschaft" und „starker Staat", 
der Arbeiterbewe~unq nicht nur die Das politische Projekt des Thatcheris- - - 
~ ~ - , i l l ~ ~ f ~ ~ ~ ~  von einer mus. In: Österreichische Zeitschrift für 

Politikwissenschaft 199111, S. 91-100. konkurrenzverherrlichenden, radikal 
siehe Helmut Dubiel: Populismus und 

besitzindividualistischen Rechten als Aufkläruna, ~ ~ ~ ~ k f ~ ~ ~  am ~~i~ 1986, 
vermeintlich bedrohlicher, „bürokrati- ~ u c h  Margaret Canovan, Populism. 
scher Machtblock" diskreditiert wer- New Brunswick 1981. 
den zu können, ~ ~ d ~ ~ ~ ~ ~ d ~ ~  ist, daß 3 Besitzindividualismus bezeichnet in 

diesem Zusammenhang das Prinzip der 
mit der Durchsetzung der „reformisti- uneingeschränkten Vermehrung indivi- 
schen", integrationszentrierten Per- duellen Besitzes. Anti-wohlfahrtsstaatli- 

spektive in den meisten der europäi- che Diskurse zeichnen den modernen 

sehen Arbeiter~artei~~ und der Über- Wohlfahrtsstaat als ein allmächtiges 

nahme der Regierungsmacht die Ver- 
' ' ~ ~ ~ ~ ~ h e n ? d ~ ~ c k ,  derenden ::$ 

waltung des kapitalistischen Systems nannten ,,kleinen Mannu in seiner Frei- 
und seiner Logik einherging. Diese heit und gerade seinem besitzindivi- 
Verwaltung ist damit auch immer eine dualistischen Streben einschränke. - 
verwaltung von ökonomischen K~~~~~ 4 Egon Matzner: Funktionen der Sozial- 

partnerschaft. In: Heinz Fischer, Hand- 
und sozio-ökonomischer Ausgren- buch des c>olitischen oster- 
zung maßgeblicher Bevölkerungstei- reichs. wie" 1982. S. 429-460, Zitat S. 
le. Die radikale Rechte thematisiert - 430. Unter „RandbedingungU wird hier 

obwohl sie selbst materiell am stärk- ausreichende Kapitalrentabilität ver- 
standen. sten das Ungleichheit und Ausschluß 

5 Murray Edelman: Politik als Ritual, Die 
jmmanent produzierende Gesell- cvmbolische Funktion staatlicher Inctitu- 
schaftsmodell vertritt - die politische tionen und politischen Handelns. Frank- 
und soziale Ausorenzuna breiter furt am Main/New York 1990, S. X der " " 
Massen und attackiert damit die Lin- neuverfaßten Einleitung. 

6 Das schließt keinesfalls aus. daß autori- 
ke an der Regierungsmacht. tärer Populismus zum Instrument der 

Solange die herrschende System- besitzenden Klasse wird, um - wie in 
logik bestehen bleibt, wird jede etati- Großbritannien - Teile der Arbeiter- 
stisch orientierte ~ i ~ k ~ ,  die auch fle- schaft symbolisch zu integrieren und 

gierungsmacht übernimmt, die zu- gegen ihre objektiven Interessen zu mo- 
bilisieren. 

letzt beschriebene Flanke geöffnet Das heißt ,,icht, da" die ~i~~~ auf eine 
haben. Sie kann durch „effizientes klassenübergreifende Mobilisierungzur 
Krisenmanagement", Ansätze zu ei- Errichtung einer anderen sozio-ökono- 

ner gerechteren umverteilung und mischen Struktur und eines alternativen 
Gesellschaftsmodelles zu verzichten 

Demokratisierungsbestrebungen 'hat. Esheißtauchnicht.daßBildereiner 
zwar reduziert, aber nie völlig besei- homogenen Gesellschaft mit einheitli- 
tigt werden - solange die herrschen- chen interessenlagen als Zukunftspro- 

de ökonomische Looik ist. wie sie ist. jekt in keinem Falle entworfen werden " .  Dennoch steht die autoritäre sollen. Solange aber die Gesellschafts- 
ordnung eine kapitalistische ist, muß 

Rechte nicht a priori als Krisenge- das Bewußtsein über ihre WidersDrü- 
winnler und Profiteur der Ausgren- che und Spaltungen erhalten werden. 
zun~sverhaltnisse fest. Der ,.com- Wo noch kein Allgemeininteresse exi- - 

sensem und die politische sub- stiert. weil der grundlegende Antago- 
nismus nicht überwunden ist, mußeben 

jektivität sind formbar, zielgerichtete dieser Antagonismus den Massen der 
Interventionen in den Alltagsverstand Lohnabhänaiaen immer wieder vor Au- - - 
bestimmen ideologische Kräftever- gen geführt sein. 
hältnisse in einer Gesellschafi. Die 8 siehe Stuart Hall: Popular-demokrati- 

Umarbeitung bestehender Konstella- scher oder autoritärer Populismus. In: 
Dubiel: Populismus und Aufklärung, 

tionen ist auch in eine andere Rich- aao - . 
tung möglich als hin zu Ungleichheit, 9 ~bd . ,  S. 91 

spw. Zeitschrift fOr Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 89, 1996 
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ger Arbeitskraft, also mit Massenar- 
beitslosigkeit. 

Die herkömmliche Struktur der 
Arbeitsgesellschaft steht in Frage; 
und es wird schließlich auch zu ei- 
nem moralischen Skandal, daß eine 
der reichsten Gesellschaftsordnun- 
gen. die es in der Geschichte gege- 
ben hat, doch immer weniger im- 
stande ist, einem wachsenden Teil 
von Menschen würdige Lebensbe- 
dingungen zu garantieren. 

Die Subjektseite beachten 
Die geschichtliche Substanz von 

Gewerkschaften beruht darin, die 
Weltgeschichte aus dem Blickwinkel 
der Zukurzgekommenen, der Unter- 
drückten, der Ausgegliederten zu 
betrachten. um dabei nicht stehen 
zu bleiben, sondern im gegebenen 
System Veränderungen vorzuschla- 
gen und durchzusetzen, die diesem 
Elend ein Ende machen. Es ist un- 
wahrscheinlich, daß es sich hierbei 
nur um eine Frage sinnvoller Vertei- 
lung handelt; es geht um die Struktur 
dieses Gesellschaftssystems, das 
einer kulturellen Erosionskrise unter- 
liegt, in die ökonomische Faktoren 
vielfältiger Art hineinwirken, die aber 
nicht alleine von ihnen bestimmt wer- 
den. 

Wir haben es damit zu tun, daß 
hier die Subjektseite der Menschen, 
und die erscheint in dem Programm- 
entwurf fast gar nicht, entscheidend 
mitbetroffen ist; die Erwartungen der 
Menschen an gewerkschaftliche - 
Großorganisationen haben sich ver- 
ändert. Sie sind illusionsloser gewor- 
den, klagen aber doch vieles ein, 
was sich in ihren Köpfen und in ihrer 
Seele abspielt, und wofür sie keine 
kollektiven Ausdrucksmöglichkeiten 
haben. Dieses Spannungsverhältnis 
zwischen objektiven Gegebenheiten 
und subjektiven Wunschvorstellun- 
gen, das durch jedes einzelne Ge- 
werkschaftsmitglied hindurchgeht, 
müßte in einem solchen Selbstver- 
ständigungsprozeß einer Grundsatz- 
debatte zentrales Thema sein; denn 
schließlich sind die Interessen, die 
Wünsche, die Bedürfnisse der Men- 
schen und ihre Utopien unter Um- 
ständen viel härtere Realität als al- 
les, was sich in gegenständlicher 
Betonform (z.B. in einer offensicht- 
lich bewährten Organisationsstruk- 
tur, einem bürokratischen Gehäuse 
äußerst rationalisierter Funktionen) 
darstellt, so, als wäre es für die 
Ewigkeit gemacht. 

Ich will diese Subjektseite kon- 

daß Debatten über eine neue Stand- 
ortbestimmung der Gewerkschaften 
möglicherweise an der Analyse der 
Jugend einsetzen müssen. Denn 
wer nicht weiß, was sich in der Ju- 
gend abspielt, wird auch keine An- 
gebote machen können, sie zu ge- 
winnen. Wenn die Erosionskrise, von 
der ich gerade gesprochen habe, 
mit dem Wandel von Wertorientie- 
rungen und widersprüchlichen Sol- 
lens-Vorschriften verknüpft ist, dann 
wird erkennbar, wie stark Jugendli- 
che als Kristallisationsmedien sol- 
cher Widerspruchstendenzen er- 
scheinen. In Zeiten solchen Werte- 
wandels, grundsätzlicher Wertediffe- 
renzen, nehmen die Suchbewegun- 
gen von Jugendlichen in einem ge- 
waltigen Maße zu. Erst wenn man 
Vorstellungen davon gewonnen hat, 
in welchen Suchbewegungen sich 
die Jugendlichen befinden, ist für 
Gewerkschaften bestimmbar, wel- 
chen rationalen Gehalt Zukunftsper- 
spektiven haben, in die dann auch 
Vorstellungen eines modernisierten 
Wirtschaftsprozessen und der Ar- 
beitsgesellschafi eingehen könnten. 

Ich will diesen Punkt der kulturel- 
len Suchbewegungen nicht weiter- 
führen, aber hier nur feststellen. daß 
es keine Jugend keiner Gesellschaft 
gibt, die ohne Utopien, ohne phanta- 
siereiche Lebensentwürfe und Sinn- 
bedürfnisse auskommt. Sie in diese 
Suchbewegungen einzubeziehen 
und Fragen zu stellen, wie Antworten 
aussehen könnten. das ist gewiß kei- 

ne sinnlose Tätigkeit für eine Ge- 
werkschaftsbewegung, die zu- 
kunftsgerichtete Perspektiven hat. 
Denn eine einheitliche Linie der Ge- 
genwehr, als könnte man sich auf 
Gruppen und Klassen stützen, die 
aus Existenznotwendigkeit ein Ge- 
gengewicht zu den bestehenden 
Herrschaftsverhältnissen bilden, das 
ist ja keine verläßliche Grundlage 
mehr für gewerkschaftliches Han- 
deln. Wenn die Gewerkschaften die- 
se veränderte Situation nicht wahr- 
nehmen, dann werden sie diese Ge- 
neration verlieren. Jugendabteilun- 
gen in ihren Bewegungsmöglichkei- 
ten zu reduzieren, und alles, was mit 
Jugendarbeit, auch mit Frauenarbeit 
Berührung hat, möglichst klein zu 
halten, das ist nicht nur ein bornier- 
ter, sondern am Ende auch existenti- 
ell tödlicher Verengungsstandpunkt. 

Das Mandat 
der lnteressenvertretung 

Ich will die möglichen Antworten, 
die Gewerkschaften auf die gegen- 
wärtige gesellschaftliche Situation 
geben könnten, an vier Punkten fest- 
machen und in knappen Worten 
skizzieren. Ich benutze dafür das 
Wort Mandat, weil in ihm ein Auf- 
tragsverhältnis ausgedrückt ist. Ein 
Mandat ist jedoch nicht immer aus 
der begrenzten Legitimation eines 
Wählervotums zu begreifen; Manda- 
te können auch im Interesse von 
Menschen wahrgenommen werden, 
die keine eigene Sprache haben 

Das Spannungs- 
verheltnis zwischen 
objektiven Gegeben- 
heiten und subjekti- 
ven Wunschvorstel- 
lungen, das durch 
jedes einzelne 
Gewerkschaftsmit- 
glied hindurchgeht, 
müßte in  einem 
solchen Selbst- 
verständigungs- 
prozeß einer Grund- 
satzdebatte zentrales 
Thema sein. 
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Es zeigen sich 
Tendenzen in kritischen 

Gewerkschaftsanalysen, 
daß ein wachsender Teil 

der lnteressen und 
Erwartungen, die 

mit Gewerkschaften 
verknüpft sind, 

außerbetrieblichen 
Ursprungs sind. 

oder keine Medien, in denen sie ih- 
ren definierten lnteressen und be- 
rechtigten Bedürfnissen Ausdruck 
geben können. 

Das erste Mandat der Gewerk- 
schaften möchte ich als das der In- 
teressenvertretung bezeichnen; für 
die. die kollektiver Hilfe bedürfen, 
weil sie als vereinzelte Individuen, 
wie immer ihr Lebensstandard aus- 
sehen mag, in dieser Gesellschaft 
nicht zu ihrem Recht kommen kön- 
nen. Werden diese lnteressen nicht 
mehr erfaßt, gehen den Gewerk- 
schaften die Menschen verloren. 
Hierbei mag es sich um völlig ver- 
drehte privatistische lnteressen han- 
deln, um Interessen, die in der Hier- 
archie der kulturellen Werte sehr weit 
unten angesiedelt sind; aber der 
Blick auf die Veränderung der Inter- 
essen, die m6gliche Erweiterung 
des lnteressenbegriffs und der Be- 
dürfnisse, die sich auf Gewerkschaf- 
ten beziehen, hat existentielle Be- 
deutung. Wo dieser lnteressefaden 
zerschnitten ist oder abreißt, melden 
sich die Menschen offiziell durch 
Austritte ab, aber die inoffizielle Ab- 
meldung durch innere Distanz ist 
ganz gewiß genauso bedrohlich. 

Es zeigt sich nun in diesem Zu- 
sammenhang des Interessenbe- 
griffs, daß ohne dessen Erweiterung, 
über die betriebliche Arbeitsplatzsi- 
tuation hinaus, heute die Menschen 
in ihren Lebenszusammenhängen 
nicht mehr erfaßbar sind. Über lange 
geschichtliche Strecken wird man 
noch mit einem Solidaritätsüberhang 
rechnen können, der in Konfliktsitua- 
tionen Menschen mobilisiert, die ge- 
fühlsmäßig an der Arbeiterbewe- 
gung und ihren Organisationsformen 
hängen. Darauf kann man notfalls 
zurückgreifen, aber die Substanz 
dieser kulturellen Solidarität zehrt 
sich, je weniger eindeutige Interes- 
sen darin eingehen, immer stärker 
auf. 

Ich spreche von diesem Mandat 
gerade im Zusammenhang des 
DGB, weil der, so war es die Absicht 
der Gewerkschaftsgründer nach '45, 
eine andere - dem Gesamten der Ar- 
beiterbewegung förderliche - Struk- 
tur haben sollte als die der Einzelge- 
werkschaften. Ausdrücklich möchte 
ich hier erwähnen, daß die Ortskar- 
telle, die in der Hierarchie des DGB 
ganz unten stehen, in Zukunft eine 
starke Aufwertung erfahren müßten, 
wenn der DGB in seiner pluralisti- 
schen Struktur die lnteressen der 
abhängig Tätigen und derjenigen, 
die aus dem bestehenden Erwerbs- 

system bereits herausgefallen sind, 
aktiv wahrnehmen würde. Leider ge- 
hen bornierte Rationalisierungsvor- 
haben, der auch hier anzutreffende 
Stolz auf schlanke Verwaltung, in 
eine ganz andere Richtung. Ich halte 
aber die Arbeit der Ortskartelle. die- 
ser organisatorischen Schnittpunkte 
zwischen gewerkschaftlicher Inter- 
essenvertretung und außerbetriebli- 
chen Interessen, für zukunftswei- 
send, wie Gewerkschaften in den 
nächsten Jahrzehnten aussehen 
könnten. 

Interessenbegriff über 
den Betrieb hinaus erweitern 

Mein Plädoyer für eine Erweite- 
rung des lnteressenbegriffs betrifft 
die veränderte Gegenwartssituation 
der Gewerkschaften. Die Gewerk- 
schaften sind immer den Arbeitneh- 
mern und den Menschen dorthin ge- 
folgt, wo sie sich in ihrem Alltag 
überwiegend aufhalten. Mitte des 
neunzehnten Jahrhunderts folgten 
sie ihnen in die Betriebe, nachdem 
die bloßen öffentlichen Massende- 
monstrationen, wie die der Charti- 
sten. keine Erfolge mehr für die Ver- 
änderung der Lebensbedingungen 
der Menschen brachten. Heute er- 
weist sich der verengte Interessen- 
begriff, der sich auf die betriebliche 
Realität und die Arbeitsplatzsituation 
bezieht, als nicht mehr haltbar; denn 
wenn die Gewerkschaften zusätzli- 
che Arbeitszeitverkürzungspolitik 
betreiben, wird die Anwesenheitszeit 
der Kolleginnen und Kollegen in den 
Betrieben zwangslaufig und zuneh- 
mend eingeschränkt. 

Der Betrieb als das entscheiden- 
de Organisationsstandbein der Ge- 
werkschaften hat seine Bedeutung 
nicht verloren; aber seine Grenzen 
für die Organisationsfähigkeit von In- 
teressen werden immer deutlicher. 
Die Erweiterung des Interessenbe- 
griffs auf die außerbetriebliche Reali- 
tät ist für mich eine unabdingbare 
Perspektive der künftigen Gewerk- 
schaftsentwicklung. Mit Erweiterung 
meine ich nicht Verflachung, Aufwei- 
chung des Gewerkschaftsgedan- 
kens, sondern seine realistische 
Fundierung, seine Verankerung in 
den Verhältnissen der modernen 
Zeit. Wird diese Perspektive in der 
gewerkschaftlichen Grundsatzde- 
batte nicht in den Blick genommen, 
dann wird sich erweisen, daß die 
herkömmlichen Interessen immer 
dünner und substanzloser werden, 
SO, daß sie am Ende die Organisati- 
onsstrukturen nicht mehr halten. 
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Es zeigen sich Tendenzen in kri- 
tischen Gewerkschaftsanalysen, 
daß ein wachsender Teil der Interes- 
sen und Erwartungen, die mit Ge- 
werkschaften verknüpft sind, außer- 
betrieblichen Ursprungs sind. Es 
sind die außerbetrieblichen Lebens- 
zusammenhänge, Erwartungen an 
das Erziehungssystem, an soziale 
Solidarität, an Lösungsvorschläge 
für ökologische Probleme und 
schließlich für Fragen der Bürger- 
und der Menschenrechte. Gerade 
jüngere Gewerkschaftskollegen ver- 
weisen auf Sozialisationsprozesse. 
die vor und außerhalb der betriebli- 
chen Realität liegen. Sie engagieren 
sich bei "Greenpeace", bei den Grü- 
nen, in Jugendzentren, in vielen Zu- 
sammenhängen, bevor sie aktiv in 
das Arbeitsleben eintreten und hier 
gewerkschaftliche Organisationsin- 
teressen wahrnehmen. 

Ich möchte aber noch einmal mit 
allem Nachdruck betonen, daß für 
mich die auf den Arbeitsplatz bezo- 
genen lnteressen nach wie vor zen- 
tral für gewerkschaftliche Gegen- 
macht sind, weil in dieser Leistungs- 
gesellschaft nur die Verweigerung 
der Arbeitskraft die Kapital- und 
Geldbesitzer davon zu überzeugen 
vermag, daß dafür etwas ausge- 
tauscht werden muß. In einer Gesell- 
schaft, in der Massenarbeitslosigkeit 
zum Alltag vieler Menschen gehört, 
mit Leistungsverweigerung in Berei- 
chen zu drohen, die ohnehin auf 
dem Absterbeetat dieser räuberi- 
schen Ökonomie stehen, hat etwas 
von Absurdität an sich. 

Die zukünftigen Gewerkschaften 
werden stärker damit konfrontiert 
sein, daß ihre traditionelle Blickrich- 
tung erweitert werden muß auf die 
außerbetrieblichen Zusammenhän- 
ge der Menschen, auf die Erzie- 
hungsinteressen der Familien, auf 
die Art und Weise, wie sie in einer 
Stadt leben. wie sie wohnen, wie sie 
den Generationenvertrag verstehen 
und was überhaupt Lebenssinn ist. 

Politisches Mandat - die betriebs- 
wirtschaftliche Sicht überwinden 

Das zweite möchte ich als politi- 
sches Mandat bezeichnen. Das poli- 
tische Mandat der Gewerkschaften. 
so wie ich es in Zukunft sehe, und 
das wäre ein wesentlicher Punkt ei- 
nes solchen DGB-Programms, be- 
steht darin, daß die oberste Leitnorm 
das Wohl und Wehe des Gemeinwe- 
sens ist und nicht bloß die betriebli- 
che Einzelrealität. Ich sage nicht, 
daß die betriebliche Realität, die den 
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und Kapital hinaus zahlreiche andere 
Gesellschaftsspaltungen unter- 
schiedlicher Schärfe existieren. Die 
jüngste, die auch zur Ausbildung 
neuer politischer Repräsentationen 
führte. ist jene zwischen traditioneller 
Wachstumsorientierung und postma- 
terialistisch-ökologischem Bewußt- 
sein. Im politischen Prozeß treffen die 
aus den Spaltungen und den Ratio- 
nalitäten der gesellschaftlichen Sub- 
systeme resultierenden Interessen- 
und Bedürfnislagen aufeinander. Das 
Wechselspiel der verschiedenen In- 
teressengruppen mündet in die Wil- 
lensbildung. die zumindest auf parla- 
mentarischer Ebene eine Willensbil- 
dung nach dem Mehrheitsprinzip ist. 
Einen a priori feststehender einheitli- 
chen und unwiderruflichen Volkswil- 
len gibt es in keinem Falle, sondern 
dieser das Ergebnis einer materiellen 
wie symbolischen Auseinanderset- 
zung der Einflußgruppen und politi- 
schen Repräsentationen. 

Die dritte Prämisse schließlich 
verweist auf die folgende Beobach- 
tung: Die wesentlichen Elemente je- 
nes Prozesses, der in der „Arenau 
des Politischen dem Publikum, dem 
„Elektorat", vorgeführt wird. sind kon- 
struierte Wirklichkeiten. „Probleme, 
politische Führer und Gegner sind ge- 
sellschaftliche Konstruktionen, keine 
Tatsachen. Sie werden fortwährend 
auf verschiedenste Weise hervorge- 
bracht und interpretiertM5 Politisches 
Handeln Iäßt also nicht nur genau 
eine lnterpration zu. sondern kann 
vielfältig wahrgenommen werden. Ein 
gegebenes Machtgefüge entspricht, 
weil politisch-soziale Wirklichkeit weit- 
gehend konstruierte Wirklichkeit ist, 
einer bestimmten ideelen Konstrukti- 
on von Deutungs- und Definitionsmu- 
Stern des gesellschafLlichen Status 
Quo. Die Veränderung bestehender 
Machtverhältnisse führt über die De- 
konstruktion dominanter Definitions- 
und Deutungsmuster. 

IV. Autoritär-populistischer 
Diskurs, Klasse und moderne 
Gesellschaft 

Die für die politisch bewußten Be- 
obachterlnnen selbstverständlich er- 
scheinenden Prämissen schärfen 
den Blick für die antipluralistischen 
und antimodernistischen Dimensio- 
nen der autoritär-populistischen Agi- 
tation. Ebenso erlauben sie die Illu- 
stration eines zentralen Gegensatzes 
zwischen der traditionellen Linken 
und jedem autoritärem Populismus. 

Autoritär-populistische Akteure 
setzen in den Mittel~unkt ihrer Diskur- 

se einen klassenunspezifischen Ap- 
pell an „das Volk" als vermeintliche 
Einheit der Interessen. „Das Volk" ist 
- explizit oder implizit - als homoge- 
ner Block mit einheitlichem Willen ge- 
zeichnet. Nicht beim „Volku sind nur 
die „entfremdeten, unehrlichen. 
selbstgefälligen" Gegner der Populi- 
sten. Mit solchen Einheitsbildern 
leugnet der autoritär-populistische 
Diskurs jenen noch immer bestehen- 
den grundlegenden ökonomischen 
Interessengegensatz, der die Klas- 
sen hervorbringt. Populismus in der 
hier verstandenen Form richtet sich 
gegen die Mobilisierung eines spezi- 
fischen Klassenbewußtseins und 
Klasseninteresses - jedenfalls in sei- 
ner Pr~paganda.~ Mit den Bildern 
vom homogenen „Volksganzen" und 
vom homogenen „Volkswillen" leug- 
net er aber auch die Komplexität der 
modernen Gesellschaft, deren zu- 
nehmende Ausdifferenzierung in 
Subsysteme die Interessen- und Be- 
dürfnislagen vervielfältigt. 

Folgte man der autoritär-populisti- 
schen Homogenitätspropaganda, so 
erschiene politischer Pluralismus für 
die heutige Gesellschaft überflüssig: 
die Existenz von Parteien, die ver- 
schiedene ökonomische und soziale 
lnteressen vertreten, wäre dann nicht 
notwendig. Der einheitliche „Volks- 
wille" des homogenen „VolksganzenW 
könnte ja von einer Bewegung oder 
einem „Führero wahrgenommen und 
vollstreckt werden. 

Begreift man die beschriebenen 
Volksdiskurse als den Kern populisti- 
scher Strategien, so zeigt sich die Un- 
sinnigkeit des Rufes nach „Linkspo- 
pulismus". Die Arbeiterbewegung ist 
aus dem Klassenwiderspruch heraus 
entstanden und bezieht ihre gewach- 
sene Identität überwiegend aus dem 
Kampf um politische, soziale und 
ökonomische Emanzipation. Über- 
wiegend klassenunspezifische Ap- 
pelle in den Mittelpunkt der politi- 
schen Interaktion zu stellen, hieße die 
Grundlagen eigenen Bewußtseins zu 
unterminieren. „Linkeu Politiker, die in 
Bezug auf die vorherrschende sozio- 
ökonomische Funktionslogik der Ge- 
sellschaft mit Homogenitätsbildern 
arbeiten, haben sich vom Angelpunkt 
ihrer politischen Identität bereits ent- 
fernt, weil sie das analytische Grund- 
konzept der Arbeiterbewegung leug- 
nen.' 

V. Autoritärer Populismus und 
kulturelle Hegemonie 

Die dritte von uns formulierte Prä- 
misse beschrieb politische Wirklich- 

keit als eine weitgehend konstruierte 
Wirklichkeit. Ein bestehendes Macht- 
gefüge aus Parteien und Einflußgrup- 
pen basiert in der Regel auf der ideel- 
len Dominanz - also in der Konstrukti- 
on politischer Wirklichkeit. Autoritärer 
Populismus als Strategie der Hege- 
moniegewinnung versucht eine fun- 
damentale Dekonstruktion eines be- 
stehenden ideellen Gefüges aus 
Deutungs- und Definitionsmustern - 
somit die Neuformung politischer 
Subjektivität der Individuen. Haupt- 
mittel der Intervention in den Alltags- 
verstand der Massen ist die Verbrei- 
tung eines Bewußtseins, das die Re- 
gierenden als ..volksfeindlich", „ent- 
fremdet" und gegen das „Volksinter- 
esse" handelnd sieht. Das tatsächli- 
che Handeln der Konkurrenten der 
autoritär-populistischen Kräfte ist da- 
bei nachrangig. 

Die Dekonstruktion dominanter 
Deutungsmuster kommt dem gleich, 
was Antonio Gramsci als Errringung 
der kulturellen Hegemonie - die Vor- 
aussetzung politischer Hegemonie - 
bezeichnete. Die extreme Rechte 
und der radikalisierte Konservatis- 
mus haben gerade dort, wo sie tief in 
die Arbeiterklasse eindrangen. die 
Erkenntnis von der Formbarkeit der 
politischen Subjektivität des Individu- 
ums berücksichtigt. Die Rechte inter- 
venierte aktiv in den „common sen- 
se" der Arbeiterschaft. Dort, wo es 
gegen regierende sozialdemokrati- 
sche Parteien und deren wohlfahrts- 
staatliche Konzeptionen ging, wurde 
der sozialdemokratisch geführte 
Staat zur Bedrohung der Freiheit des 
„kleinen Bürgers" und des „Mannes 
von der Straße" stilisiert. Die Siche- 
rungsmechanismen, die den einzel- 
nen vor den Folgen der in der kapitali- 
stischen Wirtschaftsordnung system- 
immanenten Krisen schützen. wur- 
den zum Hemmschuh für die ver- 
meintlich so wünschenswerte besitz- 
individualistische Entfaltung umge- 
deutet. Hinter der Beschwörung des 
„Fleißigenu und des „Tüchtigena 
steckte die Propagierung radikal kon- 
kurrenzorientierter Gesellschaftkon- 
zepti~nen.~ Die Sozialdemokratie dis- 
kredierte man als allmächtigen kol- 
lektivistischen „Blockn, der sich ge- 
gen die besitzindividualistische Ent- 
faltung des Individuums richte. 

Besonders wo die Sozialdemo- 
kratie eine enge Verflechtung mit 
dem Staat und seinen Institutionen 
aufweist, konnte die autoritär-populis- 
tische Agitation nachhaltig wirken. 
Stuart Hall: ,.Das Monopol auf den 
Staat und seine politischen Maßnah- 

Autoritärer Populis- 
mus als Strategie 
der Hegemoniege- 
winnung versucht 
eine fundamentale 
Dekonstruktion 
eines bestehenden 
ideellen Gefüges 
aus Deutungs- und 
Definitionsmustern - 
somit die Neufor- 
mung politischer 
Subjektivität der 
Individuen. 
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Wenn mensch für alle Gebiete 
der Kommunalpolitik kompetente 
Einführungen sucht, . wenn die wichtigsten Konzepte, 
Programme und Debatten von 
BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN zu 
den zahlreichen Politikfeldern rund 
ums Rathaus gefragt sind, 
. . . tja, dann gibts' nur eins - sich 

aus der reichhaltigen Angebots- 
palette der AKP zu bedienen. 
Erstens: Unser «Handbuch für 
alternative Kommunalpolitik~ bietet 
mit 45 Kapitel, die von über 50 
Fachleuten aus allen Gebieten der 
Kommunalpolitik geschrieben wur- 
den, so allerhand Wissenswertes. 
Das engbedruckte, 415 Seiten 
dicke Werk verkaufen wir konkur- 
renzlos preiswert für nur 45 DM 
(zzgl. 4 DM Porto), weil wir wol- 
len, daß möglichst viele Verant- 
wortliche in den Rathäusern damit 
arbeiten. 
Zweitens: Wer die «Alternative 
Kommunalpolitik» (AKP) - die 
seit 17 Jahren erscheinende Fach- 
zeitschrift der Grünen für "Kom- 
munalasIKommunalos " - noch 
nicht kennt, sollte Asche auf sein 

' Haupt streuen, Buße tun und ganz, 
ganz schnell ein kostenloses Probe- 
heft ordern. Die AKP erscheint 6 
mal im Jahr mit jeweils 68 Seiten 
und kostet iI;i Abo 66 DM. 
Drittens: Wer noch gezielter infor- 
miert werden möchte, 2.B. über 
weitere Fachbücher aus unserem 
Hause, Sonderhefte oder Themen- 
pakete, sollte einfach den aktuellen 
Gesamtkatalog anfordern und einen 
Blick hineinwerfen. 

Bestelladresse: 
AKP-Redaktion und Vertrieb 

Luisenstraße 40 
33602 Bielefeld 

Tel.: 05211177517, Fax: 05211177568 

beschwören sie die Figur des „klei- 
nen Mannes", der von „denen da 
oben" vermeintlich „verratenu und 
.,verkauftu wird. 

Drittens: Den autoritären Gehalt 
der Agitation verkörpert die systema- 
tische lnanspruchnahme der „Volks- 
mehrheit". Populistische Akteure wei- 
sen sich die Eigenschaft zu, alleinig 
das .,tatsächliche Interesse des Vol- 
kes" zu vertreten. 

Viertens: Die Diskreditierung der 
jeweils regierenden politischen Eliten 
geht mit der Verschleierung eigener 
Machtansprüche einher. Der populis- 
tische Anspruch auf die politische 
Vorherrschaft wird als Notwehrreakti- 
on gegen die „entfremdeten, selbst- 
gefälligen" politischen Eliten tituliert. 

Fünftens: Weil Populismus auf die 
weitestmögliche politische Mobilisie- 
rung zielt und traditionelle Lagerbin- 
dungen zu überwinden versucht, 
wird in seiner Propaganda an hochin- 
tegrative menschliche Basisemotio- 
nen appelliert: Angst, Verunsiche- 
rung, Haß, Neid, Ressentiments, Aus- 
grenzungsgefühle und Ahnungen 
vorenthaltenen Glücks. Dazu dienen 
unter anderem alle jene Diskurse, die 
Szenarien des moralischen Verfalls, 
der umfassenden Krise oder der 
ständigen Bedrohung durch be- 
stimmte „Volksfeinden konstruieren. 

Sechstens Nationalismus, Ras- 
sismus und Chauvinismus ähneln 
strukturell der dichotomisch-polari- 
sierenden Konzeption des autoritären 
Populismus. Sie fließen in dessen 
Diskurse und dessen Propaganda als 
Mittel der symbolischen Integration 
der Massen mit ein. Situationsspezi- 
fisch kommen anti-etatistische, anti- 
wohlfahrtsstaatliche und besitzindivi- 
dualistische Diskurse als Trägerele- 
mente hinzu.3 

Siebtens: Die der populistischen 
Inszenierung immanente Grundten- 
denz ist eine Logik der Extreme. Zu- 
spitzung, Stigmatisierung, der Auf- 
bau von Feindbildern und vehemente 
Konfliktorientierung prägen die Dis- 
kurse. 

Achtens: Autoritärer Populismus 
tendiert dazu, politische Probleme 
und lnteressenkonflikte zu Fragen 
moralischer Absoluta zu stilisieren. 
Für oder gegen eine bestimmte Lö- 
sung eines gesellschaftlichen Proble- 
mes einzutreten, wird zur Frage von 
„gut" oder „bösem gemacht, anstatt 
als vorwiegend rationale Entschei- 
dung begriffen zu werden. 

Neuntens: Autoritärer Populismus 
ist in demokratischen Systemen mit 
Parteienwettbewerb eine Oppositi- 
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onsstrategie, weil die autoritär-pop- 
ulistische Propaganda und Agitation 
den Gegensatz zu den regierenden 
Eliten und Einflußgruppen voraus- 
setzt. Hinzu kommt, daß die (eine 
selbstzuerkannte Legitimität verkör- 
pernde) autoritäre lnanspruchnahme 
der Volksmehrheit ihre Suggestiv- 
funktion in dem Moment erfüllt hat. in 
dem die faktische Legitimität durch 
freie Wahlen bestätigt worden ist. 

Zehntens: Autoritärer Populismus 
ist eine Strategie der Hegemoniege- 
winnung. Es geht nicht um geringfügi- 
ge politische Geländegewinne. Zwi- 
schen Mitteln und Zielen existiert ein 
wechselseitiger Zusammenhang: Die 
Zielsetzung des vollständigen Macht- 
wechsels bedingt die Radikalität der 
Stilmittel, die Radikalität und die 
Schärfe der Anti-System-Attacken Iäßt 
den Spielraum für Kompromisse mit 
den regierenden politischen Eliten auf 
längere Sicht gegen null tendieren. 

III. Gesellschaftstheoretische 
Prämissen 

Die hier in zehn Thesen dargebo- 
tene Definition des autoritären Popu- 
lismus geht von spezifischen Annah- 
men über das Wesen des politischen 
Prozesses und die Konstitution mo- 
derner Gesellschaften aus. Drei die- 
ser Prämissen will ich an dieser Stelle 
offenlegen, weil es mir zum umfas- 
senden Verständnis des Phänomens 
des autoritären Populismus sinnvoll 
erscheint. 

Die erste Prämisse bezieht sich 
auf die Funktionslogik der kapitalisti- 
schen Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsordnung, die noch immer 
Klassen schafft und einen grundsätz- 
lichen ökonomischen Antagonismus 
zwischen Lohnarbeit und Kapital be- 
dingt: „Durch die Institution des Kapi- 
tals wird der kapitalbedingte Konflikt 
um die Verteilung des Sozialproduk- 
tes begründet. Dieser Konflikt ist sei- 
nem Charakter nach ein Nullsummen- 
spiel mit Randbedingungen. Was die 
eine Seite gewinnt, verliert die andere 
und ~rngekehrt."~ Der dichotomische 
Klassenwiderspruch verkörpert eine 
der wesentlichen Spaltungslinien in 
den modernen lndustriegesellschaf- 
ten. wenngleich seine identitätsstif- 
tende Bedeutung in den politischen 
Diskursen unter anderem durch die 
partielle Mutation der einstigen Klas- 
senparteien zu „catch-allU-Bewegun- 
gen nachhaltig reduziert wurde. 

ük zweite Prämisse ergibt sich 
aus der Tatsache, daß über den 
grundlegenden ökonomischen Inter- 
essengegensatz zwischen Arbeit 
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Arbeitnehmern ja viel näher steht als 
alles andere, demgegenüber unwe- 
sentlich wäre; ich bin jedoch der 
Auffassung, daß in unserer Zeit Ge- 
werkschaften auch die Aufgabe ha- 
ben, Leerstellen der kollektiven Le- 
benszusammenhänge, die als Mas- 
senbedürfnisse immer da sind, zu 
besetzen. Alternative Gedanken 
dazu zu entwickeln, wie das Ge- 
meinwesen aussieht und gestaltet 
werden sollte, bedeutete die Füllung 
einer solchen Leerstelle. und ich 
kann mir gegenwärtig keine Massen- 
organisation vorstelllen, die das bes- 
ser und legitimierter tun könnte, als 
die Gewerkschaften. Der große mo- 
ralische Skandal der Gegenwart der 
fortgeschrittenen Gesellschaftsord- 
nungen besteht darin, daß das Ge- 
meinwesen geplündert, ausgetrock- 
net und privat ausgedörrt wird. 

Die Gewerkschaften stehen vor 
einer Entscheidung. In dem Maße, 
wie gegenwärtig die betriebswirt- 
schaftliche Kalkulation zur Ideologie 
der Gesamtökonomie erweitert wird, 
wird die Gesamtgesellschaft so be- 
trachtet, als wäre sie ein riesig orga- 
nisierter Einzelbetrieb, der nach 
denselben Rationalitätskriterien zu 
behandeln wäre, wie ein beliebiges 
Einzelunternehmen. Es gibt typische 
geschichtliche Irrtümer. die für ein- 
zelne Gesellschaftsperioden gelten; 
diese Ideologie, dieses öffentliche 
falsche Bewußtsein, als sei das Kri- 
terium der Rationalität des Einzelbe- 
triebes dem der Gesamtgesellschaft 
ähnlich, gehört zu den realitäts- 
mächtigen Irrtümern unserer Gegen- 
wart. 

Wenn von schlanker Produktion 
mit Stolz geredet wird, wenn Betrie- 
be unter dem Gesichtspunkt rationa- 
lisieren, ihre Produktion auf ein kon- 
kurrenzfähiges Niveau zu heben, 
dann ist immer mit im Spiel, daß die 
mit Einsparungen verknüpften sozia- 
len und menschlichen Kosten auf die 
Gesamtgesellschaft abgewälzt wer- 
den. Kein Unternehmen kümmert 
sich darum, daß die aus dem Pro- 
duktionsprozeß Herausgestoßenen 
von anderen versorgt werden müs- 
sen, am Ende von der Steuern zah- 
lenden Gemeinschaft. So ist für ge- 
werkschaftliches Handeln und für 
eine zukünftige Gewerkschaftsstra- 
tegie, die sich ihrer geschichtlichen 
Aufgaben bewußt ist, von entschei- 
dender Bedeutung, zwei Ökonomien 
zu unterscheiden. 

Die erste Ökonomie ist die der 
bestehenden Realität. Was das 
Menschenbild betrifft, so ist der all- 

seitig verfügbare Mensch das 
Selbstideal dieser Ökonomie. Ratio- 
nalisierung der Einzelbetriebe be- 
deutet, daß Überlegungen, was die- 
se Form der Vernunft für das Ganze 
der Gesellschaft bedeutet, keinerlei 
Mühe wert sind. Diese erste Ökono- 
mie lebt von der Plünderung des Ge- 
meinwesens, nicht nur der Sozial- 
staat, diese Grundvoraussetzung 
stabiler demokratischer Verhältnisse 
wird abgebaut, sondern überhaupt 
werden alle Gemeinwesenvorstel- 
lungen diskriminiert. Die Folgen ei- 
ner solchen borniert betriebswirt- 
schaftlichen Ökonomie. die den An- 
schein erweckt, als wäre das Ganze 
der Gesellschaft die Summe be- 
triebswirtschaftlicher Rationalisie- 
rungen. besteht darin, daß in dem 
Maße, wie der einzelne Betrieb ratio- 
naler wird, die Gesamtgesellschaft 
immer irrationaler, verschwenderi- 
scher, teurer sich gestaltet. 

Sind die Gewerkschaften im Be- 
zugsrahmen dieser ersten Ökono- 
mie befangen, dann werden sie ins- 
besondere in gesellschaftlichen Kri- 
sensituationen auf Dauer ihr Exi- 
stenzrecht verspielen. Alles, was 
ihre Handlungsmöglichkeiten aus- 
macht, wird sich an betriebswirt- 
schaftlichen Rationalisierungskriteri- 
en orientieren. Die Schlankheitsver- 
nunft des Einzelbetriebes produziert 
die Irrationalität des gesellschaftli- 
chen Ganzen. Wie soll man das an- 
ders verstehen, wenn über 180 Milli- 
arden jährlich der Ideologie geopfert 
werden, daß das alte Erwerbssystem 
noch funktionsfähig ist, als wäre 
Massenarbeitslosigkeit eine An- 
gelegenheit von Konjunktur und 
Rezession? 

Ökonomie des ganzen Hauses 
Ich habe deshalb die ldee von 

zwei Ökonomien entwickelt. Sie for- 
dern eine grundlegende politische 
Perspektivverschiebung heraus. Es 
sind zweifellos nicht die alten Klas- 
senverhältnisse, mit denen wir es 
hier zu tun haben, es ist auch nicht 
einfach eine durch Moral und Protest 
definierte Auffassung der Welt, die 
der harten durch Kapital und Markt- 
logik definierten Ökonomie gegen- 
übersteht. Was ich als die zweite 
Ökonomie bezeichne, hat zu ihrer re- 
gulativen ldee das Wohl und Wehe 
des Gemeinwesens, so wie die Poli- 
tische Ökonomie seit Adam Smith 
und Ricardo, ja bis zu Keynes noch 
Vorstellungen vom Volkswohlstand 
enthielten. An diese Tradition kann 
die zweite Ökonomie anknüpfen, für 

sie sind die betriebswirtschaftlichen 
Erwägungen von Rationalisierung 
nur eine Teilrealität, deren Sinn und 
Unsinn immer zu messen ist an dem, 
was an gesamtgesellschaftlichen 
Kosten verursacht oder eingespart 
wird. 

Ich muß nun gestehen, daß in 
den vorliegenden Programmentwür- 
fen Überlegungen dieser verengten 
betriebswirtschaftlichen Ökonomie 
in fast allen Formulierungen spürbar 
sind. Sie erdrücken das Ganze und 
machen Programmforderungen 
auch dort konfus, wo sie über die be- 
stehenden Verhältnisse hinauswei- 
sen. Handelt es sich in der ersten 
Ökonomie um ein universelles Kre- 
ditsystem, in dem jeder vom ande- 
ren leiht, in dem jeder Schulden 
macht, in dem die einzelnen Regie- 
rungsressorts eingesparte Kosten 
auf die anderen abwälzen, so ist in 
der zweiten Ökonomie die überle- 
gung vorherrschend. daß solche ein- 
zelnen Einsparungen immer unter 
den Kostenerwägungen des Ganzen 
stehen. Wer heute an Schulen, an 
Bildung, an Jugendzentren, an Kin- 
dergärten und Kinderläden zu spa- 
ren unternimmt, der wird (das kann 
man voraussehen) eines Tages mit 
dem Tatbestand konfrontiert sein, 
daß das Innenministerium oder das 
Sozialministerium ausreichende 
Gründe hat, mehr Mittel für Polizei, 
den Bau von Gefängnissen, die Ein- 
richtung psychatrischer Behand- 
lungszentren zu beantragen und die 
Mittel auch zu bekommen. Worin 
liegt der menschliche Sinn solcher 
Verschiebung der Kosten? 

Die zweite Ökonomie, von der ich 
spreche. Iäßt sich als Ökonomie des 
ganzen Hauses betrachten. Sie ist 
keine bloße Summe der Einzelteile 
dieser betriebswirtschaftlichen Öko- 
nomien. In sie gehen vielmehr ein Er- 
wägungen, die Gewinne und Kosten 
ganz anderer Art definieren. Was be- 
deutet zunehmende Verarmung gan- 
zer Bevölkerungsschichten für den 
Reichtum einer Gesellschaft? Was 
bedeutet es, wenn mittlerweile in ei- 
ner der reichsten Gesellschaftsord- 
nungen der Welt jedes siebente Kind 
beim Aufwachsen auf Sozialhilfe an- 
gewiesen ist? Welche Geldmittel 
werden verschleudert, indem Ar- 
beitslosigkeit bezahlt wird statt neue 
Arbeitsplätze zu schaffen? 

Die Gewerkschaften können 
nicht darauf verzichten, Partei für die 
Verlierer dieser rabiaten Leistungs- 
gesellschaft zu ergreifen. Sie müs- 
sen darum kämpfen, daß aus der be- 

Diese Ideologie, 
dieses Uffentliche 
falsche Bewußtsein, 
als sei das Kriterium 
der Rationalität des 
Einzelbetriebes dem 
der Gesamtgesell- 
Schaft dhnlich, gehurt 
zu den realitäts- 
mächtigen lrrtiimern 
unserer Gegenwart. 
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Da gewerkschaftli- 
ches Handeln stets 

gebunden ist an 
kollektive Solidarität, 

welche Ausdrucks- 
formen diese auch 

haben mag, ist eine 
Einbindung der 

lnteressen in 
kulturelle Zusam- 

menhänge existenz- 
notwendig. 

stehenden sozialkulturellen Zweidrit- 
telgesellschaft, wo ein Drittel prak- 
tisch von der offiziellen Ordnung auf 
Dauer abgekoppelt ist, nicht eines 
Tages eine politische Eindrittelge- 
sellschaft entsteht, die durch eine 
gefährliche Selbstzerissenheit des 
gesellschaftlichen Ganzen sich bil- 
det. Solche Kampfperspektiven in 
einem Programm zu benennen, wäre 
auch notwendig, damit die Gewerk- 
schaften in ihrem öffentlichen Anse- 
hen als Grundrechts- und Men- 
schenrechtspartei wieder an Boden 
gewinnen. Gewerkschaften dage- 
gen, die den bestehenden Herr- 
schaftsverhältnissen sich einfach 
ausliefern, gewinnen weder neue 
Anhänger, noch können sie die alten 
auf Dauer halten. 

Kulturelles Mandat 
und Intellektuelle 

Ich möchte ein drittes Mandat 
nennen, das ich in den Programmno- 
tizen vergeblich gesucht habe; ich 
meine das kulturelle Mandat. Ich will 
das gar nicht aus der Tradition der 
Gewerkschaften begründen, das 
wäre auch möglich, denn von der 
Geschichte der Gewerkschaften und 
ihrem Selbstbildungsprozeß sind die 
kulturellen Dimensionen, die das für 
die Gesamtgesellschaft hat, gar 
nicht abzulösen. Aber selbst wenn 
diese Traditionszusammenhänge 
nicht mehr durchzuhalten sind. wenn 
die gewerkschaftlichen Milieus sich 
verändert haben, wofür es viele An- 
zeichen gibt, dann ist für gewerk- 
schaftliches Handeln doch unab- 
dingbar die Einbeziehung der Inter- 
essenkämpfe in kulturelle Beziehun- 
gen und Deutungen. 

Da gewerkschaftliches Handeln 
stets gebunden ist an kollektive Soli- 
darität, welche Ausdrucksformen 
diese auch haben mag. ist eine Ein- 
bindung der lnteressen in kulturelle 
Zusammenhänge existenznotwen- 
dig. Gewerkschaften bedürfen für 
ihre Form der Effektivität eine eigene 
Sprache der Symbole, des kollekti- 
ven Gedächtnisses, das sind ja Din- 
ge, die durch überlieferte Traditions- 
bestände der Arbeiterbewegung 
nicht mehr selbstverständlich sind. 
Nie hat gewerkschaftliches Handeln 
es nur mit nackten lnteressen zu tun 
gehabt; ist allerdings dieser Legiti- 
mationsvorrat an kulturellen Deutun- 
gen, auf den Gewerkschaften bisher 
immer noch notfalls zurückgreifen 
konnten, durchlöchert, nicht zuletzt 
durch Symbolbildungen der Gegen- 
seite über eine mächtige Medien- 

Wirklichkeit definiert, dann wird es zu 
einer Existenzfrage gewerkschaftli- 
chen Handelns, ob sie das kulturelle 
Mandat wahrnimmt oder das als 
überflüssiges Beiwerk betrachtet. 

Nackte Interessen sind schutz- 
los, wenn sie nicht die lnteressen 
der Herrschenden sind. So nimmt für 
die Gewerkschaften gegenwärtig 
die Frage, wie sie es mit den Intellek- 
tuellen halten, den symbolischen 
Sinnvermittlern und Sinnproduzen- 
ten, wenn man es so ausdrücken 
will, wachsende Bedeutung an. Die 
Produktionsstätten der Medien, der 
Rundfunkanstalten, des Fernsehens, 
die großen Einfluß auf das Selbstver- 
ständnis von Kindern und Jugendli- 
chen haben, sind von den Gewerk- 
schaften praktisch ungenutzt geblie- 
ben. Warum bemühen sich die Ge- 
werkschaften nicht um feste Sende- 
zeiten in den Medien, was bei Verga- 
be von Lizenzen ja immer möglich 
wäre? Immer weniger Jugendliche, 
die in der Berufsausbildung stecken 
oder als Lohnabhängige arbeiten, 
sind gesicherte Ansprechpartner für 
die Gewerkschaften, häufig sind sie 
nur noch erreichbar über Jugendkul- 
turen, über Kommunikationszusam- 
menhänge, die außerhalb der be- 
trieblichen Realität liegen. 

Perspektive einer zweiten Gesell- 
schaftsreform entwickeln 

Wenn ich dieses Mandat aufneh- 
me, so bedeutet das für mich, daß in 
einem neu zu fassenden DGB- 
Grundsatzprogramm die Perspekti- 
ve einer zweiten Gesellschaftsre- 
form erkennbar sein müßte. In dieser 
zweiten Gesellschaftsreform würde 
man anknüpfen an das, was an dem 
sozialliberalen Reformprogramm An- 
fang der siebziger Jahre auf der 
Strecke geblieben ist. Die Misere in 
einzelnen Institutionen, wie den 
Schulen, beruht vor allem darin, daß 
diese Reformprogramme bereits Mit- 
te der siebziger Jahre zu bloßen Ra- 
tionalisierungsreformen verengt wur- 
den. Das Diffuse einer Halbreform, 
einer abgebrochenen Reform, be- 
stimmt heute viele Institutionen in ih- 
rer Ohnmacht, Wege aus der Misere 
zu bezeichnen. Ein Grundsatzpro- 
gramm müßte radikalere Fragen an 
die bestehende Krisensituation stel- 
len und Antwortperspektiven be- 
zeichnen, welche die Lebensinteres- 
Sen der Menschen ansprechen. Wer 
die Misere nur beklagt. wer keine 
Auswege aufzeigt, der wird auf kei- 
nerlei Folgebereitschaft stoßen; es 
ist eine merkwürdige persönliche Er- 

GEWERKSCHAFTS-POLITIK 

fahrung, daß ich überall berichtet 
bekomme, wie uninteressiert und 
teilnahmslos Menschen gegenüber 
Aufforderungen sich verhalten, poli- 
tische Debatten über die Zukunft un- 
serer Gesellschaft zu führen. Ich 
selbst habe, wo ich redete, nahezu 
vollständig die gegenteilige Erfah- 
rung gemacht, ein intensives Inter- 
esse an Perspektiven, an utopischen 
Entwürfen, an unkonventioneller Or- 
ganisationsphantasie. 

Was allerdings von fundamenta- 
ler Bedeutung für die Menschen ist, 
besteht darin, daß sie in diesem 
fragmentierten Durcheinander der 
Gesellschaft die Vorstellung eines 
Ganzen angeboten bekommen wol- 
len. Selbst ein nicht ganz schlüssi- 
ges und zutreffendes Ganzes ist 
besser als die zerfaserte Wirklich- 
keit, wie sie die Welt der Medien an- 
bietet und wie sie jeder in seinem All- 
tag ohnehin erfährt. Herstellung von 
Zusammenhang ist eine Anforde- 
rung, die an politische Analyse der 
gegenwärtigen Gesellschaft zu stel- 
len ist. Die zweite besteht allerdings 
darin, daß die Menschen an Dingen, 
die sie für wichtig halten, beteiligt 
werden wollen. Die Gewerkschaften 
müssen zu Beteiligungsgewerk- 
schaften werden: in allen Untersu- 
chungen zeigt sich, daß die Un- 
durchsichtigkeit von Entscheidun- 
gen, das geringe Maß von manchen 
Gewerkschaftsfunktionären, Mitglie- 
dermeinungen, auch Kritik, in den 
Entscheidungsprozeß aufzunehmen, 
allmählich zu einer Apathisierung 
führt. 

Schließlich ist es der offensive . 
Geist, der wieder stärker Gewerk- 
schaftsdebatten bestimmen sollte; 
es ist keineswegs so, daß die Ge- 
werkschaften gemessen an den Lei- 
stungen, die dieses Gesellschafts- 
System anzubieten hat, Minderwer- 
tigkeitskomplexe haben müßten. Im 
Gegenteil: auf lange Sicht werden 
Gemeinwesenvorstellungen, Genos- 
senschaften, Ideen der Gemeinwirt- 
schaft wieder an Boden gewinnen, 
weil die privatkapitalistische Plünde- 
rung der Sozialzusammenhänge und 
des Gemeinwesens insgesamt eine 
derartige Selbstzerrissenheit der 
Gesellschaft produziert, daß die 
Menschen unmöglich in den Glau- 
ben verfallen könnten, der Kapitalis- 
mus dieser Struktur könnte das Ende 
der Geschichte sein. 

Vielleicht hat es mit dem Ende 
der Vorgeschichte, wie Marx das be- 
zeichnete, doch eine eigene Be- 
wandtnis. 

RECHTE IDEOLOGIEN 

I. Rückblick: Radikalisierter 
Konservatismus und neuere 
rechtsextreme Wahlbewegungen 
in Europa 

G roßbritannien am Ende der 
siebziger Jahre: Die parla- 
mentarische Rechte - vertre- 

ten durch die Conservative Party - 
formiert sich grundlegend neu; ideo- 
logisch. personell und strukturell. Die 
Positionen des gemäßigten Konser- 
vatismus werden beseitigt. An ihre 
Stelle setzt man als ideologisches 
Leitbild einen radikal individuali- 
stisch-konkurrenzkapitalistischen 
Gesellschaftsentwurf, rigides „Law 
and Orderu-Denken. Gewerkschafts- 
feindlichkeit, Nationalismus und die 
vehemente Ablehnung des sozialde- 
mokratisch geprägten Wohlfahrts- 
staat-Konzeptes. Unter der Führung 
der (die Mentalität des halbgebilde- 
ten. radikalisierten Kleinbürgertums 
verkörpernden) Margaret Thatcher 
gelingt es der reorganisierten Rech- 
ten, das Klima des Landes Schritt für 
Schritt zu ihren Gunsten umzuarbei- 
ten. Die Verdrängung der Labour Par- 
ty aus der Regierung wird zum Resul- 
tat des Umarbeitungsprozesses auf 
institutioneller Ebene. Über den par- 
lamentarischen Machtwechsel hin- 
aus verändern sich jedoch die poli- 
tisch-ideologischen Kräfteverhältnis- 
se so tiefgreifend wie nachhaltig. Die 
Rechte reussiert in der Umsetzung ei- 
nes hegemonialen Projekts, nicht 
ohne dabei tief in den „common sen- 
se" der Kernschichten der britischen 
Arbeiterschaft einzudringen. 

Deutschland, Österreich; Frank- 
reich. Belgien, Italien von den späten 
achtziger Jahren bis in die neunziger 
Jahre: Rechtsextreme und rechtsra- 
dikale Gruppierungen erleben eine 
bedrohliche Renaissance. Die Repu- 
blikaner, die Freiheitliche Partei 
Österreichs (FPÖ), der ,.Front Natio- 
nal". der „Vlaams Blok" oder das ein- 
stige neofaschistische „Movimento 
Sociale d'ltalia" können ihren Einfluß 
auf den politischen Diskurs ihrer 
Staaten beträchtlich ausweiten - teils 
lang-, teils kurzfristig. Die Etablierung 
in regionalen, nationalen oder euro- 
päischen Vertretungskörperschaffen 
gelingt. Wo die äußerste Rechte be- 
reits auf eine traditionelle institutionel- 
le Verankerung zurückgreifen kann, 
gewinnt sie an Stärke. Zu den Haupt- 
rezepten der in ihrer Selbstdarstel- 
lung häufig modernistischen „Bewe- 
gungen" zählen der fundamentale 
Anti-System-Protest ebenso wie ras- 
sistisch-chauvinistische Propagan- 

daelemente in unterschiedlicher In- 
tensität und die agitatorische Be- 
schwörung des „kleinen Mannes". 
Die Wählerkoalitionen, die die ver- 
schiedenen Gruppen zu schaffen 
vermögen, sind in hohem Maße hete- 
rogen. Auch sie dringen aber nahezu 
immer tief in die „traditionellen Klien- 
tel der Arbeiterparteien ein. 

II. Autoritärer Populismus - 
ZehnThesen 

Die hier angesprochenen Phäno- 
mene, der radikalisierte Konservatis- 
mus h la Thatcher in seiner Mobilisie- 
rungsphasel und die neueren oder im 
Stil erneuerten rechtsextremen Bewe- 
gungen, haben aus heutiger Sicht ei- 
nen signifikanten strategischen 
Schnittpunkt: er liegt in wesentlichen 
Bereichen ihres Konzepts der politi- 
schen Interaktion. Im Kern setzten 
alle auf ein Agitationsmuster, das ich 
als autoritären Populismus bezeich- 
ne. 

Autoritiirer Populismus, das meint 
hier nicht einen exzessiven politi- 
schen Opportunismus, wie er in ei- 
nem grundsatz- und rückgratlosen 
Aufgreifen kurzfristiger Stimmungsla- 
gen vermeintlicher „MehrheitenG zum 
Ausdruck kommt. Autoritärer Populis- 
mus beschränkt sich auch nicht dar- 
auf, „dem Volk aufs Maul zu schau- 
en" und „die Sprache des einfachen 
Mannes von der Straße zu sprechen", 
weil dieses für nahezu alle modernen 
politischen Massenbewegungen als 
charakteristisch gelten kann. 

Autoritärer Populismus steht nur 
sehr bedingt oder überhaupt nicht in 
Verbindung mit den zahlreichen hi- 
storischen Phänomenen, die ver- 
schiedene Traditionen der politischen 
Wissenschaft, der Historiographie 
und der Soziologie als „populistisch" 
in einem weiteren Sinne klassifiziert 
haben. Als historischen „Populis- 
mus" versteht so etwa die amerikani- 
sche Soziologie eine Bewegung unter 
Modernisierungsdruck geratener US- 
Farmer des ausgehenden 19. Jahr- 
hunderts. Auch die sogenannten 
„Volkstümler" (narodniki), agrarrevo- 
lutionär orientierte Intellektuelle im 
russischen Zarenreich der Jahrhun- 
dertwende, wurden häufig in den 
Kontext der „Populismus"-Archety- 
pen gebracht. Hinzu kamen zahlrei- 
che Parteien und Bewegungen aus 
Lateinamerika, Dritt-Welt- und Ent- 
wicklungsländern, der Faschismus 
und der Nationalsozialismus in seiner 
Bewegungsphase sowie osteuropäi- 
sche Bauernparteien der Zwischen- 
kriegszet2 Als „populistisch" defi- 

Autoritärer 
Populismus 

Agitationsmuster der extremen Rechten 

von Christian Krnxner* 

nierten schließlich konservative Sozi- 
alwissenschaftler viele der neuen so- 
zialen Bewegungen, weil sie sich ge- 
gen die Rationalität des modernen in- 
dustriellen Kapitalismus stellten. An- 
gesichts dieser Vielfalt der als „popu- 
listisch" begriffenen Erscheinungen 
ist der Terminus in seiner herkömmli- 
chen Verwendung mit einer ausge- 
prägten theoretischen Unschärfe ver- 
bunden. Einmal bezeichnet er eine 
Ideologie, ein andermal eine Technik 
politischer Interaktion, ein drittes Mal 
bestimmte historische Bewegungen. 

Autoritärer Populismus bezeich- 
net hingegen keine solche sehr allge- 
meine Kategorie. Unter autoritärem 
Populismus wird hier vielmehr ein 
spezifisches Phänomen politischer 
Mobilisierung in ökonomisch ausdif- 
ferenzierten kapitalistischen Gesell- 
schaften mit kompetitiven Parteiensy- 
stemen verstanden. 

Zehn Thesen sollen das Wesen 
dieses Phänomens beschreiben: 

Erstens: Autoritärer Populismus 
bezeichnet eine Strategie im Partei- 
enwettbewerb, die symbolisch-pro- 
pagandistisch über alle traditionellen 
Formen gesellschaftlicher Spaltungs- 
linien hinweg Anhängerschaft zu mo- 
bilisieren trachtet. „Traditionelle For- 
men gesellschaftlicher Spaltungslini- 
en" bezeichnet hierbei Klassen, Klas- 
senfraktionen und Interessengrup- 
pen. 

Zweitens: Im Zentrum der pop- 
ulistischen Inszenierung steht eine 
Reihe spezifischer Diskurse und Pro- 
pagandaelemente. Vorwiegend kon- 
trastieren sie ein als homogenes 
Ganzes und in seinen lnteressen so- 
wie in seinem Willen als Einheit dar- 
gestelltes „Volk" mit als „volksfeind- 
lich" und „entfremdetu gezeichneten 
regierenden ParteienIEliten. Ebenso 

* Cliristian Kraxner, Politikwissenschaf 
Mitglied des Bundesvorstandes 
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L soziale ökologz 

ruht" (Fromme am 22.08.95 in der 
FAZ), leistet einer Realpolitik Vor- 
schub, die soziale Minderheiten radi- 
kal ausgrenzt, die Gewaltenteilung 
schrittweise aufhebt (nur ein Beispiel 
ist die entstehende Grauzone zwi- 
schen Polizei, BND und Verfassungs- 
schutz, zumal in der Perspektive des 
Großen Lauschangriffs auf die bisher 
verfassungsmäßig garantierte Unver- 
letzlichkeit der Wohnung) und die 
Achtung der Menschenrechte syste- 
matisch vernachlässigt (wofür die 
Abschiebungspraxis ein drastisches 
Beispiel gibt). 

In dieser Situation plädiert nun 
auch Hondrich vehement für eine 
stärkere Berücksichtigung der 'lden- 
tität der Mehrheit'. er tut dies auch in 
seinem Beitrag zu dem Band 'Frank- 
furter Aufklärung' (F.a.M. 1995, hrsg. 
V. G. Fuchs u.a., Vorabdruck in der 
FR V. 26.05.95, S. 20): „Soziologi- 
sche Thesen zu Liberalität. Mehrhei- 
ten und Minderheiten". Aufgeklärt 
wird über die Dialektik von Mehrhei- 
ten und Minderheiten. 

Die Aufklärung sieht exempla- 
risch so aus, daß eine 'Dialektik der 
Liberalität' am Recht der Wehrdienst- 
verweigerung durchgespielt wird; 
nach der Devise 'An sich ja gut und 
schön, nur dürfen es halt nicht zu vie- 
le für sich in Anspruch nehmen'. In 
Hondrichscher soziologischer Edel- 
formulierung: „die Nichtinanspruch- 
nahme (genauer: bloß begrenzte In- 
anspruchnahme) von Freiheitsrech- 
ten als Voraussetzung von Liberali- 
tät". 

Dieses Muster begegnet uns seit 
langem als konservatives Plädoyer 
gegen Demokratisierung zum Schutz 
der Demokratie (von Lübbe bis Sont- 
heimer). Mehrheiten, so Hondrich, 
könnten eben nun einmal nur dann 
gegenüber Minderheiten liberal sein, 
wenn sie sicher sein könnten, daß sie 
nicht selber eines Tages in die Min- 
derheitenposition kommen. Die Libe- 
ralität ist eine aus der Position der Sa- 
turiertheit heraus, der Sicherheit, der 
Herrschaft. In Zeiten rapiden ökono- 
mischen, sozialen und politischen 
Wandels könnte es sich jedoch so 
verhalten, daß prinzipiell solche Si- 
cherheit nicht mehr besteht. Dann 
bricht jene Form von Liberalität, die 

Kinkel hin zu Gerhadtlvon Stahl &Co., 
unter Einschluß von 'Ex-Republika- 
nern'. 

Liberalität als Gnade des 
Überlegenen gegenüber dem 
Unterlegenen 

Hondrichs sozusagen relativ 
leicht zu habende From der Liberali- 
tät könnte sich schon recht bald als 
eine erweisen, die nicht mehr möglich 
ist; Liberalität wäre dann nur noch als 
eine mit erheblichen Anstrengungen 
verbundene politische und morali- 
sche Leistung zu realisieren. 

Hondrichs Liberalität mit ermäßig- 
tem Eintritt ist wohl am ehesten zu 
verstehen auf dem Hintergrund der 
historischen Gegebenheiten eines 
Landes, in dem es fast aussichtlos 
erschien, Mehrheiten für Demokratie 
und Liberalität mobilisieren zu wollen. 
Hondrichs Liberalitätskonzept, das 
als ein allgemein soziologisches auf- 
tritt, wäre demnach ein ganz beson- 
deres, nämlich ein typisch deut- 
sches. resignatives. 

Als Gegenposition ließe sich for- 
mulieren: Eine Mehrheit, die nicht be- 
reit ist, gegebenenfalls auch zur Min- 
derheit zu werden, auf Herrschafispo- 
shionen zu verzichten, ist nicht liberal 
und nicht demokratisch. Eine Mehr- 
heit, die ihre Toleranzbereitschaft bin- 
det an die Garantie ihres Verbleibens 
in der Mehrheitsposition, droht immer 
schon damit, zur hetzenden Meute zu 
werden. Diese Drohung als Liberalität 
zu definieren, ist zynisch. Hondrichs 
These, daß Liberalität nur möglich sei 
als eine Art Gnade des Überlegenen 
dem Unterlegenen gegenüber, impli- 
ziert überdies, daß Minderheiten gar 
nicht wahrhafi liberal sein können. Sie 
müßten stets aggressiv und intolerant 
ihrerseits um die Vorherrschaft kämp- 
fende Gruppen sein, was nun wieder- 
um präventive Maßnahmen der noch 
in der Mehrheit befindlichen Gruppen 
stets von vornherein rechtfertigte. 
Das aber heißt, es gibt nichts anderes 
als permanenten (kalten oder heißen) 
Bürgerkrieg. In der Schale des an sta- 
bilen Mehrheiten orientierten Liberali- 
tätskonzepts steckt das Konzept der 
innerstaatlichen Feinderklärung. In 
der soziologischen Aufklärung Karl 
Otto Hondrichs steckt die politische m Hondrich beschreibt und ersichtlich Theologie Carl Schmitts. 

als die einzige real mögliche und 
theoretisch legitime auszeichnet, in 
sich zusammen. Politisch zeigt sich 
dies im Wandel der liberalen Partei. . .- 

verlag 2000 pf 10 20 e2 der FDP, im Wechsel von ~lach; 
63020 offenbach ScheelIHamm-Brucher uber die Zwi- 

I schenstation Genscher/Lambsdorff/ 

D er angeblich interessenneutrale, objektivierbare 
Kostendruck dominiert die Debatten über den 
"Standort Deutschland" und das "Bündnis für Ar- 

beit". Ausschließlich stabilitätsorientierte Finanzpolitik 
und auf die Senkung der Arbeitskosten zielendes kurzfri- 
stiges einzelbetriebliches Kalkül sollen fitmachen für Eu- 
ropa und den Weltmarkt. So paßt dann auch ins Bild, daß 
die Arbeitgeber ihre Zusage, die Ausbildungskapazitäten 
um zehn Prozent zu erhöhen, nicht eingehalten haben; 
die Tendenz geht überdies dahin, daß die Zahl der Lehr- 
stellen noch stärker abnimmt als die der Arbeitsplätze. 
Verteilt wird weiterhin - und zügelloser denn je seit der 
Nachkriegszeit -von unten nach oben und von Frauen zu 
Männern, das Lohngesetz wird Schritt für Schritt wieder in 
Kraft gesetzt. Auf dem Spiel stehen sämtliche Fortschrit- 
te, die innerhalb des Widerspruchs zwischen gesell- 
schaftlicher Produktion und privater Aneignung in den 
letzten Jahrzehnten erkämpft wurden. So wird beispiels- 
weise die Bildungsexpansion der 70er Jahre mit ver- 
schärfter sozialer Selektion u.a. durch Pläne wie Studien- 
gebühren und Zins-BAföG wieder zurückzudrängen ver- 
sucht. Es geht grundsätzlich um die Gestaltung der Er- 
werbsarbeit der Zukunft - und hier ist auch die Auseinan- 
dersetzung um die Rolle des Ausbildungssystems, des 
dualen wie des akademischen, einzuordnen. 

Veränderung der Arbeitsteilung 
Die Rationalisierungspotentiale der fordistischen Pro- 

duktions- und Arbeitsorganisation, gekennzeichnet 
durch vertikale und horizontale gesellschaftliche Arbeits- 
teilung - also die Trennung von Erfindung, Planung, Aus- 
führung und Kontrolle einerseits und die Zerlegung der 
Produktion in kleinste Fertigungsschritte andererseits -, 
sind in den westlichen lndustrienationen weitgehend er- 
schöpft. Eine hohe Umsetzungsgeschwindigkeit von In- 
novationen und die Flexibilität des Fertigungsprozesses 
gewinnen gegenüber der klassischen Produktivitätsstei- 
gerung in der standardisierten Massenproduktion durch 
quantitative Steigerung des Outputs bzw. Senkung des 
Inputs an Bedeutung. Flexibilität und hohe Innovations- 
geschwindigkeit sind aber mit hierarchischer Arbeitstei- 
lung nicht zu gewährleisten. "Problemlöser" und "System- 
regulierer". die die reintegrierten betrieblichen Prozeßab- 
Iäufe ("lean production". Gruppenarbeit) gestalten und 
weiterentwickeln können, sind gefragt. 

Damit rückt die menschliche Arbeitskraft ins Zentrum 
der betrieblichen Reorganisationsprozesse - sie wird vom 
reinen Objekt der Rationalisierung zum Rationalisie- 
rungssubjekt, d.h. das eigentliche Produzentenwissen, 
also die Qualifikation der Beschäftigten i.w.S., wird zur 
Schlüsselgröße. Reformstrategien, die zur Durchsetzung 
des sozial-ökologischen Umbaus beitragen wollen, müs- 
sen auch und gerade an diesem Punkt ansetzen, da es 
hier die Möglichkeit geben könnte, einen erneuerten 
Klassenkompromiß zu formulieren, der die innerbetriebli- 
chen und gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse zugun- 
sten der abhängig Beschaftigten verschiebt. Dabei ist 
das Dilemma ein doppeltes. 

Einerseits setzen die Unternehmen auf kurzfristige 
Gewinnmaximierung und sind, wie Umfragen der Indu- 
strie- und Handelskammern zeigen, noch nicht einmal in 
der Lage, ihre mittelfristigen Qualifikationsbedarfe vor- 
herzusehen. Kostensenkung durch Beschäftigungsab- 
bau und Verschlechterung der sozialen Sicherung der 
(Noch-)Beschäftigten stehen im Vordergrund, der Druck 
auf die Belegschaften wird - mit massiver Unterstützung 

Zukunft der Arbeit: 
das Ausbildungssystem 

Einleitung zum Heftschwerpunkt 

von Barbara Underberg* 

durch die Regierung - mehr und mehr erhöht. Anderer- 
seits fehlen im Aus- und Weiterbildungssystem die Vor- 
aussetzungen, die Potentiale, die sich durch die Umbrü- 
che innerhalb der kapitalistischen Produktions- und Ar- 
beitsweise ergeben, tatsächlich zu nutzen. Die fordisti- 
sche Arbeitsteilung als sozialer Segregationsmechanis- 
mus prägt nachhaltig auch das gesamte bundesdeut- 
sche (Aus-)Bildungssystem. Angefangen bei den drei 
Schultypen setzt sie sich in einer strikten Trennung von 
für Theorie, Forschung und Entwicklung zuständige 
Hochschulen und für die Anwendung vorhandenen Wis- 
sens zuständige praktische ~erufsausbildun~ fort (vgl. 
Torsten Bultmanns Artikel in diesem Schwerpunkt). 

Will man die Chancen nutzen, die sich durch die 
(mögliche) Abkehr von fordistischen Rationalisierungs- 
konzepten ergeben, und die Erwerbsarbeit grundsätzlich 
umgestalten, so ist eines klar: Integraler Bestandteil ei- 
nes strategischen Reformkonzeptes ist der Umbau des 
Ausbildungssystems. Dabei zeichnen sich drei zentrale 
Elemente des Reformkonzeptes bereits ab. 

Umlagefinanzierung 
Im Mittelpunkt der aktuellen Debatte, ausgelöst durch 

die wachsende Jugendarbeitslosigkeit und die drastisch 
sinkenden Ausbildungsleistungen insbesondere der 
Großunternehmen, steht die Umlagefinanzierung. Hier- 
durch soll eine solidarische Finanzierung der Berufsaus- 
bildung gewährleistet werden, 
indem alle Unternehmen und 
Verwaltungen eine Abgabe in lm Aus- und Weiterbildungssy- 
einen Ausbildungsfonds bei 
der Bundesanstalt für Arbeit stem fehlen die Voraus~etz~n- 
zahlen. Die Mittel dieses gen, die Potentiale, die sich 
Fonds sollen nach bestimmten 
sozialen und infrastrukturellen 

durch die Umbrüche innerhalb 
Kriterien v.a. für die Förderung der kapitalistischen Produktions- 
betrieblicher Ausbildung und und ~ ~ b ~ i t ~ ~ ~ i ~ ~  ergeben, tat- 
von Ausbildungsverbünden 
bereitgestellt werden. Ge- sächlich ZU nutzen. 
werkschaften, Jusos und Teile 
der SPD haben bereits ähnliche Entwürfe zur Umlagefi- 
nanzierung vorgelegt (vgl. HahnIKämmerer und Bulmahn 
in diesem Schwerpunkt). 

Wie in eine solche, v.a. auf Kostenumverteilung zie- 
lende Umlagefinanzierung auch qualitative Elemente ein- 
gebaut werden könnten, bleibt zu diskutieren. Auch hier 
stehen oftmals gesellschaftliche und einzelbetriebliche 
Bedarfe gegeneinander: Zahlreich ausgebildet werden 
kann nur in Bereichen. für die anschließend auf dem sog. 
ersten Arbeitsmarkt auch eine zumindest mittelfristige 
Verwendung besteht, und das unter den herrschenden 

* Barbara Underberg, Bochum, spw-Redaktion 
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Verhältnissen eher z.B. in der Automobil- oder Chemiein- 
dustrie als im Bereich des vorsorgenden Umweltschut- 
zes der Fall. 

Will man die Umlagefinanzierung zu einem Instrument 
entwickeln, das nicht nur das "Wieviel" der Ausbildung 
reguliert, sondern das - perspektivisch - auch einen Bau- 
stein zur Regulierung des "Wie" und "Was" der Produkti- 
on darstellt, so muß diese Debatte verknüpft werden mit 
anderen Politikfeldern: 

Wie könnte eine solidarische Ausbildungsfinanzie- 
rung an die notwendige Modernisierung, Neuordnung 

und Flexibilisierung von Berufs- 
bildern gekoppelt werden? 

Die regionalen Arbeitsmärkte im . Wie ließe sich der einzelbe- 

allgemeinen und die Qualifizie- triebliche Bedarf an "zukunfts- 
fähiger" Ausbildung erhöhen? 

rungsstrategien im besonderen Be„eht hierfür die Möglichkeit, 

könnten eine Klammer zwischen an regionalökonomischen Stär- 
ken anzusetzen, d.h. die unter- vorhandenen strukturpolitischen regionalen Pro- 

Ansätzen und einer zu entwik- duktionsschwerpunkte weiter- 
zuentwickeln, also "dynami- kelnden (regionalisierten) Indu- 
sche Bestandsentwicklung.. zu 

striepolitik bilden. betreiben? Welche strukturpoli- 
tischen Instrumente sind hierfür 
nutzbar, welche industriepoliti- 

schen Instrumente müßten entwickelt werden? Welche 
Rolle könnte der Bereich Ausbildung in einem Zukunftsin- 
vestitionsprogramm spielen? 

"Modularisierung" des Ausbildungssystems? 
Für eine flexible und innovative Produktion sind Quali- 

fikationen erforderlich, die die Erstausbildung im dualen 
System nicht leistet bzw. nicht leisten kann. Neben das 
notwendige Fachwissen treten Methoden- und Sozial- 
kompetenz als Schlüsselqualifikationen. Die Aufhebung 
der Trennung zwischen schulischer und betrieblicher 
Ausbildung, zwischen Aus- und Weiterbildung und zwi- 
schen Ausbildung und Berufsausübung ist eine Voraus- 
setzung für eine erhöhte Durchlässigkeit der gesell- 
schaftlichen Arbeitsteilung. 

Allerdings bleiben in dieser Diskussion um die Ver- 
zahnung von "Lernen" und "Arbeiten" oftmals die Hoch- 
schulen unberücksichtigt. Um die Spaltung von "Pla- 

(e: Es wird noch enger 1 
Ausbildungsstellen und Bewerber in Ost- und Westdeutschland 
jeweils im April 1 I I I I I I I I I 
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nung" und "Ausführung" aufzuheben, die Zerschlagung 
der Erfolge der Bildungsexpansion und eine weitere ge- 
sellschaftliche Elitenbildung zu verhindern, ist jedoch die 
Einbeziehung der Hochschulen unerläßlich. Welche In- 
strumente könnten für eine Gleichwertigkeit von wissen- 
schaftsqualifizierender und berufsqualifizierender Ausbil- 
dung sorgen? Die Frage nach den Grenzen des dualen 
Systems kann man aber auch grundsätzlicher stellen: 
Weist nicht vielleicht eine "Modularisierung" des gesam- 
ten Ausbildungssystems, also eine Integration sämtlicher 
Aus- und Weiterbildungseinrichtungen und die Schaffung 
von den jeweiligen Bedürfnissen entsprechend frei kom- 
binierbaren "Bildungsbausteinen", in die richtige Rich- 
tung? 

Schaffung zukunitsfähiger Qualifikationsbedarfe 
Sozial-ökologische Reformstrategien haben nicht 

"nur" den quantitativen Abbau der Massenarbeitslosig- 
keit, sondern die Schaffung abgesicherter Beschäfti- 
gungsverhältnisse in ausgewählten Wachstumsfeldern 
zum Ziel. Mittel- und langfristig werden folglich Qualifika- 
tionen benötigt, für die heute - auch bei Förderung und 
Flankierung durch ein Zukunftsinvestitionsprogramm - 
auf dem ersten Arbeitsmarkt noch kein Bedarf besteht. 
Langfristige Planung ist hier kaum möglich; im besten 
Falle werden die künftigen Problemgruppen der regiona- 
len Arbeitsmärkte identifiziert, die dann quasi prophylak- 
tisch weiterqualifiziert werden. 

Um diesen Kreislauf gezwungenermaßen reaktiver Ar- 
beitsmarktpolitik zu durchbrechen, ist die Qualifizie- 
rungsfrage auch zu verknüpfen mit der im Crossover-Dis- 
kurs geführten Debatte um einen neuen gemeinwirt- 
schaftlichen Beschäftigungssektor, der als Alternative 
zum "zweiten Arbeitsmarkt" Beschäftigung im Bereich 
soziokultureller Dienstleistungen und ökologischer Pro- 
duktion anbieten soll: Die Nachfrage nach zukunftsfähi- 
gen Qualifikationen muß geschaffen werden, und sie wird 
nicht allein von der Privatwirtschaft ausgehen (können). 
Die regionalen Arbeitsmärkte im allgemeinen und die 
Qualifizierungsstrategien im besonderen könnten eine 
Klammer zwischen vorhandenen strukturpolitischen An- 
sätzen und einer zu entwickelnden (regionalisierten) In- 
dustriepolitik bilden. 

Die Durchsetzungschancen für einen sozial-ökologi- 
schen Umbau, dessen Bestandteil die Reformierung des 
Ausbildungssystems sein muß, scheinen sich jedoch um- 
gekehrt proportional zum wachsenden Problemdruck zu 
verhalten, wie der einleitend beschriebene von Arbeitge- 
bern und Bundesregierung initiierte "Klassenkampf von 
oben" überdeutlich zeigt. Anderthalb Jahrzehnte Rechts- 
regierung haben ihre Spuren hinterlassen, vor allem auch 
in der jungen Generation, die bislang keine Alternative 
zum Kohlkurs und sozialen Konkurs kennengelernt hat: 
Die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse sind denkbar 
schlecht. 

Ein umfassendes sozial-ökologisches Reformkon- 
zept, das nicht zwischen Detailfragen zerrieben wird, 
sondern verschiedene Lösungsansätze aufeinander be- 
zieht und grundsätzlich andere politische Ziele einer brei- 
ten Öffentlichkeit verständlich machen kann, ist notwen- 
dig, um überhaupt so etwas wie ein "Reformklima" in die- 
ser Gesellschaft schaffen zu können. Aufgabe der radi- 
kalreformerischen Linken ist es nun, ihre verschiedenen, 
analytisch und programmatisch relativ weit entwickelten 
Diskurse zusammenzuführen - zu einer in der Praxis 
durchsetzbaren und mehrheitsfähigen Alternative. 

und Liberalität für Minderheiten auch 
nicht" (S. 1083). 

Plädoyer für den Schutz 
der Mehrheiten 

Mit voller Kraft voraus werden da 
weit geöffnete Türen eingerannt. Die 
Mehrheiten sind in der parlamenta- 
risch-repräsentativen Demokratie ja 
immer schon eine überaus starke Kli- 
entel, die bedient und zufrieden ge- 
stellt werden muß, wenn man sich an 
der Macht halten will. Und seit Jahr- 
zehnten herrscht zumal in der Bun- 
desrepublik ein enormes Gedränge 
in der 'politischen Mitte', wo man die 
Mehrheit vermutet. (Auch die Fischer- 
Chöre der Grünen stimmen längst in 
diesen Cantus firmus ein.) 

Hondrichs emphatisches Plädoy- 
er für eine endlich zu leistende Aner- 
kennung der Mehrheiten, ihrer Inter- 
essen und Identitäten, steht insofern 
sozusagen auf verlorenem Posten, 
als das, was es herbeiführen mdchte, 
immer schon vorhanden ist. 

Wo so vehement Rechte der 
Mehrheit eingeklagt werden, welche 
diese längst hat und auch nicht zu 
verlieren droht, da wird eine Situation 
geschaffen, in der das Beschneiden 
von Minderheitenrechten (wie es be- 
reits stattfindet) zumindest als das 
kleinere Übel erscheint. 

Eben dies scheint denn auch der 
eigentliche Sinn und Zweck von 
Hondrichs aktuellen Interventionen 
zu sein. Sie fügen sich nahtlos ein in 
die vielfältigen Versuche der Konser- 
vativen, unter Berufung auf 'Gefühle 
der Mehrheit' Rechte von Minderhei- 
ten einzuschränken. (Typisch dafür 
waren die Attacken auf das Bundes- 
verfassungsgericht im Zusammen- 
hang mit dem Kruzifix-Urteil und dem 
'Soldaten-sind-Mörder1-Urteil, vgl. 
meinen Aufsatz in spw 5/95, S. 20- 
23.) 

Hondrichs Beantwortung der Fra- 
ge 'Wann ist eine Gesellschaft libe- 
ral?' liefert zugleich auch eine Ant- 
wort auf die Frage 'Wann ist ein So- 
ziologe konservativ?'. Genau dann 
nämlich, wenn er so argumentiert wie 
Hondrich in diesem Aufsatz. Hond- 
richs Argumentation ist das soziologi- 
sche Pendant zu den politischen 
Mehrheitenschutz-Vorstößen z.B. 
Schäubles und Stoibers. Daß die 
Rechte von Minderheiten von der 
Mehrheit zu garantieren sind, weil 
diese gerade in einer Demokratie 
dazu verpflichtet ist, entschwindet 
unterm Horizont der Hondrichschem 
Argumente den Blicken; jene erschei- 
nen vielmehr als eine Art Gnadener- 

weis. Minderheitenrechte werden so 
zum Luxus, den man sich einmal lei- 
sten kann und einmal eben (leider) 
auch nicht. 

Hondrich hält die Mehrheit ange- 
sichts der gewissermaßen 'ausufern- 
den' Minderheitenrechte für Überfor- 
dert. Die Mehrheit fühle sich sozusa- 
gen vernachlässigt. „Was Mehrhei- 
ten aufbringt, ist vermutlich nicht so 
sehr, daß es abweichende Minder- 
heiten gibt, als der Eindruck, sie lä- 
gen den Eliten mehr am Herzen als 
die Mehrheiten selbst; und darüber 
hinaus, daß Bildungs- und politische 
Eliten den Mehrheiten 'immer mehr' 
Unterstützung und Liberalität für 'im- 
mer mehr' Minderheiten ansinnen" (S. 
1076). 

Fiktive Mehrheiten als imaginäres 
Erpressungspotential 

Nun sieht es allerdings häufig da- 
nach aus, daß die Mehrheiten, auf die 
Teile der 'politischen Elite' sich beru- 
fen. um ihre eigenen Ziele (parteipoli- 
tische Ziele zumeist) zu erreichen, 
real gar keine Mehrheiten sind; sie 
sind eine fiktive Verfügungsmasse. 
ein imaginäres Erpressungspotential. 
-Wer erinnerte sich nicht, um nur ein 
typisches Beispiel herauszugreifen, 
der die angeblich verletzten Mehr- 
heitsgefühle beschwörenden Bun- 
destagsrede Schäubles, mit der die- 
ser die Verpackung des Berliner 
Reichtages durch Christo zu verhin- 
dern versuchte. In Wahrheit gab es 
jene verletzten Gefühle fast nur in der 
Vorstellung Schäubles. Die Massen, 
die dann in Berlin vor dem verpack- 
ten Reichstag flanierten, gingen ganz 
lässig und spielerisch mit dem 
scheinbaren Sakrileg um. Um ein wei- 
ters Beispiel zu zitieren, zumindest 
außerhalb Bayerns fühlt sich kaum je- 
mand vom Verschwinden einiger Kru- 
zifixe aus öffentlichen Schulräumen 
existentiell bedroht. Es könnte also 
sein, daß die angeblich so furchtbar 
verunsicherten und in ihrer Identität 
bedrohten Mehrheiten sich weitge- 
hend in Luft auflösen, sieht man nä- 
her hin. 

Dafür sprächen im übrigen auch 
Befunde, wie sie sich den soziologi- 
schen Analysen z.B. Ulrich Becks 
('Die Erfindung des Politischen') und 
Pierre Bourdieus ('Die feinen Unter- 
schiede') entnehmen lassen. Ihnen 
zufolge sind in den fortgeschrittenen 
Gesellschaften reflexiver Modernisie- 
rung mit ihrem hohen Grad sozialer 
Differenzierung und Individualisie- 
rung (der Lebensstile wie der Mei- 
nungen) stabile Mehrheiten, die über 

so etwas wie ein 'Kollektivbewußtsein' 
verfügen (Hondrich bemüht diese 
Kategorie, in Anlehnung an Durkhein, 
häufig), kaum mehr real vorhanden 
und auch kaum zu erwarten. Es bil- 
den sich allenfalls ad hoc Mehrheiten 
angesichts bestimmter Problemkon- 
stellationen. Wenn dem aber, zumin- 
dest der Tendenz nach, so ist, dann 
hat Hondrichs statisches Modell einer 
gleichsam ewigen Dichotomie von 
Mehrheiten und Minderheiten erst 
recht keinen Aufklärungswert, son- 
dern dient nur (konservativen) Propa- 
gandazwecken. 

Spätestens seit dem Streit um die 
Asylparagraphen ist es offenkundige 
konservative Strategie, Mehrheiten zu 
gewinnen mit Hilfe der Stigmatisie- 
rung ausgewählter Minderheiten, die 
dann als Sündenböcke präsentiert 
werden können. Als (links-)liberale 
Position wäre Hondrichs Argumenta- 
tion gegenüber dieser konservativen 
Strategie extrem defensiv. Plausibler 
ist wohl die These, daß wir es bei ihr 
mit einer selber bereits konservativen 
Position und einem Teil der rechten 
Offensive zu tun haben. 

Reale oder imaginäre soziale 
Mehrheiten werden von (knappen) 
politischen (parlamentarischen) 
Mehrheiten vorzugsweise dann be- 
müht, wenn diese entweder akut ge- 
fährdet sind oder politische Program- 
me durchsetzen wollen, für die (parla- 
mentarische) Mehrheiten gerade 
(noch) nicht zu bekommen sind. Die 
'schweigende Mehrheit' oder das 'ge- 
sunde Volksempfinden' werden dann 
in Anspruch genommen. wenn man 
sich mit sozusagen ganz normalen 
Argumenten schwer tut. 

Und es pflegt von einer kleinen ra- 
dikalen Minderheit von Erzkonservati- 
ven unterstellt zu werden, die große 
Mehrheit dächte allemal so wie sie. 

Abbau von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit im Namen des 
,,Mehrheitsprinzips" 

Wenn bereits gefordert wird, von 
F. K. Fromme (FAZ) bis hin zu 
Schäuble, das Bundesverfassungs- 
gericht solle sich in seinen Urteilen 
gefälligst an den Überzeugungen 
und Gefühlen „der Mehrheit" orientie- 
ren - und nicht etwa am Grundgesetz. 
so zeigt dies deutlich genug, welche 
Dimension der Mehrheitenschutz, 
dem Hondrich so bereitwillig dient, in- 
zwischen angenommen hat. Die 
höchst einseitige, Demokratie und 
Rechtsstaat extrem verkürzende The- 
se, es sei das „Mehrheitsprinzipu, auf 
dem unsere politische Ordnung be- 

Eine Mehrheit, die 
ihre Toleranzbereit- 
schaft bindet an die 
Garantie ihres 
Verbleibens in der 
Mehrheitsposition, 
droht immer schon 
damit, zur hetzenden 
Meute zu werden. 
Diese Drohung als 
Liberalitdt zu definie- 
ren, ist zynisch. 
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RECHTE IDEOLOGIEN 
AUSBILDUNG 

A m 23. April 1996 ist unmittelbar vor der letzten 
Kanzlerrunde zum „Bündnis für Arbeit" die Exper- 
tenrunde mit Vertreternlinnen der Bundesvereini- 

gung der Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften zum 
Thema „Bündnis für Ausbildung" ergebnislos auseinan- 
dergegangen. Ergebnislos jedoch lediglich insofern, als 
keinerlei gemeinsame Verabredungen aller Beteiligten für 
dringend erforderliche Reformen der Berufsausbildung 
zustandegekommen sind. Ein Ergebnis stand jedoch of- 
fensichtlich schon vor dieser Zusammenkunft fest: Die 
Bundesregierung hält auch und gerade im Ausbildungs- 
bereich an ihrer Politik der Deregulierung und der „Gegen- 
reform" unzweideutig fest. 

Als Rüttgers im Januar sämtliche Positionen der Arbeit- 
geberverbände nahezu auf Punkt und Komma zum Pro- 
gramm erhob und den zentralen Eckpunkt der IG-Metall- 
Forderung im Bündnis für Arbeit, einen Lastenausgleich 
zwischen ausbildenden und nichtausbildenden Betrieben, 
rigoros ablehnte, wurde erneut bestätigt: Ungeachtet aller 
amtlichen Zahlen (die den Rückgang der Ausbildungs- 
plätze bei steigender Nachfrage auf über 700.000 bis zum 
Jahr 2005 und ebenso steigender Jugendarbeitslosigkeit 
monatlich und Jahr für Jahr erneut belegen), vertraut die 
Bundesregierung allein dem Versprechen der Arbeitge- 
berverbände, in den nächsten Jahren wieder mehr auszu- 
bilden als bisher. 

Die Arbeitgeberfunktionäre waren Anfang April jedoch 
überraschenderweise insofern in einer etwas mißlichen Si- 
tuation, daß trotz aller bereits zugesagten und eingeleite- 
ten Maßnahmen (Verschlechterung der Arbeitszeit beim 
Berufsschulbesuch, Außerkraftsetzung der Ausbiidereig- 
nungsverordnung, Einführung sogenannter ,.theoriege- 

"Bündnis für Ausbildung" sachrationaler Politik, die jeweils das 
Nötige und Machbare unterstützen. 

nen nämlich, „die aus einem Kon- 
senswinkel ausscheren" und „ver- 
pönte Assoziationen und Verbunden- 
heits- und Grenzgefühle, die vermut- 
lich von der Mehrheit der Menschen 
geteilt werden, zur Sprache bringen" 
(S. 1079) - einer, im Falle des Botho 
Strauß, nicht zufällig extrem kitschi- 
gen Sprache übrigens. Im Kreis un- 
serer Helden der Abweichung (vom 
intellektuellen Konsens) und der An- 
näherung (an die Mehrheitsgefuhle) 

I 

finden wir naturlich Enzensberger, 
Walser, Biermann. Und es darf der 
(gleichfalls verfolgte) „unbotmäßige 
Botho Strauß" eben auch nicht fehlen. 

Warum werden unsere Helden so 
gnadenlos verteufelt und verfolgt? Ja 
nun, der ganze üble Rest von rnehr- 
heitlich mit Minderheiten sympathi- 
sierenden lntellektuellen möchte sie 
natürlich zum Schweigen bringen, 
denn Gefahr ist im Verzug: „Das Volk 

Das sieht dann z.B. so aus (daß wir bereits gescheitert? es bei Hondrich mit einem herausra- 
genden Vertreter der zweiten Gruppe 
zu tun haben, dürfen wir ja vorausset- von Reinhard Hahn und Thilo Kämmerer* 

zen): „Es geht darum, die Politik ge- 
sellschaftlicher Öffnung als Ver- 
suchs-Irrtums-Lernen geschmeidig 

\ 

\ 
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:hos und 

zu halten, sie von Fall zu Fall zu brem- 
deutig auch zum Ziel, der Bundesregierung für ihr Nicht- 
handeln Entlastung zu verschaffen. Weder in Fragen der 
Arbeitszeit noch bei Urlaubsregelungen und schon gar 
nicht bei den Ausbildungsvergütungen hat Rüttgers Hand- 
lungskompetenz, und die politischen Forderungen waren, 
wie oben schon erwähnt, bereits im Januar zugesagt bzw. 
erfüllt. 

Sen oder zu beschleunigen. Dazu ge- 
hört, daß es funktionierende und legi- 

lyiforrnatlonsgesei~sc~ft timierte Bremsen gibt, die von den 
demokratischen Parteien, mal von 
der einen, mal von der anderen, ge- 
zogen werden. Im Hinblick auf Betei- 
ligung an Militärinterventionen 
scheint dieser Mechanismus der Risi- 
kothematisierung und -begrenzung 
sich einzuspielen" (S. 1076). Gegen- 
wärtig wäre da entsprechend dann 
wohl eher von legitimiertem Gasge- 
ben zu sprechen. 

Gießkannenprinzip 
Als kleines ,,TrostpflasterM für die ausbildungsplatzsu- 

chenden Jugendlichen blieb lediglich das von Rüttgers 
angekündigte erneute Sonderprogramm für die fünf neuen 
Länder. Wie klein dieses Trostpflaster ist, wird deutlich 
daran, daß auch im Jahre 1996 keinerlei grundlegende 
Veränderung gegenüber den vergangenen Jahren einge- 
schlagen wurde: Die Bereitstellung einer Summe X für eine 
gewisse Anzahl öffentlicher vollfinanzierter Ausbildungs- 
verhältnisse und der wiederkehrende Hinweis. daß es sich 
um eine einmalige/letztmalige Sondermaßnahrne handele. 
Diese bereits bei der Erstauflage öffentlicher Sonderpro- 
gramme 1990/91 gemachte Ankündigung, nach späte- 
stens drei Jahren müsse „die 
Wirtschaft" ihrer Verantwortung 

Hondrichs Intervention zugunsten könnte sie hören!" (S. 1079). Ach. 
einer realistischen Militärpolitik fügt gibt es denn irgend jemanden. dem 
sich so reib~ngslos in sein Konzept es gelange, diese La~rsprecner zu 
wie diejenige gegen die das Volk be- 
vormundenden linken Intellektuellen. 
Seinem Buch 'Lehrmeister Krieg' ließ 
sich ja ohnehin bereits entnehmen, 
daß die breite Mehrheit in Ausnahme- 
situationen am besten bzw. noch am 
ehesten lernt, in Katastrophen und 
Kriegen. Und da Hondrich als 
Sprachrohr der 'schweigenden Mehr- 
heit' auftritt, muß er jenem Ausnahme- 
zustand auch Positives abgewinnen 
können, der diese gegebenenfalls zu 
fundamentalem Umdenken zwingt. 
Jene intellektuelle Elite, die noch im- 
mer nicht bereit sei, darauf zu ver- 
zichten, als Lehrmeister der Massen 
aufzutreten, erklärt der soziologische 
Lehrmeister ja für vollständig delegiti- 
miert - obgleich sie im Vergleich mit 
Kriegen und Katastrophen vielleicht 
doch das kleinere Übel wäre. 

überhören? Und wer könnte, bitte- 
schön, einen Biermann übertönen? 
Also, die ganze These hat etwas Ko- 
misches. 

Sie ist aber zudem auch noch 
ziemlich absurd, denn was erführe 
das Volk von ihnen, was es nicht 
schon wüßte? Die Sprachrohre und 
Lautsprecher der 'schweigenden 
Mehrheit' können weder so bedroh- 
lich noch so bedroht sein, wie Hond- 
rich suggeriert, wenn ihr ganzer Ehr- 
geiz darin zu bestehen scheint. 'dem 
Volk' zu sagen, was dieses bereits 
selber denkt und sagt. (Daß der elitä- 
re rechte Radikalismus Strauß' hier 
ein Sonderfall ist, scheint mir aller- 
dings evident. Der artistische Solitär 
als Künder des Kollektivbewußtseins 
ist eine zum Scheitern verurteilte Zir- 
kusnummer.) Endlich scheint die 
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wiederholt sich somit ungeach- 
tet aller strukturell negativen ist sichtbar, auch im Westen. Sie 
„~ebenwirkungen" (Verfesti- wollen die Kosten der beruf- 

dungszeiten etc.) und damit der weitestgehenden Erfül- 
lung ihrer Forderungen und Bedingungen vom Januar 
durch die Politik, die Halbjahresbilanz der angebotenen 
Ausbildungsplätze erneut rückläufig ist. gung außerbetrieblicher Ausbil- 

dungsstrukturen, für die die Un- 
lichen Bildung mehr und mehr 
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desanstalt für Arbeit (BA), erneut einen Rückgang des 
Ausbildungsplatzangebotes um 8% und einen Anstieg der 
Nachfrage um 7% bekanntgeben mußte, drohte die öffent- 
lich propagierte Trendwende bei den Ausbildungsverträ- 
gen erneut wie eine Seifenblase zu zerplatzen. Selbst die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) kommentierte: ,Das 
Lehrstellenversprechen wackelt" und wies auf den thürin- 
gischen Kultusminister Althaus (CDU) hin, der „als erster 
CDU-Politiker ... einen Ausgleich zwischen ausbildenden 
und nichtausbildenden Betrieben anregt." Sogar von einer 
„Ausbildungssteuer für die Drückeberger" war in diesem 
Kommentar auf Seite eins der FAZ zu lesen. 

Die Arbeitgeberverbände waren also insofern gefor- 
dert, beim Spitzengespräch „Bündnis für Ausbildung" 
Neues präsentieren zu müssen. Um ein Eingeständnis des 
eigenen Versagens zu vermeiden, entschieden sie sich für 
eine Politik des dreisten „Draufsattelns": Rückkehr zur 40- 
Stunden-Woche für Auszubildende, eine Woche weniger 
Urlaub als bisher, Streichung von Urlaubs- und Weih- 
nachtsgratifikation und zwei Jahre keinerlei Erhöhung der 
Ausbildungsvergütungen, dies sollten die zündenden Ide- 
en zur Schaffung neuer Ausbildungsplätze sein. 

Neben dem offenen Affront gegenüber den Gewerk- 
schaften, der damit in voller Kenntnis und absichtlich her- 
beigeführt wurde, hatte diese Vorgehensweise jedoch ein- 

- 
lei finanzielle Beiträge leisten 
müssen) mit geradezu bere- 

dorthin, wo ja auch die nicht 
chenbarer Regelmäßigkeit. mehr benötigten Arbeitskräfte Gisela Preuschoff 

DU UND ICH 
Beziehungsspiele 

Br., 180 S., DM 19,80, ISBN 3-89438-105-1 

Michael Höhn 1 Monika Höhn 

Trotz dieser mittlerweile jähr- werden, 
lich jeweils dreistelligen Millio- 
nensumen, die in immer neuen Sonderprogrammen einge- 
setzt werden, ist das Ausbildungsplatzangebot in den fünf 
neuen Ländern gemessen an der Nachfrage auch heute 
noch so unzureichend wie unmittelbar nach dem Zusam- 
menbruch der DDR. 1995 kamen auf 100 Bewerber ledig- 
lich 49 Ausbildungsstellen, 1992 waren es immerhin 54, 
und nur im Jahr davor wurde mit 43 Stellen auf 100 Bewer- 
ber ein schlechteres Ergebnis erzielt. Ungeachtet aller hin- 
ter diesen Zahlen und tagespolitischen Aufgeregtheiten 
stehenden strukturellen und sozialen Verwerfungen und 
Umbrüchen verweigern sich die Arbeitgeber und die herr- 
schende Politik jeglicher weiterführender Reformpolitik. 

LEBENUNDSTERBEN 'schweigende Mehrheit' von einem 

Mit jungen Menschen sprechen Die positiven Intellektuellen Teil der schreibenden Minderheit das 

Br., 160 S.. DM 19,80, ISBN 3-89438-106-X der zu bekommen, was sie haben will: 
schweigenden Mehrheit Bestätigung, Zustimmung, Zunei- 

Politik & Lebenshilfe im Frühjahr '96 bei - - Wenn nun der völkische Antiintel- gung. 
' ~ ~ & B M / C ~ S S ~  lektualismus im Gewande des prag- Damit tun die gewendeten Intel- 
8 I U' matischen Liberalismus auftritt, so lektuellen ein gutes Werk, wie Hond- 

Über jede Buchhandlung oder direkt: 
Petersberzstr. 4.50939 Köln führt er, für alle Fälle, die positiven rich uns klarmacht: „Nur von Mehr- 

Tel. 0221 I 448545 & 446240. FAX 444305 (gewendeten) Intellektuellen gleich 
mit sich, jene also, welche (wie B. 

- -* Strauß) das Volk und das Soldaten- 
turn als positive Werte wiederentdek- 
ken oder wenigstens (wie Enzensber- 

! ger) den globalen Bürgerkrieg pro- 
phezeien. 

- 1 
Tatsdchlich tritt der soziologische 

Herold der Mehrheit zugleich als An- 
walt einer Minderheit (?) unter den 
deutschen lntellektuellen auf, von je- 

heiten, die sich in ihren Interessen 
und Identitäten im politischen Diskurs 
und Parteienspektrum verstanden 
und vertreten fühlen, ist die Liberalität 
zu erwarten, die, rechtlich-politisch 
institutionalisiert und tradiert, Minder- 
heiten auf die Dauer Schutz und Ent- 
faltungsmdglichkeiten sichert. Ohne 
Anerkennung von Mehrheiten. auch 
wenn man ihre Vorstellungen nicht 
teilt, ist Demokratie nicht zu haben - 

Ganz normaler Kapitalismus 
Ausbildungsplatznot und die Vernichtung beruflicher 

Perspektiven, einhergehend mit der sozialen Ausgren- 
zung von immer mehr jungen Menschen, kennzeichnen 

* Reinhai-d Hahn, Thilo Kiimtnerer, Abteilung Jcigerid beim Vorstcrrld der IG Metall. 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 89, 1996 
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die gesellschaftliche Realität. Die Indikatoren sind vielfäl- 
tig. Sie reichen von Einschnitten bei den BAföG-Leistun- 
gen bei Studierenden bis zu einer Verjüngung der Sozial- 
hilfeempfänger. Die Bildungsreform der 70er Jahre wird 
ausgebremst, und besonders alarmierend ist, daß die Job- 
mentalität bzw. Befristung von Arbeitsverhältnissen mit der 
Folge zunimmt, daß das gesicherte Normalarbeitsverhält- 
nis mehr und mehr erodiert. 

Dies alles ist eigentlich nichts Ungewöhnliches, denn 
derartige Entwicklungen haben etwas mit dem ganz nor- 
malen Kapitalismus zu tun. Das heißt, die Spielregeln kapi- 
talistischer Gesellschaft bestimmen sich über den Aus- 
tauschprozeß. Als Gegenleistung für die Ware Arbeitskraft 
und ihre bestmögliche Verwertung - und auch nur dann - 
wird Lohn und Gehalt bezogen. Insofern kommt am Beginn 
des Berufslebens der Qualifizierung nach wie vor beson- 
dere Bedeutung zu. Sie entscheidet maßgeblich darüber, 
ob manlfrau sich auf der Sonnenseite oder der Schatten- 
seite der Gesellschaft befindet. Im Sinne der Ausdifferen- 
zierung von gesellschaftlichen Prozessen ist nunmehr das 
Bedeutende, daß infolge der sozialen Polarisierung immer 
mehr auch junge Menschen zu den Randbelegschaften 
degradiert werden. Unsichere und prekäre Arbeitsverhält- 
nisse führen zu einer labilen Existenz, die eben auch nur 
eine zerstückelte Lebensplanung zuläßt. Die Betroffenheit 
der Ausgrenzung ist somit nicht dauerhaft, sondern eine 
teilweise gesellschaftliche Integration findet statt. Krisener- 
fahrungen erscheinen als normal und unveränderlich. Da- 
mit ist im Hinblick auf die gewerkschaftliche Mobilisie- 
rungsfähigkeit natürlich auch ein Dilemma gegeben. 

Derartige Entwicklungen haben etwas damit zu tun, 
daß es den Herrschenden gelungen ist, ihre Zukunftsbilder 
zu verfestigen, wie die absolute Dominanz von Konkur- 
renzmechanismen und die Leistungsideologie als herr- 

derart eng, daß Entscheidungen an einem Standort auto- 
matisch Reaktionen an anderen Standorten nach sich zie- 
hen. Wenn etwa ein solcher Konzern in einem ausländi- 
schen Produktionsstandort eine dritte Schicht oder die 
Samstagsarbeit einführt, dann geraten die Arbeitnehmer 
des Standortes hier unter direkten Zugzwang. Bezogen auf 
die allseits propagierte Standortdebatte heißt das nichts 
anderes, als daß der Konkurrenzkampf in eine Konkurrenz 
der Völker untereinander verwandelt wird. Es geht darum, 
den jeweiligen Standort schlank und fit für den Weltmarkt 
zu machen. Dies hat natürlich auch Folgen für die Berufs- 
ausbildung und damit für die Zukunftsinteressen junger 
Menschen. Die Ausbildung wird als betriebswirtschaftli- 
cher Ballast und unproduktive Dienstleistung abgeworfen. 

W ann ist eine Gesellschaft 
liberal?" fragt sich K.O. 

!! Hondrich im Merkur (12195, 
S. 1073-1083). Gleich der Untertitel 
verrät uns, womit wir es hier eigent- 

und äußere Offnungen sind ange- 
bracht? Wieviel Zuwachs an beiden 
kann sie in einer bestimmten Lage 

Liberalität als Gnade 
der U berlegenen und Zeitspanne verkraften?" (S. 

1073) 
Ein „Maximum an Freiheiten" (S. 

1073) könne nicht die Antwort bzw. 
lich zu tun haben, nämlich mit der oder K.O. Hondrich als Wegbereiter 

eines umfassenden Mehrheitsschutzes Fortsetzung des Hondrichschen 
Mehrheitenschutz-Projektes: „Zum 
Verhältnis von Mehrheiten und Min- 

die Lösung sein. Liberalität beruhe 
„auf einer Art Balance zwischen 
Mehrheits- und Minderheitenbe- 

von Dieter Rudolf Knoell* 
derheiten". 

Hondrich beginnt in der Manier 
Max Webers: „Liberalität: darunter 

langen". die .in beiden Richtungen 
gestört werden" könne: .,einerseits 
durch Einschnüren von Freiheits- sei eine Haltung verstanden, die 

auch andere Lebensformen und 
Wahrheiten zuläßt als die eigenen. 

rechten nach innen und gesellschaft- 
liche Schließung nach außen - so 
verschieben sich die Gewichte 

Kritische Intellektuelle 
als Feinde der Liberalität 

Nun, man vermutet es schon -: 
„elitäre Illiberalität" (S. 1079) und ei- 
nen „Sonderstatus der Intellektuellen 
- als Bildungsobrigkeit, über dem 
Volk - und eine besondere Funktion 
der Wahrheitskontrolle" (S. 1080f.). 
Seit Schelskys Zwangs- bzw. Wahn- 
vorstellung von „Klassenkampf und 
Priesterherrschaft der Intellektuellen" 
(München 1977) scheint diese These 
zum Marschgepäck eines jeden sich 
kontinuierlich nach rechts bewegen- 
den Intellektuellen zu gehören. Und 
in der Tat sieht Hondrich in den (noch 
verbliebenen) kritischen Intellektuel- 
len denn auch geradezu den eigentli- 
chen Feind einer wahrhaften Liberali- 
tät: „Die Liberalität der Intellektuellen 
hat mit der Gesellschaft nicht Schritt 
gehalten. Noch einmal verkürzt: libe- 
rale Gesellschaft, illiberale Intellektu- 
elle" (S. 1077). 

Liberale sind nämlich jene, die, 
auch verkürzt, aber wohl nicht allzu 
sehr. mit den herrschenden Verhält- 
nissen vollauf zufrieden sind. Die in- 
tellektuellen Nörgler hingegen sind 
die gleichsam natürlich Verbündeten 
ethnischer Minderheiten. Beide 
scheinen sich nicht selten in einem 
gewissen Fundamentalismus zu tref- 
fen (im einen Fall einem politischen, 
im andern einem religiösen). 

Wo es allerdings die bösen (antili- 
beralen) Intellektuellen gibt, da muß 
es auch die guten (liberalen) geben. 
Sind die einen Verfechter der Erzie- 
hungsdiktatur und Sachwalter der 
'Political Correctness', so die andern 
Anwälte der liberalen Demokratie und 

Raubbau bei der Berufsausbildung 
Seit Ende der 80er Jahre erleben wir einen giganti- 

schen Abbau betrieblicher Bildungsangebote. Ausbil- 
dungsstandorte werden unwiderruflich plattgemacht, Aus- 
bilder werden vorzeitig in den Ruhestand oder in die Pro- 
duktion geschickt. Alleine die Ausbildungsleistung in der 
Metall- und Elektroindustrie wurde im letzten Jahrzehnt 
halbiert. Das heißt, die frühere Ausbildungsquote lag im 
Schnitt zwischen 7 und 8% und ist nunmehr auf 3 bis 4% 
abgesackt. Überhaupt bilden von den derzeit 1,6 Millionen 
Betrieben gerade mal ein Drittel aus. Nur 15% aller Auszu- 
bildenden werden von Großbetrieben eingestellt. 

Daß die Kleinbetriebe bzw. das Handwerk in weitaus 
größerem Maße ausbildet als die Industrie, ist nichts Neues 
und hat eine einfache Erklärung. Die Nettokosten für Aus- 
bildung sind gleich Null, die erforderlichen Ausgaben für 
Ausbildung durch den produktiven Beitrag der Auszubil- 
denden kompensiert, wenn nicht sogar überkompensiert. 

Und es ist skandalbs, daß dieses duale Berufsbil- 
dungssystem Jahr für Jahr Jugendliche ohne Qualifizie- 
rung in die Arbeitswelt entläßt, konkret jederljede Zehnte 
eines Jahrgangs. In der Summe sind derzeit eine Million 
Jugendliche unter 25 Jahren ohne jeglichen Berufsbil- 
dungsabschluß dem Heuern und Feuern ausgesetzt. 

Besonders kraß stellt sich die Situation in den neuen 
Bundesländern dar. Obwohl uns immer wieder Erfolgsmel- 
dungen vorgegaukelt werden, wird jeder zweite Jugendli- 
che in diesem Jahr das Ziel einer betrieblichen Berufsaus- 
bildung nicht realisieren können. Statistisch ist natürlich al- 
les klar, die Kartei ist bereinigt. So sind die Betroffenen in 
Warteschleifen abgedrängt. Besonders skandalös ist, daß 
in den neuen Bundesländern mittlerweile zwei von drei 
Ausbildungsplätzen aus Steuermitteln bezahlt oder zumin- 
dest mitfinanziert werden. Mit sogenannten Feuerwehrpro- 
grammen wird versucht, die versprochenen „blühenden 
Landschaften" herbeizukaufen. Die Strategie der Unter- 
nehmer ist sichtbar, auch im Westen. Sie wollen die Kosten 
der beruflichen Bildung mehr und mehr an den Staat dele- 
gieren. Also dorthin, wo ja auch die nicht mehr benötigten 
Arbeitskräfte abgeliefert werden. 

Von einer Gesellschaft sagen wir, sie 
sei liberal, wenn Mehrheiten und Min- 
derheiten sich gegenseitig respektie- 
ren. Ein politisches System soll liberal 

zugunsten von Mehrheitsvorstellun- 
gen; andererseits durch die gegen- 
teilige Bewegung, also erweiterte in- 

genannt werden, wenn Minderheits- 
meinungen nicht nur rechtlich ge- 

nere Freiheiten und Öffnung nach au- 
ßen - so werden Minderheiten be- 
günstigt und Mehrheiten verunsi- 
ehert. Liberalisierung, sofern forciert, 

schützt, sondern auch als Opposition 
institutionalisiert und damit als Alter- 
nativen zur herrschenden Meinung 
angesehen sind." 

kann sich als Bumerang erweisen ..." 
(S. 1075). 

Hondrich scheint quasi 'system- 
Die Angst der Mehrheit theoretisch' (als eine Art naturgesetz- 

liches Faktum) immer schon voraus- 
zusetzen, was jeweils empirisch erst 

vor der Minderheit 
Moderne Gesellschaften, meint 

auch Hondrich, brauchten, um nicht 
zu erstarren. das Fremde, das Ande- 

einmal zu untersuchen bzw. festzu- 
stellen wäre: die Existenz einer (zu- 
mindest latent) freiheits- und frem- re. „Und sie brauchen die Einsicht, 

daß sie das Andere brauchen, auch 
wenn es nicht gefällt" (S.1073). Die 

denfeindlichen Mehrheit 
Warum eigentlich müssen die von 

Hondrich erwähnten Mehrheiten sich 
von der 'liberalen Dynamik' verunsi- 
chert fühlen? Ist es nicht vielmehr 
häufig so. daß selber recht kleine 
Minderheiten den Mehrheiten solche 

Warum eigentlich 
müssen die von 
Hondrich erwähnten 
Mehrheiten sich von 
der 'liberalen 
Dynamik' verunsicherl 
fühlen? 1st es nicht 
vielmehr heufig so, 
da8 selber recht 
kleine Minderheiten 
den Mehrheiten 
solche Gefühle 
nahezulegen, um 
damit ihre eigene 
Herrschaft zu 
sichern? 

„Nur gesetzliche Regelungen schende .Lösungskonzepte". 
Insofern hinterlassen der „Risi- 

schaffen Verbindlichkeit und den kokapitalismus" ~ Z W .  die „Zwei- 

Rede von der 'institutionalisierten Op- 
position' deutet nun freilich bereits 
darauf hin, daß das 'Andere' eventuell 

Jugendlichen Sicherheit. Unsere Drittel-Ge~ell~chaft" Spuren. Die 
Dimension der Wende, auf die 

Forderungen bleiben akutell: die Banner Architekten hinaus- 

aber doch nur dann geduldet wird, 
wenn es (annähernd) das Gleiche ist; 
das Fremde nur dann, wenn es sich Gefühle nahezulegen, um damit ihre 

eigene Herrschaft zu sichern? 
Die (mögliche oder faktische) In- 

Ausbildunas~flicht und Beteili- wollen, läßt sich erst jetzt so dem eigenen annähert, angleicht. Die 
Statik des Gesellschaftsgebäudes 
scheint bedroht, wenn das Andere 

- .  
richtig erahnen, angesichts des gung aller Betriebe an der Finan- Debakels, „s die Initiative .ei- 

zier~ng.‘' (Klaus Zwickel) nes Bündnisses für Arbeit" er- 
strumentalisierung von Mehrheitsge- 
fühlen und -meinungen durch einfluß- 
reiche Minderheiten problematisiert 

wirklich anders ist und das Fremde 
fremd bleibt. Hondrich: „Die 'Dyna- 
mik der Liberalität' kennt keine Gren- 
zen. So weckt sie Ängste und Ab- 

- .  
fahren mußte. Spätestens seit 

Wegfall der Systemkonkurrenz bedarf der Kapitalismus 
keiner „sozialenn Dimension mehr. Der sogenannte Klas- 
senkompromiß, mit dem besonderen sozialstaatlichen Mo- 
dell Deutschland, wird aufgekündigt. 

Hondrich freilich nicht; sie scheint 
kaum auch nur entfernt in seinen 
Blick zu geraten. Erscheint die 
Problematik einmal, so wird sie um- 

wehrreaktionen derjenigen, die sich in 
ihren gewohnten Grenzen, Interes- 
sen, Identitäten bedroht fühlen" (S. 
1073). 

Seit geraumer Zeit bemüht Hond- 
rich sich um eine Markierung der 

gehend ins Schattenreich der sozia- 
len Phantasien verwiesen und als 
obsolete Manipulationsthese verwor- 

Globalisierung greift um sich 
Den wirtschaftlich Mächtigen geht es dabei darum, die 

Strukturen von Grund auf umzukrempeln. Der technische 
und organisatorische Wandel nimmt dabei neue Dimensio- 
nen an. An die Stelle punktueller Rationalisierungen in Be- 
trieben und Büros tritt die umfassende Umwälzung von Ar- 
beitsprozessen und Wertschöpfungsketten. So ist es das 
erklärte Unternehmensziel zum Beispiel der Siemens AG, 
zu einer 30prozentigen Produktivitätssteigerung in nur drei 
Jahren zu 'kommen. Das heißt vor allem, daß die gleiche 
Anzahl von Produkten mit einem Drittel weniger Menschen 
hergestellt wird. Kein Wunder, daß die Bundesanstalt für 
Arbeit feststellen muß, daß trotz Wirtschaftswachstum im 
vergangenen Jahr kein Rückgang an Arbeitslosigkeit ein- 
getreten ist. Die Vernetzung von Produktionsstandorten, 
vor allem bei multinationalen Konzernen, ist mittlerweile 

fen: „Die Mehrheit wird als unbe- 
schriebenes Blatgesehen, das von 
politischen, Wirtschafts- und Mei- 

Grenzen eines liberalen politischen 
Systems. im Sinne einer Entlastung 
der Mehrheit. die zwar Oppositio- nungsführern mit deren jeweiligen 

Interessen und Identitätsvorstellun- 
gen beschrieben wird; eine eigene 
kollektive Moral als conscience 

Strukturkrise und Flickschusterei 
Seit Beginn der 90er Jahre steckt die berufliche Er- 

stausbildung in der BRD in einer tiefen Krise. Die rückläufi- 
gen Zahlen der jährlich neu abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverhältnisse, die von 1986 bis 1994 unvermindert 
angehalten haben, sind Ausdruck, aber nicht Ursache die- 
ser Krise. Die Diskussion über die Gründe dieses Rück- 
ganges während der letzten Jahre zeigt dies mit aller Deut- 
lichkeit. Während bis zu Beginn der Jahre 1991/92 noch 
nahezu ausschließlich das nachlassende Interesse der Ju- 

nelles ertrage, wenn es institutionali- 
siert sei, angesichts eines chaoti- 
schen Fremden jedoch überfordert 
sei. (Vgl. meinen Beitrag 'Lehrmeister 
Hondrich als Volks-Schüler' in: 
Lohmann (Hrsg.), Extremismus der 
Mitte, F.a.M. 1994, S. 144-167) So 

collective hätte sie demnach nicht" 
(S. 1080). Eine Manipulation der 
Mehrheit durch interessierte herr- 
schende Minderheiten gibt es also 
offenbar doch nicht? Das ist be- 
ruhigend. Was aber gibt es stattdes- 
Sen? 

fragt er denn nun auch wieder: „Wie- 
viel Liberalität ist für eine Gesellschaft 
erträglich? Wieviel innere Freiheiten * Dr. Dieter Rudolf Knoell, 

Pro$ für Ästhetik an der Hochschule für Kunst und Design in Halle 
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Allerdings wandelt die nordrhein-westfälische GEW 
seit Anfang 1990 auf neuen hochschulpolitischen Pfaden. 
Um dem Anspruch der Bildungsgewerkschaft gerechter 
zu werden, wurden für die Hochschulstandorte Dortmundl 
Bochum, KölnIBonn und BielefeldIPaderborn drei Hoch- 
schulbüros eingerichtet. Ausgestattet mit je einer studenti- 
schen Hilfskraft a 13 Wochenstunden haben sie die Aufga- 
be, die Ehrenamtlichen zu entlasten, die innergewerk- 
schaftliche Hochschularbeit zu stärken und die GEW an 
den Hochschulstandorten zu repräsentieren. Nicht alle Er- 
wartungen haben sich erfüllt, aber die Hochschulbüros ha- 
ben sich an den Hochschulen als Institution etabliert und 
sind heute ein belebendes Element der Hochschulland- 
schaft. Das Aufgabenfeld hat allerdings eine starke Eigen- 
dynamik entwickelt und umfaßt heute zahlreiche Service- 
aufgaben wie z.B. BAföG-Beratung, die Durchführung von 
Seminaren und hochschulpolitischen Veranstaltungen. 

Daß die GEW neben der GGLF die einzige Gewerk- 
schaft ist, die Studierende als Studierende aufnimmt, heißt 

nicht, daß alle gewerkschaftlich 
Die Animositäten der Gewerk- organisierten Studierenden in 

der GEW sind. Die IG Metall und schaften untereinander, aber vor 
die Gewerkschaft Nahrung, Ge- 

allen Dingen das fehlende Ver- nuß, Gaststätten (NGG) organi- 

st&ndnis für die große Bedeu- sierenanfastallen bundesdeut- 
schen Hochschulen mehr Stu- 

tung der Hochschularbeit sind dierende als die GEW, so sind 

die Gründe dafür, daß der DGB vielfach Kolleglnnen, die bereits 
während ihrer Erwerbstätigkeit 

an den Hochschulen kein Bein einer Gewerkschaft beigetreten 

an die Erde bekommt. sind, über den zweiten Bil- 
dungsweg an die Hochschulen 

gelangt. Zudem kommen Studierende häufig über ihre 
"Nebenjobs", z.B. in der Gastronomie, dazu, sich gewerk- 
schaftlich zu organisieren. 

Eine Zusammenarbeit der Einzelgewerkschaften im 
Hochschulbereich, 2.B. die Durchführung gemeinsamer 
Veranstaltungen, findet, wenn überhaupt. nur auf Initiative 
einzelner statt. Der Versuch. die Studierendenarbeit an 
den Hochschulen als Gemeinschaftsaufgabe des DGB in 
der Trägerschaft der GEW festzuschreiben, scheiterte bis- 
lang. Die institutionelle Absicherung für eine solche Ge- 
meinschaftsaufgabe, z.B. eine Fachgruppenarbeit aller 
gewerkschaftlich organisierten Studierenden, fehlt völlig. 
Die Animositäten der Gewerkschaften untereinander, aber 
vor allen Dingen das fehlende Verständnis für die große 
Bedeutung der Hochschularbeit sind die Gründe dafür, 
daß der DGB an den Hochschulen kein Bein an die Erde 
bekommt. 

Versagen die Gewerkschaften? 
Läßt sich für die Personengruppe der Studierenden die 

viel zu kurze Sichtweise vieler Gewerkschaitsfunktionäre, 
Investitionen in Studierende lohnten sich nicht, noch kopf- 
schüttelnd zur Kenntnis nehmen, wird dies für die Berei- 
che wissenschaftlicher Mittelbau und ~rofessorlnnen- 
schaft gänzlich unverständlich. Stillschweigend und aus- 
schließlich mit wehmütigem Blick auf die Vergangenheit 
wird zur Kenntnis genommen, daß GEWIÖN-Listen für die 
Personalratswahl nicht mit Leben gefüllt werden können. 
Die Listen werden entweder überwiegend mit nicht ge- 
werkschaftlich gebundenen Mitgliedern aufgestellt, oder 
es haben sich so wenige bereit erklärt zu kandidieren, daß 
eine Listenbildung gar nicht zu Stande kommt. Auch und 
gerade an den Hochschulen hat sich bei vielen engagier- 
ten Gewerkschafterlnnen der Rückzug in das häufig zitier- 
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te "Private" vollzogen. Es bleibt jedoch unverständlich, 
warum die GEW diesen Verlust nicht als Chance für einen 
Neubeginn durch Neuanwerbung und gesteigerte Attrakti- 
vität an den Hochschulen nutzt und damit eine strategi- 
sche Option verspielt. Ein Grund mag darin liegen, daß 
den älteren Gewerkschaftsfunktionärlnnen nach dem 
Wegfall der einstigen "Kampfgefährtlnnen" die Kraft zur 
Fortführung der damaligen Ziele fehlt. 

Versagen die Gewerkschaften in der Hochschulpolitik? 
Wir meinen, ja. Den Gewerkschaften fehlt der Mut, Farbe 
zu bekennen und die Hochschulen als strategische Zu- 
kunftsoption anzunehmen. Lieber beklagen sie sich über 
Massenaustritte und zeigen sich überrascht, daß in den 
Technologiezentren der Republik die gewerkschaftliche 
Organisationsquote vielfach unter zehn Prozent liegt. Das 
ist in doppelter Hinsicht fatal. Zum einen fehlen den Ge- 
werkschaften die Mitglieder, um wirkungsvoll ihre Positio- 
nen und ihren Einfluß an Hochschulen geltend zu machen. 
Zum anderen sinken die Möglichkeiten der Gewerkschaf- 
ten, die Entwicklung von Ökonomie und Gesellschaft, von 
neuen Technologien und verändertem Arbeitsmarkt aktiv 
zu gestalten. Sicherlich sind die Ursachen für die Schwä- 
che der Gewerkschaften nicht nur bei ihnen selber zu su- 
chen. Bequemer, einfacher und sicherlich auch berechtigt 
wäre es anzuführen, daß gerade die Gewerkschaften ex- 
trem unter der zunehmenden Individualisierung der Ge- 
sellschaft - geringer Organisationsgrad -, der explodieren- 
den Arbeitslosigkeit und dem daraus folgenden Druck der 
Wirtschaft zu leiden haben. Die rechtskonservative Regie- 
rung hat ein übriges zur deutlichen Verschlechterung der 
gewerkschaftlichen Machtposition getan. Aber auch die 
erschwerten Rahmenbedingungen können eines nicht 
verhehlen: Der Ursprung der gewerkschaftlichen Ver- 
säumnisse liegt im gewerkschaftlichen Beharrungsvermö- 
gen, sich an die Vergangenheit zu klammern und die Zu- 
kunft zu verschlafen. 

Die Gewerkschaften können aus den beschriebenen 
Gründen ihre Rolle in dem Prozeß der Transformation zwi- 
schen Wissenschaft und Gesellschaft bei weitem nicht in 
dem Maße wahrnehmen, wie sie es eigentlich müßten - 
und wie es die Hochschulen auch dringend benötigten. 
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gendlichen an einer Ausbildung im dualen System als vor- 
wiegende Ursache für diese Krise verantwortlich gemacht 
wurde (Attraktivitätsverluste der Ausbildung), so hat sich 
spätestens seitdem auch in den alten Bundesländern Jahr 
für Jahr weniger Ausbildungsplätze angeboten werden, 
auch hier die Frage der Kosten und Finanzierung in den 
Mittelpunkt der Debatten gedrängt. In den neuen Bundes- 
ländern, in denen mit Beginn der Einführung der „freien 
Marktwirtschaft" nahezu schlagartig die Anzahl der Ausbil- 
dungsplätze die Nachfrage nicht decken konnte, wurde 
dies für einige Zeit lediglich als Anpassungsproblem wahr- 
genommen, und die auch im Westen erkennbaren Krisen- 

) symptome damit verdrängt. Mittlerweile ist die strukturelle 
Krise in Ost und West zwar unstrittig erkennbar, die Ursa- 
chen für diese Entwicklung werden jedoch kaum wahrge- 
nommen. und die politischen Reformen, die an diesen Ur- 
sachen ansetzen könnten, bleiben auf der Strecke. 

Flickschusterei in Form immer neuer Sonderprogram- 
me (Ost und West) ist neben die immer wirkungsloseren 
Appellen an die Unternehmer und Jugendlichen an die 
Stelle von notwendiger politischer Gestaltung getreten. 
Das Ergebnis ist, sehenden Auges die Krise in Kauf zu 
nehmen. Denn mittlerweile wird von allen Experten aner- 
kannt, daß die Zeit überreif ist, steuernd einzugreifen. 
Schließlich erleben wir aktuell: was mit Mühe und Anstren- 
gungen in einzelnen Betrieben an neuen Ausbildungsplät- 
Zen erreicht werden konnte, wird durch das Fehlverhalten 
anderer Betriebe sofort wieder zunichte gemacht. Im Zu- 
sammenhang mit dem Bündnis für Arbeit fordert die IG 
Metall schließlich auch von den Arbeitgebern eine verbind- 
liche Zusage nach Neueinstellungen. Diesbezüglich ha- 
ben die Arbeitgeber und deren Spitzengremien in der Ver- 
gangenheit oft genug herumgejammert, daß sie über keine 
verbindlichen Instrumente verfügen bzw. keine Direktions- 

* die Finanzierung hat durch einen Fonds zu erfolgen 
und 

die Einrichtung einer paritätisch besetzten Kommission 
aus Arbeitgebern und Gewerkschaften tut not. 

Bei der Vorlage der „Eckpunkte für eine solidarische 
Finanzierung der Berufsausbildung" im November 1995 
haben die gewerkschaftlichen Berufsbildungsexperten 
keineswegs nur alte Rezepte aus der Schublade gezogen. 
Eingegangen sind aber sowohl die aktuelle Problemstel- 
lung und praktisch erprobten Erfahrungen der gesetzli- 
chen Finanzierungsregelung in Frankreich und Dänemark 
als auch die seit 20 Jahren erprobte tarifliche Regelung in 
der Bauwirtschaft. 

Die beiden Eckpfeiler einer grundlegenden Reform der 
beruflichen Erstausbildung - gerechte Finanzierung durch 
alle Betriebe und Verwaltungen und attraktive, zukunftsori- 
entierte Berufsbilder mit gleichberechtigten Zugangswe- 
gen zur Weiterqualifizierung - werden nur gegen den Wi- 

gewalt über die betriebliche Eigentumsordnung haben. 
Genau mit diesem Desaster sind wir im Bereich der Be- 
rufsausbildung konfrontiert: Jeder Betrieb entscheidet für 
sich, ob er sich an das gegebene Versprechen gebunden I 
fühlt oder nicht. Die Unternehmer sind also in ihrem eige- 
nen Dilemma verstrickt. 

Ohne Reformen der beruflichen Finanzierung 
sind die Probleme nicht zu lösen 

Im Bundesverfassungsgerichtsurteil aus den 80er Jah- 
ren wird bezogen auf staatliche Eingriffe ausdrücklich fest- 
gestellt, „daß die gesellschaftliche Gruppe der Arbeitge- 
ber diese Aufgabe nach Maßgabe ihrer objektiven Mög- 
lichkeiten und damit so erfüllt, daß grundsätzlich alle aus- 
bildungswilligen Jugendlichen die Chance erhalten, einen 
Ausbildungsplatz zu bekommen." Und es heißt weiter: 
„Dies gilt auch dann, wenn das freie Spiel der Kräfte zur 
Erfüllung der übernommenen Aufgaben nicht mehr ausrei- 
chen sollte." Wir stellen heute fest: Das freie Spiel funktio- 
niert in Sachen Ausbildung erneut nicht. 

Es bleibt dabei: Die Unternehmer sind nicht in der 
Lage, genügend qualifizierte Ausbildungsplätze anzubie- 
ten. Das sind sie 1995 nicht gewesen, und sie waren es 
vor 100 Jahren nicht. Bereits 1919 stellte der Allgemeine 
Deutsche Gewerkschaftsbund in einem Statut zum Lehr- 
stellenwesen fest: 

die Großindustrie bildet nicht genügend aus; 
die Zuständigkeit der Innungen ist aufzuheben; 
es sind Zwangsmaßnahmen zur Einstellung von Lehr- 

lingen vorzusehen; 
die Einrichtung von Sammellehrwerkstätten ist notwen- 

dig; 
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derstand von „Kabinett und Kapital" mit breiter gesell- 
schaftlicher Mobilisierung durchsetzbar sein. Die Gewerk- 
schaften müssen deutlich machen, daß ein bildungspoliti- 
sches „roll-back" zu „Lehrjahre sind keine Herrenjahre" 
keinerlei Aussichten hat, daß Recht der Jugend auf Ausbil- 
dung und Beruf zu verwirklichen. 

Kritik des Modells der Kammerumlage 
Mittlenveile ist unter dem Druck der steigenden Ju- 

gendarbeitslosigkeit, gerade auch in vielen Regionen 
Westdeutschlands, etwas Bewegung in Hinblick auf die Fi- 
nanzierungsdebatte erkennbar. Nach langanhaltenden, 
zähen Vorbehalten, insbesondere auch von sozialdemo- 
kratischen Wirtschaftsministern der Bundesländer, nähert 
sich die SPD-Landtagsfraktion in Nordrhein-Westfalen mitt- 
lerweile vorsichtig einer gesetzlichen Regelung. Präferiert 
wird in einem Beschlußvorschlag zur .,Standortinitiative 
Nordrhein-Westfalen" ein „Berufsbildungsfond als Modell 
in Eigenregie und Eigenverantwortung der Wirtschaft". Zur 

Konkretisierung wird ein auf zwei 
Flickschusterei in Form immer Jahre befristetes Gesetz vorge- 

schlagen, mit der Zielsetzung: neuer Sonderprogramme (Ost 
.Die Kammern als Körperschaf- 

und West) ist neben den immer ten des öffentlichen Rechts wer- 

wirkungsloseren Appellen an die den gesetzlich verpflichtet, ein 
finanzielles Ausgleichssystem 

Unternehmer und Jugendlichen zwischen ausbildenden und 

an die Stelle von notwendiger nichtausbildenden Unternehmen 
einzuführen. Nach Ablauf von 

politischer Gestaltung getreten. zwei Jahren edolgt eine über- 
prüfung und nötigenfalls eine 

weitergehende gesetzliche Regelung." (Dieses Modell ist 
neuerdings auch Beschlußlage des SPD-Vorstands in dem 
Alternativpapier zum Sparpaket der Bundesregierung „Zu- 
kunft sichern - Zusammenhalt stärken", obwohl die vom 
Parteivorstand eingesetzte Projektgruppe „Jugend, Beruf, 
Zukunft" das DGB-Modell favorisiert, Anrn. d. Red.) 

Nun haben die DGB-Gewerkschaften in ihrem im No- 
vember 1995 vorgelegten Eckpunktepapier zur „Finanzie- 
rung einer solidarischen Berufsausbildung" durchaus an- 
erkannt, daß sowohl einzelbetriebliche und tarifliche als 
auch im Rahmen von Kammern erhobene und erbrachte 
Ausbildungsleistungen anerkannt werden sollen und kön- 
nen. Die einseitige bzw. vorrangige Festlegung auf eine 
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Kammerumlage schwächt jedoch den ansonsten mögli- 
chen struktur- und regionalpolitisch steuernden Einfluß von 
Gewerkschaften und auch Landesregierungen. Hierbei 
geht es weniger um die Frage einer möglichst unbürokrati- 
schen Erhebung der Finanzmittel als vielmehr um den ziel- 
gerichteten Einsatz zur Förderung zukunftsfähiger Ausbil- 
dungsbereiche. Die drittelparitätisch aus Arbeitgebern, 
Gewerkschaften und staatlichen Instanzen zusammenge- 
setzten Verwaltungsausschüsse der Bundesanstalt für Ar- 
beit können dies weit besser leisten als die Arbeitgeber- 
kammern, in denen die Berufsbildungsausschüsse ledig- 
lich beratenden Charakter haben. 

Ein Vorschlag, der so einseitig die Kammern ins Zen- 
trum der Regulierung stellt, drückt offensichtlich auch aus, 
wie wenig Zutrauen die sozialdemokratische Landtags- 
fraktion in ihre eigene Kompetenz und die der Gewerk- 
schaften hat. 

Die Aktion ,,Deine Einstellung zählt ... „ 
Die IG Metall hat bereits 1995 die Zukunft der Jugend 

genauer ins Blickfeld gerückt und sie damit auch zu einem 
gesellschaftspolitischen Thema gemacht. 

Klaus Zwickel, Erster Vorsitzender der IG Metall, be- 
kräftigt im Rahmen der Kanzlergespräche: „Nur gesetzli- 
che Regelungen schaffen Verbindlichkeit und den Ju- 
gendlichen Sicherheit. Unsere Forderungen bleiben aku- 
tell: Ausbildungspflicht und Beteiligung aller Betriebe an 
der Finanzierung." 

Die IG Metall-Jugend startet im Herbst 1995 ihre bun- 
desweite Kampagne „Deine Einstellung zählt ...". Knapp 
150.000 junge Menschen stimmen der Forderung zu: Wer 
nicht ausbildet, muß zahlen. Und sie fordern außerdem, 
die Ausgebildeten zu übernehmen. Vielfältige phantasie- 
volle Aktionen am 6. Dezember 1995 machen die Öffent- 
lichkeit auf die Ausbildungsnot - vor allem auch in den ost- 
deutschen Ländern - aufmerksam. 

Im Tarifvertrag zur Beschäftigungssicherung der west- 
deutschen Metall- und Elektroindustrie wird die Übernah- 
meregelung verlängert. Die IG Metall fordert den Abbau 
von Überstunden, damit der Brückenschlag zwischen den 
Generationen gelingen kann. 

Die Kampagne „Deine Einstellung zählt ..." hat hinein- 
gewirkt in die politischen Debatten vor Ort, die auf Straßen 
und Märkten, in Schulen und vor allem in den Betrieben 
stattgefunden haben. Der Ausbildungsmangel ist offen- 
kundig geworden, dank des Engagements von Schülerin- 
nen und Schülern sowie Auszubildenden. 

Die Kampagne „Deine Einstellung zählt ..." hat ge- 
zeigt, daß sich die junge Generation dieses Landes mit 
dem Ausbildungsmangel und dem massenhaften Abbau 
von Arbeitsplätzen nicht abfinden wird. Wir wissen, daß 
nur durch einen soliden Berufseinstieg und eine qualifizier- 
te Arbeit die Existenz gesichert werden kann und das die 
Voraussetzung dafür ist, am gesellschaftlichen Leben teil- 
haben zu können. Dies deckt sich mit den neuerlichen Ju- 
gendstudien, nachdem erstmals die Sorge über den Man- 
gel an Lehrstellen und Arbeitsplätzen bei den Jugendli- 
chen die Angst vor weiterer Urnweltzerstörung von Platz 1 
der Liste der gravierendsten Probleme verdrängt hat. Die 
Jugendlichen haben deutlich gemacht, daß sie sich weiter 
engagieren wollen. Diese Bereitschaft will die IG Metall un- 
terstützen und vorantreiben für weitere Aktionen. So wird 
am 21. September 1996 in Frankfurt zusammen mit ande- 
ren Jugendverbänden und -Organisationen in Kooperatio- 
nen mit „Künstler in Aktion" ein großes Jugendfestival 
stattfinden. 
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Heute wird eine Studienreform auch weniger von den 
runden Tischen zur Studienreform - a n  denen die Gewerk- 
schaften bislang keinen Platz gefunden haben - gestaltet. 
sondern vielmehr durch ministerielle Vorgaben 2 la Eckda- 
tenverordnung. Ihr Qualitätsmerkmal: Sie werden von al- 
len, sowohl von den Studierenden als auch von den Hoch- 
schullehrerlnnen, abgelehnt. In der Diskussion um die Re- 
form einzelner Studiengänge zeigt sich immer wieder, daß 
die eigentliche Trennlinie nicht zwischen Studierenden 
und Hochschullehrerlnnen, sondern zwischen den Wis- 
senschaftsministerien auf der einen und den Hochschul- 
lehrerlnnen und Studierenden auf der anderen Seite läuft. 
Das heißt nicht, daß es keine Unterschiede zwischen den 
Positionen der Hochschulehrerlnnen und denen der Stu- 
dierenden gibt, aber die alten Feindbilder verschwimmen. 
Anders sieht dies bei der Diskussion um die Öffnung der 
Hochschulen aus. Hier melden sich der DGB und insbe- 
sondere auch die Industriegewerkschaften immer wieder 
kraftvoll zu Wort. Sie fordern unisono die Öffnung auch für 
Arbeitnehmerlnnen ohne derzeit anerkannte Allgemeine 
bzw. Fachhochschulreife, dies nicht aus dem Blickwinkel 
der Hochschulen, sondern resultierend aus der Interes- 
senvertretung für die berufliche Ausbildung. Die Forde- 
rung nach Öffnung der Hochschulen ist auf jeden Fall rich- 
tig und wünschenswert, wenngleich an dieser Stelle dar- 
auf nicht näher eingegangen werden kann. Jedenfalls wer- 
den die Gewerkschaften hier ihrer gesellschaftspoliti- 
schen Rolle irn Hochschulbereich am ehesten gerecht. 

Soweit so gut. Wird allerdings ein wenig an der ge- 
schilderten Oberfläche gekratzt, werden schnell die ei- 
gentlichen Schwächen und Unzulänglichkeiten der Ge- 
werkschaften deutlich. Das gewerkschaftliche Prinzip, nur 
abhängig Beschäftigte in die jeweils zuständige Gewerk- 
schaft aufzunehmen, greift bei Studierenden nicht. Sie be- 
finden sich schließlich in einer nichtentlohnten "Ausbil- 
dung". Allerdings war im Laufe einer Studierendenkarriere 
jedeR Dritte einmal eine studentische Hilfskraft. Anders 
sieht es beim Verwaltungspersonal mit der ÖTV als zu- 
ständiger Gewerkschaft und beim wissenschaftlichen Per- 
sonal (wissenschaftlicher Mittelbau und Professorlnnen- 
schaft), das in der GEW organisiert ist, aus. 

Öffnungsbeschluß ohne Folgen 
Studierende als Studierende haben z. Z. offiziell nur 

die Möglichkeit, Mitglied der Gewerkschaft Gartenbau, 
Land- und Forstwirtschaft (GGLF) oder der GEW zu wer- 
den. Dies ist seit dem sogenannten Öffnungsbeschluß der 
GEW im Jahre 1990 möglich. Der Beschluß beinhaltet die 
Öffnung von der reinen Lehrerlnnengewerkschaft hin zur 
Bildungsgewerkschaft. Die Mitgliedschaft wurde für Stu- 
dierende geöffnet und die - schon vorher mögliche - Mit- 
gliedschaft von Sozialpädagoglnnen und Erzieherlnnen 
erhielt durch den Öffnungsbeschluß einen wahren Schub. 
Der Öffnungsbeschluß resultierte allerdings weniger aus 
politischer Einsicht, daß eine Bildungsgewerkschaft nötig 
ist, sondern für die GEW ging es nach der Wiedervereini- 
gung um das nackte Überleben. Ohne eine Neuorientie- 
rung im Konzentrationsprozeß des DGB schien die GEW 
gegen ihre "Konkurrenzgewerkschaften" keine Chance zu 
haben. 

Folglich ist die Kritik an der Öffnung innerhalb der 
GEW nie verstummt. Viele Lehrerlnnen möchten am lieb- 
sten ihre alte "Standesorganisation" zurückhaben. Offiziell 
wird dies zwar nie, aber betrachtet man die Mittelvergabe 
in den GEW-Haushalten, so ist leicht erkennbar, wie stief- 
mütterlich der Hochschulbereich behandelt wird. Im Ge- 

gensatz zu den zig Tausend Mark teuren Werbekampa- 
gnen, die jedes Jahr für die Referendarlnnen ausgegeben 
werden, gab und gibt es etwas Analoges im Hochschulbe- 
reich nicht. Im Gegenteil. Der für Gewerkschaftsmitglieder 
bestehende Rechtsschutz in allen Arbeitsangelegenhei- 
ten umfaßte zu Beginn für Studierende auch sämtliche 
BAföG-Fragen. Mittlerweile steht dieses Recht nur noch 
auf dem Papier. Die praktische Umsetzung scheitert häu- 
fig an den ablehnenden Bescheiden der Rechtsschutzab- 
teilung. Die Attraktivität der GEW wird dadurch nicht ge- 
steigert. 

Der DGB faßte 1993 einen ähnlichen Öffnungsbe- 
schluß, in dem er den Mitgliedsgewerkschaften empfahl, 
generell Studierenden die Mitgliedschaft zu ermöglichen. 
Dieser Beschluß, der in fast allen Einzelgewerkschaften 
Satzungsänderungen erfordert hätte, wurde bis heute 
nicht mit Leben erfüllt. Das gewerkschaftliche Maskott- 
chen - der Papiertiger - stand Pate. 
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Die Zukunft verschlafen? 
Gewerkschaften an den Hochschulen 
von Sven Kalbe und Jürgen Katzer* 

W issenschaft und akademische Ausbildung 
spielen eine immer bedeutendere Rolle. Wel- 

chen Einfluß aber haben die Gewerkschaften an 
den Hochschulen (Universitäten, Fach- und Gesamthoch- 
schulen), welche zentralen Aufgaben, welche strukturelle 
Verankerung? 

Primäre Aufgabe der Gewerkschaften ist es, neben 
der Ausgestaltung der Tarifverträge für die Hochschulbe- 
schäftigten, den ~ransferriemen zwischen "Wissenschaft" 

und "Gesellschaft" zu stärken 

In der Diskussion um die Reform und eine inhaltliche und struktu- 
relle Diskussion über die Hoch- 

einzelner Studiengänge zeigt schulrahmenbedingungen zu 
sich immer wieder, daß die initiieren. Die Tarifverträge für 

das Verwaltungspersonal eigentliche Trennlinie nicht schließt die Gewerkschaft öf- 
zwischen Studierenden und fentliche Dienste, Transport und 

Verkehr (ÖN) ab, die für den Hochschullehrerlnnen, sondern wissenschaftlichen Bereich die 

zwischen den Wissenschafts- Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW). Der Trans- ministerien auf der einen und 
ferriemen zwischen .Wissen- 

den Hochschullehrerlnnen und schaft" und Gesellschaft wird 

Studierenden auf der anderen "On HOchschu~standOrt zu 
Hochschulstandort verschieden 

Seite läuft. zu stärken versucht. 

Erfolgreiche Modelle sind 
hier die Kooperationsstelle der IG Metall an der Ruhr-Uni- 
versität Bochum oder die Kooperationsstelle Wissenschaft 
und Arbeitswelt unter Federführung des DGB in Dort- 
mund. Zwar darf die Wirkung dieser Institutionen nicht 
überschätzt werden, aber sie sind Ansprechpartner für Ar- 
beitnehmerlnnen, Betriebs- und Personalräte, die wissen- 
schaftliche Unterstützung wollen. und Ansprechpartner für 
Wissenschaftlerlnnen und Studierende, die nach einem 
Zugang zur Arbeitswelt suchen. Zu nennen sind darüber 
hinaus die Technologieberatungsstellen (TBS) mit ihren 
sechs Niederlassungen in Nordrhein-Westfalen. Sie bin- 
den u.a. Betriebs- und Personalräte in Innovationsprozes- 
se wie z.B. die z.Z. aktuellen Beratungen über die Einfüh- 
rung von Öko-Audits ein. Sie dienen aber auch dazu, eine 
kritische Bewertung der wissenschaftlichen Erkenntnisse 
vorzunehmen. 

Innerhalb der Gewerkschaften ist die GEW die treiben- 
de Kraft bei der Diskussion der Rahmenbedingungen, in 
denen sich die Hochschulen heute befinden. Stellungnah- 
men des DGB zur Hochschulpolitik, z.B. zur Novellierung 
des Wissenschaftlichen Hochschulgesetzes (WissHG), 
basieren in der Regel auf Vorschlägen der zuständigen 
Gremien der GEW, der Fachgruppe Hochschule und For- 

* Sven Kalbe, Diplom-Chemiker, GEW-Hochschulbüro Dortmund 1990-96; 
Jürgen Katzer, J~irnstudent GEW-Hochschulbüro Dortmund (seit 1996). 

schung und dem Landesausschuß der Studierenden, die 
dann dem DGB zur Beschlußfassung vorgelegt werden. 
Diese Stellungnahmen werden 2.B. im Rahmen von Anhö- 
rungen der Landtage zu diesen Gesetzesnovellierungen 
verbreitet. Damit verfügt die GEW respektive der DG6 
über die gleichen Möglichkeiten wie die Standesorganisa- 
tionen (z.B. der Hochschullehrerverband). 

Das besondere an diesen Stellungnahmen ist die Aus- 
gewogenheit der Interessen zwischen Studierenden und 
Lehrenden. Die GEW bietet - institutionell abgesichert - als 
eine der wenigen Organisationen Platz zur Diskussion für 
Studierende und Lehrende. Damit nimmt sie vielfach eine 

) 

Vermittlerrolle ein. Gerade der "Zwang", eine gemeinsame 
inhaltliche Stellungnahme abgeben zu müssen, die so- 
wohl die Studierenden, der wissenschaftliche Mittelbau als 
auch die Professorlnnen mittragen können, führt häufig zu 4 

interessanten und zukunftsweisenden Positionen. 
In der Praxis gestaltet sich der Interessensausgleich 

zwischen Studierenden und Lehrenden innerhalb der 
GEW unspektaktulär. nicht zuletzt weil Mitglied der GEW 
nur die fortschrittlichen Kräfte an den Hochschulen sind. 
Ein Beispiel: Bei der Novellierung des nordrhein-westfäli- 
schen WissHG wurde die Einführung von sog. "Eckdaten" 
beschlossen, die die Studiengänge entschlacken und die 
Zahl der Prüfungen verringern sollen. Bei der Erarbeitung 
der GEW-Position zum WissHG beurteilten die "Lehrenden 
der GEW" diese Eckdatenverordnung zunächst positiv. 
Durch die studentische Kritik wurde ihnen jedoch klar, daß 
die Eckdaten eine "Mogelpackung" sind, die die GEW ab- 
lehnen muß. Das Ringen um die richtige Position verläuft in 
der Regel sehr ruhig. 

Fragen der "allgemeinen Wissenschaftspolitik" - wie 
z.B. der Einsatz der neuen Medien oder die Gentechnolo- 
gie -werden innerhalb der Gewerkschaften stark von den 
Industriegewerkschaften geprägt. Deutliche Unterschiede 
diesbezüglicher Stellungnahmen zwischen Einzelgewerk- 
schaften und dem DGB lassen sich nur selten ausma- 
chen. Ein Beispiel aus der jüngsten Vergangenheit war die 
innergewerkschaftliche Diskussion um die Gentechnik. Mit 
dem Totschlagargument des drohenden Arbeitsplatzver- 
lustes waren allerdings in diesem Fall die Äußerungen der 
IG-Chemie deutlich vorsichtiger als die des DGB, der die 
Gefahren in den Mittelpunkt der Auseinandersetzung 
rückte. 

GEW und Studienreform 
Bei der Diskussion um die Reformierung einzelner Stu- 

diengänge sind die Gewerkschaften in den letzten Jahren J 

vielfach auf Tauchstation gegangen. Obwohl Bildungspo- 
litik im weiteren Sinne bei den Gewerkschaften eine große 
Rolle spielt, hat die Auseinandersetzung mit der Hoch- 

\ 

schulpolitik im engeren Sinne nachgelassen. War es in 
den siebziger Jahren noch als Fortschritt gefeiert worden. 
daß die IG Chemie zusammen mit dem Verband der che- 
mischen Industrie, den Hochschullehrerorganisationen 
und den Ländern den Studiengang Chemie gründlich re- 
formiert hat (dies führte u.a. dazu, daß heute über 94% al- 
ler Chemikerlnnen promoviert sind), so kann heute - abge- 
sehen von der Lehramtsausbildung - von einem realen 
Einfluß der Gewerkschaften auf die Gestaltung der Studi- 
engänge keine Rede mehr sein. Zwar entfalten Vorschläge 
einzelner gewerkschaftsnaher Bildungswissenschaftlerln- 
nen eine Binnenwirkung, aber eine systematisierte und in- 
stitutionalisierte gewerkschaftsübergreifende Debatte 
über die Zukunft der Studiengänge und damit auch über 
die Ziele von Forschung und Lehre findet nicht mehr statt. 

ie Zukunft der beruflichen Bildung berührt die 
Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft insge- 
samt. Entscheidend ist aber nicht, daß dies be- 

sonders oft festgestellt wird, sondern daß endlich ent- 
sprechend gehandelt wird: Wir brauchen eine Umlen- 
kung von Mitteln in den Bildungs: und Ausbildungssek- 
tor, und wir brauchen ernsthafte Strukturreformen, damit 
Bildung und Ausbildung den veränderten gesellschaftli- 
chen Anforderungen und den Ansprüchen der nach- 
wachsenden Generation gerecht werden. Wir brauchen 
einen quantitativen und qualitativen Schub für die berufli- 
che Bildung. 

Von einer ausreichenden Versorgung mit Ausbil- 
dungsplätzen sind wir zur Zeit weit entfernt: Nach der offi- 
ziellen Zählung des BlBB (Bundesinstitut für Berufsbil- 
dung) wurden 1995 in Deutschland 573.000 Ausbil- 
dungsverträge abgeschlossen, davon 450.000 in den al- 
ten Bundesländern und 123.000 in den neuen Ländern. 
Rund 25.000 Bewerberinnen und Bewerber blieben die- 
sen Zahlen zufolge ohne Lehrstelle1. 

In Westdeutschland wurden bis zum Stichtag 30. Sep- 
tember 1995 insgesamt 513.000 Lehrstellen angeboten, 
das sind 8,7% weniger als im Vorjahr. Die Zahl der Bewer- 
berinnen und Bewerber stieg im Vergleich zu 1994 um 
5,1% auf gut 478.000. In Westdeutschland ist das Ver- 
hältnis von Ausbildungsplätzen und Bewerberinnen und 
Bewerbern damit zwar rechnerisch ausgeglichen. doch 
haben sich auch hier bereits regional krasse Unterversor- 
gungen entwickelt. So übertrifft bereits in 55 Arbeitsamts- 
bezirken die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber die 
der Ausbildungsplätze. In Ostdeutschland wurden 
93.000 betriebliche Ausbildungsplätze angeboten, um 
die 191.500 Bewerberinnen und Bewerber konkurrierten. 
Daß dennoch 123.000 Ausbildungsverträge zustande ge- 
kommen sind, ist vor allem der öffentlichen Hand zu ver- 
danken: Mehr als 20% der Ausbildungsplätze sind inzwi- 
schen außerbetrieblich organisiert und über 60% der Aus- 
bildungsplätze werden öffentlich subventioniert. 

Strukturprobleme des dualen Systems 
Das Berufsbildungssystem droht seine Aufgaben 

nicht mehr erfüllen zu können. Dabei handelt es sich 
nicht nur um eine konjunkturelle Flaute auf dem Ausbil- 
dungsmarkt, sondern das duale System weist strukturelle 
Probleme auf, die auch in Zukunft eine quantitativ und 
qualitativ ausreichende Versorgung mit Ausbildungsplät- 
Zen gefährden: 

Mit sinkender Tendenz beteiligt sich nur noch ein Drit- 
tel aller Betriebe und Verwaltungen an der Berufsausbil- 
dung; 

Der Staat kommt seiner Ausbildungsverpflichtung als 
öffentlicher Arbeitgeber in keiner Weise nach; 

Die Ausbildung wird in wachsendem Maße nur noch 
von den kleinen und mittleren Betrieben getragen. 

Wo liegen die Ursachen der dramatisch abnehmen- 
den Ausbildungsbereitschaft einer immer größeren Zahl 
von Betrieben? 

Zum einen haben sich vor dem Hintergrund der wirt- 
schaftlichen Globalisierungsprozesse und der damit ver- 
bundenen internationalen Konkurrenz die Unternehmens- 
strategien verändert: Kurzfristige Kostenkalküle haben in 
den Großunternehmen an Bedeutung gewonnen. Das hat 
zur Folge, daß die Unternehmen Ausbildung weniger als 
wichtigen Innovations- und Produktivitätsfaktor betrach- 
ten, sondern als den Wettbewerb kurzfristig beeinträchti- 
genden Kostenfaktor. 

Wege aus der 
Ausbildungskrise 

Für einen qualitativen und quantitativen Ausbau 
der beruflichen Bildung 

von Edelgrird B~ilnlnhn* 

Zum zweiten haben die technologischen und arbeits- 
organisatorischen Veränderungen der betrieblichen Ab- 
läufe veränderte Qualifikationsanforderungen hervorge- 
bracht, die durch die traditionelle Ausbildung im dualen 
System nicht mehr hinreichend entwickelt werden. Die 
Rolle der Fachberuflichkeit im Produktionsbereich hat 
sich in mehrerlei Hinsicht verändert: 

Schlüsselqualifikationen (insb. Kooperations- und 
Kommunikationsfähigkeit, Problemlösungs- und Pla- 
nungskompetenzen, Fähigkeit zum Lernen) gewinnen an 
Bedeutung, die in der traditionell fachlich ausgerichteten 
Berufsausbildung nur unzureichend entwickelt worden 
sind; 

Der künftige Einsatz im Betrieb erfordert ein erheblich 
höheres Maß an Flexibilität und Bereitschaft, sich immer 
wieder anderen, neuen, nicht vorher bereits fest definier- 
ten Aufgaben zuzuwenden; 

Es werden in wachsendem Maße beträchtliche theo- 
retische Kompetenzen und eine hohe Abstraktionsfähig- 
keit erforderlich; 

Generell wird eine neue Form von „Erfahrungswissen" 
notwendig. das nur im alltäglichen Umgang mit den Pro- 
duktionsanlagen erlernt werden kann. 

In den Unternehmen wächst die Skepsis, ob die erfor- 
derlichen veränderten Qualifikationen im Rahmen der 
dualen Ausbildung entwik- 
kelt werden können. In Ostdeutschland sind in- 

Kurzum: Das duale Sy- 
stem gerät in eine strukturelle zwischen mehr als 20% der 
Krise, weil die Großunterneh- Ausbildung~plätze außerbe- 
men, die für ein ausreichen- 
des Ausbildungsangebot un- trieblich organisiert und über - - 
verzichtbar sind, sich in ei- 60% der Ausbildungsplätze 
nem Umstrukturierungs- und 
Anpassungsprozeß befinden werden öffentlich subventioniert. 
und weil das System der be- 
ruflichen Bildung bislang zu schwerfällig ist, um auf die 
veränderten Qualifikationsanforderungen hinreichend zu 
reagieren. 

Grundzüge einer Reform der beruflichen Bildung 
Die angesprochenen Veränderungen des Qualifikati- 

onsbedarfs müssen zum Ausgangspunkt für eine grund- 
legende Reform genommen werden, um mittelfristig die 
qualitativen Probleme der beruflichen Bildung zu bewälti- 
gen. Eckpunkte einer Reform der beruflichen Bildung 
sind: 

* Edelgnrd Bulrnnhn, MdB, Vorsitzende des Blindestagsalrsschrisses 
fLir Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und Tecltnik- 

folgennbschiitzung, Vorsitzende des Wissenschaftsfor~rn~s der SPD, 
Mithernlisgeberin der spw. 
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1. Die Modernisierung der betrieblichen Ausbildung und 
die Neuordnung der Berufsbilder 

Die Modernisierung und Neuordnung der Berufsbilder 
im Produktionsbereich muß beschleunigt werden. The- 
matisiert werden muß angesichts der steigenden Qualifi- 
kationsanforderungen aber auch die Qualität der betrieb- 
lichen Ausbildung. Gerade die kleinen und mittleren Un- 
ternehmen verfügen häufig nicht über die technische In- 
frastruktur und das Ausbildungspersonal, um eine breit 
qualifizierende Ausbildung zu realisieren. Ausbildungs- 
verbünde sind ein erfolgversprechendes Instrument, um 
durch Kooperation die Ausbildungsqualität zu verbes- 
sern. 

2. Die Modernisierung der Berufsschulen 
Die Berufsschulen sind in den letzten Jahren vernach- 

lässigt worden. Wir brauchen dringend einen öffentlichen 
lnvestitionsschub in Infrastruktur und Ausbildungsperso- 
nal der Berufsschulen. Schulischer und betrieblicher 
Ausbildungsanteil müssen viel enger miteinander ver- 
bunden werden, wir brauchen intensivere Kooperationen 
bei der Entwicklung der Curricula und der Lehr- und Lern- 
methoden. Wir brauchen nicht weniger, sondern eine 
bessere Ausbildung in der Berufsschule! 

3. Die Gleichwertigkeit und Durchlässigkeit von berufli- 
cher und allgemeiner Bildung 

Obwohl die Gleichwertigkeit von allgemeiner und be- 
ruflicher Bildung immer wieder beschworen wird, hat sich 

bei ihrer Realisierung nicht 
Es muß seitens der Politik viel bewegt. Dringender Re- 

formbedarf besteht sowohl 
gehandelt werden. damit die bezüglich der Attraktivitäts- 

kurzsichtige Strateqie der Groß- verbesserung der berufli- 
chen Bildung wie auch der unternehmen nicht die Zukunfts- 
Praxisnähe der Hochschul- 

fähigkeit unserer Volkswirtschaft ausbildung. Beide Systeme 

und unserer Gesellschaft unter- müssen werden, 
um eine stärkere Durchläs- 

gräbt. sigkeit zu erreichen. Die vor 
allem in NRW entwickelten 

Ansätze zu doppeltqualifizierenden Ausbildungen (Kol- 
legschule). aber auch die Ansätze zu einer Integration 
von betrieblicher Ausbildung und Fachhochschulstudium 
sollten deshalb mehr Beachtung finden. Die Gleichwer- 
tigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung kann aber 
letztlich nur realisiert werden, wenn die Unternehmen den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. die ihre Ausbildung im 
dualen System absolviert haben, künftig bessere Auf- 
stiegschancen im Betrieb eröffnen. 

4. Die Verbindung von Erstausbildung und Weiterbildung 
Die Erstausbildung wird zunehmend nur noch die Ba- 

sis bilden, auf der weitere Qualifikationen aufgebaut wer- 
den müssen - sowohl im betrieblichen Alltag wie auch in 
der Weiterbildung. Erforderlich ist daher neben dem Aus- 
bau des Weiterbildungssektors auch eine wechselseitige 
Offnung von Betrieb und Weiterbildung. Arbeits- und 
Weiterbildungszeiten werden sich künftig im Verlauf einer 
Erwerbsbiographie immer wieder abwechseln und 
gleichzeitig auch miteinander verknüpft werden müssen. 

5. Zielgruppenorientierte Förderung von Jugendlichen 
Angesichts der Tendenz zu immer weiter steigenden 

Qualifikationsanforderungen muß dafür Sorge getragen 
werden, daß jeder und jede Jugendliche die Chance be- 

kommt, eine Ausbildung nicht nur zu beginnen, sondern 
auch erfolgreich abschließen zu können. Minderqualifi- 
zierte Ausbildungsgänge, die unter dem Deckmantel der 
Differenzierung den Jugendlichen keine Chancen bieten, 
sondern sie von weiteren Entwicklungsperspektiven ab- 
schneiden, sind abzulehnen. Differenzierung sollte viel- 
mehr so verstanden werden, daß spezielle Fördermaß- 
nahmen für lernschwächere Jugendliche eingeführt wer- 
den, daß curriculare und methodisch-didaktische Diffe- 
renzierungen vorgenommen werden und daß es ggf. 
auch zu einer zeitlichen Streckung der Ausbildung kom- 
men kann. An der Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit der 
Abschlüsse muß aber festgehalten werden. 

Ausgebaut werden müssen dringend die Fördermaß- 
nahmen für Jugendliche, die eine Ausbildung abgebro- 
chen haben bzw. ohne Berufsausbildung auf dem Ar- 
beitsmarkt eklatant schlechtere Chancen haben als aus- 
gebildete Jugendliche. 

Und schließlich braucht die Berufsausbildung auch 
einen kräftigen Schub zur Überwindung geschlechtsspe- 
zifischer Diskriminierungen. Die geschlechtsspezifische 
Teilung des Arbeitsmarktes hat eine wesentliche Grund- 
lage in der geschlechtsspezifischen Teilung des Ausbil- 
dungsmarktes, deshalb wollen wir -die Ausbildung von 
Mädchen in frauenuntypischen Berufen ganz besonders 
fördern. Dies ist eine Aufgabe der allgemeinbildenden 
Schulen, der Berufsberatungen, der Berufsschulen und 
der Betriebe. Der Staat muß seinen Beitrag dazu leisten. 
möglichst viele Steine aus dem Weg zu räumen, die Mäd- 
chen den Weg in sog. typische „Männerberufea verweh- 
ren. 

Aktionsprogramm zur Ausweitung 
des Ausbildungsplatzangebots 

Die Politik der Appelle, die in den 70er und 80er Jah- 
ren durchaus noch erfolgreich war, hilft heute nicht mehr 
weiter. Das hat das Ausbildungsjahr 1995 leider ein- 
drucksvoll gezeigt. Es muß also seitens der Politik gehan- 
delt werden, damit die kurzsichtige Strategie der Großun- 
ternehmen nicht die Zukunftsfähigkeit unserer Volkswirt- 
schaft und unserer Gesellschaft untergräbt. Wir brau- 
chen ein Aktionsprogramm, mit dem ein ausreichendes 
Ausbildungsplatzangebot gesichert wird. 

Die SPD schlägt dazu unter anderem vor: 
Kurzfristig zusätzlich 500 Ausbildungsberater in Kam- 

merbezirken mit nicht ausreichendem Ausbildungsplatz- 
angebot einzusetzen; 

In allen Arbeitsamtsbezirken mit Angebotsdefiziten 
Ausbildungsplatzkonferenzen durchzuführen; 

Mit einem Programm „Ausbildungsverbund", in des- 
sen Rahmen tiffentliche Zuschusse zu den Kosten der 
Verbundorganisation geleistet werden, weitere Unterneh- 
men für die Verbundausbildung zu gewinnen; 

Mit einem Modernisierungs-Programm die Ausstat- 
tung vorhandener überbetrieblicher Berufsbildungsstät- 
ten mit moderner Informations- und Kommunikations- 
technik zu fördern; 

Aufbau eines Netzes überbetrieblicher Berufsbil- 
dungsstätten zur Förderung zusätzlicher kleinbetriebli- 
cher Ausbildungsverbünde im Rahmen eines Sonderpro- 
gramms „Ostdeutschland". 

Dies alles reicht aber nicht aus, um gerade Großun- 
ternehmen zur Wahrnehmung ihrer Ausbildungsverpflich- 
tung zu bewegen. Es muß eine tragfähige Lösung zur 
Finanzierung der betrieblichen Ausbildung gefunden 
werden. Die bisherige Form der einzelbetrieblichen 

dung oder Bildung?) oder normativen Postulaten. die ak- 
tuell primär in Gestalt einer verantwortungsethischen Zu- 
rüstung der Ökologieproblematik produziert werden, son- 
dern primar aus dem Eintreten für offene demokratische 
Prozeduren und Verfahren. Re-Politisierung der Wissen- 
schaft ist gleichbedeutend mit der stärkeren (Rück-)- 
Bindung wissenschaftlicher Arbeit an öffentliche interes- 
senpolitische Aushandlungs-, Problemfindungs- und 
Überprüfungsprozesse gegen die vermeintliche Sach- 
zwanglogik ökonomischer Effizienzkriterien, die in der ak- 
tuellen Debatte dominieren. Dies soll abschließend am 
Beispiel einer möglichen Richtungsänderung der Studi- 
enreformdiskussion nur grob skizziert werden. 

Studienreform: ~rans~arentmachen 
des lnteressenfeldes gesellschaftlicher Praxis 

Die den Hochschulen aufgeherrschte Standortdebat- 
te versucht, die Schlüsselbegriffe „Effizienzu und „Praxis- 
bezug" so zu besetzen, daß sie interessenpolitisch völlig 
neutralisiert werden. Die angezielte Verkürzung der 
Durchschnittsstudienzeit soll etwa durch Konzentration 
und Verdichtung des zu bewältigenden Stoffes auf et- 
was, das abwechselnd mal das „WesentlicheN, mal das 
„Unabdingbareu genannt wird, bewirkt werden. Auf diese 
Weise verschwindet das Problem, daß es kein objektivier- 
bares und gesellschaftlich allgemeingültiges Kriterium 
für die Effizienz oder Leistungsfähigkeit von Hochschul- 
einrichtungen gibt. Die dennoch sinnvolle Frage nach der 
praktischen Relevanz von Wissenschaft bzw. nach wis- 
senschaftlichen Geltungsansprüchen beschreibt vor al- 
lem ein Feld gesellschaftlicher Interessenwidersprüche. 
Studienkonzepte sind ebenso wie Forschungsprioritäten 
nichts anderes als eine Übertragung spezifizierbarer und 
widersprüchlicher gesellschaftlicher Interessen in die 
Wissenschaftsplanung. 

Positiv Iäßt sich dieses Verhältnis wie folgt bestim- 
men: Aufgabe einer Studienreform wäre es, genau die- 
sen Sachverhalt transparent, begreifbar und im Sinne au- 
tonomer wissenschaftlicher Urteilsfiihigkeit bearbeitbar 
zu machen. Wenn also der administrativ leergedrosche- 
ne Begriff „Qualität der Lehre" einen Sinn haben kann, 
dann exakt diesen. Studium ist folglich weder disziplinbe- 
zogene Wissensvermittlung noch berufsbildbezogene 
Unterweisung. Sein Praxisbezug darf sich nicht auf die 
bestehende Berufspraxis beschränken, sondern muß auf 
übergreifende gesellschaftliche Problemlagen ausge- 
richtet sein.'jEr muß so angelegt sein, daß der wider- 
sprüchliche Zusammenhang zwischen individuellen Bil- 
dungsinteressen. divergierenden gesellschaftlichen In- 
teressen und der konkreten Arbeitswelt im Studium selbst 
diskutierbar und reflektierbar wird. Ein solches Herange- 
hen setzt Veränderungsimpulse und sinnvolle politische 
Konflikte in verschiedene Richtungen frei. Die Erweite- 
rung wissenschaftlicher Problembezüge wirft etwa die 
Frage nach der Kooperation mit verschiedenen gesell- 
schaftlichen Gruppen „quera zu den traditionellen Trans- 
ferbeziehungen zwischen Hochschule und Gesellschaft 
auf. Gleichzeitig ist damit die kritische Sicht auf die hoch- 
schulinterne Wissenschaftsgliederung verbunden, wie 
sie vor allem durch die disziplinär organisierte (und von 
Professoren repräsentierte) Grundlagenforschung ge- 
prägt ist. 

Die kritische Hinterfragung bestehender Arbeitsstruk- 
turen und Berufsbilder ist ein Bestandteil des Studiums 
bzw. der Studienreform. Deren Thema ist auch. wie die 
tradierte gesellschaftliche Arbeitsteilung einer Orientie- 

rung des Arbeitsprozesses wie der gesamten Lebens- 
weise an ökologischen Prioritäten entgegensteht. Die Ar- 
beitsteilung innerhalb der Wissenschaft. d.h. fachliche 
Gliederungen und Personalhierarchien, sind von dieser 
Hinterfragung nicht ausge- 
nommen. Auf diese Weise Studium ist weder disziplin- 
kann etwa Hochschulbildung 
für neue Probleme der gesell- bezogene Wissensvermittlung 
schaftlichen Praxis und die noch berufsbildbezogene Unter- - 
Entwicklung ihnen entspre- 
chender neuer Tätigkeits- weisung, sondern muß auf 
und Quaiifikationsprofile übergreifende gesellschaftliche 
nutzbar gemacht werden. Die 
kritische Distanz zur jeweils 

problernlagen ausgerichtet sein. 
aktuellen Nachfrage des Ar- 
beitsmarktes ist dafür die logische und strukturelle Vor- 
aussetzung. 

Eine alternative Wissenschaft ist ohne eine alternative 
gesellschaftliche Praxis nicht vorstellbar. Daß es bekann- 
termaßen hier wie dort nicht klappt, kann nicht zur kom- 
fortablen Verantwortungs- und Problemdelegation auf die 
jeweils als defizitär empfundene Ebene führen. Das ge- 
sellschaftliche Desinteresse an den Hochschulen steht 
schließlich in Wechselwirkung mit dem äußeren Erschei- 
nungsbild, das diese selbst abgeben. Umgekehrt heißt 
das: soziale Bewegungen, gesellschaftliche Initiativen 
und Interessengruppen werden eigene Probleme, Eman- 
zipationsbestrebungen und Zukunftschancen in dem 
Maße positiv mit wissenschaftspolitischen Alternativen 
verknüpfen, wie kritische Hochschulangehörige in Aus- 
einandersetzung mit der etablierten Wissenschaft neue 
Problemdefinitionen und Fragestellungen erarbeiten und 
dabei von vornherein den Kontakt mit Teilen der gesell- 
schaftlichen Offentlichkeit suchen. 

1 Egon BeckerlPeter Wehling: Risiko Wissenschaft - 6kologi- 
sche Perspektiven in Wissenschaft und Hochschule, Frankfurt 
a.M. 1993, S. 13 f. 

2 Vgl. Ludwig von Friedeburg: Bildung zwischen Anpassung 
und Aufklärung, Frankfurt a.M. 1994, S. 33f. 

3 Studium und Beruf - Diskussionspapier des Vorstandes der IG 
Metall zu aktuellen Hochschulfragen, Frankfurt a.M. im Juli 
1994,s. 23. 

4 Gernot BdhmelMichael von Engelhardt (Hrsg.): Entfremdete 
Wissenschaft, Frankfurt a.M. 1979, S. 9. 

5 Die Thesen sind abgedruckt in: Frankfurter Rundschau, 
25.1.96. Es ist etwa eine schwache Argumentation, wenn in 
den Thesen beklagt wird, daß die Universitäten die Rolle von 
Fachhochschulen erhalten sollen, ohne daß der Autor dabei 
den Dualismus von Universitäten und Fachhochschulen offen- 
bar selbst problematisch findet und in Frage stellt. 

6 Ein produktiver Diskussionsansatz in dieser Richtung, wie ihn 
etwa die GEW-Projektgruppe .,Verbesserung der Qualitat von 
Lehre und Studium" vertritt, ist der einer sog. Modularisierung 
des Studiums: Studienfächer müßten perspektivisch aus ihrer 
Unterordnung unter spezialisierte Wissenschaftsdisziplinen 
herausgelöst werden. Studiengänge würden sich damit künftig 
aus der Zuordnung von (konsekutiv) kombinierten Studienele- 
menten (Module) zu gesellschaftlichen Problemfeldern erge- 
ben. Vgl. im einzelnen: GEW-Hauptvorstand - Dokumente 
Hochschule und Forschung (Dok-HUF) - 951613 
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Hochschulreform die politische (Neu-)Regulierung der 
gesellschaftlichen Arbeit ist. Erst hieraus leitet sich die 
Frage ab, welchen spezifischen Beitrag wissenschaftli- 
che Arbeitszusammenhänge und Praxisbezüge für ge- 
sellschaftliche Reformen in einer sozialstaatlich-ökologi- 

schen Perspektive haben 

Nicht der Mangel an Visionen können, welches Potential 
dafür an den real existieren- 

und Alternativkonzepten ist das den Hochschulen vorhanden 

nach neuen politischen Regulationsformen zwischen 
„Wissenschaft" und „Gesellschaft"; 3. die Wissen- 
schafts- und lnstitutionenkritik im „engerenu Sinne: d.h. 
die Auseinandersetzung mit der unmittelbaren wissen- 
schaftlichen Praxis, verbunden mit der Frage nach sy- 
steminternen Veränderungsmöglichkeiten. 

Insbesondere der erste Punkt ist keineswegs eine Tri- 
vialität. Schließlich ist es ja erklärungsbedürftig. warum 
offensichtliche Legitimitionsverluste des Hochschulsy- 
stems gegenüber (sei es auch rein funktionalistisch auf- 
gefaßten) gesellschaftlichen Modernisierungstrends 
nicht in eine öffentlichkeitswirksame politische Poiarisie- 
rung gegen seine anachronistisch-ständischen Struktu- 
ren münden. In der öffentlichen Begründung von Bil- 
dungspolitik dominiert jene spezifische Mischung aus 
Standortsicherung und konservativer Sozialstaatskritik 
(„Bummelstudenten", „Studium zum Nulltarif" etc.), wie 
wir sie auch in anderen gesellschaftlichen Problemfel- 
dern erleben können. 

Ich stelle die These auf, daß nicht, wie häufig behaup- 
tet, der Mangel an positiven Visionen und durchdachten 
Alternativkonzepten das Problem potentieller reformpoli- 
tischer Akteure ist, sondern daß die Stagnation der Hoch- 
schulpolitik vor allem vom Mangel einer glaubhaften poli- 
tisch verallgemeinerungsfähigen Kritik am bestehenden 
Hochschulsystem und an den offiziellen Leitbildern der 
Wissenschaftsentwicklung geprägt ist. Die Kritik am öko- 
nomischen Reduktionismus einer „Bildung für den Stand- 
ort Deutschland" findet etwa sofort den breitesten Befall. 
Dieser bleibt jedoch meistens bei einem reflexhaften 
~nti-Ökonomismus stehen. Die politisch gemeinte Lo- 
sung „Bildung ist mehr als Ausbildung!" umschließt zu- 
weilen eine - ungewollte - Negativkoalition aus konserva- 
tiven Standesverbänden und manchen linken Studieren- 
denvertretungen. Damit wird ungewollt das herrschende 
Themenarrangement übernommen, indem etwa rein de- 
fensiv irgendwelche Reservatrechte für Universitäten ge- 
genüber ,.bloßeru Berufsausbildung gefordert werden. 

Die an der FU Berlin diskutierten - und ansonsten in 
der polemischen Zustandsbeschreibung glänzenden - 
Thesen von Ekkehart Krippendorf proklamieren etwa: 
„Die zentrale, wiederzugewinnende Aufgabe, die die 
Universität für ihre Studierenden zu leisten hat, besteht 
nicht in berufsqualifizierender Ausbildung, sondern in ge- 
sellschaftlich-politisch-kultureller B i ld~ng. "~  Die Differen- 
zierung von Lernprozessen und ihnen zugeordneten Tä- 
tigkeiten in (persönlichkeitsorientierte) „Bildungn und 
(berufsfunktionalistische) „Ausbildungfi ist jedoch ein ge- 
sellschaftlich produzierter Scheingegensatz, ein Aus- 
druck fremdbestimmter Erwerbstätigkeit, welcher sich in 
der vermeintlichen Verselbständigung ökonomischer 
Sachgesetzlichkeiten gegenüber den Individuen äußert. 
Diese Gegensätzlichkeit von Bildung und Ausbildung 
müßte gerade durch einen kritischen Praxisbegriff infra- 
gegestellt werden. Mit der positiven Besetzung dieses 
Dualismus ist hingegen die Perspektive der Überwindung 
eines hierarchisch gestuften Biidungssystems - und da- 
mit auch die perspektivische Gleichstellung und Integra- 
tion „beruflich-fachlicher" und „wissenschaftlicher" Bil- 
dung - verschlossen. Die gesellschaftlich notwendige 
Diskussion um zukunftsfähige Formen der Arbeitsorgani- 
sation, beruflicher Muster und diesen entsprechende Mo- 
dalitäten der Verwissenschaftlichung bliebe ein Heim- 
spiel der Konservativen und Neoliberalen. 

Ein sinnvoller Blickwinkel auf Hochschulreform ergibt 
sich nicht so sehr aus dualistischen Alternativen (Ausbil- 

Finanzierung der Berufsausbildung hat sich als nicht aus- 
reichend erwiesen, um ein angemessenes Angebot an 
Ausbildungsplätzen zu gewährleisten, vielmehr ist eine 
solidarische Finanzierungslösung erforderlich. Hauptziel 
aller Lösungsvorschläge muß es dabei sein, zusätzliche 
Ausbildungsplätze zu schaffen und insbesondere die 
großen Unternehmen stärker in die Verantwortung für die 
Ausbildung zu nehmen. Es muß verhindert werden, daß 
die Unternehmen einen veränderten Finanzierungsmo- 
dus zum Anlaß nehmen, um sich noch weiter aus der 
Ausbildung zurückzuziehen. 

stungen besonders gefördert und die nicht-ausbildenden 
Großbetriebe zur Finanzierung herangezogen. Das ist 
gerecht und dient der Sache! 

Wir erhoffen uns von dieser solidarischen Finanzie- 
rung der Berufsausbildung sowohl die Erhöhung des An- 
gebots an betrieblichen Ausbildungsplätzen, die Erweite- 
rung von regionalen Ausbildungsverbundprojekten als 
auch Qualitätsverbesserungen und die Realisierung von 
Zielgruppenförderrnaßnahmen. Es soll also einen deutli- 
chen Schub für mehr Ausbildungsplätze bringen und 
gleichzeitig einen Anstoß zur Bewältigung der qualitati- 
ven Probleme geben. 

Problem potentieller reformpoliti- Und 
dortselbst überwunden wer- 

scher Akteure, sondern der den mü„en, damit sich die- 
SPD-Modell für einen gerechten Leistungsausgleich 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat daher ein Modell für 
einen gerechten Leistungsausgleich zur Finanzierung 
der beruflichen Bildung entwickelt: Alle Betriebe und öf- 
fentlichen Verwaltungen werden gesetzlich verpflichtet, 
einen bestimmten Mindestprozentsatz ihrer sozialversi- 
cherungspflichtigen Lohn- und Gehaltssumme für Auszu- 
bildende aufzuwenden. 

Kammerumlagen und Einzahlungen in Branchen- 
fonds zum Zwecke der Berufsausbildung werden unter 
Abzug von Zahlungen, die der Betrieb hieraus erhalten 
hat, den betrieblichen Aufwendungen gleichgesetzt. Da- 
mit soll ein Anreiz zur Ausweitung von Kammerumlagen 
und Branchenfonds geleistet werden. Erfüllt ein Arbeitge- 
ber diese Mindestquote nicht, zahlt er die Differenz an 
eine zentrale, von den Arbeitgebern und Gewerkschaften 
selbst verwaltete Kasse (Berufsbildungsfonds). 

Diese Mittel werden vorrangig zur Förderung von be- 
trieblicher Ausbildung und überbetrieblichen Ausbil- 
dungsverbünden, nur notfalls zur Schaffung von außer- 
betrieblichen Ausbildungsplätzen eingesetzt. über die 
regionale Verteilung des Mittelaufkommens und einen 
Spitzenausgleich zwischen beitragsstarken und bei- 
tragsschwachen Regionen sollen Arbeitgeber und Ge- 
werkschaften gemeinsam entscheiden. Im Rahmen eines 
jährlich aufzustellenden Berufsbildungsfördeiungspro- 
gramms dürfen Zahlungen an Betriebe und anerkannte 
Träger der Berufsausbildung geleistet werden für 

über dem Branchen- bzw. regionalen Durchschnitt 
liegende Berufsausbildungsleistungen; 

die Förderung der Berufsausbildung in neu gegrün- 
deten Betrieben; 

die Förderung der Ausbildung von Mädchen in frau- 
enuntypischen Berufen; 

die Berufsausbildung von lernschwächeren Jugendli- 
chen, Behinderten und ausländischen Jugendlichen; 

die Verbesserung der Qualität der Berufsausbildung; 
die Verbesserung der Qualität der Ausbildungsinfra- 

struktur; 
die Erprobung der Berufsausbildung in neuen Berufs- 

feldern. 
Gegen die bislang vorgeschlagenen Umlagemodelle 

wurde seitens der Arbeitgeber eingewandt, daß insbe- 
sondere kleine und mittlere Unternehmen die Kosten 
nicht würden tragen können. Ich meine, daß dieses Argu- 
ment für unseren Vorschlag nicht stichhaltig ist, denn es 
sind ja gerade die kleinen und mittleren Unternehmen, 
die bisher die „Lastm der Ausbildung alleine tragen. wäh- 
rend die großen Unternehmen sich dieser Verantwortung 
entziehen. Unser Modell einer solidarischen Finanzierung 
führt entweder dazu. daß die Großunternehmen ihre Aus- 
bildungsverpflichtung wieder ernstnehmen - dies ist der 
Weg, den wir erhoffen - oder aber die kleinen und mittle- 
ren Unternehmen werden für zusätzliche Ausbildungslei- 

Mangel einer glaubhaften poli- Ses entfalten kann. Das The- 
ma verfehlt hingegen, wer 

tisch verallgemeinerungsfähigen sich auf eine bloß hochschu- 

1 Vgl. Sozialpolitische Umschau des Presse- und Informations- 
arntes der Bundesregierung. Nr. 1411 996 vom 22.1 .I 996 

Kritik am bestehenden Hoch- iinterne Begründungs- und 
Handlungsperspektive ab- schulsystem und an den offiziel- dränaen läßt, sei es auf ,,Effi- 

len Leitbildern der Wissen- zienzdebatten", die sich auf 

schaftsentwicklung. eine funktionalistische Opti- 
mierung der bestehenden 
Binnenstrukturen beschrän- 

ken, sei es auf geisteswissenschaftliche Nebeldiskussio- 
nen um eine neue „Idee der Universität". 

mit Kritik herrschender Leitbilder 
von Hochschul-(Aus-)Bildung 

Die Frage nach einer alternativen Entwicklungsrich- 
tung der Hochschulen hat drei Dimensionen: 1. eine be- 
griffsscharfe Kritik an den in der Politik hegemonialen 
Leitbildern der Wissenschaftsentwicklung; 2. die Suche 
Foto: Silke Deppmeyer, Bochum 
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Hochschulreform 
gegen hierarchische 
Arbeitsteilung 
Das Hochschulsystem kann nicht ,,funktionaler" gemacht 
werden, weil es der Produktionsweise nicht mehr entspricht 
Torsten Bulrmann* 

ie 90er Jahre bescherten uns einen neuen hoch-. 
schulpolitischen Aktivismus. Dieser Iäßt sich so 
umschreiben, daß alle gesellschaftlichen und 

politischen Kräfte gleich welcher Couleur offenbar davon 
ausgehen, daß sich das traditionelle Entwicklungsmodell 
des deutschen Hochschulsystems erschöpft hat. Den 
Hochschulen wird nicht mehr zugetraut. in ihren bisheri- 
gen Formen die aktuellen sozialen und wissenschaftlich- 
technischen Umbrüche leistungsfähig zu überdauern. 

Diese vordergründige formale Einigkeit, die sich etwa 
in der hektischen Betriebsamkeit äußert, in der Kultusmi- 
nisterien und Bund-Länder-Planungsgremien parteiüber- 

greifend Maßnahmekataloge 

Eine ergebnisoffene inhaltliche und ,,Eckdaten0" der Jff izi- 
enzsteigerung" produzieren, 

Diskussion über Studienreform verhält sich jedoch umge- 

und Forschungsprioritäten findet kehrt proPortionaal zur kon- 
zeptionellen Klarheit darüber, 

nicht statt, was umso problema- auf welches Ziel, auf welches 

tischer ist, als mit Bildung und Leitbild oder auf welchen ge- 
sellschaftlichen Zustand hin 

Wissenschaft künftige gesell- die Hochschulen eigentlich - 
schaftliche Entwicklungen vor- reformiert werden sollen. Eine - 
weggenommen werden. ergebnisoffene inhaltliche 

Diskussion über Studienre- 
form und Forschungsprioritä- 

ten findet nicht statt, was insofern umso problematischer 
ist, als mit Bildung und Wissenschaft künftige gesell- 
schaftliche Entwicklungen vorweggenommen werden. 

Das Thema Hochschulreform ist statt dessen weitge- 
hend entpolitisiert: eine formale Verbilligungs- und Be- 
schleunigungsstrategie zur Erhöhung des wissenschaftli- 
chen „Outputsm in immer kürzerer Zeit und mit immer ge- 
ringeren Mitteln - vulgo: Sparpolitik - trifft bestenfalls auf 
eine weitgehend begriffslose Status-Quo-Verteidigung, 
schlimmerenfalls auf konservative Besitzstandsicherung. 
Dagegen versuche ich im folgenden, den widersprüchli- 
chen Zustand der Hochschulen als politisches Hand- 
lungsfeld präziser zu bestimmen und einige Denk- und 
Handlungsansätze für eine Repolitisierung der Hoch- 
schulpolitik zumindest grob zu umreißen. 

,,Doppelnatur" der Hochschulen zwischen Wissen- 
schafts- und Bildungssystem 

Die „Doppelnaturm der Hochschulen ergibt sich dar- 
aus. Teil des Wissenschafts- und Teil des Bildungssy- 
stems zugleich zu sein. Folglich wirkt sich in ihren Struk- 

* Torsten Bultmann, Bonn, ist Bundesgesch~ftsführer des Bundes Demokratischer 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschrrfrler (BdWi) 
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turen die „Krise der Wissenschaft" (s.u.) ebenso aus wie 
der Umbruch der traditionellen gesellschaftlichen Ar- 
beitsorganisation, auf welche das hierarchisch geglieder- 
te Bildungssystem programmiert ist. Die globale ökologi- 
sche Gefährdung ist etwa auch ein Ausdruck des durch 
die kapitalistischen Industriestaaten geprägten Wissen- 
schafts- und Techniktypus. Anders gesagt: wenn es 
stimmt (wovon ich ausgehe), daß die Krise der gesell- 
schaftlichen Naturverhältnisse auch eine Krise der For- 
men ist, in denen wissenschaftliches Wissen erzeugt wird 
und sich mit der Gesellschaft austauscht,' dann greift die 
Perspektive einer bloßen steuerungspolitischen Umpro- 
grammierung bestehender Institutionen zu kurz. Vor die- 
sem Hintergrund kann Entwicklung, Fortschritt und Zu- 
kunftsfähigkeit nicht mehr gedacht werden als bloße 
quantitative Anhäufung isolierter wissenschaftlicher Er- 
gebnisse und Verfahren, auch nicht als bloße Vermeh- 
rung arbeitsmarkttauglicher Diplome. So wird aber nach 
wie vor „Leistungu, „Effizienzu und Reputation innerhalb 
der Hochschulen definiert. Eine aktuelle Bildungs- und 
Wissenschaftspolitik in freiwilliger Subordination zum 
„Standort Deutschlandu-Paradigma, welches gleichbe- 
deutend ist mit der Dominanz quantitativer, d.h. „ökono- 
misierbarer" Leistungsindikatoren, verschärft diese struk- 
turellen Fehlentwicklungen eher noch. Sie ist Teil des Pro- 
blems. 

Im Konzept der „wissenschaftlichen Bildung" verbin- 
den Hochschulen herkömmlicherweise Wissenschaftsori- 
entierung und Ausbildungsaspekt als Berufstauglichkeit 
des Studiums. Was dies aktuell genau beinhalten könnte, 
ist unter Bedingungen krisenhafter Auflösung traditionel- 
ler „fordistischerM Arbeitsverhältnisse heiß umstritten: an- 
gesichts des immer schnelleren Verfalls formaler Spezia- 
lisierungen, rapider Auflösung traditioneller Berufsrollen 
und ständiger Neukombination des Arbeitsprozesses in 
immer kürzeren Abständen („Lean Production"). Der Wi- 
derspruch besteht darin, daß etwa der Druck der Indu- 
strie (und folglich von Teilen der Politik) auf die Hoch- 
schulen, sich stärker auf den Arbeitsmarkt unter Bedin- 
gungen des globalen Wettbewerbs auszurichten, umso 
stärker wird, je geringer dieser zukünftige Arbeitsmarkt 
qualitativ und quantitativ bestimmbar ist. Daß dies auch 
eine Folge der Abdankung der Politik von der Gestaltung 
gesellschaftlicher Verhältnisse ist, was folgerichtig im 
Schwund gesellschaftspolitischer Zielsetzungen für Bil- 
dungspolitik zugunsten bloßer „Standortsicherung" sei- 
nen Ausdruck findet, macht die Sache nur schlimmer. 

Wissenschaft als Produktivkraftschranke - Arbeits- 
hierarchie und Naturzerstörung 

Die Aufgabe des Bildungssystems ist nicht darauf be- 
schränkt, eine - immer ungewissere - gesellschaftliche 
Nachfrage nach Qualifikationen zu befriedigen: es dient 
gleichzeitig dazu, die Hierarchien, innerhalb derer der 
gesellschaftliche Arbeitsprozeß organisiert ist, zu repro- 
duzieren und die ideologische Akzeptanz dieser Verhält- 
nisse sicherzustellen. In der Inkongruenz dieser ver- 
schiedenen Teilziele liegt der Keim von Krisen in der Ab- 
stimmung von Bildungs- und Berufssystem. Eine zwar 
vereinfachte, aber dennoch verdeutlichende Formel für 
den Taylorismus besteht im Bild der Maschine, welche 
drei Typen von Menschen bräuchte: einen, der sie erfin- 
det, einige, die sie installieren und reparieren, viele, die 
sie bedienen.* Damit ließ sich U. a. das dreigliedrige 
Schulsystem und die hierarchische Entkoppelung „prak- 
tischer" und akademischer Bildung begründen. Dem Bild 
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entspricht eine Arbeitsorganisation, die auf der strikten 
vertikalen Trennung von geringer bewerteten ausführen- 
den und planend-leitenden Tätigkeiten einer kleinen Min- 
derheit beruht, denen jeweils die Zuteilung unterschiedli- 
cher Bildungschancen vorausging. 

Die Realitätstauglichkeit dieser „Bildungspyramide" 
nimmt angesichts der .,Verwissenschaftlichung" unmittel- 
barer Arbeitsabläufe im Zeichen „schlankeru Produkti- 
onskonzepte immer mehr ab. Insbesondere die Koppe- 
lung der Studienberechtigung an ein überliefertes Kon- 
zept gymnasialer Allgemeinbildung, was ungeachtet von 
Ausnahmen immer noch den Regelfall des Universitäts- 
Zugangs darstellt, ist angesichts der gesellschaftlichen 
Entwicklung kaum noch begründbar; oder wie es in ei- 
nem Diskussionspapier der IG Metall anschaulich heißt: 
..Während bei ausgebildeten Prozeßleitelektronikern so- 
fort und massiv bezweifelt wird, daß sie zum Studium der 
Elektrotechnik befähigt seien, wird bei Absolventen eines 
humanistischen Gymnasiums unhinterfragt jederzeit un- 
terstellt, daß sie Elektrotechnik erfolgreich studieren kön- 
nen . . ."3 

Der Faden ließe sich noch weiter spinnen: die traditio- 
nelle industrielle Arbeitsteilung verstetigt in Wechselwir- 
kung mit einem ebenso traditionellen Bildungssystem 
eine bloß äußerlich-mechanische Verknüpfung von „Wis- 
senschaft" und „Anwendungn bzw. von „Theorieu und 
„Praxisu als Herrschaftsverhältnis, was sich bis in die in- 
terne Stufung des Hochschulsystems in minder bewerte- 
te Fachhochschulen (mehr „praxis- und berufsorientiert") 
und Universitäten (mehr „wissenschafts- bzw. theorieori- 
entiert") fortsetzt. Diese hierarchische Spezialisierung er- 

.zeugt nicht nur die ständige Delegation von Verantwor- 
tung - die etwa darin ihren Ausdruck findet, daß sich Uni- 
versitäten für die praktische Wirkung von Wissenschaft in 
der Gesellschaft unzuständig erklären und auf die uferlo- 
se Ausdifferenzierung ihrer angestammten Forschungs- 
disziplinen konzentrieren können -, sie erweist sich auch 
zunehmend als Erkenntnisschranke für komplexe Prozeß- 
abläufe und Wechselwirkungen ökologischer Problem- 
stellungen. Anders gesagt: „Die Realisierung des mögli- 
chen Gebrauchswertes von Wissenschaft in der gesell- 
schaftlichen Praxis wird ... nicht nur durch die Organisati- 
onsformen dieser Praxis behindert, sondern auch durch 
den Charakter der Erzeugung wissenschaftlichen Wis- 
sensU4 - ein gegenseitiger Verstärkereffekt. Daran wird 
der systematische Zusammenhang einer offensiven 
Chancengleichheitspolitik, die von einer Kritik an selekti- 
ven Bildungsstrukturen und an sozialen Ausgrenzungen 
in der Arbeitsorganisation getragen ist, mit dem Eintreten 
für den ökologischen Umbau der lndustriegesellschaft 
deutlich. Beides bedingt sich gegenseitig. 

Krise der Hochschulen - Krise des Taylorismus 
Ziehen wir ein Zwischenresümee zur Problembestim- 

mung: Die „Krise der Hochschulen" ist im Kern eine Krise 
des Taylorismus, d.h. seiner Berufsmuster und starren 
sozialen Hierarchien, die sich auch in der Form eines 
ständisch differenzierten Bildungssystems widerspie- 
geln. Die herrschende Politik verschärft diese Krise eher 
noch, indem auf wachsenden gesellschaftlichen Pro- 
blemdruck mit Versuchen einer stärkeren vertikalen Diffe- 
renzierung des Bildungssystems durch ökonomische 
Verwettbewerblichung und schärfere formale Leistungs- 
Selektion reagiert wird: von der Festschreibung des drei- 
gliedrigen Schulsystems bis zur Etablierung eines mehr- 
stufigen Hochschulsystems in der Spannweite zwischen 

standardisierter massenhafter akademischer Berufsaus- 
bildung und forschungsorientierter Elitebildung. Im Er- 
gebnis würden unterschiedliche soziale Chancen, soweit 
diese über Bildungsbeteiligung vermittelt sind, als Aus- 
druck unterschiedlicher „BegabungenM erscheinen. was 
eine Individualisierung gesellschaftlicher Risiken bekräf- 
tigte. Dies ist gleichbedeutend mit dem versuchten Ab- 
bau sozialstaatlicher Gleichheitsgarantien (Hochschul- 
aufnahmeprüfungen, BAföG-Darlehensverzinsung, Studi- 
engebühren, gestufte statt gleichwertige Studienab- 
schlüsse etc.), die innerhalb der Steuerung des Hoch- 
schulsystems bisher noch wirkten. 

Im gewissen Sinne Iäßt sich der institutionelle und juri- 
stische Zustand der Hochschulen, wie er etwa als politi- 
scher Kompromiß im HRG (Hochschulrahmengesetz) sei- 
nen Ausdruck findet, als Ausbalancierung zwischen In- 
teressen technokratischer Rationalisierung und Planung, 
ständisch-feudalistischen Relikten der Personalstruktur 
und sozialen Chancengleich- 
heits- und Öffnungsgarantien Die hierarchische Spezialisie- 
interpretieren - eben ein typi- 
sches 70er-Jahre-produkt! rung erweist sich zunehmend 
Der gegenwärtige Verände- als Erkenntnisschranke für kom- 
rungsdruck erklärt sich nicht 
etwa aus der Überlebtheit plexe Prozeßabläufe und Wech- 
des „Humboldtschen MO- selwirkungen ökologischer Pro- 
dells", dem Abhandenkom- 
men eines „Universitätsbe- 

blemstellungen. Die ,,Krise der 
griffsu o.ä., sondern aus dem Hochschulen" ist eine Krise des 
Sachverhalt, daß sich in herr- Taylorismus, seiner Berufsmu- 
schender politischer Inter- 
pretation, die Tragfähigkeit ster und starren sozialen Hierar- 
dieses sozialstaatlichen chien, eines ständisch differen- 
Kompromisses unter Bedin- 
gungen eines verschärften zierten Bildungssystems- 
Wettbewerbs erschöpft hat. 
Das Muster ist bekannt: Die 
politische Regulierung des Hochschulsektors als Aus- 
druck des Zusammenbindes disparater Interessen er- 
scheint als das eigentliche Hindernis ökonomischer Effi- 
zienssteigerung (durch Deregulierung). 

Aus der Bestimmung der „Krise der Hochschulen" er- 
gibt sich, daß das eigentliche Thema einer überfälligen 

Foto: Silke Deppmeyer, Bochum 
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ie 90er Jahre bescherten uns einen neuen hoch-. 
schulpolitischen Aktivismus. Dieser Iäßt sich so 
umschreiben, daß alle gesellschaftlichen und 

politischen Kräfte gleich welcher Couleur offenbar davon 
ausgehen, daß sich das traditionelle Entwicklungsmodell 
des deutschen Hochschulsystems erschöpft hat. Den 
Hochschulen wird nicht mehr zugetraut. in ihren bisheri- 
gen Formen die aktuellen sozialen und wissenschaftlich- 
technischen Umbrüche leistungsfähig zu überdauern. 

Diese vordergründige formale Einigkeit, die sich etwa 
in der hektischen Betriebsamkeit äußert, in der Kultusmi- 
nisterien und Bund-Länder-Planungsgremien parteiüber- 

greifend Maßnahmekataloge 

Eine ergebnisoffene inhaltliche und ,,Eckdaten0" der Jff izi- 
enzsteigerung" produzieren, 

Diskussion über Studienreform verhält sich jedoch umge- 

und Forschungsprioritäten findet kehrt proPortionaal zur kon- 
zeptionellen Klarheit darüber, 

nicht statt, was umso problema- auf welches Ziel, auf welches 

tischer ist, als mit Bildung und Leitbild oder auf welchen ge- 
sellschaftlichen Zustand hin 

Wissenschaft künftige gesell- die Hochschulen eigentlich - 
schaftliche Entwicklungen vor- reformiert werden sollen. Eine - 
weggenommen werden. ergebnisoffene inhaltliche 

Diskussion über Studienre- 
form und Forschungsprioritä- 

ten findet nicht statt, was insofern umso problematischer 
ist, als mit Bildung und Wissenschaft künftige gesell- 
schaftliche Entwicklungen vorweggenommen werden. 

Das Thema Hochschulreform ist statt dessen weitge- 
hend entpolitisiert: eine formale Verbilligungs- und Be- 
schleunigungsstrategie zur Erhöhung des wissenschaftli- 
chen „Outputsm in immer kürzerer Zeit und mit immer ge- 
ringeren Mitteln - vulgo: Sparpolitik - trifft bestenfalls auf 
eine weitgehend begriffslose Status-Quo-Verteidigung, 
schlimmerenfalls auf konservative Besitzstandsicherung. 
Dagegen versuche ich im folgenden, den widersprüchli- 
chen Zustand der Hochschulen als politisches Hand- 
lungsfeld präziser zu bestimmen und einige Denk- und 
Handlungsansätze für eine Repolitisierung der Hoch- 
schulpolitik zumindest grob zu umreißen. 

,,Doppelnatur" der Hochschulen zwischen Wissen- 
schafts- und Bildungssystem 

Die „Doppelnaturm der Hochschulen ergibt sich dar- 
aus. Teil des Wissenschafts- und Teil des Bildungssy- 
stems zugleich zu sein. Folglich wirkt sich in ihren Struk- 

* Torsten Bultmann, Bonn, ist Bundesgesch~ftsführer des Bundes Demokratischer 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschrrfrler (BdWi) 
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turen die „Krise der Wissenschaft" (s.u.) ebenso aus wie 
der Umbruch der traditionellen gesellschaftlichen Ar- 
beitsorganisation, auf welche das hierarchisch geglieder- 
te Bildungssystem programmiert ist. Die globale ökologi- 
sche Gefährdung ist etwa auch ein Ausdruck des durch 
die kapitalistischen Industriestaaten geprägten Wissen- 
schafts- und Techniktypus. Anders gesagt: wenn es 
stimmt (wovon ich ausgehe), daß die Krise der gesell- 
schaftlichen Naturverhältnisse auch eine Krise der For- 
men ist, in denen wissenschaftliches Wissen erzeugt wird 
und sich mit der Gesellschaft austauscht,' dann greift die 
Perspektive einer bloßen steuerungspolitischen Umpro- 
grammierung bestehender Institutionen zu kurz. Vor die- 
sem Hintergrund kann Entwicklung, Fortschritt und Zu- 
kunftsfähigkeit nicht mehr gedacht werden als bloße 
quantitative Anhäufung isolierter wissenschaftlicher Er- 
gebnisse und Verfahren, auch nicht als bloße Vermeh- 
rung arbeitsmarkttauglicher Diplome. So wird aber nach 
wie vor „Leistungu, „Effizienzu und Reputation innerhalb 
der Hochschulen definiert. Eine aktuelle Bildungs- und 
Wissenschaftspolitik in freiwilliger Subordination zum 
„Standort Deutschlandu-Paradigma, welches gleichbe- 
deutend ist mit der Dominanz quantitativer, d.h. „ökono- 
misierbarer" Leistungsindikatoren, verschärft diese struk- 
turellen Fehlentwicklungen eher noch. Sie ist Teil des Pro- 
blems. 

Im Konzept der „wissenschaftlichen Bildung" verbin- 
den Hochschulen herkömmlicherweise Wissenschaftsori- 
entierung und Ausbildungsaspekt als Berufstauglichkeit 
des Studiums. Was dies aktuell genau beinhalten könnte, 
ist unter Bedingungen krisenhafter Auflösung traditionel- 
ler „fordistischerM Arbeitsverhältnisse heiß umstritten: an- 
gesichts des immer schnelleren Verfalls formaler Spezia- 
lisierungen, rapider Auflösung traditioneller Berufsrollen 
und ständiger Neukombination des Arbeitsprozesses in 
immer kürzeren Abständen („Lean Production"). Der Wi- 
derspruch besteht darin, daß etwa der Druck der Indu- 
strie (und folglich von Teilen der Politik) auf die Hoch- 
schulen, sich stärker auf den Arbeitsmarkt unter Bedin- 
gungen des globalen Wettbewerbs auszurichten, umso 
stärker wird, je geringer dieser zukünftige Arbeitsmarkt 
qualitativ und quantitativ bestimmbar ist. Daß dies auch 
eine Folge der Abdankung der Politik von der Gestaltung 
gesellschaftlicher Verhältnisse ist, was folgerichtig im 
Schwund gesellschaftspolitischer Zielsetzungen für Bil- 
dungspolitik zugunsten bloßer „Standortsicherung" sei- 
nen Ausdruck findet, macht die Sache nur schlimmer. 

Wissenschaft als Produktivkraftschranke - Arbeits- 
hierarchie und Naturzerstörung 

Die Aufgabe des Bildungssystems ist nicht darauf be- 
schränkt, eine - immer ungewissere - gesellschaftliche 
Nachfrage nach Qualifikationen zu befriedigen: es dient 
gleichzeitig dazu, die Hierarchien, innerhalb derer der 
gesellschaftliche Arbeitsprozeß organisiert ist, zu repro- 
duzieren und die ideologische Akzeptanz dieser Verhält- 
nisse sicherzustellen. In der Inkongruenz dieser ver- 
schiedenen Teilziele liegt der Keim von Krisen in der Ab- 
stimmung von Bildungs- und Berufssystem. Eine zwar 
vereinfachte, aber dennoch verdeutlichende Formel für 
den Taylorismus besteht im Bild der Maschine, welche 
drei Typen von Menschen bräuchte: einen, der sie erfin- 
det, einige, die sie installieren und reparieren, viele, die 
sie bedienen.* Damit ließ sich U. a. das dreigliedrige 
Schulsystem und die hierarchische Entkoppelung „prak- 
tischer" und akademischer Bildung begründen. Dem Bild 
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entspricht eine Arbeitsorganisation, die auf der strikten 
vertikalen Trennung von geringer bewerteten ausführen- 
den und planend-leitenden Tätigkeiten einer kleinen Min- 
derheit beruht, denen jeweils die Zuteilung unterschiedli- 
cher Bildungschancen vorausging. 

Die Realitätstauglichkeit dieser „Bildungspyramide" 
nimmt angesichts der .,Verwissenschaftlichung" unmittel- 
barer Arbeitsabläufe im Zeichen „schlankeru Produkti- 
onskonzepte immer mehr ab. Insbesondere die Koppe- 
lung der Studienberechtigung an ein überliefertes Kon- 
zept gymnasialer Allgemeinbildung, was ungeachtet von 
Ausnahmen immer noch den Regelfall des Universitäts- 
Zugangs darstellt, ist angesichts der gesellschaftlichen 
Entwicklung kaum noch begründbar; oder wie es in ei- 
nem Diskussionspapier der IG Metall anschaulich heißt: 
..Während bei ausgebildeten Prozeßleitelektronikern so- 
fort und massiv bezweifelt wird, daß sie zum Studium der 
Elektrotechnik befähigt seien, wird bei Absolventen eines 
humanistischen Gymnasiums unhinterfragt jederzeit un- 
terstellt, daß sie Elektrotechnik erfolgreich studieren kön- 
nen . . ."3 

Der Faden ließe sich noch weiter spinnen: die traditio- 
nelle industrielle Arbeitsteilung verstetigt in Wechselwir- 
kung mit einem ebenso traditionellen Bildungssystem 
eine bloß äußerlich-mechanische Verknüpfung von „Wis- 
senschaft" und „Anwendungn bzw. von „Theorieu und 
„Praxisu als Herrschaftsverhältnis, was sich bis in die in- 
terne Stufung des Hochschulsystems in minder bewerte- 
te Fachhochschulen (mehr „praxis- und berufsorientiert") 
und Universitäten (mehr „wissenschafts- bzw. theorieori- 
entiert") fortsetzt. Diese hierarchische Spezialisierung er- 

.zeugt nicht nur die ständige Delegation von Verantwor- 
tung - die etwa darin ihren Ausdruck findet, daß sich Uni- 
versitäten für die praktische Wirkung von Wissenschaft in 
der Gesellschaft unzuständig erklären und auf die uferlo- 
se Ausdifferenzierung ihrer angestammten Forschungs- 
disziplinen konzentrieren können -, sie erweist sich auch 
zunehmend als Erkenntnisschranke für komplexe Prozeß- 
abläufe und Wechselwirkungen ökologischer Problem- 
stellungen. Anders gesagt: „Die Realisierung des mögli- 
chen Gebrauchswertes von Wissenschaft in der gesell- 
schaftlichen Praxis wird ... nicht nur durch die Organisati- 
onsformen dieser Praxis behindert, sondern auch durch 
den Charakter der Erzeugung wissenschaftlichen Wis- 
sensU4 - ein gegenseitiger Verstärkereffekt. Daran wird 
der systematische Zusammenhang einer offensiven 
Chancengleichheitspolitik, die von einer Kritik an selekti- 
ven Bildungsstrukturen und an sozialen Ausgrenzungen 
in der Arbeitsorganisation getragen ist, mit dem Eintreten 
für den ökologischen Umbau der lndustriegesellschaft 
deutlich. Beides bedingt sich gegenseitig. 

Krise der Hochschulen - Krise des Taylorismus 
Ziehen wir ein Zwischenresümee zur Problembestim- 

mung: Die „Krise der Hochschulen" ist im Kern eine Krise 
des Taylorismus, d.h. seiner Berufsmuster und starren 
sozialen Hierarchien, die sich auch in der Form eines 
ständisch differenzierten Bildungssystems widerspie- 
geln. Die herrschende Politik verschärft diese Krise eher 
noch, indem auf wachsenden gesellschaftlichen Pro- 
blemdruck mit Versuchen einer stärkeren vertikalen Diffe- 
renzierung des Bildungssystems durch ökonomische 
Verwettbewerblichung und schärfere formale Leistungs- 
Selektion reagiert wird: von der Festschreibung des drei- 
gliedrigen Schulsystems bis zur Etablierung eines mehr- 
stufigen Hochschulsystems in der Spannweite zwischen 

standardisierter massenhafter akademischer Berufsaus- 
bildung und forschungsorientierter Elitebildung. Im Er- 
gebnis würden unterschiedliche soziale Chancen, soweit 
diese über Bildungsbeteiligung vermittelt sind, als Aus- 
druck unterschiedlicher „BegabungenM erscheinen. was 
eine Individualisierung gesellschaftlicher Risiken bekräf- 
tigte. Dies ist gleichbedeutend mit dem versuchten Ab- 
bau sozialstaatlicher Gleichheitsgarantien (Hochschul- 
aufnahmeprüfungen, BAföG-Darlehensverzinsung, Studi- 
engebühren, gestufte statt gleichwertige Studienab- 
schlüsse etc.), die innerhalb der Steuerung des Hoch- 
schulsystems bisher noch wirkten. 

Im gewissen Sinne Iäßt sich der institutionelle und juri- 
stische Zustand der Hochschulen, wie er etwa als politi- 
scher Kompromiß im HRG (Hochschulrahmengesetz) sei- 
nen Ausdruck findet, als Ausbalancierung zwischen In- 
teressen technokratischer Rationalisierung und Planung, 
ständisch-feudalistischen Relikten der Personalstruktur 
und sozialen Chancengleich- 
heits- und Öffnungsgarantien Die hierarchische Spezialisie- 
interpretieren - eben ein typi- 
sches 70er-Jahre-produkt! rung erweist sich zunehmend 
Der gegenwärtige Verände- als Erkenntnisschranke für kom- 
rungsdruck erklärt sich nicht 
etwa aus der Überlebtheit plexe Prozeßabläufe und Wech- 
des „Humboldtschen MO- selwirkungen ökologischer Pro- 
dells", dem Abhandenkom- 
men eines „Universitätsbe- 

blemstellungen. Die ,,Krise der 
griffsu o.ä., sondern aus dem Hochschulen" ist eine Krise des 
Sachverhalt, daß sich in herr- Taylorismus, seiner Berufsmu- 
schender politischer Inter- 
pretation, die Tragfähigkeit ster und starren sozialen Hierar- 
dieses sozialstaatlichen chien, eines ständisch differen- 
Kompromisses unter Bedin- 
gungen eines verschärften zierten Bildungssystems- 
Wettbewerbs erschöpft hat. 
Das Muster ist bekannt: Die 
politische Regulierung des Hochschulsektors als Aus- 
druck des Zusammenbindes disparater Interessen er- 
scheint als das eigentliche Hindernis ökonomischer Effi- 
zienssteigerung (durch Deregulierung). 

Aus der Bestimmung der „Krise der Hochschulen" er- 
gibt sich, daß das eigentliche Thema einer überfälligen 

Foto: Silke Deppmeyer, Bochum 

30 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 89, 1996 3 1 



AUSBILDUNG AUSBILDUNG 

Hochschulreform die politische (Neu-)Regulierung der 
gesellschaftlichen Arbeit ist. Erst hieraus leitet sich die 
Frage ab, welchen spezifischen Beitrag wissenschaftli- 
che Arbeitszusammenhänge und Praxisbezüge für ge- 
sellschaftliche Reformen in einer sozialstaatlich-ökologi- 

schen Perspektive haben 

Nicht der Mangel an Visionen können, welches Potential 
dafür an den real existieren- 

und Alternativkonzepten ist das den Hochschulen vorhanden 

nach neuen politischen Regulationsformen zwischen 
„Wissenschaft" und „Gesellschaft"; 3. die Wissen- 
schafts- und lnstitutionenkritik im „engerenu Sinne: d.h. 
die Auseinandersetzung mit der unmittelbaren wissen- 
schaftlichen Praxis, verbunden mit der Frage nach sy- 
steminternen Veränderungsmöglichkeiten. 

Insbesondere der erste Punkt ist keineswegs eine Tri- 
vialität. Schließlich ist es ja erklärungsbedürftig. warum 
offensichtliche Legitimitionsverluste des Hochschulsy- 
stems gegenüber (sei es auch rein funktionalistisch auf- 
gefaßten) gesellschaftlichen Modernisierungstrends 
nicht in eine öffentlichkeitswirksame politische Poiarisie- 
rung gegen seine anachronistisch-ständischen Struktu- 
ren münden. In der öffentlichen Begründung von Bil- 
dungspolitik dominiert jene spezifische Mischung aus 
Standortsicherung und konservativer Sozialstaatskritik 
(„Bummelstudenten", „Studium zum Nulltarif" etc.), wie 
wir sie auch in anderen gesellschaftlichen Problemfel- 
dern erleben können. 

Ich stelle die These auf, daß nicht, wie häufig behaup- 
tet, der Mangel an positiven Visionen und durchdachten 
Alternativkonzepten das Problem potentieller reformpoli- 
tischer Akteure ist, sondern daß die Stagnation der Hoch- 
schulpolitik vor allem vom Mangel einer glaubhaften poli- 
tisch verallgemeinerungsfähigen Kritik am bestehenden 
Hochschulsystem und an den offiziellen Leitbildern der 
Wissenschaftsentwicklung geprägt ist. Die Kritik am öko- 
nomischen Reduktionismus einer „Bildung für den Stand- 
ort Deutschland" findet etwa sofort den breitesten Befall. 
Dieser bleibt jedoch meistens bei einem reflexhaften 
~nti-Ökonomismus stehen. Die politisch gemeinte Lo- 
sung „Bildung ist mehr als Ausbildung!" umschließt zu- 
weilen eine - ungewollte - Negativkoalition aus konserva- 
tiven Standesverbänden und manchen linken Studieren- 
denvertretungen. Damit wird ungewollt das herrschende 
Themenarrangement übernommen, indem etwa rein de- 
fensiv irgendwelche Reservatrechte für Universitäten ge- 
genüber ,.bloßeru Berufsausbildung gefordert werden. 

Die an der FU Berlin diskutierten - und ansonsten in 
der polemischen Zustandsbeschreibung glänzenden - 
Thesen von Ekkehart Krippendorf proklamieren etwa: 
„Die zentrale, wiederzugewinnende Aufgabe, die die 
Universität für ihre Studierenden zu leisten hat, besteht 
nicht in berufsqualifizierender Ausbildung, sondern in ge- 
sellschaftlich-politisch-kultureller B i ld~ng. "~  Die Differen- 
zierung von Lernprozessen und ihnen zugeordneten Tä- 
tigkeiten in (persönlichkeitsorientierte) „Bildungn und 
(berufsfunktionalistische) „Ausbildungfi ist jedoch ein ge- 
sellschaftlich produzierter Scheingegensatz, ein Aus- 
druck fremdbestimmter Erwerbstätigkeit, welcher sich in 
der vermeintlichen Verselbständigung ökonomischer 
Sachgesetzlichkeiten gegenüber den Individuen äußert. 
Diese Gegensätzlichkeit von Bildung und Ausbildung 
müßte gerade durch einen kritischen Praxisbegriff infra- 
gegestellt werden. Mit der positiven Besetzung dieses 
Dualismus ist hingegen die Perspektive der Überwindung 
eines hierarchisch gestuften Biidungssystems - und da- 
mit auch die perspektivische Gleichstellung und Integra- 
tion „beruflich-fachlicher" und „wissenschaftlicher" Bil- 
dung - verschlossen. Die gesellschaftlich notwendige 
Diskussion um zukunftsfähige Formen der Arbeitsorgani- 
sation, beruflicher Muster und diesen entsprechende Mo- 
dalitäten der Verwissenschaftlichung bliebe ein Heim- 
spiel der Konservativen und Neoliberalen. 

Ein sinnvoller Blickwinkel auf Hochschulreform ergibt 
sich nicht so sehr aus dualistischen Alternativen (Ausbil- 

Finanzierung der Berufsausbildung hat sich als nicht aus- 
reichend erwiesen, um ein angemessenes Angebot an 
Ausbildungsplätzen zu gewährleisten, vielmehr ist eine 
solidarische Finanzierungslösung erforderlich. Hauptziel 
aller Lösungsvorschläge muß es dabei sein, zusätzliche 
Ausbildungsplätze zu schaffen und insbesondere die 
großen Unternehmen stärker in die Verantwortung für die 
Ausbildung zu nehmen. Es muß verhindert werden, daß 
die Unternehmen einen veränderten Finanzierungsmo- 
dus zum Anlaß nehmen, um sich noch weiter aus der 
Ausbildung zurückzuziehen. 

stungen besonders gefördert und die nicht-ausbildenden 
Großbetriebe zur Finanzierung herangezogen. Das ist 
gerecht und dient der Sache! 

Wir erhoffen uns von dieser solidarischen Finanzie- 
rung der Berufsausbildung sowohl die Erhöhung des An- 
gebots an betrieblichen Ausbildungsplätzen, die Erweite- 
rung von regionalen Ausbildungsverbundprojekten als 
auch Qualitätsverbesserungen und die Realisierung von 
Zielgruppenförderrnaßnahmen. Es soll also einen deutli- 
chen Schub für mehr Ausbildungsplätze bringen und 
gleichzeitig einen Anstoß zur Bewältigung der qualitati- 
ven Probleme geben. 

Problem potentieller reformpoliti- Und 
dortselbst überwunden wer- 

scher Akteure, sondern der den mü„en, damit sich die- 
SPD-Modell für einen gerechten Leistungsausgleich 

Die SPD-Bundestagsfraktion hat daher ein Modell für 
einen gerechten Leistungsausgleich zur Finanzierung 
der beruflichen Bildung entwickelt: Alle Betriebe und öf- 
fentlichen Verwaltungen werden gesetzlich verpflichtet, 
einen bestimmten Mindestprozentsatz ihrer sozialversi- 
cherungspflichtigen Lohn- und Gehaltssumme für Auszu- 
bildende aufzuwenden. 

Kammerumlagen und Einzahlungen in Branchen- 
fonds zum Zwecke der Berufsausbildung werden unter 
Abzug von Zahlungen, die der Betrieb hieraus erhalten 
hat, den betrieblichen Aufwendungen gleichgesetzt. Da- 
mit soll ein Anreiz zur Ausweitung von Kammerumlagen 
und Branchenfonds geleistet werden. Erfüllt ein Arbeitge- 
ber diese Mindestquote nicht, zahlt er die Differenz an 
eine zentrale, von den Arbeitgebern und Gewerkschaften 
selbst verwaltete Kasse (Berufsbildungsfonds). 

Diese Mittel werden vorrangig zur Förderung von be- 
trieblicher Ausbildung und überbetrieblichen Ausbil- 
dungsverbünden, nur notfalls zur Schaffung von außer- 
betrieblichen Ausbildungsplätzen eingesetzt. über die 
regionale Verteilung des Mittelaufkommens und einen 
Spitzenausgleich zwischen beitragsstarken und bei- 
tragsschwachen Regionen sollen Arbeitgeber und Ge- 
werkschaften gemeinsam entscheiden. Im Rahmen eines 
jährlich aufzustellenden Berufsbildungsfördeiungspro- 
gramms dürfen Zahlungen an Betriebe und anerkannte 
Träger der Berufsausbildung geleistet werden für 

über dem Branchen- bzw. regionalen Durchschnitt 
liegende Berufsausbildungsleistungen; 

die Förderung der Berufsausbildung in neu gegrün- 
deten Betrieben; 

die Förderung der Ausbildung von Mädchen in frau- 
enuntypischen Berufen; 

die Berufsausbildung von lernschwächeren Jugendli- 
chen, Behinderten und ausländischen Jugendlichen; 

die Verbesserung der Qualität der Berufsausbildung; 
die Verbesserung der Qualität der Ausbildungsinfra- 

struktur; 
die Erprobung der Berufsausbildung in neuen Berufs- 

feldern. 
Gegen die bislang vorgeschlagenen Umlagemodelle 

wurde seitens der Arbeitgeber eingewandt, daß insbe- 
sondere kleine und mittlere Unternehmen die Kosten 
nicht würden tragen können. Ich meine, daß dieses Argu- 
ment für unseren Vorschlag nicht stichhaltig ist, denn es 
sind ja gerade die kleinen und mittleren Unternehmen, 
die bisher die „Lastm der Ausbildung alleine tragen. wäh- 
rend die großen Unternehmen sich dieser Verantwortung 
entziehen. Unser Modell einer solidarischen Finanzierung 
führt entweder dazu. daß die Großunternehmen ihre Aus- 
bildungsverpflichtung wieder ernstnehmen - dies ist der 
Weg, den wir erhoffen - oder aber die kleinen und mittle- 
ren Unternehmen werden für zusätzliche Ausbildungslei- 

Mangel einer glaubhaften poli- Ses entfalten kann. Das The- 
ma verfehlt hingegen, wer 

tisch verallgemeinerungsfähigen sich auf eine bloß hochschu- 

1 Vgl. Sozialpolitische Umschau des Presse- und Informations- 
arntes der Bundesregierung. Nr. 1411 996 vom 22.1 .I 996 

Kritik am bestehenden Hoch- iinterne Begründungs- und 
Handlungsperspektive ab- schulsystem und an den offiziel- dränaen läßt, sei es auf ,,Effi- 

len Leitbildern der Wissen- zienzdebatten", die sich auf 

schaftsentwicklung. eine funktionalistische Opti- 
mierung der bestehenden 
Binnenstrukturen beschrän- 

ken, sei es auf geisteswissenschaftliche Nebeldiskussio- 
nen um eine neue „Idee der Universität". 

mit Kritik herrschender Leitbilder 
von Hochschul-(Aus-)Bildung 

Die Frage nach einer alternativen Entwicklungsrich- 
tung der Hochschulen hat drei Dimensionen: 1. eine be- 
griffsscharfe Kritik an den in der Politik hegemonialen 
Leitbildern der Wissenschaftsentwicklung; 2. die Suche 
Foto: Silke Deppmeyer, Bochum 
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1. Die Modernisierung der betrieblichen Ausbildung und 
die Neuordnung der Berufsbilder 

Die Modernisierung und Neuordnung der Berufsbilder 
im Produktionsbereich muß beschleunigt werden. The- 
matisiert werden muß angesichts der steigenden Qualifi- 
kationsanforderungen aber auch die Qualität der betrieb- 
lichen Ausbildung. Gerade die kleinen und mittleren Un- 
ternehmen verfügen häufig nicht über die technische In- 
frastruktur und das Ausbildungspersonal, um eine breit 
qualifizierende Ausbildung zu realisieren. Ausbildungs- 
verbünde sind ein erfolgversprechendes Instrument, um 
durch Kooperation die Ausbildungsqualität zu verbes- 
sern. 

2. Die Modernisierung der Berufsschulen 
Die Berufsschulen sind in den letzten Jahren vernach- 

lässigt worden. Wir brauchen dringend einen öffentlichen 
lnvestitionsschub in Infrastruktur und Ausbildungsperso- 
nal der Berufsschulen. Schulischer und betrieblicher 
Ausbildungsanteil müssen viel enger miteinander ver- 
bunden werden, wir brauchen intensivere Kooperationen 
bei der Entwicklung der Curricula und der Lehr- und Lern- 
methoden. Wir brauchen nicht weniger, sondern eine 
bessere Ausbildung in der Berufsschule! 

3. Die Gleichwertigkeit und Durchlässigkeit von berufli- 
cher und allgemeiner Bildung 

Obwohl die Gleichwertigkeit von allgemeiner und be- 
ruflicher Bildung immer wieder beschworen wird, hat sich 

bei ihrer Realisierung nicht 
Es muß seitens der Politik viel bewegt. Dringender Re- 

formbedarf besteht sowohl 
gehandelt werden. damit die bezüglich der Attraktivitäts- 

kurzsichtige Strateqie der Groß- verbesserung der berufli- 
chen Bildung wie auch der unternehmen nicht die Zukunfts- 
Praxisnähe der Hochschul- 

fähigkeit unserer Volkswirtschaft ausbildung. Beide Systeme 

und unserer Gesellschaft unter- müssen werden, 
um eine stärkere Durchläs- 

gräbt. sigkeit zu erreichen. Die vor 
allem in NRW entwickelten 

Ansätze zu doppeltqualifizierenden Ausbildungen (Kol- 
legschule). aber auch die Ansätze zu einer Integration 
von betrieblicher Ausbildung und Fachhochschulstudium 
sollten deshalb mehr Beachtung finden. Die Gleichwer- 
tigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung kann aber 
letztlich nur realisiert werden, wenn die Unternehmen den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. die ihre Ausbildung im 
dualen System absolviert haben, künftig bessere Auf- 
stiegschancen im Betrieb eröffnen. 

4. Die Verbindung von Erstausbildung und Weiterbildung 
Die Erstausbildung wird zunehmend nur noch die Ba- 

sis bilden, auf der weitere Qualifikationen aufgebaut wer- 
den müssen - sowohl im betrieblichen Alltag wie auch in 
der Weiterbildung. Erforderlich ist daher neben dem Aus- 
bau des Weiterbildungssektors auch eine wechselseitige 
Offnung von Betrieb und Weiterbildung. Arbeits- und 
Weiterbildungszeiten werden sich künftig im Verlauf einer 
Erwerbsbiographie immer wieder abwechseln und 
gleichzeitig auch miteinander verknüpft werden müssen. 

5. Zielgruppenorientierte Förderung von Jugendlichen 
Angesichts der Tendenz zu immer weiter steigenden 

Qualifikationsanforderungen muß dafür Sorge getragen 
werden, daß jeder und jede Jugendliche die Chance be- 

kommt, eine Ausbildung nicht nur zu beginnen, sondern 
auch erfolgreich abschließen zu können. Minderqualifi- 
zierte Ausbildungsgänge, die unter dem Deckmantel der 
Differenzierung den Jugendlichen keine Chancen bieten, 
sondern sie von weiteren Entwicklungsperspektiven ab- 
schneiden, sind abzulehnen. Differenzierung sollte viel- 
mehr so verstanden werden, daß spezielle Fördermaß- 
nahmen für lernschwächere Jugendliche eingeführt wer- 
den, daß curriculare und methodisch-didaktische Diffe- 
renzierungen vorgenommen werden und daß es ggf. 
auch zu einer zeitlichen Streckung der Ausbildung kom- 
men kann. An der Einheitlichkeit und Vergleichbarkeit der 
Abschlüsse muß aber festgehalten werden. 

Ausgebaut werden müssen dringend die Fördermaß- 
nahmen für Jugendliche, die eine Ausbildung abgebro- 
chen haben bzw. ohne Berufsausbildung auf dem Ar- 
beitsmarkt eklatant schlechtere Chancen haben als aus- 
gebildete Jugendliche. 

Und schließlich braucht die Berufsausbildung auch 
einen kräftigen Schub zur Überwindung geschlechtsspe- 
zifischer Diskriminierungen. Die geschlechtsspezifische 
Teilung des Arbeitsmarktes hat eine wesentliche Grund- 
lage in der geschlechtsspezifischen Teilung des Ausbil- 
dungsmarktes, deshalb wollen wir -die Ausbildung von 
Mädchen in frauenuntypischen Berufen ganz besonders 
fördern. Dies ist eine Aufgabe der allgemeinbildenden 
Schulen, der Berufsberatungen, der Berufsschulen und 
der Betriebe. Der Staat muß seinen Beitrag dazu leisten. 
möglichst viele Steine aus dem Weg zu räumen, die Mäd- 
chen den Weg in sog. typische „Männerberufea verweh- 
ren. 

Aktionsprogramm zur Ausweitung 
des Ausbildungsplatzangebots 

Die Politik der Appelle, die in den 70er und 80er Jah- 
ren durchaus noch erfolgreich war, hilft heute nicht mehr 
weiter. Das hat das Ausbildungsjahr 1995 leider ein- 
drucksvoll gezeigt. Es muß also seitens der Politik gehan- 
delt werden, damit die kurzsichtige Strategie der Großun- 
ternehmen nicht die Zukunftsfähigkeit unserer Volkswirt- 
schaft und unserer Gesellschaft untergräbt. Wir brau- 
chen ein Aktionsprogramm, mit dem ein ausreichendes 
Ausbildungsplatzangebot gesichert wird. 

Die SPD schlägt dazu unter anderem vor: 
Kurzfristig zusätzlich 500 Ausbildungsberater in Kam- 

merbezirken mit nicht ausreichendem Ausbildungsplatz- 
angebot einzusetzen; 

In allen Arbeitsamtsbezirken mit Angebotsdefiziten 
Ausbildungsplatzkonferenzen durchzuführen; 

Mit einem Programm „Ausbildungsverbund", in des- 
sen Rahmen tiffentliche Zuschusse zu den Kosten der 
Verbundorganisation geleistet werden, weitere Unterneh- 
men für die Verbundausbildung zu gewinnen; 

Mit einem Modernisierungs-Programm die Ausstat- 
tung vorhandener überbetrieblicher Berufsbildungsstät- 
ten mit moderner Informations- und Kommunikations- 
technik zu fördern; 

Aufbau eines Netzes überbetrieblicher Berufsbil- 
dungsstätten zur Förderung zusätzlicher kleinbetriebli- 
cher Ausbildungsverbünde im Rahmen eines Sonderpro- 
gramms „Ostdeutschland". 

Dies alles reicht aber nicht aus, um gerade Großun- 
ternehmen zur Wahrnehmung ihrer Ausbildungsverpflich- 
tung zu bewegen. Es muß eine tragfähige Lösung zur 
Finanzierung der betrieblichen Ausbildung gefunden 
werden. Die bisherige Form der einzelbetrieblichen 

dung oder Bildung?) oder normativen Postulaten. die ak- 
tuell primär in Gestalt einer verantwortungsethischen Zu- 
rüstung der Ökologieproblematik produziert werden, son- 
dern primar aus dem Eintreten für offene demokratische 
Prozeduren und Verfahren. Re-Politisierung der Wissen- 
schaft ist gleichbedeutend mit der stärkeren (Rück-)- 
Bindung wissenschaftlicher Arbeit an öffentliche interes- 
senpolitische Aushandlungs-, Problemfindungs- und 
Überprüfungsprozesse gegen die vermeintliche Sach- 
zwanglogik ökonomischer Effizienzkriterien, die in der ak- 
tuellen Debatte dominieren. Dies soll abschließend am 
Beispiel einer möglichen Richtungsänderung der Studi- 
enreformdiskussion nur grob skizziert werden. 

Studienreform: ~rans~arentmachen 
des lnteressenfeldes gesellschaftlicher Praxis 

Die den Hochschulen aufgeherrschte Standortdebat- 
te versucht, die Schlüsselbegriffe „Effizienzu und „Praxis- 
bezug" so zu besetzen, daß sie interessenpolitisch völlig 
neutralisiert werden. Die angezielte Verkürzung der 
Durchschnittsstudienzeit soll etwa durch Konzentration 
und Verdichtung des zu bewältigenden Stoffes auf et- 
was, das abwechselnd mal das „WesentlicheN, mal das 
„Unabdingbareu genannt wird, bewirkt werden. Auf diese 
Weise verschwindet das Problem, daß es kein objektivier- 
bares und gesellschaftlich allgemeingültiges Kriterium 
für die Effizienz oder Leistungsfähigkeit von Hochschul- 
einrichtungen gibt. Die dennoch sinnvolle Frage nach der 
praktischen Relevanz von Wissenschaft bzw. nach wis- 
senschaftlichen Geltungsansprüchen beschreibt vor al- 
lem ein Feld gesellschaftlicher Interessenwidersprüche. 
Studienkonzepte sind ebenso wie Forschungsprioritäten 
nichts anderes als eine Übertragung spezifizierbarer und 
widersprüchlicher gesellschaftlicher Interessen in die 
Wissenschaftsplanung. 

Positiv Iäßt sich dieses Verhältnis wie folgt bestim- 
men: Aufgabe einer Studienreform wäre es, genau die- 
sen Sachverhalt transparent, begreifbar und im Sinne au- 
tonomer wissenschaftlicher Urteilsfiihigkeit bearbeitbar 
zu machen. Wenn also der administrativ leergedrosche- 
ne Begriff „Qualität der Lehre" einen Sinn haben kann, 
dann exakt diesen. Studium ist folglich weder disziplinbe- 
zogene Wissensvermittlung noch berufsbildbezogene 
Unterweisung. Sein Praxisbezug darf sich nicht auf die 
bestehende Berufspraxis beschränken, sondern muß auf 
übergreifende gesellschaftliche Problemlagen ausge- 
richtet sein.'jEr muß so angelegt sein, daß der wider- 
sprüchliche Zusammenhang zwischen individuellen Bil- 
dungsinteressen. divergierenden gesellschaftlichen In- 
teressen und der konkreten Arbeitswelt im Studium selbst 
diskutierbar und reflektierbar wird. Ein solches Herange- 
hen setzt Veränderungsimpulse und sinnvolle politische 
Konflikte in verschiedene Richtungen frei. Die Erweite- 
rung wissenschaftlicher Problembezüge wirft etwa die 
Frage nach der Kooperation mit verschiedenen gesell- 
schaftlichen Gruppen „quera zu den traditionellen Trans- 
ferbeziehungen zwischen Hochschule und Gesellschaft 
auf. Gleichzeitig ist damit die kritische Sicht auf die hoch- 
schulinterne Wissenschaftsgliederung verbunden, wie 
sie vor allem durch die disziplinär organisierte (und von 
Professoren repräsentierte) Grundlagenforschung ge- 
prägt ist. 

Die kritische Hinterfragung bestehender Arbeitsstruk- 
turen und Berufsbilder ist ein Bestandteil des Studiums 
bzw. der Studienreform. Deren Thema ist auch. wie die 
tradierte gesellschaftliche Arbeitsteilung einer Orientie- 

rung des Arbeitsprozesses wie der gesamten Lebens- 
weise an ökologischen Prioritäten entgegensteht. Die Ar- 
beitsteilung innerhalb der Wissenschaft. d.h. fachliche 
Gliederungen und Personalhierarchien, sind von dieser 
Hinterfragung nicht ausge- 
nommen. Auf diese Weise Studium ist weder disziplin- 
kann etwa Hochschulbildung 
für neue Probleme der gesell- bezogene Wissensvermittlung 
schaftlichen Praxis und die noch berufsbildbezogene Unter- - 
Entwicklung ihnen entspre- 
chender neuer Tätigkeits- weisung, sondern muß auf 
und Quaiifikationsprofile übergreifende gesellschaftliche 
nutzbar gemacht werden. Die 
kritische Distanz zur jeweils 

problernlagen ausgerichtet sein. 
aktuellen Nachfrage des Ar- 
beitsmarktes ist dafür die logische und strukturelle Vor- 
aussetzung. 

Eine alternative Wissenschaft ist ohne eine alternative 
gesellschaftliche Praxis nicht vorstellbar. Daß es bekann- 
termaßen hier wie dort nicht klappt, kann nicht zur kom- 
fortablen Verantwortungs- und Problemdelegation auf die 
jeweils als defizitär empfundene Ebene führen. Das ge- 
sellschaftliche Desinteresse an den Hochschulen steht 
schließlich in Wechselwirkung mit dem äußeren Erschei- 
nungsbild, das diese selbst abgeben. Umgekehrt heißt 
das: soziale Bewegungen, gesellschaftliche Initiativen 
und Interessengruppen werden eigene Probleme, Eman- 
zipationsbestrebungen und Zukunftschancen in dem 
Maße positiv mit wissenschaftspolitischen Alternativen 
verknüpfen, wie kritische Hochschulangehörige in Aus- 
einandersetzung mit der etablierten Wissenschaft neue 
Problemdefinitionen und Fragestellungen erarbeiten und 
dabei von vornherein den Kontakt mit Teilen der gesell- 
schaftlichen Offentlichkeit suchen. 

1 Egon BeckerlPeter Wehling: Risiko Wissenschaft - 6kologi- 
sche Perspektiven in Wissenschaft und Hochschule, Frankfurt 
a.M. 1993, S. 13 f. 

2 Vgl. Ludwig von Friedeburg: Bildung zwischen Anpassung 
und Aufklärung, Frankfurt a.M. 1994, S. 33f. 

3 Studium und Beruf - Diskussionspapier des Vorstandes der IG 
Metall zu aktuellen Hochschulfragen, Frankfurt a.M. im Juli 
1994,s. 23. 

4 Gernot BdhmelMichael von Engelhardt (Hrsg.): Entfremdete 
Wissenschaft, Frankfurt a.M. 1979, S. 9. 

5 Die Thesen sind abgedruckt in: Frankfurter Rundschau, 
25.1.96. Es ist etwa eine schwache Argumentation, wenn in 
den Thesen beklagt wird, daß die Universitäten die Rolle von 
Fachhochschulen erhalten sollen, ohne daß der Autor dabei 
den Dualismus von Universitäten und Fachhochschulen offen- 
bar selbst problematisch findet und in Frage stellt. 

6 Ein produktiver Diskussionsansatz in dieser Richtung, wie ihn 
etwa die GEW-Projektgruppe .,Verbesserung der Qualitat von 
Lehre und Studium" vertritt, ist der einer sog. Modularisierung 
des Studiums: Studienfächer müßten perspektivisch aus ihrer 
Unterordnung unter spezialisierte Wissenschaftsdisziplinen 
herausgelöst werden. Studiengänge würden sich damit künftig 
aus der Zuordnung von (konsekutiv) kombinierten Studienele- 
menten (Module) zu gesellschaftlichen Problemfeldern erge- 
ben. Vgl. im einzelnen: GEW-Hauptvorstand - Dokumente 
Hochschule und Forschung (Dok-HUF) - 951613 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 89. 1996 
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Die Zukunft verschlafen? 
Gewerkschaften an den Hochschulen 
von Sven Kalbe und Jürgen Katzer* 

W issenschaft und akademische Ausbildung 
spielen eine immer bedeutendere Rolle. Wel- 

chen Einfluß aber haben die Gewerkschaften an 
den Hochschulen (Universitäten, Fach- und Gesamthoch- 
schulen), welche zentralen Aufgaben, welche strukturelle 
Verankerung? 

Primäre Aufgabe der Gewerkschaften ist es, neben 
der Ausgestaltung der Tarifverträge für die Hochschulbe- 
schäftigten, den ~ransferriemen zwischen "Wissenschaft" 

und "Gesellschaft" zu stärken 

In der Diskussion um die Reform und eine inhaltliche und struktu- 
relle Diskussion über die Hoch- 

einzelner Studiengänge zeigt schulrahmenbedingungen zu 
sich immer wieder, daß die initiieren. Die Tarifverträge für 

das Verwaltungspersonal eigentliche Trennlinie nicht schließt die Gewerkschaft öf- 
zwischen Studierenden und fentliche Dienste, Transport und 

Verkehr (ÖN) ab, die für den Hochschullehrerlnnen, sondern wissenschaftlichen Bereich die 

zwischen den Wissenschafts- Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW). Der Trans- ministerien auf der einen und 
ferriemen zwischen .Wissen- 

den Hochschullehrerlnnen und schaft" und Gesellschaft wird 

Studierenden auf der anderen "On HOchschu~standOrt zu 
Hochschulstandort verschieden 

Seite läuft. zu stärken versucht. 

Erfolgreiche Modelle sind 
hier die Kooperationsstelle der IG Metall an der Ruhr-Uni- 
versität Bochum oder die Kooperationsstelle Wissenschaft 
und Arbeitswelt unter Federführung des DGB in Dort- 
mund. Zwar darf die Wirkung dieser Institutionen nicht 
überschätzt werden, aber sie sind Ansprechpartner für Ar- 
beitnehmerlnnen, Betriebs- und Personalräte, die wissen- 
schaftliche Unterstützung wollen. und Ansprechpartner für 
Wissenschaftlerlnnen und Studierende, die nach einem 
Zugang zur Arbeitswelt suchen. Zu nennen sind darüber 
hinaus die Technologieberatungsstellen (TBS) mit ihren 
sechs Niederlassungen in Nordrhein-Westfalen. Sie bin- 
den u.a. Betriebs- und Personalräte in Innovationsprozes- 
se wie z.B. die z.Z. aktuellen Beratungen über die Einfüh- 
rung von Öko-Audits ein. Sie dienen aber auch dazu, eine 
kritische Bewertung der wissenschaftlichen Erkenntnisse 
vorzunehmen. 

Innerhalb der Gewerkschaften ist die GEW die treiben- 
de Kraft bei der Diskussion der Rahmenbedingungen, in 
denen sich die Hochschulen heute befinden. Stellungnah- 
men des DGB zur Hochschulpolitik, z.B. zur Novellierung 
des Wissenschaftlichen Hochschulgesetzes (WissHG), 
basieren in der Regel auf Vorschlägen der zuständigen 
Gremien der GEW, der Fachgruppe Hochschule und For- 

* Sven Kalbe, Diplom-Chemiker, GEW-Hochschulbüro Dortmund 1990-96; 
Jürgen Katzer, J~irnstudent GEW-Hochschulbüro Dortmund (seit 1996). 

schung und dem Landesausschuß der Studierenden, die 
dann dem DGB zur Beschlußfassung vorgelegt werden. 
Diese Stellungnahmen werden 2.B. im Rahmen von Anhö- 
rungen der Landtage zu diesen Gesetzesnovellierungen 
verbreitet. Damit verfügt die GEW respektive der DG6 
über die gleichen Möglichkeiten wie die Standesorganisa- 
tionen (z.B. der Hochschullehrerverband). 

Das besondere an diesen Stellungnahmen ist die Aus- 
gewogenheit der Interessen zwischen Studierenden und 
Lehrenden. Die GEW bietet - institutionell abgesichert - als 
eine der wenigen Organisationen Platz zur Diskussion für 
Studierende und Lehrende. Damit nimmt sie vielfach eine 

) 

Vermittlerrolle ein. Gerade der "Zwang", eine gemeinsame 
inhaltliche Stellungnahme abgeben zu müssen, die so- 
wohl die Studierenden, der wissenschaftliche Mittelbau als 
auch die Professorlnnen mittragen können, führt häufig zu 4 

interessanten und zukunftsweisenden Positionen. 
In der Praxis gestaltet sich der Interessensausgleich 

zwischen Studierenden und Lehrenden innerhalb der 
GEW unspektaktulär. nicht zuletzt weil Mitglied der GEW 
nur die fortschrittlichen Kräfte an den Hochschulen sind. 
Ein Beispiel: Bei der Novellierung des nordrhein-westfäli- 
schen WissHG wurde die Einführung von sog. "Eckdaten" 
beschlossen, die die Studiengänge entschlacken und die 
Zahl der Prüfungen verringern sollen. Bei der Erarbeitung 
der GEW-Position zum WissHG beurteilten die "Lehrenden 
der GEW" diese Eckdatenverordnung zunächst positiv. 
Durch die studentische Kritik wurde ihnen jedoch klar, daß 
die Eckdaten eine "Mogelpackung" sind, die die GEW ab- 
lehnen muß. Das Ringen um die richtige Position verläuft in 
der Regel sehr ruhig. 

Fragen der "allgemeinen Wissenschaftspolitik" - wie 
z.B. der Einsatz der neuen Medien oder die Gentechnolo- 
gie -werden innerhalb der Gewerkschaften stark von den 
Industriegewerkschaften geprägt. Deutliche Unterschiede 
diesbezüglicher Stellungnahmen zwischen Einzelgewerk- 
schaften und dem DGB lassen sich nur selten ausma- 
chen. Ein Beispiel aus der jüngsten Vergangenheit war die 
innergewerkschaftliche Diskussion um die Gentechnik. Mit 
dem Totschlagargument des drohenden Arbeitsplatzver- 
lustes waren allerdings in diesem Fall die Äußerungen der 
IG-Chemie deutlich vorsichtiger als die des DGB, der die 
Gefahren in den Mittelpunkt der Auseinandersetzung 
rückte. 

GEW und Studienreform 
Bei der Diskussion um die Reformierung einzelner Stu- 

diengänge sind die Gewerkschaften in den letzten Jahren J 

vielfach auf Tauchstation gegangen. Obwohl Bildungspo- 
litik im weiteren Sinne bei den Gewerkschaften eine große 
Rolle spielt, hat die Auseinandersetzung mit der Hoch- 

\ 

schulpolitik im engeren Sinne nachgelassen. War es in 
den siebziger Jahren noch als Fortschritt gefeiert worden. 
daß die IG Chemie zusammen mit dem Verband der che- 
mischen Industrie, den Hochschullehrerorganisationen 
und den Ländern den Studiengang Chemie gründlich re- 
formiert hat (dies führte u.a. dazu, daß heute über 94% al- 
ler Chemikerlnnen promoviert sind), so kann heute - abge- 
sehen von der Lehramtsausbildung - von einem realen 
Einfluß der Gewerkschaften auf die Gestaltung der Studi- 
engänge keine Rede mehr sein. Zwar entfalten Vorschläge 
einzelner gewerkschaftsnaher Bildungswissenschaftlerln- 
nen eine Binnenwirkung, aber eine systematisierte und in- 
stitutionalisierte gewerkschaftsübergreifende Debatte 
über die Zukunft der Studiengänge und damit auch über 
die Ziele von Forschung und Lehre findet nicht mehr statt. 

ie Zukunft der beruflichen Bildung berührt die 
Zukunftsfähigkeit unserer Gesellschaft insge- 
samt. Entscheidend ist aber nicht, daß dies be- 

sonders oft festgestellt wird, sondern daß endlich ent- 
sprechend gehandelt wird: Wir brauchen eine Umlen- 
kung von Mitteln in den Bildungs: und Ausbildungssek- 
tor, und wir brauchen ernsthafte Strukturreformen, damit 
Bildung und Ausbildung den veränderten gesellschaftli- 
chen Anforderungen und den Ansprüchen der nach- 
wachsenden Generation gerecht werden. Wir brauchen 
einen quantitativen und qualitativen Schub für die berufli- 
che Bildung. 

Von einer ausreichenden Versorgung mit Ausbil- 
dungsplätzen sind wir zur Zeit weit entfernt: Nach der offi- 
ziellen Zählung des BlBB (Bundesinstitut für Berufsbil- 
dung) wurden 1995 in Deutschland 573.000 Ausbil- 
dungsverträge abgeschlossen, davon 450.000 in den al- 
ten Bundesländern und 123.000 in den neuen Ländern. 
Rund 25.000 Bewerberinnen und Bewerber blieben die- 
sen Zahlen zufolge ohne Lehrstelle1. 

In Westdeutschland wurden bis zum Stichtag 30. Sep- 
tember 1995 insgesamt 513.000 Lehrstellen angeboten, 
das sind 8,7% weniger als im Vorjahr. Die Zahl der Bewer- 
berinnen und Bewerber stieg im Vergleich zu 1994 um 
5,1% auf gut 478.000. In Westdeutschland ist das Ver- 
hältnis von Ausbildungsplätzen und Bewerberinnen und 
Bewerbern damit zwar rechnerisch ausgeglichen. doch 
haben sich auch hier bereits regional krasse Unterversor- 
gungen entwickelt. So übertrifft bereits in 55 Arbeitsamts- 
bezirken die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber die 
der Ausbildungsplätze. In Ostdeutschland wurden 
93.000 betriebliche Ausbildungsplätze angeboten, um 
die 191.500 Bewerberinnen und Bewerber konkurrierten. 
Daß dennoch 123.000 Ausbildungsverträge zustande ge- 
kommen sind, ist vor allem der öffentlichen Hand zu ver- 
danken: Mehr als 20% der Ausbildungsplätze sind inzwi- 
schen außerbetrieblich organisiert und über 60% der Aus- 
bildungsplätze werden öffentlich subventioniert. 

Strukturprobleme des dualen Systems 
Das Berufsbildungssystem droht seine Aufgaben 

nicht mehr erfüllen zu können. Dabei handelt es sich 
nicht nur um eine konjunkturelle Flaute auf dem Ausbil- 
dungsmarkt, sondern das duale System weist strukturelle 
Probleme auf, die auch in Zukunft eine quantitativ und 
qualitativ ausreichende Versorgung mit Ausbildungsplät- 
Zen gefährden: 

Mit sinkender Tendenz beteiligt sich nur noch ein Drit- 
tel aller Betriebe und Verwaltungen an der Berufsausbil- 
dung; 

Der Staat kommt seiner Ausbildungsverpflichtung als 
öffentlicher Arbeitgeber in keiner Weise nach; 

Die Ausbildung wird in wachsendem Maße nur noch 
von den kleinen und mittleren Betrieben getragen. 

Wo liegen die Ursachen der dramatisch abnehmen- 
den Ausbildungsbereitschaft einer immer größeren Zahl 
von Betrieben? 

Zum einen haben sich vor dem Hintergrund der wirt- 
schaftlichen Globalisierungsprozesse und der damit ver- 
bundenen internationalen Konkurrenz die Unternehmens- 
strategien verändert: Kurzfristige Kostenkalküle haben in 
den Großunternehmen an Bedeutung gewonnen. Das hat 
zur Folge, daß die Unternehmen Ausbildung weniger als 
wichtigen Innovations- und Produktivitätsfaktor betrach- 
ten, sondern als den Wettbewerb kurzfristig beeinträchti- 
genden Kostenfaktor. 

Wege aus der 
Ausbildungskrise 

Für einen qualitativen und quantitativen Ausbau 
der beruflichen Bildung 

von Edelgrird B~ilnlnhn* 

Zum zweiten haben die technologischen und arbeits- 
organisatorischen Veränderungen der betrieblichen Ab- 
läufe veränderte Qualifikationsanforderungen hervorge- 
bracht, die durch die traditionelle Ausbildung im dualen 
System nicht mehr hinreichend entwickelt werden. Die 
Rolle der Fachberuflichkeit im Produktionsbereich hat 
sich in mehrerlei Hinsicht verändert: 

Schlüsselqualifikationen (insb. Kooperations- und 
Kommunikationsfähigkeit, Problemlösungs- und Pla- 
nungskompetenzen, Fähigkeit zum Lernen) gewinnen an 
Bedeutung, die in der traditionell fachlich ausgerichteten 
Berufsausbildung nur unzureichend entwickelt worden 
sind; 

Der künftige Einsatz im Betrieb erfordert ein erheblich 
höheres Maß an Flexibilität und Bereitschaft, sich immer 
wieder anderen, neuen, nicht vorher bereits fest definier- 
ten Aufgaben zuzuwenden; 

Es werden in wachsendem Maße beträchtliche theo- 
retische Kompetenzen und eine hohe Abstraktionsfähig- 
keit erforderlich; 

Generell wird eine neue Form von „Erfahrungswissen" 
notwendig. das nur im alltäglichen Umgang mit den Pro- 
duktionsanlagen erlernt werden kann. 

In den Unternehmen wächst die Skepsis, ob die erfor- 
derlichen veränderten Qualifikationen im Rahmen der 
dualen Ausbildung entwik- 
kelt werden können. In Ostdeutschland sind in- 

Kurzum: Das duale Sy- 
stem gerät in eine strukturelle zwischen mehr als 20% der 
Krise, weil die Großunterneh- Ausbildung~plätze außerbe- 
men, die für ein ausreichen- 
des Ausbildungsangebot un- trieblich organisiert und über - - 
verzichtbar sind, sich in ei- 60% der Ausbildungsplätze 
nem Umstrukturierungs- und 
Anpassungsprozeß befinden werden öffentlich subventioniert. 
und weil das System der be- 
ruflichen Bildung bislang zu schwerfällig ist, um auf die 
veränderten Qualifikationsanforderungen hinreichend zu 
reagieren. 

Grundzüge einer Reform der beruflichen Bildung 
Die angesprochenen Veränderungen des Qualifikati- 

onsbedarfs müssen zum Ausgangspunkt für eine grund- 
legende Reform genommen werden, um mittelfristig die 
qualitativen Probleme der beruflichen Bildung zu bewälti- 
gen. Eckpunkte einer Reform der beruflichen Bildung 
sind: 

* Edelgnrd Bulrnnhn, MdB, Vorsitzende des Blindestagsalrsschrisses 
fLir Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und Tecltnik- 

folgennbschiitzung, Vorsitzende des Wissenschaftsfor~rn~s der SPD, 
Mithernlisgeberin der spw. 
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derstand von „Kabinett und Kapital" mit breiter gesell- 
schaftlicher Mobilisierung durchsetzbar sein. Die Gewerk- 
schaften müssen deutlich machen, daß ein bildungspoliti- 
sches „roll-back" zu „Lehrjahre sind keine Herrenjahre" 
keinerlei Aussichten hat, daß Recht der Jugend auf Ausbil- 
dung und Beruf zu verwirklichen. 

Kritik des Modells der Kammerumlage 
Mittlenveile ist unter dem Druck der steigenden Ju- 

gendarbeitslosigkeit, gerade auch in vielen Regionen 
Westdeutschlands, etwas Bewegung in Hinblick auf die Fi- 
nanzierungsdebatte erkennbar. Nach langanhaltenden, 
zähen Vorbehalten, insbesondere auch von sozialdemo- 
kratischen Wirtschaftsministern der Bundesländer, nähert 
sich die SPD-Landtagsfraktion in Nordrhein-Westfalen mitt- 
lerweile vorsichtig einer gesetzlichen Regelung. Präferiert 
wird in einem Beschlußvorschlag zur .,Standortinitiative 
Nordrhein-Westfalen" ein „Berufsbildungsfond als Modell 
in Eigenregie und Eigenverantwortung der Wirtschaft". Zur 

Konkretisierung wird ein auf zwei 
Flickschusterei in Form immer Jahre befristetes Gesetz vorge- 

schlagen, mit der Zielsetzung: neuer Sonderprogramme (Ost 
.Die Kammern als Körperschaf- 

und West) ist neben den immer ten des öffentlichen Rechts wer- 

wirkungsloseren Appellen an die den gesetzlich verpflichtet, ein 
finanzielles Ausgleichssystem 

Unternehmer und Jugendlichen zwischen ausbildenden und 

an die Stelle von notwendiger nichtausbildenden Unternehmen 
einzuführen. Nach Ablauf von 

politischer Gestaltung getreten. zwei Jahren edolgt eine über- 
prüfung und nötigenfalls eine 

weitergehende gesetzliche Regelung." (Dieses Modell ist 
neuerdings auch Beschlußlage des SPD-Vorstands in dem 
Alternativpapier zum Sparpaket der Bundesregierung „Zu- 
kunft sichern - Zusammenhalt stärken", obwohl die vom 
Parteivorstand eingesetzte Projektgruppe „Jugend, Beruf, 
Zukunft" das DGB-Modell favorisiert, Anrn. d. Red.) 

Nun haben die DGB-Gewerkschaften in ihrem im No- 
vember 1995 vorgelegten Eckpunktepapier zur „Finanzie- 
rung einer solidarischen Berufsausbildung" durchaus an- 
erkannt, daß sowohl einzelbetriebliche und tarifliche als 
auch im Rahmen von Kammern erhobene und erbrachte 
Ausbildungsleistungen anerkannt werden sollen und kön- 
nen. Die einseitige bzw. vorrangige Festlegung auf eine 
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Kammerumlage schwächt jedoch den ansonsten mögli- 
chen struktur- und regionalpolitisch steuernden Einfluß von 
Gewerkschaften und auch Landesregierungen. Hierbei 
geht es weniger um die Frage einer möglichst unbürokrati- 
schen Erhebung der Finanzmittel als vielmehr um den ziel- 
gerichteten Einsatz zur Förderung zukunftsfähiger Ausbil- 
dungsbereiche. Die drittelparitätisch aus Arbeitgebern, 
Gewerkschaften und staatlichen Instanzen zusammenge- 
setzten Verwaltungsausschüsse der Bundesanstalt für Ar- 
beit können dies weit besser leisten als die Arbeitgeber- 
kammern, in denen die Berufsbildungsausschüsse ledig- 
lich beratenden Charakter haben. 

Ein Vorschlag, der so einseitig die Kammern ins Zen- 
trum der Regulierung stellt, drückt offensichtlich auch aus, 
wie wenig Zutrauen die sozialdemokratische Landtags- 
fraktion in ihre eigene Kompetenz und die der Gewerk- 
schaften hat. 

Die Aktion ,,Deine Einstellung zählt ... „ 
Die IG Metall hat bereits 1995 die Zukunft der Jugend 

genauer ins Blickfeld gerückt und sie damit auch zu einem 
gesellschaftspolitischen Thema gemacht. 

Klaus Zwickel, Erster Vorsitzender der IG Metall, be- 
kräftigt im Rahmen der Kanzlergespräche: „Nur gesetzli- 
che Regelungen schaffen Verbindlichkeit und den Ju- 
gendlichen Sicherheit. Unsere Forderungen bleiben aku- 
tell: Ausbildungspflicht und Beteiligung aller Betriebe an 
der Finanzierung." 

Die IG Metall-Jugend startet im Herbst 1995 ihre bun- 
desweite Kampagne „Deine Einstellung zählt ...". Knapp 
150.000 junge Menschen stimmen der Forderung zu: Wer 
nicht ausbildet, muß zahlen. Und sie fordern außerdem, 
die Ausgebildeten zu übernehmen. Vielfältige phantasie- 
volle Aktionen am 6. Dezember 1995 machen die Öffent- 
lichkeit auf die Ausbildungsnot - vor allem auch in den ost- 
deutschen Ländern - aufmerksam. 

Im Tarifvertrag zur Beschäftigungssicherung der west- 
deutschen Metall- und Elektroindustrie wird die Übernah- 
meregelung verlängert. Die IG Metall fordert den Abbau 
von Überstunden, damit der Brückenschlag zwischen den 
Generationen gelingen kann. 

Die Kampagne „Deine Einstellung zählt ..." hat hinein- 
gewirkt in die politischen Debatten vor Ort, die auf Straßen 
und Märkten, in Schulen und vor allem in den Betrieben 
stattgefunden haben. Der Ausbildungsmangel ist offen- 
kundig geworden, dank des Engagements von Schülerin- 
nen und Schülern sowie Auszubildenden. 

Die Kampagne „Deine Einstellung zählt ..." hat ge- 
zeigt, daß sich die junge Generation dieses Landes mit 
dem Ausbildungsmangel und dem massenhaften Abbau 
von Arbeitsplätzen nicht abfinden wird. Wir wissen, daß 
nur durch einen soliden Berufseinstieg und eine qualifizier- 
te Arbeit die Existenz gesichert werden kann und das die 
Voraussetzung dafür ist, am gesellschaftlichen Leben teil- 
haben zu können. Dies deckt sich mit den neuerlichen Ju- 
gendstudien, nachdem erstmals die Sorge über den Man- 
gel an Lehrstellen und Arbeitsplätzen bei den Jugendli- 
chen die Angst vor weiterer Urnweltzerstörung von Platz 1 
der Liste der gravierendsten Probleme verdrängt hat. Die 
Jugendlichen haben deutlich gemacht, daß sie sich weiter 
engagieren wollen. Diese Bereitschaft will die IG Metall un- 
terstützen und vorantreiben für weitere Aktionen. So wird 
am 21. September 1996 in Frankfurt zusammen mit ande- 
ren Jugendverbänden und -Organisationen in Kooperatio- 
nen mit „Künstler in Aktion" ein großes Jugendfestival 
stattfinden. 
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Heute wird eine Studienreform auch weniger von den 
runden Tischen zur Studienreform - a n  denen die Gewerk- 
schaften bislang keinen Platz gefunden haben - gestaltet. 
sondern vielmehr durch ministerielle Vorgaben 2 la Eckda- 
tenverordnung. Ihr Qualitätsmerkmal: Sie werden von al- 
len, sowohl von den Studierenden als auch von den Hoch- 
schullehrerlnnen, abgelehnt. In der Diskussion um die Re- 
form einzelner Studiengänge zeigt sich immer wieder, daß 
die eigentliche Trennlinie nicht zwischen Studierenden 
und Hochschullehrerlnnen, sondern zwischen den Wis- 
senschaftsministerien auf der einen und den Hochschul- 
lehrerlnnen und Studierenden auf der anderen Seite läuft. 
Das heißt nicht, daß es keine Unterschiede zwischen den 
Positionen der Hochschulehrerlnnen und denen der Stu- 
dierenden gibt, aber die alten Feindbilder verschwimmen. 
Anders sieht dies bei der Diskussion um die Öffnung der 
Hochschulen aus. Hier melden sich der DGB und insbe- 
sondere auch die Industriegewerkschaften immer wieder 
kraftvoll zu Wort. Sie fordern unisono die Öffnung auch für 
Arbeitnehmerlnnen ohne derzeit anerkannte Allgemeine 
bzw. Fachhochschulreife, dies nicht aus dem Blickwinkel 
der Hochschulen, sondern resultierend aus der Interes- 
senvertretung für die berufliche Ausbildung. Die Forde- 
rung nach Öffnung der Hochschulen ist auf jeden Fall rich- 
tig und wünschenswert, wenngleich an dieser Stelle dar- 
auf nicht näher eingegangen werden kann. Jedenfalls wer- 
den die Gewerkschaften hier ihrer gesellschaftspoliti- 
schen Rolle irn Hochschulbereich am ehesten gerecht. 

Soweit so gut. Wird allerdings ein wenig an der ge- 
schilderten Oberfläche gekratzt, werden schnell die ei- 
gentlichen Schwächen und Unzulänglichkeiten der Ge- 
werkschaften deutlich. Das gewerkschaftliche Prinzip, nur 
abhängig Beschäftigte in die jeweils zuständige Gewerk- 
schaft aufzunehmen, greift bei Studierenden nicht. Sie be- 
finden sich schließlich in einer nichtentlohnten "Ausbil- 
dung". Allerdings war im Laufe einer Studierendenkarriere 
jedeR Dritte einmal eine studentische Hilfskraft. Anders 
sieht es beim Verwaltungspersonal mit der ÖTV als zu- 
ständiger Gewerkschaft und beim wissenschaftlichen Per- 
sonal (wissenschaftlicher Mittelbau und Professorlnnen- 
schaft), das in der GEW organisiert ist, aus. 

Öffnungsbeschluß ohne Folgen 
Studierende als Studierende haben z. Z. offiziell nur 

die Möglichkeit, Mitglied der Gewerkschaft Gartenbau, 
Land- und Forstwirtschaft (GGLF) oder der GEW zu wer- 
den. Dies ist seit dem sogenannten Öffnungsbeschluß der 
GEW im Jahre 1990 möglich. Der Beschluß beinhaltet die 
Öffnung von der reinen Lehrerlnnengewerkschaft hin zur 
Bildungsgewerkschaft. Die Mitgliedschaft wurde für Stu- 
dierende geöffnet und die - schon vorher mögliche - Mit- 
gliedschaft von Sozialpädagoglnnen und Erzieherlnnen 
erhielt durch den Öffnungsbeschluß einen wahren Schub. 
Der Öffnungsbeschluß resultierte allerdings weniger aus 
politischer Einsicht, daß eine Bildungsgewerkschaft nötig 
ist, sondern für die GEW ging es nach der Wiedervereini- 
gung um das nackte Überleben. Ohne eine Neuorientie- 
rung im Konzentrationsprozeß des DGB schien die GEW 
gegen ihre "Konkurrenzgewerkschaften" keine Chance zu 
haben. 

Folglich ist die Kritik an der Öffnung innerhalb der 
GEW nie verstummt. Viele Lehrerlnnen möchten am lieb- 
sten ihre alte "Standesorganisation" zurückhaben. Offiziell 
wird dies zwar nie, aber betrachtet man die Mittelvergabe 
in den GEW-Haushalten, so ist leicht erkennbar, wie stief- 
mütterlich der Hochschulbereich behandelt wird. Im Ge- 

gensatz zu den zig Tausend Mark teuren Werbekampa- 
gnen, die jedes Jahr für die Referendarlnnen ausgegeben 
werden, gab und gibt es etwas Analoges im Hochschulbe- 
reich nicht. Im Gegenteil. Der für Gewerkschaftsmitglieder 
bestehende Rechtsschutz in allen Arbeitsangelegenhei- 
ten umfaßte zu Beginn für Studierende auch sämtliche 
BAföG-Fragen. Mittlerweile steht dieses Recht nur noch 
auf dem Papier. Die praktische Umsetzung scheitert häu- 
fig an den ablehnenden Bescheiden der Rechtsschutzab- 
teilung. Die Attraktivität der GEW wird dadurch nicht ge- 
steigert. 

Der DGB faßte 1993 einen ähnlichen Öffnungsbe- 
schluß, in dem er den Mitgliedsgewerkschaften empfahl, 
generell Studierenden die Mitgliedschaft zu ermöglichen. 
Dieser Beschluß, der in fast allen Einzelgewerkschaften 
Satzungsänderungen erfordert hätte, wurde bis heute 
nicht mit Leben erfüllt. Das gewerkschaftliche Maskott- 
chen - der Papiertiger - stand Pate. 
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Allerdings wandelt die nordrhein-westfälische GEW 
seit Anfang 1990 auf neuen hochschulpolitischen Pfaden. 
Um dem Anspruch der Bildungsgewerkschaft gerechter 
zu werden, wurden für die Hochschulstandorte Dortmundl 
Bochum, KölnIBonn und BielefeldIPaderborn drei Hoch- 
schulbüros eingerichtet. Ausgestattet mit je einer studenti- 
schen Hilfskraft a 13 Wochenstunden haben sie die Aufga- 
be, die Ehrenamtlichen zu entlasten, die innergewerk- 
schaftliche Hochschularbeit zu stärken und die GEW an 
den Hochschulstandorten zu repräsentieren. Nicht alle Er- 
wartungen haben sich erfüllt, aber die Hochschulbüros ha- 
ben sich an den Hochschulen als Institution etabliert und 
sind heute ein belebendes Element der Hochschulland- 
schaft. Das Aufgabenfeld hat allerdings eine starke Eigen- 
dynamik entwickelt und umfaßt heute zahlreiche Service- 
aufgaben wie z.B. BAföG-Beratung, die Durchführung von 
Seminaren und hochschulpolitischen Veranstaltungen. 

Daß die GEW neben der GGLF die einzige Gewerk- 
schaft ist, die Studierende als Studierende aufnimmt, heißt 

nicht, daß alle gewerkschaftlich 
Die Animositäten der Gewerk- organisierten Studierenden in 

der GEW sind. Die IG Metall und schaften untereinander, aber vor 
die Gewerkschaft Nahrung, Ge- 

allen Dingen das fehlende Ver- nuß, Gaststätten (NGG) organi- 

st&ndnis für die große Bedeu- sierenanfastallen bundesdeut- 
schen Hochschulen mehr Stu- 

tung der Hochschularbeit sind dierende als die GEW, so sind 

die Gründe dafür, daß der DGB vielfach Kolleglnnen, die bereits 
während ihrer Erwerbstätigkeit 

an den Hochschulen kein Bein einer Gewerkschaft beigetreten 

an die Erde bekommt. sind, über den zweiten Bil- 
dungsweg an die Hochschulen 

gelangt. Zudem kommen Studierende häufig über ihre 
"Nebenjobs", z.B. in der Gastronomie, dazu, sich gewerk- 
schaftlich zu organisieren. 

Eine Zusammenarbeit der Einzelgewerkschaften im 
Hochschulbereich, 2.B. die Durchführung gemeinsamer 
Veranstaltungen, findet, wenn überhaupt. nur auf Initiative 
einzelner statt. Der Versuch. die Studierendenarbeit an 
den Hochschulen als Gemeinschaftsaufgabe des DGB in 
der Trägerschaft der GEW festzuschreiben, scheiterte bis- 
lang. Die institutionelle Absicherung für eine solche Ge- 
meinschaftsaufgabe, z.B. eine Fachgruppenarbeit aller 
gewerkschaftlich organisierten Studierenden, fehlt völlig. 
Die Animositäten der Gewerkschaften untereinander, aber 
vor allen Dingen das fehlende Verständnis für die große 
Bedeutung der Hochschularbeit sind die Gründe dafür, 
daß der DGB an den Hochschulen kein Bein an die Erde 
bekommt. 

Versagen die Gewerkschaften? 
Läßt sich für die Personengruppe der Studierenden die 

viel zu kurze Sichtweise vieler Gewerkschaitsfunktionäre, 
Investitionen in Studierende lohnten sich nicht, noch kopf- 
schüttelnd zur Kenntnis nehmen, wird dies für die Berei- 
che wissenschaftlicher Mittelbau und ~rofessorlnnen- 
schaft gänzlich unverständlich. Stillschweigend und aus- 
schließlich mit wehmütigem Blick auf die Vergangenheit 
wird zur Kenntnis genommen, daß GEWIÖN-Listen für die 
Personalratswahl nicht mit Leben gefüllt werden können. 
Die Listen werden entweder überwiegend mit nicht ge- 
werkschaftlich gebundenen Mitgliedern aufgestellt, oder 
es haben sich so wenige bereit erklärt zu kandidieren, daß 
eine Listenbildung gar nicht zu Stande kommt. Auch und 
gerade an den Hochschulen hat sich bei vielen engagier- 
ten Gewerkschafterlnnen der Rückzug in das häufig zitier- 
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te "Private" vollzogen. Es bleibt jedoch unverständlich, 
warum die GEW diesen Verlust nicht als Chance für einen 
Neubeginn durch Neuanwerbung und gesteigerte Attrakti- 
vität an den Hochschulen nutzt und damit eine strategi- 
sche Option verspielt. Ein Grund mag darin liegen, daß 
den älteren Gewerkschaftsfunktionärlnnen nach dem 
Wegfall der einstigen "Kampfgefährtlnnen" die Kraft zur 
Fortführung der damaligen Ziele fehlt. 

Versagen die Gewerkschaften in der Hochschulpolitik? 
Wir meinen, ja. Den Gewerkschaften fehlt der Mut, Farbe 
zu bekennen und die Hochschulen als strategische Zu- 
kunftsoption anzunehmen. Lieber beklagen sie sich über 
Massenaustritte und zeigen sich überrascht, daß in den 
Technologiezentren der Republik die gewerkschaftliche 
Organisationsquote vielfach unter zehn Prozent liegt. Das 
ist in doppelter Hinsicht fatal. Zum einen fehlen den Ge- 
werkschaften die Mitglieder, um wirkungsvoll ihre Positio- 
nen und ihren Einfluß an Hochschulen geltend zu machen. 
Zum anderen sinken die Möglichkeiten der Gewerkschaf- 
ten, die Entwicklung von Ökonomie und Gesellschaft, von 
neuen Technologien und verändertem Arbeitsmarkt aktiv 
zu gestalten. Sicherlich sind die Ursachen für die Schwä- 
che der Gewerkschaften nicht nur bei ihnen selber zu su- 
chen. Bequemer, einfacher und sicherlich auch berechtigt 
wäre es anzuführen, daß gerade die Gewerkschaften ex- 
trem unter der zunehmenden Individualisierung der Ge- 
sellschaft - geringer Organisationsgrad -, der explodieren- 
den Arbeitslosigkeit und dem daraus folgenden Druck der 
Wirtschaft zu leiden haben. Die rechtskonservative Regie- 
rung hat ein übriges zur deutlichen Verschlechterung der 
gewerkschaftlichen Machtposition getan. Aber auch die 
erschwerten Rahmenbedingungen können eines nicht 
verhehlen: Der Ursprung der gewerkschaftlichen Ver- 
säumnisse liegt im gewerkschaftlichen Beharrungsvermö- 
gen, sich an die Vergangenheit zu klammern und die Zu- 
kunft zu verschlafen. 

Die Gewerkschaften können aus den beschriebenen 
Gründen ihre Rolle in dem Prozeß der Transformation zwi- 
schen Wissenschaft und Gesellschaft bei weitem nicht in 
dem Maße wahrnehmen, wie sie es eigentlich müßten - 
und wie es die Hochschulen auch dringend benötigten. 
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gendlichen an einer Ausbildung im dualen System als vor- 
wiegende Ursache für diese Krise verantwortlich gemacht 
wurde (Attraktivitätsverluste der Ausbildung), so hat sich 
spätestens seitdem auch in den alten Bundesländern Jahr 
für Jahr weniger Ausbildungsplätze angeboten werden, 
auch hier die Frage der Kosten und Finanzierung in den 
Mittelpunkt der Debatten gedrängt. In den neuen Bundes- 
ländern, in denen mit Beginn der Einführung der „freien 
Marktwirtschaft" nahezu schlagartig die Anzahl der Ausbil- 
dungsplätze die Nachfrage nicht decken konnte, wurde 
dies für einige Zeit lediglich als Anpassungsproblem wahr- 
genommen, und die auch im Westen erkennbaren Krisen- 

) symptome damit verdrängt. Mittlerweile ist die strukturelle 
Krise in Ost und West zwar unstrittig erkennbar, die Ursa- 
chen für diese Entwicklung werden jedoch kaum wahrge- 
nommen. und die politischen Reformen, die an diesen Ur- 
sachen ansetzen könnten, bleiben auf der Strecke. 

Flickschusterei in Form immer neuer Sonderprogram- 
me (Ost und West) ist neben die immer wirkungsloseren 
Appellen an die Unternehmer und Jugendlichen an die 
Stelle von notwendiger politischer Gestaltung getreten. 
Das Ergebnis ist, sehenden Auges die Krise in Kauf zu 
nehmen. Denn mittlerweile wird von allen Experten aner- 
kannt, daß die Zeit überreif ist, steuernd einzugreifen. 
Schließlich erleben wir aktuell: was mit Mühe und Anstren- 
gungen in einzelnen Betrieben an neuen Ausbildungsplät- 
Zen erreicht werden konnte, wird durch das Fehlverhalten 
anderer Betriebe sofort wieder zunichte gemacht. Im Zu- 
sammenhang mit dem Bündnis für Arbeit fordert die IG 
Metall schließlich auch von den Arbeitgebern eine verbind- 
liche Zusage nach Neueinstellungen. Diesbezüglich ha- 
ben die Arbeitgeber und deren Spitzengremien in der Ver- 
gangenheit oft genug herumgejammert, daß sie über keine 
verbindlichen Instrumente verfügen bzw. keine Direktions- 

* die Finanzierung hat durch einen Fonds zu erfolgen 
und 

die Einrichtung einer paritätisch besetzten Kommission 
aus Arbeitgebern und Gewerkschaften tut not. 

Bei der Vorlage der „Eckpunkte für eine solidarische 
Finanzierung der Berufsausbildung" im November 1995 
haben die gewerkschaftlichen Berufsbildungsexperten 
keineswegs nur alte Rezepte aus der Schublade gezogen. 
Eingegangen sind aber sowohl die aktuelle Problemstel- 
lung und praktisch erprobten Erfahrungen der gesetzli- 
chen Finanzierungsregelung in Frankreich und Dänemark 
als auch die seit 20 Jahren erprobte tarifliche Regelung in 
der Bauwirtschaft. 

Die beiden Eckpfeiler einer grundlegenden Reform der 
beruflichen Erstausbildung - gerechte Finanzierung durch 
alle Betriebe und Verwaltungen und attraktive, zukunftsori- 
entierte Berufsbilder mit gleichberechtigten Zugangswe- 
gen zur Weiterqualifizierung - werden nur gegen den Wi- 

gewalt über die betriebliche Eigentumsordnung haben. 
Genau mit diesem Desaster sind wir im Bereich der Be- 
rufsausbildung konfrontiert: Jeder Betrieb entscheidet für 
sich, ob er sich an das gegebene Versprechen gebunden I 
fühlt oder nicht. Die Unternehmer sind also in ihrem eige- 
nen Dilemma verstrickt. 

Ohne Reformen der beruflichen Finanzierung 
sind die Probleme nicht zu lösen 

Im Bundesverfassungsgerichtsurteil aus den 80er Jah- 
ren wird bezogen auf staatliche Eingriffe ausdrücklich fest- 
gestellt, „daß die gesellschaftliche Gruppe der Arbeitge- 
ber diese Aufgabe nach Maßgabe ihrer objektiven Mög- 
lichkeiten und damit so erfüllt, daß grundsätzlich alle aus- 
bildungswilligen Jugendlichen die Chance erhalten, einen 
Ausbildungsplatz zu bekommen." Und es heißt weiter: 
„Dies gilt auch dann, wenn das freie Spiel der Kräfte zur 
Erfüllung der übernommenen Aufgaben nicht mehr ausrei- 
chen sollte." Wir stellen heute fest: Das freie Spiel funktio- 
niert in Sachen Ausbildung erneut nicht. 

Es bleibt dabei: Die Unternehmer sind nicht in der 
Lage, genügend qualifizierte Ausbildungsplätze anzubie- 
ten. Das sind sie 1995 nicht gewesen, und sie waren es 
vor 100 Jahren nicht. Bereits 1919 stellte der Allgemeine 
Deutsche Gewerkschaftsbund in einem Statut zum Lehr- 
stellenwesen fest: 

die Großindustrie bildet nicht genügend aus; 
die Zuständigkeit der Innungen ist aufzuheben; 
es sind Zwangsmaßnahmen zur Einstellung von Lehr- 

lingen vorzusehen; 
die Einrichtung von Sammellehrwerkstätten ist notwen- 

dig; 
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die gesellschaftliche Realität. Die Indikatoren sind vielfäl- 
tig. Sie reichen von Einschnitten bei den BAföG-Leistun- 
gen bei Studierenden bis zu einer Verjüngung der Sozial- 
hilfeempfänger. Die Bildungsreform der 70er Jahre wird 
ausgebremst, und besonders alarmierend ist, daß die Job- 
mentalität bzw. Befristung von Arbeitsverhältnissen mit der 
Folge zunimmt, daß das gesicherte Normalarbeitsverhält- 
nis mehr und mehr erodiert. 

Dies alles ist eigentlich nichts Ungewöhnliches, denn 
derartige Entwicklungen haben etwas mit dem ganz nor- 
malen Kapitalismus zu tun. Das heißt, die Spielregeln kapi- 
talistischer Gesellschaft bestimmen sich über den Aus- 
tauschprozeß. Als Gegenleistung für die Ware Arbeitskraft 
und ihre bestmögliche Verwertung - und auch nur dann - 
wird Lohn und Gehalt bezogen. Insofern kommt am Beginn 
des Berufslebens der Qualifizierung nach wie vor beson- 
dere Bedeutung zu. Sie entscheidet maßgeblich darüber, 
ob manlfrau sich auf der Sonnenseite oder der Schatten- 
seite der Gesellschaft befindet. Im Sinne der Ausdifferen- 
zierung von gesellschaftlichen Prozessen ist nunmehr das 
Bedeutende, daß infolge der sozialen Polarisierung immer 
mehr auch junge Menschen zu den Randbelegschaften 
degradiert werden. Unsichere und prekäre Arbeitsverhält- 
nisse führen zu einer labilen Existenz, die eben auch nur 
eine zerstückelte Lebensplanung zuläßt. Die Betroffenheit 
der Ausgrenzung ist somit nicht dauerhaft, sondern eine 
teilweise gesellschaftliche Integration findet statt. Krisener- 
fahrungen erscheinen als normal und unveränderlich. Da- 
mit ist im Hinblick auf die gewerkschaftliche Mobilisie- 
rungsfähigkeit natürlich auch ein Dilemma gegeben. 

Derartige Entwicklungen haben etwas damit zu tun, 
daß es den Herrschenden gelungen ist, ihre Zukunftsbilder 
zu verfestigen, wie die absolute Dominanz von Konkur- 
renzmechanismen und die Leistungsideologie als herr- 

derart eng, daß Entscheidungen an einem Standort auto- 
matisch Reaktionen an anderen Standorten nach sich zie- 
hen. Wenn etwa ein solcher Konzern in einem ausländi- 
schen Produktionsstandort eine dritte Schicht oder die 
Samstagsarbeit einführt, dann geraten die Arbeitnehmer 
des Standortes hier unter direkten Zugzwang. Bezogen auf 
die allseits propagierte Standortdebatte heißt das nichts 
anderes, als daß der Konkurrenzkampf in eine Konkurrenz 
der Völker untereinander verwandelt wird. Es geht darum, 
den jeweiligen Standort schlank und fit für den Weltmarkt 
zu machen. Dies hat natürlich auch Folgen für die Berufs- 
ausbildung und damit für die Zukunftsinteressen junger 
Menschen. Die Ausbildung wird als betriebswirtschaftli- 
cher Ballast und unproduktive Dienstleistung abgeworfen. 

W ann ist eine Gesellschaft 
liberal?" fragt sich K.O. 

!! Hondrich im Merkur (12195, 
S. 1073-1083). Gleich der Untertitel 
verrät uns, womit wir es hier eigent- 

und äußere Offnungen sind ange- 
bracht? Wieviel Zuwachs an beiden 
kann sie in einer bestimmten Lage 

Liberalität als Gnade 
der U berlegenen und Zeitspanne verkraften?" (S. 

1073) 
Ein „Maximum an Freiheiten" (S. 

1073) könne nicht die Antwort bzw. 
lich zu tun haben, nämlich mit der oder K.O. Hondrich als Wegbereiter 

eines umfassenden Mehrheitsschutzes Fortsetzung des Hondrichschen 
Mehrheitenschutz-Projektes: „Zum 
Verhältnis von Mehrheiten und Min- 

die Lösung sein. Liberalität beruhe 
„auf einer Art Balance zwischen 
Mehrheits- und Minderheitenbe- 

von Dieter Rudolf Knoell* 
derheiten". 

Hondrich beginnt in der Manier 
Max Webers: „Liberalität: darunter 

langen". die .in beiden Richtungen 
gestört werden" könne: .,einerseits 
durch Einschnüren von Freiheits- sei eine Haltung verstanden, die 

auch andere Lebensformen und 
Wahrheiten zuläßt als die eigenen. 

rechten nach innen und gesellschaft- 
liche Schließung nach außen - so 
verschieben sich die Gewichte 

Kritische Intellektuelle 
als Feinde der Liberalität 

Nun, man vermutet es schon -: 
„elitäre Illiberalität" (S. 1079) und ei- 
nen „Sonderstatus der Intellektuellen 
- als Bildungsobrigkeit, über dem 
Volk - und eine besondere Funktion 
der Wahrheitskontrolle" (S. 1080f.). 
Seit Schelskys Zwangs- bzw. Wahn- 
vorstellung von „Klassenkampf und 
Priesterherrschaft der Intellektuellen" 
(München 1977) scheint diese These 
zum Marschgepäck eines jeden sich 
kontinuierlich nach rechts bewegen- 
den Intellektuellen zu gehören. Und 
in der Tat sieht Hondrich in den (noch 
verbliebenen) kritischen Intellektuel- 
len denn auch geradezu den eigentli- 
chen Feind einer wahrhaften Liberali- 
tät: „Die Liberalität der Intellektuellen 
hat mit der Gesellschaft nicht Schritt 
gehalten. Noch einmal verkürzt: libe- 
rale Gesellschaft, illiberale Intellektu- 
elle" (S. 1077). 

Liberale sind nämlich jene, die, 
auch verkürzt, aber wohl nicht allzu 
sehr. mit den herrschenden Verhält- 
nissen vollauf zufrieden sind. Die in- 
tellektuellen Nörgler hingegen sind 
die gleichsam natürlich Verbündeten 
ethnischer Minderheiten. Beide 
scheinen sich nicht selten in einem 
gewissen Fundamentalismus zu tref- 
fen (im einen Fall einem politischen, 
im andern einem religiösen). 

Wo es allerdings die bösen (antili- 
beralen) Intellektuellen gibt, da muß 
es auch die guten (liberalen) geben. 
Sind die einen Verfechter der Erzie- 
hungsdiktatur und Sachwalter der 
'Political Correctness', so die andern 
Anwälte der liberalen Demokratie und 

Raubbau bei der Berufsausbildung 
Seit Ende der 80er Jahre erleben wir einen giganti- 

schen Abbau betrieblicher Bildungsangebote. Ausbil- 
dungsstandorte werden unwiderruflich plattgemacht, Aus- 
bilder werden vorzeitig in den Ruhestand oder in die Pro- 
duktion geschickt. Alleine die Ausbildungsleistung in der 
Metall- und Elektroindustrie wurde im letzten Jahrzehnt 
halbiert. Das heißt, die frühere Ausbildungsquote lag im 
Schnitt zwischen 7 und 8% und ist nunmehr auf 3 bis 4% 
abgesackt. Überhaupt bilden von den derzeit 1,6 Millionen 
Betrieben gerade mal ein Drittel aus. Nur 15% aller Auszu- 
bildenden werden von Großbetrieben eingestellt. 

Daß die Kleinbetriebe bzw. das Handwerk in weitaus 
größerem Maße ausbildet als die Industrie, ist nichts Neues 
und hat eine einfache Erklärung. Die Nettokosten für Aus- 
bildung sind gleich Null, die erforderlichen Ausgaben für 
Ausbildung durch den produktiven Beitrag der Auszubil- 
denden kompensiert, wenn nicht sogar überkompensiert. 

Und es ist skandalbs, daß dieses duale Berufsbil- 
dungssystem Jahr für Jahr Jugendliche ohne Qualifizie- 
rung in die Arbeitswelt entläßt, konkret jederljede Zehnte 
eines Jahrgangs. In der Summe sind derzeit eine Million 
Jugendliche unter 25 Jahren ohne jeglichen Berufsbil- 
dungsabschluß dem Heuern und Feuern ausgesetzt. 

Besonders kraß stellt sich die Situation in den neuen 
Bundesländern dar. Obwohl uns immer wieder Erfolgsmel- 
dungen vorgegaukelt werden, wird jeder zweite Jugendli- 
che in diesem Jahr das Ziel einer betrieblichen Berufsaus- 
bildung nicht realisieren können. Statistisch ist natürlich al- 
les klar, die Kartei ist bereinigt. So sind die Betroffenen in 
Warteschleifen abgedrängt. Besonders skandalös ist, daß 
in den neuen Bundesländern mittlerweile zwei von drei 
Ausbildungsplätzen aus Steuermitteln bezahlt oder zumin- 
dest mitfinanziert werden. Mit sogenannten Feuerwehrpro- 
grammen wird versucht, die versprochenen „blühenden 
Landschaften" herbeizukaufen. Die Strategie der Unter- 
nehmer ist sichtbar, auch im Westen. Sie wollen die Kosten 
der beruflichen Bildung mehr und mehr an den Staat dele- 
gieren. Also dorthin, wo ja auch die nicht mehr benötigten 
Arbeitskräfte abgeliefert werden. 

Von einer Gesellschaft sagen wir, sie 
sei liberal, wenn Mehrheiten und Min- 
derheiten sich gegenseitig respektie- 
ren. Ein politisches System soll liberal 

zugunsten von Mehrheitsvorstellun- 
gen; andererseits durch die gegen- 
teilige Bewegung, also erweiterte in- 

genannt werden, wenn Minderheits- 
meinungen nicht nur rechtlich ge- 

nere Freiheiten und Öffnung nach au- 
ßen - so werden Minderheiten be- 
günstigt und Mehrheiten verunsi- 
ehert. Liberalisierung, sofern forciert, 

schützt, sondern auch als Opposition 
institutionalisiert und damit als Alter- 
nativen zur herrschenden Meinung 
angesehen sind." 

kann sich als Bumerang erweisen ..." 
(S. 1075). 

Hondrich scheint quasi 'system- 
Die Angst der Mehrheit theoretisch' (als eine Art naturgesetz- 

liches Faktum) immer schon voraus- 
zusetzen, was jeweils empirisch erst 

vor der Minderheit 
Moderne Gesellschaften, meint 

auch Hondrich, brauchten, um nicht 
zu erstarren. das Fremde, das Ande- 

einmal zu untersuchen bzw. festzu- 
stellen wäre: die Existenz einer (zu- 
mindest latent) freiheits- und frem- re. „Und sie brauchen die Einsicht, 

daß sie das Andere brauchen, auch 
wenn es nicht gefällt" (S.1073). Die 

denfeindlichen Mehrheit 
Warum eigentlich müssen die von 

Hondrich erwähnten Mehrheiten sich 
von der 'liberalen Dynamik' verunsi- 
chert fühlen? Ist es nicht vielmehr 
häufig so. daß selber recht kleine 
Minderheiten den Mehrheiten solche 

Warum eigentlich 
müssen die von 
Hondrich erwähnten 
Mehrheiten sich von 
der 'liberalen 
Dynamik' verunsicherl 
fühlen? 1st es nicht 
vielmehr heufig so, 
da8 selber recht 
kleine Minderheiten 
den Mehrheiten 
solche Gefühle 
nahezulegen, um 
damit ihre eigene 
Herrschaft zu 
sichern? 

„Nur gesetzliche Regelungen schende .Lösungskonzepte". 
Insofern hinterlassen der „Risi- 

schaffen Verbindlichkeit und den kokapitalismus" ~ Z W .  die „Zwei- 

Rede von der 'institutionalisierten Op- 
position' deutet nun freilich bereits 
darauf hin, daß das 'Andere' eventuell 

Jugendlichen Sicherheit. Unsere Drittel-Ge~ell~chaft" Spuren. Die 
Dimension der Wende, auf die 

Forderungen bleiben akutell: die Banner Architekten hinaus- 

aber doch nur dann geduldet wird, 
wenn es (annähernd) das Gleiche ist; 
das Fremde nur dann, wenn es sich Gefühle nahezulegen, um damit ihre 

eigene Herrschaft zu sichern? 
Die (mögliche oder faktische) In- 

Ausbildunas~flicht und Beteili- wollen, läßt sich erst jetzt so dem eigenen annähert, angleicht. Die 
Statik des Gesellschaftsgebäudes 
scheint bedroht, wenn das Andere 

- .  
richtig erahnen, angesichts des gung aller Betriebe an der Finan- Debakels, „s die Initiative .ei- 

zier~ng.‘' (Klaus Zwickel) nes Bündnisses für Arbeit" er- 
strumentalisierung von Mehrheitsge- 
fühlen und -meinungen durch einfluß- 
reiche Minderheiten problematisiert 

wirklich anders ist und das Fremde 
fremd bleibt. Hondrich: „Die 'Dyna- 
mik der Liberalität' kennt keine Gren- 
zen. So weckt sie Ängste und Ab- 

- .  
fahren mußte. Spätestens seit 

Wegfall der Systemkonkurrenz bedarf der Kapitalismus 
keiner „sozialenn Dimension mehr. Der sogenannte Klas- 
senkompromiß, mit dem besonderen sozialstaatlichen Mo- 
dell Deutschland, wird aufgekündigt. 

Hondrich freilich nicht; sie scheint 
kaum auch nur entfernt in seinen 
Blick zu geraten. Erscheint die 
Problematik einmal, so wird sie um- 

wehrreaktionen derjenigen, die sich in 
ihren gewohnten Grenzen, Interes- 
sen, Identitäten bedroht fühlen" (S. 
1073). 

Seit geraumer Zeit bemüht Hond- 
rich sich um eine Markierung der 

gehend ins Schattenreich der sozia- 
len Phantasien verwiesen und als 
obsolete Manipulationsthese verwor- 

Globalisierung greift um sich 
Den wirtschaftlich Mächtigen geht es dabei darum, die 

Strukturen von Grund auf umzukrempeln. Der technische 
und organisatorische Wandel nimmt dabei neue Dimensio- 
nen an. An die Stelle punktueller Rationalisierungen in Be- 
trieben und Büros tritt die umfassende Umwälzung von Ar- 
beitsprozessen und Wertschöpfungsketten. So ist es das 
erklärte Unternehmensziel zum Beispiel der Siemens AG, 
zu einer 30prozentigen Produktivitätssteigerung in nur drei 
Jahren zu 'kommen. Das heißt vor allem, daß die gleiche 
Anzahl von Produkten mit einem Drittel weniger Menschen 
hergestellt wird. Kein Wunder, daß die Bundesanstalt für 
Arbeit feststellen muß, daß trotz Wirtschaftswachstum im 
vergangenen Jahr kein Rückgang an Arbeitslosigkeit ein- 
getreten ist. Die Vernetzung von Produktionsstandorten, 
vor allem bei multinationalen Konzernen, ist mittlerweile 

fen: „Die Mehrheit wird als unbe- 
schriebenes Blatgesehen, das von 
politischen, Wirtschafts- und Mei- 

Grenzen eines liberalen politischen 
Systems. im Sinne einer Entlastung 
der Mehrheit. die zwar Oppositio- nungsführern mit deren jeweiligen 

Interessen und Identitätsvorstellun- 
gen beschrieben wird; eine eigene 
kollektive Moral als conscience 

Strukturkrise und Flickschusterei 
Seit Beginn der 90er Jahre steckt die berufliche Er- 

stausbildung in der BRD in einer tiefen Krise. Die rückläufi- 
gen Zahlen der jährlich neu abgeschlossenen Ausbil- 
dungsverhältnisse, die von 1986 bis 1994 unvermindert 
angehalten haben, sind Ausdruck, aber nicht Ursache die- 
ser Krise. Die Diskussion über die Gründe dieses Rück- 
ganges während der letzten Jahre zeigt dies mit aller Deut- 
lichkeit. Während bis zu Beginn der Jahre 1991/92 noch 
nahezu ausschließlich das nachlassende Interesse der Ju- 

nelles ertrage, wenn es institutionali- 
siert sei, angesichts eines chaoti- 
schen Fremden jedoch überfordert 
sei. (Vgl. meinen Beitrag 'Lehrmeister 
Hondrich als Volks-Schüler' in: 
Lohmann (Hrsg.), Extremismus der 
Mitte, F.a.M. 1994, S. 144-167) So 

collective hätte sie demnach nicht" 
(S. 1080). Eine Manipulation der 
Mehrheit durch interessierte herr- 
schende Minderheiten gibt es also 
offenbar doch nicht? Das ist be- 
ruhigend. Was aber gibt es stattdes- 
Sen? 

fragt er denn nun auch wieder: „Wie- 
viel Liberalität ist für eine Gesellschaft 
erträglich? Wieviel innere Freiheiten * Dr. Dieter Rudolf Knoell, 

Pro$ für Ästhetik an der Hochschule für Kunst und Design in Halle 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 89, 1996 
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A m 23. April 1996 ist unmittelbar vor der letzten 
Kanzlerrunde zum „Bündnis für Arbeit" die Exper- 
tenrunde mit Vertreternlinnen der Bundesvereini- 

gung der Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften zum 
Thema „Bündnis für Ausbildung" ergebnislos auseinan- 
dergegangen. Ergebnislos jedoch lediglich insofern, als 
keinerlei gemeinsame Verabredungen aller Beteiligten für 
dringend erforderliche Reformen der Berufsausbildung 
zustandegekommen sind. Ein Ergebnis stand jedoch of- 
fensichtlich schon vor dieser Zusammenkunft fest: Die 
Bundesregierung hält auch und gerade im Ausbildungs- 
bereich an ihrer Politik der Deregulierung und der „Gegen- 
reform" unzweideutig fest. 

Als Rüttgers im Januar sämtliche Positionen der Arbeit- 
geberverbände nahezu auf Punkt und Komma zum Pro- 
gramm erhob und den zentralen Eckpunkt der IG-Metall- 
Forderung im Bündnis für Arbeit, einen Lastenausgleich 
zwischen ausbildenden und nichtausbildenden Betrieben, 
rigoros ablehnte, wurde erneut bestätigt: Ungeachtet aller 
amtlichen Zahlen (die den Rückgang der Ausbildungs- 
plätze bei steigender Nachfrage auf über 700.000 bis zum 
Jahr 2005 und ebenso steigender Jugendarbeitslosigkeit 
monatlich und Jahr für Jahr erneut belegen), vertraut die 
Bundesregierung allein dem Versprechen der Arbeitge- 
berverbände, in den nächsten Jahren wieder mehr auszu- 
bilden als bisher. 

Die Arbeitgeberfunktionäre waren Anfang April jedoch 
überraschenderweise insofern in einer etwas mißlichen Si- 
tuation, daß trotz aller bereits zugesagten und eingeleite- 
ten Maßnahmen (Verschlechterung der Arbeitszeit beim 
Berufsschulbesuch, Außerkraftsetzung der Ausbiidereig- 
nungsverordnung, Einführung sogenannter ,.theoriege- 

"Bündnis für Ausbildung" sachrationaler Politik, die jeweils das 
Nötige und Machbare unterstützen. 

nen nämlich, „die aus einem Kon- 
senswinkel ausscheren" und „ver- 
pönte Assoziationen und Verbunden- 
heits- und Grenzgefühle, die vermut- 
lich von der Mehrheit der Menschen 
geteilt werden, zur Sprache bringen" 
(S. 1079) - einer, im Falle des Botho 
Strauß, nicht zufällig extrem kitschi- 
gen Sprache übrigens. Im Kreis un- 
serer Helden der Abweichung (vom 
intellektuellen Konsens) und der An- 
näherung (an die Mehrheitsgefuhle) 

I 

finden wir naturlich Enzensberger, 
Walser, Biermann. Und es darf der 
(gleichfalls verfolgte) „unbotmäßige 
Botho Strauß" eben auch nicht fehlen. 

Warum werden unsere Helden so 
gnadenlos verteufelt und verfolgt? Ja 
nun, der ganze üble Rest von rnehr- 
heitlich mit Minderheiten sympathi- 
sierenden lntellektuellen möchte sie 
natürlich zum Schweigen bringen, 
denn Gefahr ist im Verzug: „Das Volk 

Das sieht dann z.B. so aus (daß wir bereits gescheitert? es bei Hondrich mit einem herausra- 
genden Vertreter der zweiten Gruppe 
zu tun haben, dürfen wir ja vorausset- von Reinhard Hahn und Thilo Kämmerer* 

zen): „Es geht darum, die Politik ge- 
sellschaftlicher Öffnung als Ver- 
suchs-Irrtums-Lernen geschmeidig 

\ 

\ 

P.. . war 

:hos und 

zu halten, sie von Fall zu Fall zu brem- 
deutig auch zum Ziel, der Bundesregierung für ihr Nicht- 
handeln Entlastung zu verschaffen. Weder in Fragen der 
Arbeitszeit noch bei Urlaubsregelungen und schon gar 
nicht bei den Ausbildungsvergütungen hat Rüttgers Hand- 
lungskompetenz, und die politischen Forderungen waren, 
wie oben schon erwähnt, bereits im Januar zugesagt bzw. 
erfüllt. 

Sen oder zu beschleunigen. Dazu ge- 
hört, daß es funktionierende und legi- 

lyiforrnatlonsgesei~sc~ft timierte Bremsen gibt, die von den 
demokratischen Parteien, mal von 
der einen, mal von der anderen, ge- 
zogen werden. Im Hinblick auf Betei- 
ligung an Militärinterventionen 
scheint dieser Mechanismus der Risi- 
kothematisierung und -begrenzung 
sich einzuspielen" (S. 1076). Gegen- 
wärtig wäre da entsprechend dann 
wohl eher von legitimiertem Gasge- 
ben zu sprechen. 

Gießkannenprinzip 
Als kleines ,,TrostpflasterM für die ausbildungsplatzsu- 

chenden Jugendlichen blieb lediglich das von Rüttgers 
angekündigte erneute Sonderprogramm für die fünf neuen 
Länder. Wie klein dieses Trostpflaster ist, wird deutlich 
daran, daß auch im Jahre 1996 keinerlei grundlegende 
Veränderung gegenüber den vergangenen Jahren einge- 
schlagen wurde: Die Bereitstellung einer Summe X für eine 
gewisse Anzahl öffentlicher vollfinanzierter Ausbildungs- 
verhältnisse und der wiederkehrende Hinweis. daß es sich 
um eine einmalige/letztmalige Sondermaßnahrne handele. 
Diese bereits bei der Erstauflage öffentlicher Sonderpro- 
gramme 1990/91 gemachte Ankündigung, nach späte- 
stens drei Jahren müsse „die 
Wirtschaft" ihrer Verantwortung 

Hondrichs Intervention zugunsten könnte sie hören!" (S. 1079). Ach. 
einer realistischen Militärpolitik fügt gibt es denn irgend jemanden. dem 
sich so reib~ngslos in sein Konzept es gelange, diese La~rsprecner zu 
wie diejenige gegen die das Volk be- 
vormundenden linken Intellektuellen. 
Seinem Buch 'Lehrmeister Krieg' ließ 
sich ja ohnehin bereits entnehmen, 
daß die breite Mehrheit in Ausnahme- 
situationen am besten bzw. noch am 
ehesten lernt, in Katastrophen und 
Kriegen. Und da Hondrich als 
Sprachrohr der 'schweigenden Mehr- 
heit' auftritt, muß er jenem Ausnahme- 
zustand auch Positives abgewinnen 
können, der diese gegebenenfalls zu 
fundamentalem Umdenken zwingt. 
Jene intellektuelle Elite, die noch im- 
mer nicht bereit sei, darauf zu ver- 
zichten, als Lehrmeister der Massen 
aufzutreten, erklärt der soziologische 
Lehrmeister ja für vollständig delegiti- 
miert - obgleich sie im Vergleich mit 
Kriegen und Katastrophen vielleicht 
doch das kleinere Übel wäre. 

überhören? Und wer könnte, bitte- 
schön, einen Biermann übertönen? 
Also, die ganze These hat etwas Ko- 
misches. 

Sie ist aber zudem auch noch 
ziemlich absurd, denn was erführe 
das Volk von ihnen, was es nicht 
schon wüßte? Die Sprachrohre und 
Lautsprecher der 'schweigenden 
Mehrheit' können weder so bedroh- 
lich noch so bedroht sein, wie Hond- 
rich suggeriert, wenn ihr ganzer Ehr- 
geiz darin zu bestehen scheint. 'dem 
Volk' zu sagen, was dieses bereits 
selber denkt und sagt. (Daß der elitä- 
re rechte Radikalismus Strauß' hier 
ein Sonderfall ist, scheint mir aller- 
dings evident. Der artistische Solitär 
als Künder des Kollektivbewußtseins 
ist eine zum Scheitern verurteilte Zir- 
kusnummer.) Endlich scheint die 
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wiederholt sich somit ungeach- 
tet aller strukturell negativen ist sichtbar, auch im Westen. Sie 
„~ebenwirkungen" (Verfesti- wollen die Kosten der beruf- 

dungszeiten etc.) und damit der weitestgehenden Erfül- 
lung ihrer Forderungen und Bedingungen vom Januar 
durch die Politik, die Halbjahresbilanz der angebotenen 
Ausbildungsplätze erneut rückläufig ist. gung außerbetrieblicher Ausbil- 

dungsstrukturen, für die die Un- 
lichen Bildung mehr und mehr 

ternehmen und Betriebe keiner- an den Staat delegieren. AISO AG Alternative Wirtschaftspolitik 
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Arbeitgeber geraten unter Druck 
Ais Anfang April Bernhard Jagoda, Präsident der Bun- . 

desanstalt für Arbeit (BA), erneut einen Rückgang des 
Ausbildungsplatzangebotes um 8% und einen Anstieg der 
Nachfrage um 7% bekanntgeben mußte, drohte die öffent- 
lich propagierte Trendwende bei den Ausbildungsverträ- 
gen erneut wie eine Seifenblase zu zerplatzen. Selbst die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) kommentierte: ,Das 
Lehrstellenversprechen wackelt" und wies auf den thürin- 
gischen Kultusminister Althaus (CDU) hin, der „als erster 
CDU-Politiker ... einen Ausgleich zwischen ausbildenden 
und nichtausbildenden Betrieben anregt." Sogar von einer 
„Ausbildungssteuer für die Drückeberger" war in diesem 
Kommentar auf Seite eins der FAZ zu lesen. 

Die Arbeitgeberverbände waren also insofern gefor- 
dert, beim Spitzengespräch „Bündnis für Ausbildung" 
Neues präsentieren zu müssen. Um ein Eingeständnis des 
eigenen Versagens zu vermeiden, entschieden sie sich für 
eine Politik des dreisten „Draufsattelns": Rückkehr zur 40- 
Stunden-Woche für Auszubildende, eine Woche weniger 
Urlaub als bisher, Streichung von Urlaubs- und Weih- 
nachtsgratifikation und zwei Jahre keinerlei Erhöhung der 
Ausbildungsvergütungen, dies sollten die zündenden Ide- 
en zur Schaffung neuer Ausbildungsplätze sein. 

Neben dem offenen Affront gegenüber den Gewerk- 
schaften, der damit in voller Kenntnis und absichtlich her- 
beigeführt wurde, hatte diese Vorgehensweise jedoch ein- 

- 
lei finanzielle Beiträge leisten 
müssen) mit geradezu bere- 

dorthin, wo ja auch die nicht 
chenbarer Regelmäßigkeit. mehr benötigten Arbeitskräfte Gisela Preuschoff 

DU UND ICH 
Beziehungsspiele 
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Michael Höhn 1 Monika Höhn 

Trotz dieser mittlerweile jähr- werden, 
lich jeweils dreistelligen Millio- 
nensumen, die in immer neuen Sonderprogrammen einge- 
setzt werden, ist das Ausbildungsplatzangebot in den fünf 
neuen Ländern gemessen an der Nachfrage auch heute 
noch so unzureichend wie unmittelbar nach dem Zusam- 
menbruch der DDR. 1995 kamen auf 100 Bewerber ledig- 
lich 49 Ausbildungsstellen, 1992 waren es immerhin 54, 
und nur im Jahr davor wurde mit 43 Stellen auf 100 Bewer- 
ber ein schlechteres Ergebnis erzielt. Ungeachtet aller hin- 
ter diesen Zahlen und tagespolitischen Aufgeregtheiten 
stehenden strukturellen und sozialen Verwerfungen und 
Umbrüchen verweigern sich die Arbeitgeber und die herr- 
schende Politik jeglicher weiterführender Reformpolitik. 

LEBENUNDSTERBEN 'schweigende Mehrheit' von einem 

Mit jungen Menschen sprechen Die positiven Intellektuellen Teil der schreibenden Minderheit das 

Br., 160 S.. DM 19,80, ISBN 3-89438-106-X der zu bekommen, was sie haben will: 
schweigenden Mehrheit Bestätigung, Zustimmung, Zunei- 

Politik & Lebenshilfe im Frühjahr '96 bei - - Wenn nun der völkische Antiintel- gung. 
' ~ ~ & B M / C ~ S S ~  lektualismus im Gewande des prag- Damit tun die gewendeten Intel- 
8 I U' matischen Liberalismus auftritt, so lektuellen ein gutes Werk, wie Hond- 

Über jede Buchhandlung oder direkt: 
Petersberzstr. 4.50939 Köln führt er, für alle Fälle, die positiven rich uns klarmacht: „Nur von Mehr- 

Tel. 0221 I 448545 & 446240. FAX 444305 (gewendeten) Intellektuellen gleich 
mit sich, jene also, welche (wie B. 

- -* Strauß) das Volk und das Soldaten- 
turn als positive Werte wiederentdek- 
ken oder wenigstens (wie Enzensber- 

! ger) den globalen Bürgerkrieg pro- 
phezeien. 

- 1 
Tatsdchlich tritt der soziologische 

Herold der Mehrheit zugleich als An- 
walt einer Minderheit (?) unter den 
deutschen lntellektuellen auf, von je- 

heiten, die sich in ihren Interessen 
und Identitäten im politischen Diskurs 
und Parteienspektrum verstanden 
und vertreten fühlen, ist die Liberalität 
zu erwarten, die, rechtlich-politisch 
institutionalisiert und tradiert, Minder- 
heiten auf die Dauer Schutz und Ent- 
faltungsmdglichkeiten sichert. Ohne 
Anerkennung von Mehrheiten. auch 
wenn man ihre Vorstellungen nicht 
teilt, ist Demokratie nicht zu haben - 

Ganz normaler Kapitalismus 
Ausbildungsplatznot und die Vernichtung beruflicher 

Perspektiven, einhergehend mit der sozialen Ausgren- 
zung von immer mehr jungen Menschen, kennzeichnen 

* Reinhai-d Hahn, Thilo Kiimtnerer, Abteilung Jcigerid beim Vorstcrrld der IG Metall. 
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Verhältnissen eher z.B. in der Automobil- oder Chemiein- 
dustrie als im Bereich des vorsorgenden Umweltschut- 
zes der Fall. 

Will man die Umlagefinanzierung zu einem Instrument 
entwickeln, das nicht nur das "Wieviel" der Ausbildung 
reguliert, sondern das - perspektivisch - auch einen Bau- 
stein zur Regulierung des "Wie" und "Was" der Produkti- 
on darstellt, so muß diese Debatte verknüpft werden mit 
anderen Politikfeldern: 

Wie könnte eine solidarische Ausbildungsfinanzie- 
rung an die notwendige Modernisierung, Neuordnung 

und Flexibilisierung von Berufs- 
bildern gekoppelt werden? 

Die regionalen Arbeitsmärkte im . Wie ließe sich der einzelbe- 

allgemeinen und die Qualifizie- triebliche Bedarf an "zukunfts- 
fähiger" Ausbildung erhöhen? 

rungsstrategien im besonderen Be„eht hierfür die Möglichkeit, 

könnten eine Klammer zwischen an regionalökonomischen Stär- 
ken anzusetzen, d.h. die unter- vorhandenen strukturpolitischen regionalen Pro- 

Ansätzen und einer zu entwik- duktionsschwerpunkte weiter- 
zuentwickeln, also "dynami- kelnden (regionalisierten) Indu- 
sche Bestandsentwicklung.. zu 

striepolitik bilden. betreiben? Welche strukturpoli- 
tischen Instrumente sind hierfür 
nutzbar, welche industriepoliti- 

schen Instrumente müßten entwickelt werden? Welche 
Rolle könnte der Bereich Ausbildung in einem Zukunftsin- 
vestitionsprogramm spielen? 

"Modularisierung" des Ausbildungssystems? 
Für eine flexible und innovative Produktion sind Quali- 

fikationen erforderlich, die die Erstausbildung im dualen 
System nicht leistet bzw. nicht leisten kann. Neben das 
notwendige Fachwissen treten Methoden- und Sozial- 
kompetenz als Schlüsselqualifikationen. Die Aufhebung 
der Trennung zwischen schulischer und betrieblicher 
Ausbildung, zwischen Aus- und Weiterbildung und zwi- 
schen Ausbildung und Berufsausübung ist eine Voraus- 
setzung für eine erhöhte Durchlässigkeit der gesell- 
schaftlichen Arbeitsteilung. 

Allerdings bleiben in dieser Diskussion um die Ver- 
zahnung von "Lernen" und "Arbeiten" oftmals die Hoch- 
schulen unberücksichtigt. Um die Spaltung von "Pla- 

(e: Es wird noch enger 1 
Ausbildungsstellen und Bewerber in Ost- und Westdeutschland 
jeweils im April 1 I I I I I I I I I 

, 

I I I I 
- Ausbildungsstellen - _  *bet!iebiiche Ausbildungsstellen; da,? - 1 

Z 

kommen derzeit rund q ooo n 

Bewerberlinnen außerbetriebliche Ausbildungsplätze 1 3 

nung" und "Ausführung" aufzuheben, die Zerschlagung 
der Erfolge der Bildungsexpansion und eine weitere ge- 
sellschaftliche Elitenbildung zu verhindern, ist jedoch die 
Einbeziehung der Hochschulen unerläßlich. Welche In- 
strumente könnten für eine Gleichwertigkeit von wissen- 
schaftsqualifizierender und berufsqualifizierender Ausbil- 
dung sorgen? Die Frage nach den Grenzen des dualen 
Systems kann man aber auch grundsätzlicher stellen: 
Weist nicht vielleicht eine "Modularisierung" des gesam- 
ten Ausbildungssystems, also eine Integration sämtlicher 
Aus- und Weiterbildungseinrichtungen und die Schaffung 
von den jeweiligen Bedürfnissen entsprechend frei kom- 
binierbaren "Bildungsbausteinen", in die richtige Rich- 
tung? 

Schaffung zukunitsfähiger Qualifikationsbedarfe 
Sozial-ökologische Reformstrategien haben nicht 

"nur" den quantitativen Abbau der Massenarbeitslosig- 
keit, sondern die Schaffung abgesicherter Beschäfti- 
gungsverhältnisse in ausgewählten Wachstumsfeldern 
zum Ziel. Mittel- und langfristig werden folglich Qualifika- 
tionen benötigt, für die heute - auch bei Förderung und 
Flankierung durch ein Zukunftsinvestitionsprogramm - 
auf dem ersten Arbeitsmarkt noch kein Bedarf besteht. 
Langfristige Planung ist hier kaum möglich; im besten 
Falle werden die künftigen Problemgruppen der regiona- 
len Arbeitsmärkte identifiziert, die dann quasi prophylak- 
tisch weiterqualifiziert werden. 

Um diesen Kreislauf gezwungenermaßen reaktiver Ar- 
beitsmarktpolitik zu durchbrechen, ist die Qualifizie- 
rungsfrage auch zu verknüpfen mit der im Crossover-Dis- 
kurs geführten Debatte um einen neuen gemeinwirt- 
schaftlichen Beschäftigungssektor, der als Alternative 
zum "zweiten Arbeitsmarkt" Beschäftigung im Bereich 
soziokultureller Dienstleistungen und ökologischer Pro- 
duktion anbieten soll: Die Nachfrage nach zukunftsfähi- 
gen Qualifikationen muß geschaffen werden, und sie wird 
nicht allein von der Privatwirtschaft ausgehen (können). 
Die regionalen Arbeitsmärkte im allgemeinen und die 
Qualifizierungsstrategien im besonderen könnten eine 
Klammer zwischen vorhandenen strukturpolitischen An- 
sätzen und einer zu entwickelnden (regionalisierten) In- 
dustriepolitik bilden. 

Die Durchsetzungschancen für einen sozial-ökologi- 
schen Umbau, dessen Bestandteil die Reformierung des 
Ausbildungssystems sein muß, scheinen sich jedoch um- 
gekehrt proportional zum wachsenden Problemdruck zu 
verhalten, wie der einleitend beschriebene von Arbeitge- 
bern und Bundesregierung initiierte "Klassenkampf von 
oben" überdeutlich zeigt. Anderthalb Jahrzehnte Rechts- 
regierung haben ihre Spuren hinterlassen, vor allem auch 
in der jungen Generation, die bislang keine Alternative 
zum Kohlkurs und sozialen Konkurs kennengelernt hat: 
Die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse sind denkbar 
schlecht. 

Ein umfassendes sozial-ökologisches Reformkon- 
zept, das nicht zwischen Detailfragen zerrieben wird, 
sondern verschiedene Lösungsansätze aufeinander be- 
zieht und grundsätzlich andere politische Ziele einer brei- 
ten Öffentlichkeit verständlich machen kann, ist notwen- 
dig, um überhaupt so etwas wie ein "Reformklima" in die- 
ser Gesellschaft schaffen zu können. Aufgabe der radi- 
kalreformerischen Linken ist es nun, ihre verschiedenen, 
analytisch und programmatisch relativ weit entwickelten 
Diskurse zusammenzuführen - zu einer in der Praxis 
durchsetzbaren und mehrheitsfähigen Alternative. 

und Liberalität für Minderheiten auch 
nicht" (S. 1083). 

Plädoyer für den Schutz 
der Mehrheiten 

Mit voller Kraft voraus werden da 
weit geöffnete Türen eingerannt. Die 
Mehrheiten sind in der parlamenta- 
risch-repräsentativen Demokratie ja 
immer schon eine überaus starke Kli- 
entel, die bedient und zufrieden ge- 
stellt werden muß, wenn man sich an 
der Macht halten will. Und seit Jahr- 
zehnten herrscht zumal in der Bun- 
desrepublik ein enormes Gedränge 
in der 'politischen Mitte', wo man die 
Mehrheit vermutet. (Auch die Fischer- 
Chöre der Grünen stimmen längst in 
diesen Cantus firmus ein.) 

Hondrichs emphatisches Plädoy- 
er für eine endlich zu leistende Aner- 
kennung der Mehrheiten, ihrer Inter- 
essen und Identitäten, steht insofern 
sozusagen auf verlorenem Posten, 
als das, was es herbeiführen mdchte, 
immer schon vorhanden ist. 

Wo so vehement Rechte der 
Mehrheit eingeklagt werden, welche 
diese längst hat und auch nicht zu 
verlieren droht, da wird eine Situation 
geschaffen, in der das Beschneiden 
von Minderheitenrechten (wie es be- 
reits stattfindet) zumindest als das 
kleinere Übel erscheint. 

Eben dies scheint denn auch der 
eigentliche Sinn und Zweck von 
Hondrichs aktuellen Interventionen 
zu sein. Sie fügen sich nahtlos ein in 
die vielfältigen Versuche der Konser- 
vativen, unter Berufung auf 'Gefühle 
der Mehrheit' Rechte von Minderhei- 
ten einzuschränken. (Typisch dafür 
waren die Attacken auf das Bundes- 
verfassungsgericht im Zusammen- 
hang mit dem Kruzifix-Urteil und dem 
'Soldaten-sind-Mörder1-Urteil, vgl. 
meinen Aufsatz in spw 5/95, S. 20- 
23.) 

Hondrichs Beantwortung der Fra- 
ge 'Wann ist eine Gesellschaft libe- 
ral?' liefert zugleich auch eine Ant- 
wort auf die Frage 'Wann ist ein So- 
ziologe konservativ?'. Genau dann 
nämlich, wenn er so argumentiert wie 
Hondrich in diesem Aufsatz. Hond- 
richs Argumentation ist das soziologi- 
sche Pendant zu den politischen 
Mehrheitenschutz-Vorstößen z.B. 
Schäubles und Stoibers. Daß die 
Rechte von Minderheiten von der 
Mehrheit zu garantieren sind, weil 
diese gerade in einer Demokratie 
dazu verpflichtet ist, entschwindet 
unterm Horizont der Hondrichschem 
Argumente den Blicken; jene erschei- 
nen vielmehr als eine Art Gnadener- 

weis. Minderheitenrechte werden so 
zum Luxus, den man sich einmal lei- 
sten kann und einmal eben (leider) 
auch nicht. 

Hondrich hält die Mehrheit ange- 
sichts der gewissermaßen 'ausufern- 
den' Minderheitenrechte für Überfor- 
dert. Die Mehrheit fühle sich sozusa- 
gen vernachlässigt. „Was Mehrhei- 
ten aufbringt, ist vermutlich nicht so 
sehr, daß es abweichende Minder- 
heiten gibt, als der Eindruck, sie lä- 
gen den Eliten mehr am Herzen als 
die Mehrheiten selbst; und darüber 
hinaus, daß Bildungs- und politische 
Eliten den Mehrheiten 'immer mehr' 
Unterstützung und Liberalität für 'im- 
mer mehr' Minderheiten ansinnen" (S. 
1076). 

Fiktive Mehrheiten als imaginäres 
Erpressungspotential 

Nun sieht es allerdings häufig da- 
nach aus, daß die Mehrheiten, auf die 
Teile der 'politischen Elite' sich beru- 
fen. um ihre eigenen Ziele (parteipoli- 
tische Ziele zumeist) zu erreichen, 
real gar keine Mehrheiten sind; sie 
sind eine fiktive Verfügungsmasse. 
ein imaginäres Erpressungspotential. 
-Wer erinnerte sich nicht, um nur ein 
typisches Beispiel herauszugreifen, 
der die angeblich verletzten Mehr- 
heitsgefühle beschwörenden Bun- 
destagsrede Schäubles, mit der die- 
ser die Verpackung des Berliner 
Reichtages durch Christo zu verhin- 
dern versuchte. In Wahrheit gab es 
jene verletzten Gefühle fast nur in der 
Vorstellung Schäubles. Die Massen, 
die dann in Berlin vor dem verpack- 
ten Reichstag flanierten, gingen ganz 
lässig und spielerisch mit dem 
scheinbaren Sakrileg um. Um ein wei- 
ters Beispiel zu zitieren, zumindest 
außerhalb Bayerns fühlt sich kaum je- 
mand vom Verschwinden einiger Kru- 
zifixe aus öffentlichen Schulräumen 
existentiell bedroht. Es könnte also 
sein, daß die angeblich so furchtbar 
verunsicherten und in ihrer Identität 
bedrohten Mehrheiten sich weitge- 
hend in Luft auflösen, sieht man nä- 
her hin. 

Dafür sprächen im übrigen auch 
Befunde, wie sie sich den soziologi- 
schen Analysen z.B. Ulrich Becks 
('Die Erfindung des Politischen') und 
Pierre Bourdieus ('Die feinen Unter- 
schiede') entnehmen lassen. Ihnen 
zufolge sind in den fortgeschrittenen 
Gesellschaften reflexiver Modernisie- 
rung mit ihrem hohen Grad sozialer 
Differenzierung und Individualisie- 
rung (der Lebensstile wie der Mei- 
nungen) stabile Mehrheiten, die über 

so etwas wie ein 'Kollektivbewußtsein' 
verfügen (Hondrich bemüht diese 
Kategorie, in Anlehnung an Durkhein, 
häufig), kaum mehr real vorhanden 
und auch kaum zu erwarten. Es bil- 
den sich allenfalls ad hoc Mehrheiten 
angesichts bestimmter Problemkon- 
stellationen. Wenn dem aber, zumin- 
dest der Tendenz nach, so ist, dann 
hat Hondrichs statisches Modell einer 
gleichsam ewigen Dichotomie von 
Mehrheiten und Minderheiten erst 
recht keinen Aufklärungswert, son- 
dern dient nur (konservativen) Propa- 
gandazwecken. 

Spätestens seit dem Streit um die 
Asylparagraphen ist es offenkundige 
konservative Strategie, Mehrheiten zu 
gewinnen mit Hilfe der Stigmatisie- 
rung ausgewählter Minderheiten, die 
dann als Sündenböcke präsentiert 
werden können. Als (links-)liberale 
Position wäre Hondrichs Argumenta- 
tion gegenüber dieser konservativen 
Strategie extrem defensiv. Plausibler 
ist wohl die These, daß wir es bei ihr 
mit einer selber bereits konservativen 
Position und einem Teil der rechten 
Offensive zu tun haben. 

Reale oder imaginäre soziale 
Mehrheiten werden von (knappen) 
politischen (parlamentarischen) 
Mehrheiten vorzugsweise dann be- 
müht, wenn diese entweder akut ge- 
fährdet sind oder politische Program- 
me durchsetzen wollen, für die (parla- 
mentarische) Mehrheiten gerade 
(noch) nicht zu bekommen sind. Die 
'schweigende Mehrheit' oder das 'ge- 
sunde Volksempfinden' werden dann 
in Anspruch genommen. wenn man 
sich mit sozusagen ganz normalen 
Argumenten schwer tut. 

Und es pflegt von einer kleinen ra- 
dikalen Minderheit von Erzkonservati- 
ven unterstellt zu werden, die große 
Mehrheit dächte allemal so wie sie. 

Abbau von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit im Namen des 
,,Mehrheitsprinzips" 

Wenn bereits gefordert wird, von 
F. K. Fromme (FAZ) bis hin zu 
Schäuble, das Bundesverfassungs- 
gericht solle sich in seinen Urteilen 
gefälligst an den Überzeugungen 
und Gefühlen „der Mehrheit" orientie- 
ren - und nicht etwa am Grundgesetz. 
so zeigt dies deutlich genug, welche 
Dimension der Mehrheitenschutz, 
dem Hondrich so bereitwillig dient, in- 
zwischen angenommen hat. Die 
höchst einseitige, Demokratie und 
Rechtsstaat extrem verkürzende The- 
se, es sei das „Mehrheitsprinzipu, auf 
dem unsere politische Ordnung be- 

Eine Mehrheit, die 
ihre Toleranzbereit- 
schaft bindet an die 
Garantie ihres 
Verbleibens in der 
Mehrheitsposition, 
droht immer schon 
damit, zur hetzenden 
Meute zu werden. 
Diese Drohung als 
Liberalitdt zu definie- 
ren, ist zynisch. 
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RECHTE IDEOLOGIEN 
AUSBILDUNG 

L soziale ökologz 

ruht" (Fromme am 22.08.95 in der 
FAZ), leistet einer Realpolitik Vor- 
schub, die soziale Minderheiten radi- 
kal ausgrenzt, die Gewaltenteilung 
schrittweise aufhebt (nur ein Beispiel 
ist die entstehende Grauzone zwi- 
schen Polizei, BND und Verfassungs- 
schutz, zumal in der Perspektive des 
Großen Lauschangriffs auf die bisher 
verfassungsmäßig garantierte Unver- 
letzlichkeit der Wohnung) und die 
Achtung der Menschenrechte syste- 
matisch vernachlässigt (wofür die 
Abschiebungspraxis ein drastisches 
Beispiel gibt). 

In dieser Situation plädiert nun 
auch Hondrich vehement für eine 
stärkere Berücksichtigung der 'lden- 
tität der Mehrheit'. er tut dies auch in 
seinem Beitrag zu dem Band 'Frank- 
furter Aufklärung' (F.a.M. 1995, hrsg. 
V. G. Fuchs u.a., Vorabdruck in der 
FR V. 26.05.95, S. 20): „Soziologi- 
sche Thesen zu Liberalität. Mehrhei- 
ten und Minderheiten". Aufgeklärt 
wird über die Dialektik von Mehrhei- 
ten und Minderheiten. 

Die Aufklärung sieht exempla- 
risch so aus, daß eine 'Dialektik der 
Liberalität' am Recht der Wehrdienst- 
verweigerung durchgespielt wird; 
nach der Devise 'An sich ja gut und 
schön, nur dürfen es halt nicht zu vie- 
le für sich in Anspruch nehmen'. In 
Hondrichscher soziologischer Edel- 
formulierung: „die Nichtinanspruch- 
nahme (genauer: bloß begrenzte In- 
anspruchnahme) von Freiheitsrech- 
ten als Voraussetzung von Liberali- 
tät". 

Dieses Muster begegnet uns seit 
langem als konservatives Plädoyer 
gegen Demokratisierung zum Schutz 
der Demokratie (von Lübbe bis Sont- 
heimer). Mehrheiten, so Hondrich, 
könnten eben nun einmal nur dann 
gegenüber Minderheiten liberal sein, 
wenn sie sicher sein könnten, daß sie 
nicht selber eines Tages in die Min- 
derheitenposition kommen. Die Libe- 
ralität ist eine aus der Position der Sa- 
turiertheit heraus, der Sicherheit, der 
Herrschaft. In Zeiten rapiden ökono- 
mischen, sozialen und politischen 
Wandels könnte es sich jedoch so 
verhalten, daß prinzipiell solche Si- 
cherheit nicht mehr besteht. Dann 
bricht jene Form von Liberalität, die 

Kinkel hin zu Gerhadtlvon Stahl &Co., 
unter Einschluß von 'Ex-Republika- 
nern'. 

Liberalität als Gnade des 
Überlegenen gegenüber dem 
Unterlegenen 

Hondrichs sozusagen relativ 
leicht zu habende From der Liberali- 
tät könnte sich schon recht bald als 
eine erweisen, die nicht mehr möglich 
ist; Liberalität wäre dann nur noch als 
eine mit erheblichen Anstrengungen 
verbundene politische und morali- 
sche Leistung zu realisieren. 

Hondrichs Liberalität mit ermäßig- 
tem Eintritt ist wohl am ehesten zu 
verstehen auf dem Hintergrund der 
historischen Gegebenheiten eines 
Landes, in dem es fast aussichtlos 
erschien, Mehrheiten für Demokratie 
und Liberalität mobilisieren zu wollen. 
Hondrichs Liberalitätskonzept, das 
als ein allgemein soziologisches auf- 
tritt, wäre demnach ein ganz beson- 
deres, nämlich ein typisch deut- 
sches. resignatives. 

Als Gegenposition ließe sich for- 
mulieren: Eine Mehrheit, die nicht be- 
reit ist, gegebenenfalls auch zur Min- 
derheit zu werden, auf Herrschafispo- 
shionen zu verzichten, ist nicht liberal 
und nicht demokratisch. Eine Mehr- 
heit, die ihre Toleranzbereitschaft bin- 
det an die Garantie ihres Verbleibens 
in der Mehrheitsposition, droht immer 
schon damit, zur hetzenden Meute zu 
werden. Diese Drohung als Liberalität 
zu definieren, ist zynisch. Hondrichs 
These, daß Liberalität nur möglich sei 
als eine Art Gnade des Überlegenen 
dem Unterlegenen gegenüber, impli- 
ziert überdies, daß Minderheiten gar 
nicht wahrhafi liberal sein können. Sie 
müßten stets aggressiv und intolerant 
ihrerseits um die Vorherrschaft kämp- 
fende Gruppen sein, was nun wieder- 
um präventive Maßnahmen der noch 
in der Mehrheit befindlichen Gruppen 
stets von vornherein rechtfertigte. 
Das aber heißt, es gibt nichts anderes 
als permanenten (kalten oder heißen) 
Bürgerkrieg. In der Schale des an sta- 
bilen Mehrheiten orientierten Liberali- 
tätskonzepts steckt das Konzept der 
innerstaatlichen Feinderklärung. In 
der soziologischen Aufklärung Karl 
Otto Hondrichs steckt die politische m Hondrich beschreibt und ersichtlich Theologie Carl Schmitts. 

als die einzige real mögliche und 
theoretisch legitime auszeichnet, in 
sich zusammen. Politisch zeigt sich 
dies im Wandel der liberalen Partei. . .- 

verlag 2000 pf 10 20 e2 der FDP, im Wechsel von ~lach; 
63020 offenbach ScheelIHamm-Brucher uber die Zwi- 

I schenstation Genscher/Lambsdorff/ 

D er angeblich interessenneutrale, objektivierbare 
Kostendruck dominiert die Debatten über den 
"Standort Deutschland" und das "Bündnis für Ar- 

beit". Ausschließlich stabilitätsorientierte Finanzpolitik 
und auf die Senkung der Arbeitskosten zielendes kurzfri- 
stiges einzelbetriebliches Kalkül sollen fitmachen für Eu- 
ropa und den Weltmarkt. So paßt dann auch ins Bild, daß 
die Arbeitgeber ihre Zusage, die Ausbildungskapazitäten 
um zehn Prozent zu erhöhen, nicht eingehalten haben; 
die Tendenz geht überdies dahin, daß die Zahl der Lehr- 
stellen noch stärker abnimmt als die der Arbeitsplätze. 
Verteilt wird weiterhin - und zügelloser denn je seit der 
Nachkriegszeit -von unten nach oben und von Frauen zu 
Männern, das Lohngesetz wird Schritt für Schritt wieder in 
Kraft gesetzt. Auf dem Spiel stehen sämtliche Fortschrit- 
te, die innerhalb des Widerspruchs zwischen gesell- 
schaftlicher Produktion und privater Aneignung in den 
letzten Jahrzehnten erkämpft wurden. So wird beispiels- 
weise die Bildungsexpansion der 70er Jahre mit ver- 
schärfter sozialer Selektion u.a. durch Pläne wie Studien- 
gebühren und Zins-BAföG wieder zurückzudrängen ver- 
sucht. Es geht grundsätzlich um die Gestaltung der Er- 
werbsarbeit der Zukunft - und hier ist auch die Auseinan- 
dersetzung um die Rolle des Ausbildungssystems, des 
dualen wie des akademischen, einzuordnen. 

Veränderung der Arbeitsteilung 
Die Rationalisierungspotentiale der fordistischen Pro- 

duktions- und Arbeitsorganisation, gekennzeichnet 
durch vertikale und horizontale gesellschaftliche Arbeits- 
teilung - also die Trennung von Erfindung, Planung, Aus- 
führung und Kontrolle einerseits und die Zerlegung der 
Produktion in kleinste Fertigungsschritte andererseits -, 
sind in den westlichen lndustrienationen weitgehend er- 
schöpft. Eine hohe Umsetzungsgeschwindigkeit von In- 
novationen und die Flexibilität des Fertigungsprozesses 
gewinnen gegenüber der klassischen Produktivitätsstei- 
gerung in der standardisierten Massenproduktion durch 
quantitative Steigerung des Outputs bzw. Senkung des 
Inputs an Bedeutung. Flexibilität und hohe Innovations- 
geschwindigkeit sind aber mit hierarchischer Arbeitstei- 
lung nicht zu gewährleisten. "Problemlöser" und "System- 
regulierer". die die reintegrierten betrieblichen Prozeßab- 
Iäufe ("lean production". Gruppenarbeit) gestalten und 
weiterentwickeln können, sind gefragt. 

Damit rückt die menschliche Arbeitskraft ins Zentrum 
der betrieblichen Reorganisationsprozesse - sie wird vom 
reinen Objekt der Rationalisierung zum Rationalisie- 
rungssubjekt, d.h. das eigentliche Produzentenwissen, 
also die Qualifikation der Beschäftigten i.w.S., wird zur 
Schlüsselgröße. Reformstrategien, die zur Durchsetzung 
des sozial-ökologischen Umbaus beitragen wollen, müs- 
sen auch und gerade an diesem Punkt ansetzen, da es 
hier die Möglichkeit geben könnte, einen erneuerten 
Klassenkompromiß zu formulieren, der die innerbetriebli- 
chen und gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse zugun- 
sten der abhängig Beschaftigten verschiebt. Dabei ist 
das Dilemma ein doppeltes. 

Einerseits setzen die Unternehmen auf kurzfristige 
Gewinnmaximierung und sind, wie Umfragen der Indu- 
strie- und Handelskammern zeigen, noch nicht einmal in 
der Lage, ihre mittelfristigen Qualifikationsbedarfe vor- 
herzusehen. Kostensenkung durch Beschäftigungsab- 
bau und Verschlechterung der sozialen Sicherung der 
(Noch-)Beschäftigten stehen im Vordergrund, der Druck 
auf die Belegschaften wird - mit massiver Unterstützung 

Zukunft der Arbeit: 
das Ausbildungssystem 

Einleitung zum Heftschwerpunkt 

von Barbara Underberg* 

durch die Regierung - mehr und mehr erhöht. Anderer- 
seits fehlen im Aus- und Weiterbildungssystem die Vor- 
aussetzungen, die Potentiale, die sich durch die Umbrü- 
che innerhalb der kapitalistischen Produktions- und Ar- 
beitsweise ergeben, tatsächlich zu nutzen. Die fordisti- 
sche Arbeitsteilung als sozialer Segregationsmechanis- 
mus prägt nachhaltig auch das gesamte bundesdeut- 
sche (Aus-)Bildungssystem. Angefangen bei den drei 
Schultypen setzt sie sich in einer strikten Trennung von 
für Theorie, Forschung und Entwicklung zuständige 
Hochschulen und für die Anwendung vorhandenen Wis- 
sens zuständige praktische ~erufsausbildun~ fort (vgl. 
Torsten Bultmanns Artikel in diesem Schwerpunkt). 

Will man die Chancen nutzen, die sich durch die 
(mögliche) Abkehr von fordistischen Rationalisierungs- 
konzepten ergeben, und die Erwerbsarbeit grundsätzlich 
umgestalten, so ist eines klar: Integraler Bestandteil ei- 
nes strategischen Reformkonzeptes ist der Umbau des 
Ausbildungssystems. Dabei zeichnen sich drei zentrale 
Elemente des Reformkonzeptes bereits ab. 

Umlagefinanzierung 
Im Mittelpunkt der aktuellen Debatte, ausgelöst durch 

die wachsende Jugendarbeitslosigkeit und die drastisch 
sinkenden Ausbildungsleistungen insbesondere der 
Großunternehmen, steht die Umlagefinanzierung. Hier- 
durch soll eine solidarische Finanzierung der Berufsaus- 
bildung gewährleistet werden, 
indem alle Unternehmen und 
Verwaltungen eine Abgabe in lm Aus- und Weiterbildungssy- 
einen Ausbildungsfonds bei 
der Bundesanstalt für Arbeit stem fehlen die Voraus~etz~n- 
zahlen. Die Mittel dieses gen, die Potentiale, die sich 
Fonds sollen nach bestimmten 
sozialen und infrastrukturellen 

durch die Umbrüche innerhalb 
Kriterien v.a. für die Förderung der kapitalistischen Produktions- 
betrieblicher Ausbildung und und ~ ~ b ~ i t ~ ~ ~ i ~ ~  ergeben, tat- 
von Ausbildungsverbünden 
bereitgestellt werden. Ge- sächlich ZU nutzen. 
werkschaften, Jusos und Teile 
der SPD haben bereits ähnliche Entwürfe zur Umlagefi- 
nanzierung vorgelegt (vgl. HahnIKämmerer und Bulmahn 
in diesem Schwerpunkt). 

Wie in eine solche, v.a. auf Kostenumverteilung zie- 
lende Umlagefinanzierung auch qualitative Elemente ein- 
gebaut werden könnten, bleibt zu diskutieren. Auch hier 
stehen oftmals gesellschaftliche und einzelbetriebliche 
Bedarfe gegeneinander: Zahlreich ausgebildet werden 
kann nur in Bereichen. für die anschließend auf dem sog. 
ersten Arbeitsmarkt auch eine zumindest mittelfristige 
Verwendung besteht, und das unter den herrschenden 

* Barbara Underberg, Bochum, spw-Redaktion 
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Da gewerkschaftli- 
ches Handeln stets 

gebunden ist an 
kollektive Solidarität, 

welche Ausdrucks- 
formen diese auch 

haben mag, ist eine 
Einbindung der 

lnteressen in 
kulturelle Zusam- 

menhänge existenz- 
notwendig. 

stehenden sozialkulturellen Zweidrit- 
telgesellschaft, wo ein Drittel prak- 
tisch von der offiziellen Ordnung auf 
Dauer abgekoppelt ist, nicht eines 
Tages eine politische Eindrittelge- 
sellschaft entsteht, die durch eine 
gefährliche Selbstzerissenheit des 
gesellschaftlichen Ganzen sich bil- 
det. Solche Kampfperspektiven in 
einem Programm zu benennen, wäre 
auch notwendig, damit die Gewerk- 
schaften in ihrem öffentlichen Anse- 
hen als Grundrechts- und Men- 
schenrechtspartei wieder an Boden 
gewinnen. Gewerkschaften dage- 
gen, die den bestehenden Herr- 
schaftsverhältnissen sich einfach 
ausliefern, gewinnen weder neue 
Anhänger, noch können sie die alten 
auf Dauer halten. 

Kulturelles Mandat 
und Intellektuelle 

Ich möchte ein drittes Mandat 
nennen, das ich in den Programmno- 
tizen vergeblich gesucht habe; ich 
meine das kulturelle Mandat. Ich will 
das gar nicht aus der Tradition der 
Gewerkschaften begründen, das 
wäre auch möglich, denn von der 
Geschichte der Gewerkschaften und 
ihrem Selbstbildungsprozeß sind die 
kulturellen Dimensionen, die das für 
die Gesamtgesellschaft hat, gar 
nicht abzulösen. Aber selbst wenn 
diese Traditionszusammenhänge 
nicht mehr durchzuhalten sind. wenn 
die gewerkschaftlichen Milieus sich 
verändert haben, wofür es viele An- 
zeichen gibt, dann ist für gewerk- 
schaftliches Handeln doch unab- 
dingbar die Einbeziehung der Inter- 
essenkämpfe in kulturelle Beziehun- 
gen und Deutungen. 

Da gewerkschaftliches Handeln 
stets gebunden ist an kollektive Soli- 
darität, welche Ausdrucksformen 
diese auch haben mag. ist eine Ein- 
bindung der lnteressen in kulturelle 
Zusammenhänge existenznotwen- 
dig. Gewerkschaften bedürfen für 
ihre Form der Effektivität eine eigene 
Sprache der Symbole, des kollekti- 
ven Gedächtnisses, das sind ja Din- 
ge, die durch überlieferte Traditions- 
bestände der Arbeiterbewegung 
nicht mehr selbstverständlich sind. 
Nie hat gewerkschaftliches Handeln 
es nur mit nackten lnteressen zu tun 
gehabt; ist allerdings dieser Legiti- 
mationsvorrat an kulturellen Deutun- 
gen, auf den Gewerkschaften bisher 
immer noch notfalls zurückgreifen 
konnten, durchlöchert, nicht zuletzt 
durch Symbolbildungen der Gegen- 
seite über eine mächtige Medien- 

Wirklichkeit definiert, dann wird es zu 
einer Existenzfrage gewerkschaftli- 
chen Handelns, ob sie das kulturelle 
Mandat wahrnimmt oder das als 
überflüssiges Beiwerk betrachtet. 

Nackte Interessen sind schutz- 
los, wenn sie nicht die lnteressen 
der Herrschenden sind. So nimmt für 
die Gewerkschaften gegenwärtig 
die Frage, wie sie es mit den Intellek- 
tuellen halten, den symbolischen 
Sinnvermittlern und Sinnproduzen- 
ten, wenn man es so ausdrücken 
will, wachsende Bedeutung an. Die 
Produktionsstätten der Medien, der 
Rundfunkanstalten, des Fernsehens, 
die großen Einfluß auf das Selbstver- 
ständnis von Kindern und Jugendli- 
chen haben, sind von den Gewerk- 
schaften praktisch ungenutzt geblie- 
ben. Warum bemühen sich die Ge- 
werkschaften nicht um feste Sende- 
zeiten in den Medien, was bei Verga- 
be von Lizenzen ja immer möglich 
wäre? Immer weniger Jugendliche, 
die in der Berufsausbildung stecken 
oder als Lohnabhängige arbeiten, 
sind gesicherte Ansprechpartner für 
die Gewerkschaften, häufig sind sie 
nur noch erreichbar über Jugendkul- 
turen, über Kommunikationszusam- 
menhänge, die außerhalb der be- 
trieblichen Realität liegen. 

Perspektive einer zweiten Gesell- 
schaftsreform entwickeln 

Wenn ich dieses Mandat aufneh- 
me, so bedeutet das für mich, daß in 
einem neu zu fassenden DGB- 
Grundsatzprogramm die Perspekti- 
ve einer zweiten Gesellschaftsre- 
form erkennbar sein müßte. In dieser 
zweiten Gesellschaftsreform würde 
man anknüpfen an das, was an dem 
sozialliberalen Reformprogramm An- 
fang der siebziger Jahre auf der 
Strecke geblieben ist. Die Misere in 
einzelnen Institutionen, wie den 
Schulen, beruht vor allem darin, daß 
diese Reformprogramme bereits Mit- 
te der siebziger Jahre zu bloßen Ra- 
tionalisierungsreformen verengt wur- 
den. Das Diffuse einer Halbreform, 
einer abgebrochenen Reform, be- 
stimmt heute viele Institutionen in ih- 
rer Ohnmacht, Wege aus der Misere 
zu bezeichnen. Ein Grundsatzpro- 
gramm müßte radikalere Fragen an 
die bestehende Krisensituation stel- 
len und Antwortperspektiven be- 
zeichnen, welche die Lebensinteres- 
Sen der Menschen ansprechen. Wer 
die Misere nur beklagt. wer keine 
Auswege aufzeigt, der wird auf kei- 
nerlei Folgebereitschaft stoßen; es 
ist eine merkwürdige persönliche Er- 

GEWERKSCHAFTS-POLITIK 

fahrung, daß ich überall berichtet 
bekomme, wie uninteressiert und 
teilnahmslos Menschen gegenüber 
Aufforderungen sich verhalten, poli- 
tische Debatten über die Zukunft un- 
serer Gesellschaft zu führen. Ich 
selbst habe, wo ich redete, nahezu 
vollständig die gegenteilige Erfah- 
rung gemacht, ein intensives Inter- 
esse an Perspektiven, an utopischen 
Entwürfen, an unkonventioneller Or- 
ganisationsphantasie. 

Was allerdings von fundamenta- 
ler Bedeutung für die Menschen ist, 
besteht darin, daß sie in diesem 
fragmentierten Durcheinander der 
Gesellschaft die Vorstellung eines 
Ganzen angeboten bekommen wol- 
len. Selbst ein nicht ganz schlüssi- 
ges und zutreffendes Ganzes ist 
besser als die zerfaserte Wirklich- 
keit, wie sie die Welt der Medien an- 
bietet und wie sie jeder in seinem All- 
tag ohnehin erfährt. Herstellung von 
Zusammenhang ist eine Anforde- 
rung, die an politische Analyse der 
gegenwärtigen Gesellschaft zu stel- 
len ist. Die zweite besteht allerdings 
darin, daß die Menschen an Dingen, 
die sie für wichtig halten, beteiligt 
werden wollen. Die Gewerkschaften 
müssen zu Beteiligungsgewerk- 
schaften werden: in allen Untersu- 
chungen zeigt sich, daß die Un- 
durchsichtigkeit von Entscheidun- 
gen, das geringe Maß von manchen 
Gewerkschaftsfunktionären, Mitglie- 
dermeinungen, auch Kritik, in den 
Entscheidungsprozeß aufzunehmen, 
allmählich zu einer Apathisierung 
führt. 

Schließlich ist es der offensive . 
Geist, der wieder stärker Gewerk- 
schaftsdebatten bestimmen sollte; 
es ist keineswegs so, daß die Ge- 
werkschaften gemessen an den Lei- 
stungen, die dieses Gesellschafts- 
System anzubieten hat, Minderwer- 
tigkeitskomplexe haben müßten. Im 
Gegenteil: auf lange Sicht werden 
Gemeinwesenvorstellungen, Genos- 
senschaften, Ideen der Gemeinwirt- 
schaft wieder an Boden gewinnen, 
weil die privatkapitalistische Plünde- 
rung der Sozialzusammenhänge und 
des Gemeinwesens insgesamt eine 
derartige Selbstzerrissenheit der 
Gesellschaft produziert, daß die 
Menschen unmöglich in den Glau- 
ben verfallen könnten, der Kapitalis- 
mus dieser Struktur könnte das Ende 
der Geschichte sein. 

Vielleicht hat es mit dem Ende 
der Vorgeschichte, wie Marx das be- 
zeichnete, doch eine eigene Be- 
wandtnis. 

RECHTE IDEOLOGIEN 

I. Rückblick: Radikalisierter 
Konservatismus und neuere 
rechtsextreme Wahlbewegungen 
in Europa 

G roßbritannien am Ende der 
siebziger Jahre: Die parla- 
mentarische Rechte - vertre- 

ten durch die Conservative Party - 
formiert sich grundlegend neu; ideo- 
logisch. personell und strukturell. Die 
Positionen des gemäßigten Konser- 
vatismus werden beseitigt. An ihre 
Stelle setzt man als ideologisches 
Leitbild einen radikal individuali- 
stisch-konkurrenzkapitalistischen 
Gesellschaftsentwurf, rigides „Law 
and Orderu-Denken. Gewerkschafts- 
feindlichkeit, Nationalismus und die 
vehemente Ablehnung des sozialde- 
mokratisch geprägten Wohlfahrts- 
staat-Konzeptes. Unter der Führung 
der (die Mentalität des halbgebilde- 
ten. radikalisierten Kleinbürgertums 
verkörpernden) Margaret Thatcher 
gelingt es der reorganisierten Rech- 
ten, das Klima des Landes Schritt für 
Schritt zu ihren Gunsten umzuarbei- 
ten. Die Verdrängung der Labour Par- 
ty aus der Regierung wird zum Resul- 
tat des Umarbeitungsprozesses auf 
institutioneller Ebene. Über den par- 
lamentarischen Machtwechsel hin- 
aus verändern sich jedoch die poli- 
tisch-ideologischen Kräfteverhältnis- 
se so tiefgreifend wie nachhaltig. Die 
Rechte reussiert in der Umsetzung ei- 
nes hegemonialen Projekts, nicht 
ohne dabei tief in den „common sen- 
se" der Kernschichten der britischen 
Arbeiterschaft einzudringen. 

Deutschland, Österreich; Frank- 
reich. Belgien, Italien von den späten 
achtziger Jahren bis in die neunziger 
Jahre: Rechtsextreme und rechtsra- 
dikale Gruppierungen erleben eine 
bedrohliche Renaissance. Die Repu- 
blikaner, die Freiheitliche Partei 
Österreichs (FPÖ), der ,.Front Natio- 
nal". der „Vlaams Blok" oder das ein- 
stige neofaschistische „Movimento 
Sociale d'ltalia" können ihren Einfluß 
auf den politischen Diskurs ihrer 
Staaten beträchtlich ausweiten - teils 
lang-, teils kurzfristig. Die Etablierung 
in regionalen, nationalen oder euro- 
päischen Vertretungskörperschaffen 
gelingt. Wo die äußerste Rechte be- 
reits auf eine traditionelle institutionel- 
le Verankerung zurückgreifen kann, 
gewinnt sie an Stärke. Zu den Haupt- 
rezepten der in ihrer Selbstdarstel- 
lung häufig modernistischen „Bewe- 
gungen" zählen der fundamentale 
Anti-System-Protest ebenso wie ras- 
sistisch-chauvinistische Propagan- 

daelemente in unterschiedlicher In- 
tensität und die agitatorische Be- 
schwörung des „kleinen Mannes". 
Die Wählerkoalitionen, die die ver- 
schiedenen Gruppen zu schaffen 
vermögen, sind in hohem Maße hete- 
rogen. Auch sie dringen aber nahezu 
immer tief in die „traditionellen Klien- 
tel der Arbeiterparteien ein. 

II. Autoritärer Populismus - 
ZehnThesen 

Die hier angesprochenen Phäno- 
mene, der radikalisierte Konservatis- 
mus h la Thatcher in seiner Mobilisie- 
rungsphasel und die neueren oder im 
Stil erneuerten rechtsextremen Bewe- 
gungen, haben aus heutiger Sicht ei- 
nen signifikanten strategischen 
Schnittpunkt: er liegt in wesentlichen 
Bereichen ihres Konzepts der politi- 
schen Interaktion. Im Kern setzten 
alle auf ein Agitationsmuster, das ich 
als autoritären Populismus bezeich- 
ne. 

Autoritiirer Populismus, das meint 
hier nicht einen exzessiven politi- 
schen Opportunismus, wie er in ei- 
nem grundsatz- und rückgratlosen 
Aufgreifen kurzfristiger Stimmungsla- 
gen vermeintlicher „MehrheitenG zum 
Ausdruck kommt. Autoritärer Populis- 
mus beschränkt sich auch nicht dar- 
auf, „dem Volk aufs Maul zu schau- 
en" und „die Sprache des einfachen 
Mannes von der Straße zu sprechen", 
weil dieses für nahezu alle modernen 
politischen Massenbewegungen als 
charakteristisch gelten kann. 

Autoritärer Populismus steht nur 
sehr bedingt oder überhaupt nicht in 
Verbindung mit den zahlreichen hi- 
storischen Phänomenen, die ver- 
schiedene Traditionen der politischen 
Wissenschaft, der Historiographie 
und der Soziologie als „populistisch" 
in einem weiteren Sinne klassifiziert 
haben. Als historischen „Populis- 
mus" versteht so etwa die amerikani- 
sche Soziologie eine Bewegung unter 
Modernisierungsdruck geratener US- 
Farmer des ausgehenden 19. Jahr- 
hunderts. Auch die sogenannten 
„Volkstümler" (narodniki), agrarrevo- 
lutionär orientierte Intellektuelle im 
russischen Zarenreich der Jahrhun- 
dertwende, wurden häufig in den 
Kontext der „Populismus"-Archety- 
pen gebracht. Hinzu kamen zahlrei- 
che Parteien und Bewegungen aus 
Lateinamerika, Dritt-Welt- und Ent- 
wicklungsländern, der Faschismus 
und der Nationalsozialismus in seiner 
Bewegungsphase sowie osteuropäi- 
sche Bauernparteien der Zwischen- 
kriegszet2 Als „populistisch" defi- 

Autoritärer 
Populismus 

Agitationsmuster der extremen Rechten 

von Christian Krnxner* 

nierten schließlich konservative Sozi- 
alwissenschaftler viele der neuen so- 
zialen Bewegungen, weil sie sich ge- 
gen die Rationalität des modernen in- 
dustriellen Kapitalismus stellten. An- 
gesichts dieser Vielfalt der als „popu- 
listisch" begriffenen Erscheinungen 
ist der Terminus in seiner herkömmli- 
chen Verwendung mit einer ausge- 
prägten theoretischen Unschärfe ver- 
bunden. Einmal bezeichnet er eine 
Ideologie, ein andermal eine Technik 
politischer Interaktion, ein drittes Mal 
bestimmte historische Bewegungen. 

Autoritärer Populismus bezeich- 
net hingegen keine solche sehr allge- 
meine Kategorie. Unter autoritärem 
Populismus wird hier vielmehr ein 
spezifisches Phänomen politischer 
Mobilisierung in ökonomisch ausdif- 
ferenzierten kapitalistischen Gesell- 
schaften mit kompetitiven Parteiensy- 
stemen verstanden. 

Zehn Thesen sollen das Wesen 
dieses Phänomens beschreiben: 

Erstens: Autoritärer Populismus 
bezeichnet eine Strategie im Partei- 
enwettbewerb, die symbolisch-pro- 
pagandistisch über alle traditionellen 
Formen gesellschaftlicher Spaltungs- 
linien hinweg Anhängerschaft zu mo- 
bilisieren trachtet. „Traditionelle For- 
men gesellschaftlicher Spaltungslini- 
en" bezeichnet hierbei Klassen, Klas- 
senfraktionen und Interessengrup- 
pen. 

Zweitens: Im Zentrum der pop- 
ulistischen Inszenierung steht eine 
Reihe spezifischer Diskurse und Pro- 
pagandaelemente. Vorwiegend kon- 
trastieren sie ein als homogenes 
Ganzes und in seinen lnteressen so- 
wie in seinem Willen als Einheit dar- 
gestelltes „Volk" mit als „volksfeind- 
lich" und „entfremdetu gezeichneten 
regierenden ParteienIEliten. Ebenso 

* Cliristian Kraxner, Politikwissenschaf 
Mitglied des Bundesvorstandes 
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Wenn mensch für alle Gebiete 
der Kommunalpolitik kompetente 
Einführungen sucht, . wenn die wichtigsten Konzepte, 
Programme und Debatten von 
BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN zu 
den zahlreichen Politikfeldern rund 
ums Rathaus gefragt sind, 
. . . tja, dann gibts' nur eins - sich 

aus der reichhaltigen Angebots- 
palette der AKP zu bedienen. 
Erstens: Unser «Handbuch für 
alternative Kommunalpolitik~ bietet 
mit 45 Kapitel, die von über 50 
Fachleuten aus allen Gebieten der 
Kommunalpolitik geschrieben wur- 
den, so allerhand Wissenswertes. 
Das engbedruckte, 415 Seiten 
dicke Werk verkaufen wir konkur- 
renzlos preiswert für nur 45 DM 
(zzgl. 4 DM Porto), weil wir wol- 
len, daß möglichst viele Verant- 
wortliche in den Rathäusern damit 
arbeiten. 
Zweitens: Wer die «Alternative 
Kommunalpolitik» (AKP) - die 
seit 17 Jahren erscheinende Fach- 
zeitschrift der Grünen für "Kom- 
munalasIKommunalos " - noch 
nicht kennt, sollte Asche auf sein 

' Haupt streuen, Buße tun und ganz, 
ganz schnell ein kostenloses Probe- 
heft ordern. Die AKP erscheint 6 
mal im Jahr mit jeweils 68 Seiten 
und kostet iI;i Abo 66 DM. 
Drittens: Wer noch gezielter infor- 
miert werden möchte, 2.B. über 
weitere Fachbücher aus unserem 
Hause, Sonderhefte oder Themen- 
pakete, sollte einfach den aktuellen 
Gesamtkatalog anfordern und einen 
Blick hineinwerfen. 

Bestelladresse: 
AKP-Redaktion und Vertrieb 

Luisenstraße 40 
33602 Bielefeld 

Tel.: 05211177517, Fax: 05211177568 

beschwören sie die Figur des „klei- 
nen Mannes", der von „denen da 
oben" vermeintlich „verratenu und 
.,verkauftu wird. 

Drittens: Den autoritären Gehalt 
der Agitation verkörpert die systema- 
tische lnanspruchnahme der „Volks- 
mehrheit". Populistische Akteure wei- 
sen sich die Eigenschaft zu, alleinig 
das .,tatsächliche Interesse des Vol- 
kes" zu vertreten. 

Viertens: Die Diskreditierung der 
jeweils regierenden politischen Eliten 
geht mit der Verschleierung eigener 
Machtansprüche einher. Der populis- 
tische Anspruch auf die politische 
Vorherrschaft wird als Notwehrreakti- 
on gegen die „entfremdeten, selbst- 
gefälligen" politischen Eliten tituliert. 

Fünftens: Weil Populismus auf die 
weitestmögliche politische Mobilisie- 
rung zielt und traditionelle Lagerbin- 
dungen zu überwinden versucht, 
wird in seiner Propaganda an hochin- 
tegrative menschliche Basisemotio- 
nen appelliert: Angst, Verunsiche- 
rung, Haß, Neid, Ressentiments, Aus- 
grenzungsgefühle und Ahnungen 
vorenthaltenen Glücks. Dazu dienen 
unter anderem alle jene Diskurse, die 
Szenarien des moralischen Verfalls, 
der umfassenden Krise oder der 
ständigen Bedrohung durch be- 
stimmte „Volksfeinden konstruieren. 

Sechstens Nationalismus, Ras- 
sismus und Chauvinismus ähneln 
strukturell der dichotomisch-polari- 
sierenden Konzeption des autoritären 
Populismus. Sie fließen in dessen 
Diskurse und dessen Propaganda als 
Mittel der symbolischen Integration 
der Massen mit ein. Situationsspezi- 
fisch kommen anti-etatistische, anti- 
wohlfahrtsstaatliche und besitzindivi- 
dualistische Diskurse als Trägerele- 
mente hinzu.3 

Siebtens: Die der populistischen 
Inszenierung immanente Grundten- 
denz ist eine Logik der Extreme. Zu- 
spitzung, Stigmatisierung, der Auf- 
bau von Feindbildern und vehemente 
Konfliktorientierung prägen die Dis- 
kurse. 

Achtens: Autoritärer Populismus 
tendiert dazu, politische Probleme 
und lnteressenkonflikte zu Fragen 
moralischer Absoluta zu stilisieren. 
Für oder gegen eine bestimmte Lö- 
sung eines gesellschaftlichen Proble- 
mes einzutreten, wird zur Frage von 
„gut" oder „bösem gemacht, anstatt 
als vorwiegend rationale Entschei- 
dung begriffen zu werden. 

Neuntens: Autoritärer Populismus 
ist in demokratischen Systemen mit 
Parteienwettbewerb eine Oppositi- 
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onsstrategie, weil die autoritär-pop- 
ulistische Propaganda und Agitation 
den Gegensatz zu den regierenden 
Eliten und Einflußgruppen voraus- 
setzt. Hinzu kommt, daß die (eine 
selbstzuerkannte Legitimität verkör- 
pernde) autoritäre lnanspruchnahme 
der Volksmehrheit ihre Suggestiv- 
funktion in dem Moment erfüllt hat. in 
dem die faktische Legitimität durch 
freie Wahlen bestätigt worden ist. 

Zehntens: Autoritärer Populismus 
ist eine Strategie der Hegemoniege- 
winnung. Es geht nicht um geringfügi- 
ge politische Geländegewinne. Zwi- 
schen Mitteln und Zielen existiert ein 
wechselseitiger Zusammenhang: Die 
Zielsetzung des vollständigen Macht- 
wechsels bedingt die Radikalität der 
Stilmittel, die Radikalität und die 
Schärfe der Anti-System-Attacken Iäßt 
den Spielraum für Kompromisse mit 
den regierenden politischen Eliten auf 
längere Sicht gegen null tendieren. 

III. Gesellschaftstheoretische 
Prämissen 

Die hier in zehn Thesen dargebo- 
tene Definition des autoritären Popu- 
lismus geht von spezifischen Annah- 
men über das Wesen des politischen 
Prozesses und die Konstitution mo- 
derner Gesellschaften aus. Drei die- 
ser Prämissen will ich an dieser Stelle 
offenlegen, weil es mir zum umfas- 
senden Verständnis des Phänomens 
des autoritären Populismus sinnvoll 
erscheint. 

Die erste Prämisse bezieht sich 
auf die Funktionslogik der kapitalisti- 
schen Wirtschafts- und Gesell- 
schaftsordnung, die noch immer 
Klassen schafft und einen grundsätz- 
lichen ökonomischen Antagonismus 
zwischen Lohnarbeit und Kapital be- 
dingt: „Durch die Institution des Kapi- 
tals wird der kapitalbedingte Konflikt 
um die Verteilung des Sozialproduk- 
tes begründet. Dieser Konflikt ist sei- 
nem Charakter nach ein Nullsummen- 
spiel mit Randbedingungen. Was die 
eine Seite gewinnt, verliert die andere 
und ~rngekehrt."~ Der dichotomische 
Klassenwiderspruch verkörpert eine 
der wesentlichen Spaltungslinien in 
den modernen lndustriegesellschaf- 
ten. wenngleich seine identitätsstif- 
tende Bedeutung in den politischen 
Diskursen unter anderem durch die 
partielle Mutation der einstigen Klas- 
senparteien zu „catch-allU-Bewegun- 
gen nachhaltig reduziert wurde. 

ük zweite Prämisse ergibt sich 
aus der Tatsache, daß über den 
grundlegenden ökonomischen Inter- 
essengegensatz zwischen Arbeit 
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Arbeitnehmern ja viel näher steht als 
alles andere, demgegenüber unwe- 
sentlich wäre; ich bin jedoch der 
Auffassung, daß in unserer Zeit Ge- 
werkschaften auch die Aufgabe ha- 
ben, Leerstellen der kollektiven Le- 
benszusammenhänge, die als Mas- 
senbedürfnisse immer da sind, zu 
besetzen. Alternative Gedanken 
dazu zu entwickeln, wie das Ge- 
meinwesen aussieht und gestaltet 
werden sollte, bedeutete die Füllung 
einer solchen Leerstelle. und ich 
kann mir gegenwärtig keine Massen- 
organisation vorstelllen, die das bes- 
ser und legitimierter tun könnte, als 
die Gewerkschaften. Der große mo- 
ralische Skandal der Gegenwart der 
fortgeschrittenen Gesellschaftsord- 
nungen besteht darin, daß das Ge- 
meinwesen geplündert, ausgetrock- 
net und privat ausgedörrt wird. 

Die Gewerkschaften stehen vor 
einer Entscheidung. In dem Maße, 
wie gegenwärtig die betriebswirt- 
schaftliche Kalkulation zur Ideologie 
der Gesamtökonomie erweitert wird, 
wird die Gesamtgesellschaft so be- 
trachtet, als wäre sie ein riesig orga- 
nisierter Einzelbetrieb, der nach 
denselben Rationalitätskriterien zu 
behandeln wäre, wie ein beliebiges 
Einzelunternehmen. Es gibt typische 
geschichtliche Irrtümer. die für ein- 
zelne Gesellschaftsperioden gelten; 
diese Ideologie, dieses öffentliche 
falsche Bewußtsein, als sei das Kri- 
terium der Rationalität des Einzelbe- 
triebes dem der Gesamtgesellschaft 
ähnlich, gehört zu den realitäts- 
mächtigen Irrtümern unserer Gegen- 
wart. 

Wenn von schlanker Produktion 
mit Stolz geredet wird, wenn Betrie- 
be unter dem Gesichtspunkt rationa- 
lisieren, ihre Produktion auf ein kon- 
kurrenzfähiges Niveau zu heben, 
dann ist immer mit im Spiel, daß die 
mit Einsparungen verknüpften sozia- 
len und menschlichen Kosten auf die 
Gesamtgesellschaft abgewälzt wer- 
den. Kein Unternehmen kümmert 
sich darum, daß die aus dem Pro- 
duktionsprozeß Herausgestoßenen 
von anderen versorgt werden müs- 
sen, am Ende von der Steuern zah- 
lenden Gemeinschaft. So ist für ge- 
werkschaftliches Handeln und für 
eine zukünftige Gewerkschaftsstra- 
tegie, die sich ihrer geschichtlichen 
Aufgaben bewußt ist, von entschei- 
dender Bedeutung, zwei Ökonomien 
zu unterscheiden. 

Die erste Ökonomie ist die der 
bestehenden Realität. Was das 
Menschenbild betrifft, so ist der all- 

seitig verfügbare Mensch das 
Selbstideal dieser Ökonomie. Ratio- 
nalisierung der Einzelbetriebe be- 
deutet, daß Überlegungen, was die- 
se Form der Vernunft für das Ganze 
der Gesellschaft bedeutet, keinerlei 
Mühe wert sind. Diese erste Ökono- 
mie lebt von der Plünderung des Ge- 
meinwesens, nicht nur der Sozial- 
staat, diese Grundvoraussetzung 
stabiler demokratischer Verhältnisse 
wird abgebaut, sondern überhaupt 
werden alle Gemeinwesenvorstel- 
lungen diskriminiert. Die Folgen ei- 
ner solchen borniert betriebswirt- 
schaftlichen Ökonomie. die den An- 
schein erweckt, als wäre das Ganze 
der Gesellschaft die Summe be- 
triebswirtschaftlicher Rationalisie- 
rungen. besteht darin, daß in dem 
Maße, wie der einzelne Betrieb ratio- 
naler wird, die Gesamtgesellschaft 
immer irrationaler, verschwenderi- 
scher, teurer sich gestaltet. 

Sind die Gewerkschaften im Be- 
zugsrahmen dieser ersten Ökono- 
mie befangen, dann werden sie ins- 
besondere in gesellschaftlichen Kri- 
sensituationen auf Dauer ihr Exi- 
stenzrecht verspielen. Alles, was 
ihre Handlungsmöglichkeiten aus- 
macht, wird sich an betriebswirt- 
schaftlichen Rationalisierungskriteri- 
en orientieren. Die Schlankheitsver- 
nunft des Einzelbetriebes produziert 
die Irrationalität des gesellschaftli- 
chen Ganzen. Wie soll man das an- 
ders verstehen, wenn über 180 Milli- 
arden jährlich der Ideologie geopfert 
werden, daß das alte Erwerbssystem 
noch funktionsfähig ist, als wäre 
Massenarbeitslosigkeit eine An- 
gelegenheit von Konjunktur und 
Rezession? 

Ökonomie des ganzen Hauses 
Ich habe deshalb die ldee von 

zwei Ökonomien entwickelt. Sie for- 
dern eine grundlegende politische 
Perspektivverschiebung heraus. Es 
sind zweifellos nicht die alten Klas- 
senverhältnisse, mit denen wir es 
hier zu tun haben, es ist auch nicht 
einfach eine durch Moral und Protest 
definierte Auffassung der Welt, die 
der harten durch Kapital und Markt- 
logik definierten Ökonomie gegen- 
übersteht. Was ich als die zweite 
Ökonomie bezeichne, hat zu ihrer re- 
gulativen ldee das Wohl und Wehe 
des Gemeinwesens, so wie die Poli- 
tische Ökonomie seit Adam Smith 
und Ricardo, ja bis zu Keynes noch 
Vorstellungen vom Volkswohlstand 
enthielten. An diese Tradition kann 
die zweite Ökonomie anknüpfen, für 

sie sind die betriebswirtschaftlichen 
Erwägungen von Rationalisierung 
nur eine Teilrealität, deren Sinn und 
Unsinn immer zu messen ist an dem, 
was an gesamtgesellschaftlichen 
Kosten verursacht oder eingespart 
wird. 

Ich muß nun gestehen, daß in 
den vorliegenden Programmentwür- 
fen Überlegungen dieser verengten 
betriebswirtschaftlichen Ökonomie 
in fast allen Formulierungen spürbar 
sind. Sie erdrücken das Ganze und 
machen Programmforderungen 
auch dort konfus, wo sie über die be- 
stehenden Verhältnisse hinauswei- 
sen. Handelt es sich in der ersten 
Ökonomie um ein universelles Kre- 
ditsystem, in dem jeder vom ande- 
ren leiht, in dem jeder Schulden 
macht, in dem die einzelnen Regie- 
rungsressorts eingesparte Kosten 
auf die anderen abwälzen, so ist in 
der zweiten Ökonomie die überle- 
gung vorherrschend. daß solche ein- 
zelnen Einsparungen immer unter 
den Kostenerwägungen des Ganzen 
stehen. Wer heute an Schulen, an 
Bildung, an Jugendzentren, an Kin- 
dergärten und Kinderläden zu spa- 
ren unternimmt, der wird (das kann 
man voraussehen) eines Tages mit 
dem Tatbestand konfrontiert sein, 
daß das Innenministerium oder das 
Sozialministerium ausreichende 
Gründe hat, mehr Mittel für Polizei, 
den Bau von Gefängnissen, die Ein- 
richtung psychatrischer Behand- 
lungszentren zu beantragen und die 
Mittel auch zu bekommen. Worin 
liegt der menschliche Sinn solcher 
Verschiebung der Kosten? 

Die zweite Ökonomie, von der ich 
spreche. Iäßt sich als Ökonomie des 
ganzen Hauses betrachten. Sie ist 
keine bloße Summe der Einzelteile 
dieser betriebswirtschaftlichen Öko- 
nomien. In sie gehen vielmehr ein Er- 
wägungen, die Gewinne und Kosten 
ganz anderer Art definieren. Was be- 
deutet zunehmende Verarmung gan- 
zer Bevölkerungsschichten für den 
Reichtum einer Gesellschaft? Was 
bedeutet es, wenn mittlerweile in ei- 
ner der reichsten Gesellschaftsord- 
nungen der Welt jedes siebente Kind 
beim Aufwachsen auf Sozialhilfe an- 
gewiesen ist? Welche Geldmittel 
werden verschleudert, indem Ar- 
beitslosigkeit bezahlt wird statt neue 
Arbeitsplätze zu schaffen? 

Die Gewerkschaften können 
nicht darauf verzichten, Partei für die 
Verlierer dieser rabiaten Leistungs- 
gesellschaft zu ergreifen. Sie müs- 
sen darum kämpfen, daß aus der be- 

Diese Ideologie, 
dieses Uffentliche 
falsche Bewußtsein, 
als sei das Kriterium 
der Rationalität des 
Einzelbetriebes dem 
der Gesamtgesell- 
Schaft dhnlich, gehurt 
zu den realitäts- 
mächtigen lrrtiimern 
unserer Gegenwart. 
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Es zeigen sich 
Tendenzen in kritischen 

Gewerkschaftsanalysen, 
daß ein wachsender Teil 

der lnteressen und 
Erwartungen, die 

mit Gewerkschaften 
verknüpft sind, 

außerbetrieblichen 
Ursprungs sind. 

oder keine Medien, in denen sie ih- 
ren definierten lnteressen und be- 
rechtigten Bedürfnissen Ausdruck 
geben können. 

Das erste Mandat der Gewerk- 
schaften möchte ich als das der In- 
teressenvertretung bezeichnen; für 
die. die kollektiver Hilfe bedürfen, 
weil sie als vereinzelte Individuen, 
wie immer ihr Lebensstandard aus- 
sehen mag, in dieser Gesellschaft 
nicht zu ihrem Recht kommen kön- 
nen. Werden diese lnteressen nicht 
mehr erfaßt, gehen den Gewerk- 
schaften die Menschen verloren. 
Hierbei mag es sich um völlig ver- 
drehte privatistische lnteressen han- 
deln, um Interessen, die in der Hier- 
archie der kulturellen Werte sehr weit 
unten angesiedelt sind; aber der 
Blick auf die Veränderung der Inter- 
essen, die m6gliche Erweiterung 
des lnteressenbegriffs und der Be- 
dürfnisse, die sich auf Gewerkschaf- 
ten beziehen, hat existentielle Be- 
deutung. Wo dieser lnteressefaden 
zerschnitten ist oder abreißt, melden 
sich die Menschen offiziell durch 
Austritte ab, aber die inoffizielle Ab- 
meldung durch innere Distanz ist 
ganz gewiß genauso bedrohlich. 

Es zeigt sich nun in diesem Zu- 
sammenhang des Interessenbe- 
griffs, daß ohne dessen Erweiterung, 
über die betriebliche Arbeitsplatzsi- 
tuation hinaus, heute die Menschen 
in ihren Lebenszusammenhängen 
nicht mehr erfaßbar sind. Über lange 
geschichtliche Strecken wird man 
noch mit einem Solidaritätsüberhang 
rechnen können, der in Konfliktsitua- 
tionen Menschen mobilisiert, die ge- 
fühlsmäßig an der Arbeiterbewe- 
gung und ihren Organisationsformen 
hängen. Darauf kann man notfalls 
zurückgreifen, aber die Substanz 
dieser kulturellen Solidarität zehrt 
sich, je weniger eindeutige Interes- 
sen darin eingehen, immer stärker 
auf. 

Ich spreche von diesem Mandat 
gerade im Zusammenhang des 
DGB, weil der, so war es die Absicht 
der Gewerkschaftsgründer nach '45, 
eine andere - dem Gesamten der Ar- 
beiterbewegung förderliche - Struk- 
tur haben sollte als die der Einzelge- 
werkschaften. Ausdrücklich möchte 
ich hier erwähnen, daß die Ortskar- 
telle, die in der Hierarchie des DGB 
ganz unten stehen, in Zukunft eine 
starke Aufwertung erfahren müßten, 
wenn der DGB in seiner pluralisti- 
schen Struktur die lnteressen der 
abhängig Tätigen und derjenigen, 
die aus dem bestehenden Erwerbs- 

system bereits herausgefallen sind, 
aktiv wahrnehmen würde. Leider ge- 
hen bornierte Rationalisierungsvor- 
haben, der auch hier anzutreffende 
Stolz auf schlanke Verwaltung, in 
eine ganz andere Richtung. Ich halte 
aber die Arbeit der Ortskartelle. die- 
ser organisatorischen Schnittpunkte 
zwischen gewerkschaftlicher Inter- 
essenvertretung und außerbetriebli- 
chen Interessen, für zukunftswei- 
send, wie Gewerkschaften in den 
nächsten Jahrzehnten aussehen 
könnten. 

Interessenbegriff über 
den Betrieb hinaus erweitern 

Mein Plädoyer für eine Erweite- 
rung des lnteressenbegriffs betrifft 
die veränderte Gegenwartssituation 
der Gewerkschaften. Die Gewerk- 
schaften sind immer den Arbeitneh- 
mern und den Menschen dorthin ge- 
folgt, wo sie sich in ihrem Alltag 
überwiegend aufhalten. Mitte des 
neunzehnten Jahrhunderts folgten 
sie ihnen in die Betriebe, nachdem 
die bloßen öffentlichen Massende- 
monstrationen, wie die der Charti- 
sten. keine Erfolge mehr für die Ver- 
änderung der Lebensbedingungen 
der Menschen brachten. Heute er- 
weist sich der verengte Interessen- 
begriff, der sich auf die betriebliche 
Realität und die Arbeitsplatzsituation 
bezieht, als nicht mehr haltbar; denn 
wenn die Gewerkschaften zusätzli- 
che Arbeitszeitverkürzungspolitik 
betreiben, wird die Anwesenheitszeit 
der Kolleginnen und Kollegen in den 
Betrieben zwangslaufig und zuneh- 
mend eingeschränkt. 

Der Betrieb als das entscheiden- 
de Organisationsstandbein der Ge- 
werkschaften hat seine Bedeutung 
nicht verloren; aber seine Grenzen 
für die Organisationsfähigkeit von In- 
teressen werden immer deutlicher. 
Die Erweiterung des Interessenbe- 
griffs auf die außerbetriebliche Reali- 
tät ist für mich eine unabdingbare 
Perspektive der künftigen Gewerk- 
schaftsentwicklung. Mit Erweiterung 
meine ich nicht Verflachung, Aufwei- 
chung des Gewerkschaftsgedan- 
kens, sondern seine realistische 
Fundierung, seine Verankerung in 
den Verhältnissen der modernen 
Zeit. Wird diese Perspektive in der 
gewerkschaftlichen Grundsatzde- 
batte nicht in den Blick genommen, 
dann wird sich erweisen, daß die 
herkömmlichen Interessen immer 
dünner und substanzloser werden, 
SO, daß sie am Ende die Organisati- 
onsstrukturen nicht mehr halten. 
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Es zeigen sich Tendenzen in kri- 
tischen Gewerkschaftsanalysen, 
daß ein wachsender Teil der Interes- 
sen und Erwartungen, die mit Ge- 
werkschaften verknüpft sind, außer- 
betrieblichen Ursprungs sind. Es 
sind die außerbetrieblichen Lebens- 
zusammenhänge, Erwartungen an 
das Erziehungssystem, an soziale 
Solidarität, an Lösungsvorschläge 
für ökologische Probleme und 
schließlich für Fragen der Bürger- 
und der Menschenrechte. Gerade 
jüngere Gewerkschaftskollegen ver- 
weisen auf Sozialisationsprozesse. 
die vor und außerhalb der betriebli- 
chen Realität liegen. Sie engagieren 
sich bei "Greenpeace", bei den Grü- 
nen, in Jugendzentren, in vielen Zu- 
sammenhängen, bevor sie aktiv in 
das Arbeitsleben eintreten und hier 
gewerkschaftliche Organisationsin- 
teressen wahrnehmen. 

Ich möchte aber noch einmal mit 
allem Nachdruck betonen, daß für 
mich die auf den Arbeitsplatz bezo- 
genen lnteressen nach wie vor zen- 
tral für gewerkschaftliche Gegen- 
macht sind, weil in dieser Leistungs- 
gesellschaft nur die Verweigerung 
der Arbeitskraft die Kapital- und 
Geldbesitzer davon zu überzeugen 
vermag, daß dafür etwas ausge- 
tauscht werden muß. In einer Gesell- 
schaft, in der Massenarbeitslosigkeit 
zum Alltag vieler Menschen gehört, 
mit Leistungsverweigerung in Berei- 
chen zu drohen, die ohnehin auf 
dem Absterbeetat dieser räuberi- 
schen Ökonomie stehen, hat etwas 
von Absurdität an sich. 

Die zukünftigen Gewerkschaften 
werden stärker damit konfrontiert 
sein, daß ihre traditionelle Blickrich- 
tung erweitert werden muß auf die 
außerbetrieblichen Zusammenhän- 
ge der Menschen, auf die Erzie- 
hungsinteressen der Familien, auf 
die Art und Weise, wie sie in einer 
Stadt leben. wie sie wohnen, wie sie 
den Generationenvertrag verstehen 
und was überhaupt Lebenssinn ist. 

Politisches Mandat - die betriebs- 
wirtschaftliche Sicht überwinden 

Das zweite möchte ich als politi- 
sches Mandat bezeichnen. Das poli- 
tische Mandat der Gewerkschaften. 
so wie ich es in Zukunft sehe, und 
das wäre ein wesentlicher Punkt ei- 
nes solchen DGB-Programms, be- 
steht darin, daß die oberste Leitnorm 
das Wohl und Wehe des Gemeinwe- 
sens ist und nicht bloß die betriebli- 
che Einzelrealität. Ich sage nicht, 
daß die betriebliche Realität, die den 
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und Kapital hinaus zahlreiche andere 
Gesellschaftsspaltungen unter- 
schiedlicher Schärfe existieren. Die 
jüngste, die auch zur Ausbildung 
neuer politischer Repräsentationen 
führte. ist jene zwischen traditioneller 
Wachstumsorientierung und postma- 
terialistisch-ökologischem Bewußt- 
sein. Im politischen Prozeß treffen die 
aus den Spaltungen und den Ratio- 
nalitäten der gesellschaftlichen Sub- 
systeme resultierenden Interessen- 
und Bedürfnislagen aufeinander. Das 
Wechselspiel der verschiedenen In- 
teressengruppen mündet in die Wil- 
lensbildung. die zumindest auf parla- 
mentarischer Ebene eine Willensbil- 
dung nach dem Mehrheitsprinzip ist. 
Einen a priori feststehender einheitli- 
chen und unwiderruflichen Volkswil- 
len gibt es in keinem Falle, sondern 
dieser das Ergebnis einer materiellen 
wie symbolischen Auseinanderset- 
zung der Einflußgruppen und politi- 
schen Repräsentationen. 

Die dritte Prämisse schließlich 
verweist auf die folgende Beobach- 
tung: Die wesentlichen Elemente je- 
nes Prozesses, der in der „Arenau 
des Politischen dem Publikum, dem 
„Elektorat", vorgeführt wird. sind kon- 
struierte Wirklichkeiten. „Probleme, 
politische Führer und Gegner sind ge- 
sellschaftliche Konstruktionen, keine 
Tatsachen. Sie werden fortwährend 
auf verschiedenste Weise hervorge- 
bracht und interpretiertM5 Politisches 
Handeln Iäßt also nicht nur genau 
eine lnterpration zu. sondern kann 
vielfältig wahrgenommen werden. Ein 
gegebenes Machtgefüge entspricht, 
weil politisch-soziale Wirklichkeit weit- 
gehend konstruierte Wirklichkeit ist, 
einer bestimmten ideelen Konstrukti- 
on von Deutungs- und Definitionsmu- 
Stern des gesellschafLlichen Status 
Quo. Die Veränderung bestehender 
Machtverhältnisse führt über die De- 
konstruktion dominanter Definitions- 
und Deutungsmuster. 

IV. Autoritär-populistischer 
Diskurs, Klasse und moderne 
Gesellschaft 

Die für die politisch bewußten Be- 
obachterlnnen selbstverständlich er- 
scheinenden Prämissen schärfen 
den Blick für die antipluralistischen 
und antimodernistischen Dimensio- 
nen der autoritär-populistischen Agi- 
tation. Ebenso erlauben sie die Illu- 
stration eines zentralen Gegensatzes 
zwischen der traditionellen Linken 
und jedem autoritärem Populismus. 

Autoritär-populistische Akteure 
setzen in den Mittel~unkt ihrer Diskur- 

se einen klassenunspezifischen Ap- 
pell an „das Volk" als vermeintliche 
Einheit der Interessen. „Das Volk" ist 
- explizit oder implizit - als homoge- 
ner Block mit einheitlichem Willen ge- 
zeichnet. Nicht beim „Volku sind nur 
die „entfremdeten, unehrlichen. 
selbstgefälligen" Gegner der Populi- 
sten. Mit solchen Einheitsbildern 
leugnet der autoritär-populistische 
Diskurs jenen noch immer bestehen- 
den grundlegenden ökonomischen 
Interessengegensatz, der die Klas- 
sen hervorbringt. Populismus in der 
hier verstandenen Form richtet sich 
gegen die Mobilisierung eines spezi- 
fischen Klassenbewußtseins und 
Klasseninteresses - jedenfalls in sei- 
ner Pr~paganda.~ Mit den Bildern 
vom homogenen „Volksganzen" und 
vom homogenen „Volkswillen" leug- 
net er aber auch die Komplexität der 
modernen Gesellschaft, deren zu- 
nehmende Ausdifferenzierung in 
Subsysteme die Interessen- und Be- 
dürfnislagen vervielfältigt. 

Folgte man der autoritär-populisti- 
schen Homogenitätspropaganda, so 
erschiene politischer Pluralismus für 
die heutige Gesellschaft überflüssig: 
die Existenz von Parteien, die ver- 
schiedene ökonomische und soziale 
lnteressen vertreten, wäre dann nicht 
notwendig. Der einheitliche „Volks- 
wille" des homogenen „VolksganzenW 
könnte ja von einer Bewegung oder 
einem „Führero wahrgenommen und 
vollstreckt werden. 

Begreift man die beschriebenen 
Volksdiskurse als den Kern populisti- 
scher Strategien, so zeigt sich die Un- 
sinnigkeit des Rufes nach „Linkspo- 
pulismus". Die Arbeiterbewegung ist 
aus dem Klassenwiderspruch heraus 
entstanden und bezieht ihre gewach- 
sene Identität überwiegend aus dem 
Kampf um politische, soziale und 
ökonomische Emanzipation. Über- 
wiegend klassenunspezifische Ap- 
pelle in den Mittelpunkt der politi- 
schen Interaktion zu stellen, hieße die 
Grundlagen eigenen Bewußtseins zu 
unterminieren. „Linkeu Politiker, die in 
Bezug auf die vorherrschende sozio- 
ökonomische Funktionslogik der Ge- 
sellschaft mit Homogenitätsbildern 
arbeiten, haben sich vom Angelpunkt 
ihrer politischen Identität bereits ent- 
fernt, weil sie das analytische Grund- 
konzept der Arbeiterbewegung leug- 
nen.' 

V. Autoritärer Populismus und 
kulturelle Hegemonie 

Die dritte von uns formulierte Prä- 
misse beschrieb politische Wirklich- 

keit als eine weitgehend konstruierte 
Wirklichkeit. Ein bestehendes Macht- 
gefüge aus Parteien und Einflußgrup- 
pen basiert in der Regel auf der ideel- 
len Dominanz - also in der Konstrukti- 
on politischer Wirklichkeit. Autoritärer 
Populismus als Strategie der Hege- 
moniegewinnung versucht eine fun- 
damentale Dekonstruktion eines be- 
stehenden ideellen Gefüges aus 
Deutungs- und Definitionsmustern - 
somit die Neuformung politischer 
Subjektivität der Individuen. Haupt- 
mittel der Intervention in den Alltags- 
verstand der Massen ist die Verbrei- 
tung eines Bewußtseins, das die Re- 
gierenden als ..volksfeindlich", „ent- 
fremdet" und gegen das „Volksinter- 
esse" handelnd sieht. Das tatsächli- 
che Handeln der Konkurrenten der 
autoritär-populistischen Kräfte ist da- 
bei nachrangig. 

Die Dekonstruktion dominanter 
Deutungsmuster kommt dem gleich, 
was Antonio Gramsci als Errringung 
der kulturellen Hegemonie - die Vor- 
aussetzung politischer Hegemonie - 
bezeichnete. Die extreme Rechte 
und der radikalisierte Konservatis- 
mus haben gerade dort, wo sie tief in 
die Arbeiterklasse eindrangen. die 
Erkenntnis von der Formbarkeit der 
politischen Subjektivität des Individu- 
ums berücksichtigt. Die Rechte inter- 
venierte aktiv in den „common sen- 
se" der Arbeiterschaft. Dort, wo es 
gegen regierende sozialdemokrati- 
sche Parteien und deren wohlfahrts- 
staatliche Konzeptionen ging, wurde 
der sozialdemokratisch geführte 
Staat zur Bedrohung der Freiheit des 
„kleinen Bürgers" und des „Mannes 
von der Straße" stilisiert. Die Siche- 
rungsmechanismen, die den einzel- 
nen vor den Folgen der in der kapitali- 
stischen Wirtschaftsordnung system- 
immanenten Krisen schützen. wur- 
den zum Hemmschuh für die ver- 
meintlich so wünschenswerte besitz- 
individualistische Entfaltung umge- 
deutet. Hinter der Beschwörung des 
„Fleißigenu und des „Tüchtigena 
steckte die Propagierung radikal kon- 
kurrenzorientierter Gesellschaftkon- 
zepti~nen.~ Die Sozialdemokratie dis- 
kredierte man als allmächtigen kol- 
lektivistischen „Blockn, der sich ge- 
gen die besitzindividualistische Ent- 
faltung des Individuums richte. 

Besonders wo die Sozialdemo- 
kratie eine enge Verflechtung mit 
dem Staat und seinen Institutionen 
aufweist, konnte die autoritär-populis- 
tische Agitation nachhaltig wirken. 
Stuart Hall: ,.Das Monopol auf den 
Staat und seine politischen Maßnah- 

Autoritärer Populis- 
mus als Strategie 
der Hegemoniege- 
winnung versucht 
eine fundamentale 
Dekonstruktion 
eines bestehenden 
ideellen Gefüges 
aus Deutungs- und 
Definitionsmustern - 
somit die Neufor- 
mung politischer 
Subjektivität der 
Individuen. 
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struiert ist, Dies hat sich als wirksa- Zeit bis vor den nationalen Wahlen 

men durch die Sozialdemokratie. vor ten ein wirkungsvolles, alternatives Autoritarismus und besitzindividuali- 
allem in Zusammenarbeit mit den Operationsgebiet eröffnet (...) sie hat stischer Konkurrenzverherrlichung. 
staatsorientierten Fraktionen des einen alternativen 'Block'konstruiert, Der Weg zu einer gerechteren und 

me, dauerhafte und in der gewal- 1979, in der sich die Konservativen in 
Opposition befanden. Nach der Errin- 

tige Kraft und Philosophie erwiesen, nung der parlamentarischen Mehrheit 

Großkapitals, hat der radikalen Rech- 

(...) mit (...) großer popularer Anzie- veränderte sich ihre Diskursstrategie in 
h~naskraft."~ Teilbereichen, ebenso wie viele der .,ri- 

der um die mächtigen Themen 'Anti- freieren Gesellschaft führt für die Lin- 
Etatismus', 'Anti-Kollektivismus', 'ge- ke aber nur über den aktiven Kampf 
gen schleichenden Sozialismus' und um die kulturelle Hegemonie! 
'gegen den Machtblock' (d. h. die So- 
zialdemokratie an der Macht) kon- l ,.Mobiiisierungsphase~~ bezeichnet die 
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- 
Die in den bürgerli- giden ideologischen Prinzipien dem 

nüchternen Ziel des Machterhalts unter- 
chen Staat, seine Vertretungskörper- oeordnet wurden,o Siehe Andre Kaiser: 
schaften und Seine Institutionen hat >reie Wirtschaft" und „starker Staat", 
der Arbeiterbewe~unq nicht nur die Das politische Projekt des Thatcheris- - - 
~ ~ - , i l l ~ ~ f ~ ~ ~ ~  von einer mus. In: Österreichische Zeitschrift für 

Politikwissenschaft 199111, S. 91-100. konkurrenzverherrlichenden, radikal 
siehe Helmut Dubiel: Populismus und 

besitzindividualistischen Rechten als Aufkläruna, ~ ~ ~ ~ k f ~ ~ ~  am ~~i~ 1986, 
vermeintlich bedrohlicher, „bürokrati- ~ u c h  Margaret Canovan, Populism. 
scher Machtblock" diskreditiert wer- New Brunswick 1981. 
den zu können, ~ ~ d ~ ~ ~ ~ ~ d ~ ~  ist, daß 3 Besitzindividualismus bezeichnet in 

diesem Zusammenhang das Prinzip der 
mit der Durchsetzung der „reformisti- uneingeschränkten Vermehrung indivi- 
schen", integrationszentrierten Per- duellen Besitzes. Anti-wohlfahrtsstaatli- 

spektive in den meisten der europäi- che Diskurse zeichnen den modernen 

sehen Arbeiter~artei~~ und der Über- Wohlfahrtsstaat als ein allmächtiges 

nahme der Regierungsmacht die Ver- 
' ' ~ ~ ~ ~ ~ h e n ? d ~ ~ c k ,  derenden ::$ 

waltung des kapitalistischen Systems nannten ,,kleinen Mannu in seiner Frei- 
und seiner Logik einherging. Diese heit und gerade seinem besitzindivi- 
Verwaltung ist damit auch immer eine dualistischen Streben einschränke. - 
verwaltung von ökonomischen K~~~~~ 4 Egon Matzner: Funktionen der Sozial- 

partnerschaft. In: Heinz Fischer, Hand- 
und sozio-ökonomischer Ausgren- buch des c>olitischen oster- 
zung maßgeblicher Bevölkerungstei- reichs. wie" 1982. S. 429-460, Zitat S. 
le. Die radikale Rechte thematisiert - 430. Unter „RandbedingungU wird hier 

obwohl sie selbst materiell am stärk- ausreichende Kapitalrentabilität ver- 
standen. sten das Ungleichheit und Ausschluß 

5 Murray Edelman: Politik als Ritual, Die 
jmmanent produzierende Gesell- cvmbolische Funktion staatlicher Inctitu- 
schaftsmodell vertritt - die politische tionen und politischen Handelns. Frank- 
und soziale Ausorenzuna breiter furt am Main/New York 1990, S. X der " " 
Massen und attackiert damit die Lin- neuverfaßten Einleitung. 

6 Das schließt keinesfalls aus. daß autori- 
ke an der Regierungsmacht. tärer Populismus zum Instrument der 

Solange die herrschende System- besitzenden Klasse wird, um - wie in 
logik bestehen bleibt, wird jede etati- Großbritannien - Teile der Arbeiter- 
stisch orientierte ~ i ~ k ~ ,  die auch fle- schaft symbolisch zu integrieren und 

gierungsmacht übernimmt, die zu- gegen ihre objektiven Interessen zu mo- 
bilisieren. 

letzt beschriebene Flanke geöffnet Das heißt ,,icht, da" die ~i~~~ auf eine 
haben. Sie kann durch „effizientes klassenübergreifende Mobilisierungzur 
Krisenmanagement", Ansätze zu ei- Errichtung einer anderen sozio-ökono- 

ner gerechteren umverteilung und mischen Struktur und eines alternativen 
Gesellschaftsmodelles zu verzichten 

Demokratisierungsbestrebungen 'hat. Esheißtauchnicht.daßBildereiner 
zwar reduziert, aber nie völlig besei- homogenen Gesellschaft mit einheitli- 
tigt werden - solange die herrschen- chen interessenlagen als Zukunftspro- 

de ökonomische Looik ist. wie sie ist. jekt in keinem Falle entworfen werden " .  Dennoch steht die autoritäre sollen. Solange aber die Gesellschafts- 
ordnung eine kapitalistische ist, muß 

Rechte nicht a priori als Krisenge- das Bewußtsein über ihre WidersDrü- 
winnler und Profiteur der Ausgren- che und Spaltungen erhalten werden. 
zun~sverhaltnisse fest. Der ,.com- Wo noch kein Allgemeininteresse exi- - 

sensem und die politische sub- stiert. weil der grundlegende Antago- 
nismus nicht überwunden ist, mußeben 

jektivität sind formbar, zielgerichtete dieser Antagonismus den Massen der 
Interventionen in den Alltagsverstand Lohnabhänaiaen immer wieder vor Au- - - 
bestimmen ideologische Kräftever- gen geführt sein. 
hältnisse in einer Gesellschafi. Die 8 siehe Stuart Hall: Popular-demokrati- 

Umarbeitung bestehender Konstella- scher oder autoritärer Populismus. In: 
Dubiel: Populismus und Aufklärung, 

tionen ist auch in eine andere Rich- aao - . 
tung möglich als hin zu Ungleichheit, 9 ~bd . ,  S. 91 
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GEWERKSCHAFTS-POLITIK 

ger Arbeitskraft, also mit Massenar- 
beitslosigkeit. 

Die herkömmliche Struktur der 
Arbeitsgesellschaft steht in Frage; 
und es wird schließlich auch zu ei- 
nem moralischen Skandal, daß eine 
der reichsten Gesellschaftsordnun- 
gen. die es in der Geschichte gege- 
ben hat, doch immer weniger im- 
stande ist, einem wachsenden Teil 
von Menschen würdige Lebensbe- 
dingungen zu garantieren. 

Die Subjektseite beachten 
Die geschichtliche Substanz von 

Gewerkschaften beruht darin, die 
Weltgeschichte aus dem Blickwinkel 
der Zukurzgekommenen, der Unter- 
drückten, der Ausgegliederten zu 
betrachten. um dabei nicht stehen 
zu bleiben, sondern im gegebenen 
System Veränderungen vorzuschla- 
gen und durchzusetzen, die diesem 
Elend ein Ende machen. Es ist un- 
wahrscheinlich, daß es sich hierbei 
nur um eine Frage sinnvoller Vertei- 
lung handelt; es geht um die Struktur 
dieses Gesellschaftssystems, das 
einer kulturellen Erosionskrise unter- 
liegt, in die ökonomische Faktoren 
vielfältiger Art hineinwirken, die aber 
nicht alleine von ihnen bestimmt wer- 
den. 

Wir haben es damit zu tun, daß 
hier die Subjektseite der Menschen, 
und die erscheint in dem Programm- 
entwurf fast gar nicht, entscheidend 
mitbetroffen ist; die Erwartungen der 
Menschen an gewerkschaftliche - 
Großorganisationen haben sich ver- 
ändert. Sie sind illusionsloser gewor- 
den, klagen aber doch vieles ein, 
was sich in ihren Köpfen und in ihrer 
Seele abspielt, und wofür sie keine 
kollektiven Ausdrucksmöglichkeiten 
haben. Dieses Spannungsverhältnis 
zwischen objektiven Gegebenheiten 
und subjektiven Wunschvorstellun- 
gen, das durch jedes einzelne Ge- 
werkschaftsmitglied hindurchgeht, 
müßte in einem solchen Selbstver- 
ständigungsprozeß einer Grundsatz- 
debatte zentrales Thema sein; denn 
schließlich sind die Interessen, die 
Wünsche, die Bedürfnisse der Men- 
schen und ihre Utopien unter Um- 
ständen viel härtere Realität als al- 
les, was sich in gegenständlicher 
Betonform (z.B. in einer offensicht- 
lich bewährten Organisationsstruk- 
tur, einem bürokratischen Gehäuse 
äußerst rationalisierter Funktionen) 
darstellt, so, als wäre es für die 
Ewigkeit gemacht. 

Ich will diese Subjektseite kon- 

daß Debatten über eine neue Stand- 
ortbestimmung der Gewerkschaften 
möglicherweise an der Analyse der 
Jugend einsetzen müssen. Denn 
wer nicht weiß, was sich in der Ju- 
gend abspielt, wird auch keine An- 
gebote machen können, sie zu ge- 
winnen. Wenn die Erosionskrise, von 
der ich gerade gesprochen habe, 
mit dem Wandel von Wertorientie- 
rungen und widersprüchlichen Sol- 
lens-Vorschriften verknüpft ist, dann 
wird erkennbar, wie stark Jugendli- 
che als Kristallisationsmedien sol- 
cher Widerspruchstendenzen er- 
scheinen. In Zeiten solchen Werte- 
wandels, grundsätzlicher Wertediffe- 
renzen, nehmen die Suchbewegun- 
gen von Jugendlichen in einem ge- 
waltigen Maße zu. Erst wenn man 
Vorstellungen davon gewonnen hat, 
in welchen Suchbewegungen sich 
die Jugendlichen befinden, ist für 
Gewerkschaften bestimmbar, wel- 
chen rationalen Gehalt Zukunftsper- 
spektiven haben, in die dann auch 
Vorstellungen eines modernisierten 
Wirtschaftsprozessen und der Ar- 
beitsgesellschafi eingehen könnten. 

Ich will diesen Punkt der kulturel- 
len Suchbewegungen nicht weiter- 
führen, aber hier nur feststellen. daß 
es keine Jugend keiner Gesellschaft 
gibt, die ohne Utopien, ohne phanta- 
siereiche Lebensentwürfe und Sinn- 
bedürfnisse auskommt. Sie in diese 
Suchbewegungen einzubeziehen 
und Fragen zu stellen, wie Antworten 
aussehen könnten. das ist gewiß kei- 

ne sinnlose Tätigkeit für eine Ge- 
werkschaftsbewegung, die zu- 
kunftsgerichtete Perspektiven hat. 
Denn eine einheitliche Linie der Ge- 
genwehr, als könnte man sich auf 
Gruppen und Klassen stützen, die 
aus Existenznotwendigkeit ein Ge- 
gengewicht zu den bestehenden 
Herrschaftsverhältnissen bilden, das 
ist ja keine verläßliche Grundlage 
mehr für gewerkschaftliches Han- 
deln. Wenn die Gewerkschaften die- 
se veränderte Situation nicht wahr- 
nehmen, dann werden sie diese Ge- 
neration verlieren. Jugendabteilun- 
gen in ihren Bewegungsmöglichkei- 
ten zu reduzieren, und alles, was mit 
Jugendarbeit, auch mit Frauenarbeit 
Berührung hat, möglichst klein zu 
halten, das ist nicht nur ein bornier- 
ter, sondern am Ende auch existenti- 
ell tödlicher Verengungsstandpunkt. 

Das Mandat 
der lnteressenvertretung 

Ich will die möglichen Antworten, 
die Gewerkschaften auf die gegen- 
wärtige gesellschaftliche Situation 
geben könnten, an vier Punkten fest- 
machen und in knappen Worten 
skizzieren. Ich benutze dafür das 
Wort Mandat, weil in ihm ein Auf- 
tragsverhältnis ausgedrückt ist. Ein 
Mandat ist jedoch nicht immer aus 
der begrenzten Legitimation eines 
Wählervotums zu begreifen; Manda- 
te können auch im Interesse von 
Menschen wahrgenommen werden, 
die keine eigene Sprache haben 

Das Spannungs- 
verheltnis zwischen 
objektiven Gegeben- 
heiten und subjekti- 
ven Wunschvorstel- 
lungen, das durch 
jedes einzelne 
Gewerkschaftsmit- 
glied hindurchgeht, 
müßte in  einem 
solchen Selbst- 
verständigungs- 
prozeß einer Grund- 
satzdebatte zentrales 
Thema sein. 

- Arbe nd Bescl 
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Für einen alter- 
nativen Begriff 
gesellschaftlicher 
Vernunft 
Kritische Anmerkungen zum Entwurf 
für ein neues DGB-Grundsatzprogramm 

voti Osknr Negr* 

Int Noveniber 1996 soll ein nliJ3erordentlicher BundeskongreJ des 
DGB ein neues Grundsnfzprogrclmm beschlieJet1. Der Etthvurfist nrif 
erhebliche Kritik gestoßen. Viele linke Gewerksclinfter fordern, wegert 
der inhnlrlichen Sclzwiichen rrnd der rrnz~ireichendeti Diskrrssior~szeir 
nlrfeine Verobsclziedung iti diesem Jahr zu verzichren. Der Text ist 
eitle gekiirzre und rednkrionell berirbeirete Fnssring eines Referrrrs, 
das Osknr Negr ciuf der Vernt~staltling der „Itiirintivgr~ippe hessisclzer 
Gewerkshnfter" rim 6.12.95 itt Frntlkfurt gehalten hnr. 

ch möchte meinen Beitrag ganz 
auf die Frage konzentrieren: Was 
ist der Geist eines solchen mögli- 

chen Grundsatzprogramms, was 
stiftet das Zusammenhängende der 
Einzelteile? 

Wirklichkeitsanalyse oder 
Selbstberuhigung? 

Es ist schon wieder 
aus dem Bewußtsein 

verloren, daß das 
Soziale an der 

Marktwirtschaft nicht 
deren eigentumliches 

Produkt ist, sondern 
gegen deren Ablauf- 

gesetze erkampft 
wurde. 

In einzelnen Punkten dieser Pro- 
grammnotizen habe ich den Ein- 
druck, daß Wirklichkeit hier im Inter- 
esse einer kurzfristigen Selbstberu- 
higung unterschlagen wird. Wer 
aber die geschichtlich-gesellschaft- 
lichen Veränderungen, die epocha- 
len Umbrüche der Gegenwart, nicht 
wirklich in veränderte Organisations- 
phantasie und politisches Handeln 
einbezieht, kann mit solchen Pro- 
grammen nur eine Parallelideologie 
errichten, die tagtäglich durch Erfah- 
rungen an der Basis dementiert wird. 

Wenn in diesem Programm gar 
nichts mehr erkennbar ist. was Klas- 
senverhältnisse ausmacht, gar 
nichts mehr davon zu spüren ist, daß 
heute möglicherweise das Kapital in 
einer Weise die Gesellschaft defi- 
niert. die Macht des Kapitals wie nie 
zuvor in der Geschichte bis in die 
letzten Poren der gesellschaftlichen 
Lebensregungen eingedrungen ist - 
wenn das nicht zur Wirklichkeit ge- 

* Osknr Negr, 
ProJ für Politikivissenschofr crn der Ut~iversirlit Hnnnover. 

hört, von der man ausgeht, dann ist 
ein solches Programm nutzlos, ja es 
führt in die Irre und es zeigt keinen 
einzigen Ausweg aus der Misere, in 
der wir gegenwärtig stecken. Die Ar- 
roganz der Macht, die vom Kapital, 
den Konzernen und Banken heute 
ausgeht, ist so stark wie noch nie. 
Und das muß uns doch Veranlas- 
sung sein, die Frage nach der Ge- 
genmacht anders zu stellen, als uns 
möglichst in der Art von Rumpelstilz- 
chen, (ach wie gut, daß niemand 
weiß, daß wir Gewerkschaften sind!) 
geräuschlos an die Rockschöße der 
Logik des Kapitals zu hängen. 

Ich behaupte, daß in dem Maße, 
wie die Gewerkschaften sich vorneh- 
men, die Rationalisierungsprozesse 
des Kapitals zu begleiten, sie abzu- 
mildern oder auszugleichen, ohne 
einen eigenen Begriff von gesell- 
schaftlicher Vernunft zu entwickeln, 
sie ihre Legitimationsbasis als ge- 
sellschaftliche lnteressenorganisati- 
On auf Dauer aushöhlen werden; 
denn die Legitimation der Gewerk- 
schaften liegt buchstäblich in dem 
Punkt, wo sie etwas anderes und Al- 
ternatives auszudrücken bereit sind 
und dafür auch die Machtmittel, über 
die sie verfügen, einzusetzen ent- 
schlossen sind. 

Aufarbeitung 
der Geschichte nötig 

Das bedeutet für mich durchaus 
die Aufarbeitung der Geschichte der 
Gewerkschaften, als Anfangspunkt 
der Selbstverständigung, gerade 
auch im Zusammenhang einer die 
Widersprüche aus ihrem abge- 
stumpften Nebeneinander durch 
Arbeit der Zuspitzung kenntlichma- 
chenden Grundsatzdebatte. Es ist 
nun charakteristisch für die Ge- 
schichte der deutschen Gewerk- 
schaften nach dem Kriege. daß ihr 
ganzes Kategorienspektrum, ja die 
Erfolge, auf die viele Leute in den 
Betrieben und in den gewerkschaft- 
lichen Vorstandsverwaltungen mit 
Recht stolz sind, einer beispiellosen 
Prosperitätsphase zu danken sind, 
die so nicht mehr zu erwarten ist. Es 
ist die Phase mit dem Optimismus 
auf Vollbeschäftigung, mit-gefüllten 
Kassen öffentlicher Haushalte, mit 
dem entschiedenen Bewußtsein von 
Gesellschaftsreformen. 

Die großen sozialen Errungen- 
schaften, die der gewerkschaftli- 
chen Kampfbereitschaft und ihrer 
schließlichen Vertragsmacht ent- 
springen, sind Resultat der Einbin- 
dung der marktwirtschaftlichen Ge- 
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setze in ein Sozialsystem, das prak- 
tisch zum Bestandteil des öffentli- 
chen Rechts geworden ist. Es ist 
schon wieder aus dem Bewußtsein 
verloren, daß das Soziale an der 
Marktwirtschaft nicht deren eigen- 
tümliches Produkt ist, sondern ge- 
gen deren Ablaufgesetze erkampft 
wurde. Was die Gewerkschaften an 
Errungenschaften in die Marktwirt- 
schaft eingebracht haben, definiert 
den sozialen Gehalt der Marktwirt- 
schaft. Das Soziale der Marktwirt- 
schaft ist wesentlich ein Kampf- und 
Verhandlungsprodukt und die Ge- 
werkschaften sind wesentlicher Be- 
standteil dessen, was soziale Markt- 
wirtschaft ist; gegen die sozialdarwi- 
nistischen Auswirkungen der Markt- 
wirtschaft waren die Gewerkschaf- 
ten angetreten. Sie sind Hauptmotor 
und wesentlicher Bestandteil dessen 
gewesen, was die soziale Marktwirt- 
schaft den Menschen an angstredu- 
zierten Lebensverhältnissen brach- 
te. 

Wenn das so ist, dann müßte 
man in Zusammenhängen eines 
neuen Grundsatzprogramms in der 
Tat die Frage stellen, ob es möglich 
ist, eine Gewerkschaftspolitik auf je- 
ner Ebene zu fixieren, wo die alten 
Errungenschaften immer nur einge- 
klagt werden oder ob die gesell- 
schaftliche Situation sich so verän- 
dert hat, daß die Entwurfsalternati- 
ven der Gewerkschaften ganz ande- 
re sein müßten, möglicherweise so- 
gar umfassendere als die bisheri- 
gen. 

In den sechziger Jahren konnte 
man noch unbefangen von der Auf- 
hebung von Modernitätsrückstän- 
den in der Gesellschaft und in der 
betrieblichen Organisation spre- 
chen; Modernisierung war ein Stück 
Fortschritt. Schließlich ging diese 
Modernisierungsstrategie in die Re- 
fomperiode ein, die aber bereits in 
den siebziger Jahren umgebogen, 
verdreht und vielfach von ihren 
Emanzipationsimpulsen abgelöst 
wurde. Aber diese Modernisierungs- 
Prozesse drücken immer stärker 
eine innere Widersprüchlichkeit und 
Ambivalenz aus. Das Wort unbefan- 
gen in den Mund zu nehmen und da- 
mit auch einen Befreiungsakt der 
Menschen zu verknüpfen, wird im- 
mer anfechtbarer. Wer heute von 
Modernisierung der Verwaltungen, 
der Wirtschaft, des Staates, der Be- 
triebe spricht, wird unmöglich uner- 
wähnt lassen können, daß diese Mo- 
dernisierungsprozesse alle ver- 
knüpft sind mit Freisetzung lebendi- 

W er sich zur Geschichts- 
politik um Buchenwald äu- 

ßert, muß - und in dem 
Punkt ist Peter Reif-Spirek zuzustim- 
men - differenzierte historische 
Kenntnisse haben, um nicht falschen 
Positionen oder „einfachenw Antwor- 
ten aufzusitzen. Wie kompliziert das 
ist, hat Reif-Spirek anschaulich unter 
Beweis gestellt. 

Die Funktion des KZ Buchenwald 
Erstens: R.-S. hält PeterISprafke 

entgegen, daß sie bei ihrer Kritik an 
der Vernachlässigung der innenpoliti- 
schen Unterdrückungsfunktion der 
Konzentrationslager deren Funktions- 
wandel nicht berücksichtigt hätten. 
Doch gerade das Lager Buchenwald 
ist 1937 „im Herzen Deutschlands" 
begründet worden, um politisch op- 
positionelle und unsichere Kräfte im 
Vorgriff auf die Kriegsvorbereitung in- 
ternieren zu können. Daß zusätzlich 
alle „Volksschädlinge" ausgegrenzt 
werden sollten, ist in der Logik der fa- 
schistischen Volksgemeinschafts- 
ideologie nachvollziehbar. Bezeich- 
nend ist, da0 R.-S. eine wichtige 
Funktion des KZ-Systems nach 1941 
„vergißt". die Zurverfügungstellung 
von Arbeitskräften für die deutsche 
Rüstungsindustrie. Gerade Buchen- 
wald spielte im Rahmen der Politik 
der „Vernichtung durch Arbeit" mit 
seinen über 100 Außenkommandos 
in SS- und Konzernbetrieben eine 
wichtige Rolle. Eine solche Akzentu- 
ierung bedeutet selbstverständlich 
keine Marginalisierung der rassisti- 
schen Vernichtungspolitik, sondern 
eine notwendige historische Differen- 
zierung. Dies verweist auf die enge 
Verbindung von KZ und Kapital, ein 
Thema, das vor dem Hintergrund der 
rassismusbestimmten Neuorientie- 
rung gerne „vergessenu wird. 

Zweitens: Wenn PeterISprafke als 
ideologischen Kern der Kampagne 
um die „roten Kapos" allgemein dar- 
auf verweisen, daß hier „Opfer zu Mit- 
schuldigen erklärt werden", hat R.-S. 
dies in seiner Replik praktisch unter 
Beweis gestellt. Mit absurden Zahlen, 
die suggerieren, daß „nuru 72 Kom- 
munisten in Buchenwald umgekom- 
men seien, und theoretischen Aussa- 
gen zur Funktion von Häftlingen in 
der Organisation des KZs (basierend 
auf einer allgemeinen soziologischen 
Studie von W. Sofsky), versucht er 
das Handeln der kommunistischen 
Häftlinge als allein gruppenegoi- 
stisch motiviert darzustellen. Er geht 
sogar so weit, die „roten Kapos" zu 
Beteiligten an der Ermordung von 

Mitgefangenen zu machen. Doch die 
historische Wahrheit um Buchenwald 
ist komplizierter. 

Die Rolle der Kapos 
Das System der Funktionshäftlin- 

ge basierte auf einer enscheidenden 
Voraussetzung: der absoluten Macht 
der SS im Lager. Die SS war Herr 
über Leben und Tod, sie gab die Be- 
fehle, die umgesetzt werden mußten. 
Weigerte sich ein Häftling, hatte er im 
nächsten Schritt Repressalien gegen 
sich selbst zu erwarten. Bekannt ist 
die Weigerung der 1. und 2. Lageräl- 
testen von Dora, Georg Thomas und 
Ludwig Czimczak, eine Exekution 
vorzunehmen. Sie wurden selbst in 
den Bunker verbracht und ermordet. 
Funktionshäftlinge, die mutig genug 
waren, sich einem SS-Befehl zu wi- 
dersetzen, eine Prügelstrafe auszu- 
führen, fanden sich gleichfalls auf 
dem Bock wieder. Die SS konnte je- 
derzeit Funktionshäftlinge austau- 
schen, was auch 1942 in Buchen- 
wald versucht wurde, als viele „rote 
Kapos" abgesetzt wurden und in be- 
sonders gefährliche Kommandos ka- 
men. Dabei war es für die „einfachen 
Häftlinge" absolut nicht gleichgültig, 
ob ein Kapo für seinen eigenen Vor- 
teil mit der SS kungelte, wie von vie- 
len „Grünenu (BV-Häftlinge)' aus 
Mauthausen, Sachsenhausen und in 
der ersten Zeit in Buchenwald berich- 
tet wird, oder ob ein ,.roter Kapo" ver- 
suchte, den Mithäftlingen in den Ar- 
beitskommandos oder auf den Blök- 
ken gegen die SS das Leben zu er- 
leichtern. 

Wie ist die Behauptung des 
„Gruppenegoismus" der deutschen 
Kommunisten mit der Rettung von 
über 900 Kindern verschiedener Na- 
tionalitäten durch „rote Kapos" zu 
vereinbaren? Hat beispielsweise Emil 
Carlebach als Blockältester im Ju- 
denblock 22 nur die Interessen seiner 
Parteifreunde wahrgenommen? Ha- 
ben deutsche „rote Kapos" ausländi- 
sche Häftlinge aus Gruppenegois- 
mus geopfert? Die Aussagen der 
ausländischen Häftlingsgruppen von 
1945 sprechen in dem Zusammen- 
hang eine ganz andere Sprache. 

Die Selbstbefreiung Buchenwalds 
Drittens: Wenn es noch eines Be- 

weises bedurft hätte, daß die Selbst- 
befreiung Buchenwalds relativiert 
wird. dann hat ihn R.-S. geliefert. 
Nicht so unverfroren wie Thüringens 
Ministerpräsident Vogel, der auf der 
Kundgebung am 9. April 1995 mit 
keinem Wort auf das Handeln der 
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Häftlinge einging, denunziert R.-S. 
den faktischen historischen Ablauf 
als „zentrale Legendenbildung der 
DDR-Geschichtspolitik". 

Selbst wenn man die Ausnutzung 
dieses Faktums für den antifaschisti- 
schen Selbsterweis der DDR kritisiert, 
bleibt die „Selbstbefreiung" eine hi- 
storische Tatsache. Wie anders ist es 
denn sonst zu bezeichnen, wenn die 
politischen Häftlinge sich seit 1944 
systematisch Waffen beschafften. 
eine internationale Militärorganisation 
aufbauten (was wohl ein weiterer Be- 

weis scher gegen Gruppeninteressen die Durchsetzung ist), die deut- ge- Das System der 
planten Evakuierungstransporte mit Funktionshaftlinge 
den ihnen zur Verfügung stehenden basierte auf einer 
Mitteln behinderten, zur Vernichtung enscheidenden 
vorgesehene politische Häftlinge im Voraussetzung: der 
ganzen Lager versteckten, und zum absoluten Macht der 
Schluß sogar die verbliebenen Wach- SS im Lager. 
mannschaften überwältigen konnten 
und 125 SS- und Wehrmachtsange- 
hörige verhafteten ? Historisch un- 
strittige Tatsache ist, daß die Häftlin- 
ge den amerikanischen Truppen ein 
befreites Lager übergeben konnten. 
Daß diese Entwicklung der letzten 
Tage unmittelbar mit dem militäri- 
schen Vormarsch der alliierten Kräfte 
verknüpft war, der den größten Teil 
der in Buchenwald stationierten SS- 
Truppen zum Abzug zwang, ist eben- 
falls unstrittig. 

Darf man - in der Logik von R.-S. - 
nur von „Selbstbefreiungu sprechen, 
wenn die Häftlinge früher einen Auf- 
stand gewagt hätten? Es dürfte je- 
dem einsichtig sein, daß ein vorzeiti- 
ges Losschlagen aufgrund der militä- 
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Auch der Versuch, 
den I?.-S. anstellt, 

am Thema Buchen- 
wald den Stalinis- 

mus aufarbeiten zu 
wollen, ist eine 

Überformung und 
Uffnet der Totalitaris- 

musthese Tor und 
Tür, 

rischen Gesamtlage verhängnisvoll 
gewesen wäre. Wahrscheinlich hät- 
ten dann keine 21.000 Häftlinge das 
Lager überlebt. Perfide wird es, wenn 
R.-S. - Niethammer zitierend - den 
deutschen Kommunisten unterstellt, 
sie hätten die Evakuierungen nur 
„entsprechend der Rassenhierarchie 
der SS" rationiert. R.-S. müßte erklä- 
ren, worin sich diese Position von der 
BILD-Überschrift: ,.Kommunisten und 
SS: So halfen Kommunisten den Na- 
zis beim Morden" unterscheidet. 

Überformungen zu DDR-Zeiten 
Viertens: Es ist unstrittig, daß hi- 

storische Überformungen, die zu 
DDR-Zeiten vorhanden waren, über- 
prüft und korrigiert werden müssen. 
Doch die gegenwärtige Überformung 
Buchenwalds durch das Thema „In- 
ternierungslager" ist für eine Neuori- 
entierung kontraproduktiv. Daß in der 
publizistischen Kampagne um die 
Gedenkstätte, z.B. von Konrad Adam 
in der FAZ, Analogien beider Lager 
behauptet werden, ist politisch ver- 
ständlich, vom wissenschaftlichen 

Aspekt jedoch grundsätzlich abzu- 
lehnen. Auch der Versuch, den R.-S. 
anstellt, am Thema Buchenwald den 
Stalinismus aufarbeiten zu wollen, ist 
eine Überformung und öffnet der To- 
talitarismusthese Tor und Tür. 

Auf Druck der internationalen La- 
gerverbände hat sich die Historiker- 
kommission 1993 dafür ausgespro- 
chen, die Behandlung des KZ und 
des Internierungslagers zu trennen, 
wobei anerkannt wurde, daß die alli- 
ierten Internierungslager die Folge 
der faschistischen Politik gewesen 
seien. Hinterrücks finden sich jedoch 
wieder Versuche der Gleichsetzung. 
Der jetztige Direktor, Volkhard Knig- 
ge, plante bis vor kurzem die Errich- 
tung eine Brücke zwischen KZ-Ge- 
Iände und Gräberfeld des Internie- 
rungslagers, um so eine symbolische 
Verbindung herzustellen. Für ihn sei 
das lnternierungslager ein „stalinisti- 
sches Lager", das in menschen- 
rechtlicher und rechtsstaatlicher Per- 
spektive weder akzeptierbar noch le- 
gitimierbar" sei. Heute wissen wir, 
daß mindestens 80% der Internierten 
faschistische Funktionsträger, vom 
Blockwart bis Ortsbauernführer, vom 
NS-Bürgermeister bis zum Mitglied 
der thüringischen Gauleitung, waren. 
Daß auch Jugendliche, im juristi- 
schen Sinne Nichtschuldige und so- 
gar ehemalige KZ-Häftlinge 2.T. 
durch Verkettung widriger Umstände 
erneut in diesem Laaer landeten. wie 

die - sinngemäß formulierte - Erkennt- 
nis „Wer vom Kapitalismus nicht re- 
den will, soll vom Faschismus 
schweigen" nicht vergessen. 

Ein weiteres Thema linker Erbe- 
Diskussion müßten die Überlegungen 
für einen gesellschaftlichen Neuan- 
fang 1945 bilden. In welchem Maße 
und in welchem Rahmen können sie 
Orientierungspunkte für heute sein? 
Wer denkt heute noch daran, daß in 
Sachsen im Sommer 1946 und in 
Hessen am 1. Dezember 1946 die 
überwältigende Mehrheit der Bevöl- 
kerung sich für Sozialisierungen der 
Schlüsselindustrie, der Konzerne und 
Energieressourcen, sowie der Ban- 
ken ausgesprochen hatten? Wer 
denkt heute, angesichts von Rü- 
stungsexporten und den Plänen für 
eine neue Rolle der Bundeswehr in 
der Welt, noch an den Artikel 69 der 
hessischen Verfassung „Der Krieg ist 
geächtet. Jede Handlung, die mit der 
Absicht vorgenommen wird, einen 
Krieg vorzubereiten, ist verfassungs- 
widrig."? 

Dabei haben manche dieser Fest- 
legungen ihre Wurzeln auch im KZ 
Buchenwald. Am 19. April 1945 for- 
mulierten die 21.000 überlebenden 
Häftlinge in einem „Schwur von Bu- 
chenwald": „Die Vernichtung des Na- 
zismus mit seinen Wurzeln ist unsere 
Losung. Der Aufbau einer neuen Welt 
des Friedens und der Freiheit ist un- 
ser Ziel." Und in Hessen waren es 

Robert Zeiler, ist unbestritten. Dies auch Buchenwalder, die als Abge- 
ändert jedoch nichts an der historisch ordnete und Minister der ersten Stun- 
notwenaigen Einordn~ng des „Spezi- de fJr e'nen antifaschist'sch-demo- 
allagers" als Teil der alliierten Entna- kratischen Neuanfang gewirkt haben. 
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re nach der BefreLng tatsdcnl'ch 
über die Notwendigkeit und Recht- 1 BV-Häftlinge waren im Amtsdeutsch 
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zumeist Personen waren, die als Krimi- 
nahmen diskutieren mussen? nel e inhah ert wurden, gab es im Lager- 
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Die Blätter kennenlernen 

Aspekte einer linken ,.Berufsverbrecher" 
,,Erbe-Diskussion" 

Für eine linke rationale „Erbe-Dis- 
kussion" wird es m.E. darauf ankom- 
men, historische Abwicklungsbestre- 
bungen und neue Verfälschungen 
der staatlich forcierten Geschichts- 
Politik qualifiziert zu kritisieren und 
dafür zu sorgen, daß die DDR-/Stasi- 
Debatte, in deren Schatten grundle- 
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batte der nächsten Jahre nicht allein 
bestimmt. Der deutsche Faschismus 
und die Aufarbeitung seiner gesell- 
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werkschaftspolitische Stärke beses- 
sen haben mag, daß aber späte- 
stens mit der Unterzeichnung des 
gemeinsamen Papieres mit der Bun- 
desregierung die Operation sich in 
ihr Gegenteil verkehrt hat und die 
Gewerkschaften erneut vor der we- 
nig charmanten Auswahl stehen, 
welches der politischen Etiketten - 
Verlierer, Verweigerer, Verräter- sie 
sich jetzt ankleben lassen möchte. 

Sicherlich ist es richtig, daß die 
I 

frühe und starke Orientierung der 
Bündnis-Verhandlungen auf die 
Kanzlerrunde und die kompromis- 
slerische Verhandlungsführung des 
DGB-Vorsitzenden zunächst einmal 
in eine Sackgasse führte. Ob aber 
die Bündnis-Idee endgültig mit Ach- 
senbruch im Kanzleramt liegenbleibt 
oder doch noch zum Kristallisations- 
punkt einer neuen sozialen Massen- 
bewegung werden kann, rnuß sich in 
Verhandlungen der Tarifparteien erst 
in den nächsten Monaten und letzt- 
lich in den kommenden Tarifrunden 
erweisen - für die Metall- und Elek- 
troindustrie also erst im nächsten 
Jahr. 

Ebenso relevant für die Perspek- 
tive der Bündnis-Idee ist aber auch 
die zukünftige Rolle der politischen 
Kräfte „links von der Union": Denn 
die (vergebliche) Suche der Gewerk- 
schaften nach einem Konsens mit 
der regierenden Rechtskoalition ist 
auch das realpolitische Spiegelbild 
des strategischen Unvermögens und 
machtpolitischen Versagens der ge- 
sellschaftlichen Linkskräfte in 
Deutschland. Solange eine alternati- 
ven Gesamtstrategie für die gesell- 
schaftliche und wirtschaftliche Ent- 
wicklung in der Bundesrepublik nicht 
sichtbar wird oder nicht umsetzbar 
erscheint, bleibt den Gewerkschaf- 
ten letztlich nur die Wahl zwischen 
zweifelhaften Kompromissen und ei- 
ner Abwehrhaltung, die auf lange 
Sicht nach außen und nach innen als 
Verweigerung wirken muß. 

schaftlichen Wurzeln und Strukturen 
rnuß Thema bleiben. Dabei sollte man 

... und die politischen Linkskräfte 
In der Entstehungsphase der IG- 

Metall-Initiative war die SPD noch 
tief in ihrem parteiinternen Jahrmarkt 
der Eitelkeiten verstrikt. Die zur Un- 
zeit gestartete völlig überflüssige 
Aussiedler-Debatte war geradezu 
eine mustergültige Meisterleistung, 
für die "besondere Fähigkeit" der 
bundesdeutschen Linkskräfte, ihre 
soziale Basis auseinanderzutreiben 
statt sie reformpolitsich zusammen- 
zuführen. In der Wirtschafts- und So- 
zialpolitik ist auch der neue SPD-Vor- 

sitzende über die von der IG-Metall 
kritisierte Übung, Kurzfassungen 
längst bekannter Positionen als 10- 
Punkte-Papiere in die Welt zu set- 
zen, nie hinausgekommen. Darüber 
hinaus scheinen sich SPD und Ge- 
werkschaften in der Tarifrunde des 
öffentlichen Dienstes erneut unver- 
söhnlich gegenüber zu stehen. 

Die Grünen haben sich im we- 
sentlichen darauf beschränkt, das 
Bündnis für Arbeit ökologisch verbal 
aufzuladen, und die großen bundes- 
weiten Umweltverbände wie der 
BUND haben offenkundig die politi- 
schen Brücken zur Arbeitswelt und 
deren sozialer Sprengkraft eingezo- 
gen. 

Bisher ist das Bündnis für Arbeit 
und die Forderung nach Beschäfti- 
gung nicht zum strategisch-operati- 
ven Kern einer sozial-ökologischen 
Alternative zur Rechtskoalition ge- 
worden, sondern immer eine gesell- 
schaftspolitische lnselveranstaltung 
geblieben. Dieser Umstand hat der 
Rechtskoalition die Einbindung der 
Gewerkschaften bis an den Rand 
der Selbstverleumdung überhaupt 
erst möglich gemacht. 

Bündnis für Arbeit als Aufbruch- 
signal für eine alternative Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsent- 
wicklung? - Einige Lehren und 
Perspektiven 

Zum Versuch, einen politischen 
Deal über mehr Beschäftigung und 
über erneuerte Strukturen und In- 
strumente der industriellen Bezie- 
hungen herzustellen. gibt es für die 
Gewerkschaften aufgrund der oben 
geschilderten realen klassenpoliti- 
schen Ausgangslage nach wie vor 
keine ernstzunehmende Alternative. 
Allerdings zeigt der "Flop im Kanz- 
leramt", daß dieser Versuch auf eine 
neue Ebene gehoben werden muß, 
wenn er nicht endgültig scheitern 
soll. 

Für einen zweiten Anlauf für ein 
Bündnis für Arbeit sind vor allem 
zwei Punkte von herausragender Be- 
deutung: 

Die Orientierung auf eine Erneue- 
rung der Sozialpartnerschaft durch 
eine große Lösung im Konsens mit 
der Rechtskoalition und den Arbeit- 
geber-Dachverbänden muß zugun- 
sten einer Kombination aus sozialer 
Mobilisierung durch Polarisierung 
und einer differenzierten Bündnis- 
Politik aufgegeben werden. Dafür 
müssen die aufbrechenden Konflikte 
im Lager der Arbeitgeber genutzt 
werden. Statt mit jenen Arbeitge- 

bern, die letztlich nur die Gewerk- 
schaften endgültig aus dem Weg 
räumen wollen, im großen Stil zu ver- 
handeln, ist es vielversprechender, 
mit jenen, die an einem neuen "Aus- 
gleich der sozialen Kräfte" interes- 
siert sind. branchen- und regional- 
orientierte Pilotprojekte abzuschlie- 
ßen und diese in der internen Kon- 
fliktlage der Arbeitgeberzusammen- 
hänge "wirken zu lassen". 

Die Mai-Kundgebungen, die 
schärferen Töne gegenüber den Ar- 
beitgebervertretern, die Aktionen 
der t)TV und der Sozialgipfel mit den 
Kirchen und Wohlfahrtsverbänden 
sind bereits erste Anzeichen für eine 
solche Entwicklung 

Schließlich wird es entscheidend 
sein, ob es der SPD in absehbarer 
Zeit gelingt, ihre politische und sozi- 
alreformerische Führungsaufgabe 
wieder wahrzunehmen. 

Dabei geht es uns gar nicht so 
sehr um eine soundsovielte Debatte 
über den notwendigen radikalen po- 
litischen Kursschwenk, den die SPD 
benötige. Dieser scheint uns, nach 
den Erfahrungen der letzten Jahre, 
ohnedies nicht realistisch. Auf dem 
Prüfstand steht vielmehr die Fähig- 
keit der politischen Führung der 
SPD, in diesen zugespitzten Zeiten 
der sozialen Auseinandersetzung 
problemrealistische Ansätze und Lö- 
sungen zu entwickeln, die reale Be- 
wegung in die Auseinandersetzung 
bringen und die Ausgangsposition 
der Gewerkschaften verbessern hel- 
fen. 

Zentral für die Frage ist sicherlich 
der Verlauf der Tarifrunde im öffentli- 
chen Dienst. Aber auch der in letzter 
Zeit durch den Fraktionsvorsitzen- 
den Scharping wieder ins Spiel ge- 
brachte Vorschlag des sozialen La- 
stenausgleichs gewinnt in diesem 
Zusammenhang an strategischer 
Bedeutung. Wenn es innerhalb der 
SPD gelänge, aufbauend auf den 
jetzt gemachten Vorschlägen für ei- 
nen solchen Lastenausgleich, einen 
ebenso einfachen wie griffigen und 
populären Vorstoß in der steuer- und 
verteilungspolitischen Auseinander- 
setzung zu landen und dieser mit 
den Zielen des Bündnisses für Ar- 
beit in einen Sinnzusammenhang 
gestellt werden kann, dann wäre ge- 
genüber der Situation aus dem letz- 
ten Herbst schon einiges gewonnen. 

Die Orientierung auf 
eine Erneuerung der 
Sozialpartnerschaft 
durch eine große 
LOsungimKonsens 
mit der Rechts- 
koalition und den 
Arbeitgeber-Dach- 
verbanden muß 
zugunsten einer 
Kombination aus 
sozialer Mobilisierung 
durch Polarisierung 
und einer differen- 
zierten Bündnis-Politik 
aufgegeben werden. 
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Statt auf eine 
umfassende 

Reformstrategie zielt 
die Bündnis-Idee in 

gesellschafts- 
politischer Hinsicht 

.nuru darauf, in 
Ukonomischen 

Krisenzeiten eine 
sozialdkonomische 

Gegenlogik, nämlich 
die des Beschäf- 

tigungsaufbaus, in 
die Auseinanderset- 

zungslandschaft 
einzupflanzen und 
damit gleichzeitig 
gewerkschaftliche 

Gestaltungskraft 
auszubauen. 

für die Gewerkschaften inzwischen 
zum Pyrrhussieg zu werden, denn 
die mangelnde Einigungsfähigkeit 
auf Arbeitgeberseite kann auch den 
Gewerkschaften nicht gleichgültig 
sein: Gerade am Beispiel der Bünd- 
nis-Verhandlungen, aber auch bei 
den Auseinandersetzungen um ei- 
nen Mindestlohn zur Umsetzung des 
Entsendegesetzes ist deutlich ge- 
worden, daß erfolgreiche Gewerk- 
schaftspolitik auf eine handlungsfä- 
hige Gegenseite angewiesen ist. In- 
zwischen ist bereits nicht mehr aus- 
zuschließen, daß selbst das bundes- 
deutsche Tarifvertragssystem durch 
die Schwäche der Arbeitgeberver- 
bände langfristig Schaden nimmt. 

Erosion betrieblicher 
lnteressenvertretung 

Im krassen Gegensatz zu den er- 
folgreichen Tarifbewegungen steht 
schließlich auch eine Erosion der ge- 
werkschaftlichen lnteressenvertre- 
tung in den Betrieben: Der vielzitier- 
te Standortwettbewerb besteht in 
deutschen Betrieben nicht selten 
darin, daß die Unternehmensleitung 
Auslagerungsgedanken mit erpres- 
serischem Unterton verlauten Iäßt 
oder Mißmanagement mit dem Ko- 
stendruck von Billiganbietern ka- 
schiert wird. Dem Betriebsrat bleibt - 
unabhängig von der Stichhaltigkeit 
der unternehmerischen Lageanalyse 
- kaum eine andere Möglichkeit, als 
einer solchen "betriebliche Be- 
standsverunsicherung" mit entspre- 
chenden Zugeständnissen zu be- 
gegnen. Längst sind deshalb Be- 
triebsvereinbarungen über Arbeits- 
zeitverlängerung ohne jeden Lohn- 
ausgleich oder über eine Lohnab- 
senkung auf das Niveau von 30 Wo- 
chenstunden bei einer Arbeitszeit 
von 40 Stunden und damit Verstöße 
gegen bestehende Tarifverträge kei- 
ne Einzelfälle mehr. 

Die gewerkschaftliche Interes- 
senvertretung in den Betrieben ist al- 
lerdings auch von einer anderen Sei- 
te unter Druck gekommen: Neue Ma- 
nagementkonzepte zielen auf direk- 
te Partizipation und Eigenverantwor- 
tung der Beschäftigten, und zwar in 
Fragen, die sich der rechtlich ver- 
brieften Mitbestimmung entziehen: 
Beteiligung ist inzwischen auch bei 
der Produktinnovation, der Arbeits- 
organisation und der Gestaltung be- 
trieblicher Abläufe gefragt. Unab- 
hängig von den Schwierigkeiten, die 
bei dieser Abwendung von tayloristi- 
schen Betriebsstrukturen in der Pra- 
xis meistens noch entstehen, ist da- 

mit immer auch ein Rollenwechsel 
der Betriebsräte verbunden: Durch 
dezentrale Aushandlungsspielräu- 
me entstehen einerseits mitunter 
Konfliktlinien zwischen Belegschaf- 
ten und Betriebsräten, andererseits 
wird das sogenannte Co-Manage- 
ment zu einer neuen Form der Be- 
triebsratsarbeit, die oft im Konflikt 
mit der traditionellen Schutzpolitik 
steht, die ja keineswegs überflüssig 
geworden ist. Insgesamt ist so die 
Bedeutung der betrieblichen Politik- 
arena für die lnteressenvertretung in 
den vergangenen Jahren deutlich 
gewachsen - bezogen auf Inhalte 
und verbunden mit einer Tendenz zu 
"maßgeschneiderten" Lösungen, die 
sich immer schwerer mit überbe- 
trieblichen Regelungen erfassen las- 
sen. 

Der Teufelskreis 
der Standortdebatte 

Zusätzlich verschärft wird die be- 
triebliche Konfliktlage durch die poli- 
tischen Auseinandersetzungen über 
die Wirtschafts- und Sozialproble- 
me. Die Verunsicherung der Be- 
schäftigten wurde durch die endlose 
Debatte über die Streichung von Lei- 
stungen in der Renten- und Arbeits- 
losenversicherung, Steuererhöhun- 
gen und „eisernes Sparen" sowie 
durch die unsichere Zukunft in der 
Geld- und Zinspolitik auf die Spitze 
getrieben. Gleichzeitig ist es den 
Kapitalvertretern in den Jahren nach 
der deutschen Einheit immer wieder 
gelungen, betriebliche Umwälzun- 
gen und sozialstaatliche Kürzungs- 
aktionen als unausweichliche Maß- 
nahmen zur Sicherung der deut- 
schen Wettbewerbsfähigkeit zu de- 
klarieren. Gewerkschaften und Sozi- 
aldemokratie erschienen, sofern sie 
sich überhaupt noch mit alternativen 
Konzepten gegen die Standorthyste- 
rie wandten, dagegen als vertei- 
lungspolitische Dinosaurier aus dem 
sozialistischen Jurrasic-Park - nicht 
nur nach außen, sondern auch nach 
innen. 

So trägt die Standortdebatte 
längst die Züge eines klassenpoliti- 
schen Teufelskreises: Die Erosion 
der gewerkschaftlichen Interessen- 
Vertretung in den Betrieben berei!et 
der "Standortsicherung" durch Sozi- 
alabbau und dem Rückzug der Poli- 
tik aus der Ökonomie den Weg, wo- 
durch gleichzeitig die staatliche 
Handlungsfähigkeit und damit die 
Kraft zu alternativen Gegenentwür- 
fen für eine gesellschaftliche Ent- 
wicklung beschnitten wird, die ihrer- 
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seits Bezugspunkt für gewerkschaft- 
liches Handeln sein könnte. Ohne 
ein Ausbrechen aus diesem Teufels- 
kreis ist es letztlich nur noch eine 
Frage der Zeit, bis auch die letzte 
gewerkschaftspolitische Säule, näm- 
lich die stabile tarifpolitische Durch- 
setzungs- und Streikfähigkeit, unter 
die Räder der Standortoffensive ge- 
rät. Vor dem Hintergrund dieser un- 
komfortablen klassenpolitischen Ge- 
samtsituation hat der Leiter der Vor- 
sitzenden-Abteilung bei der 'lG Me- 
tall, Klaus Lang, völlig recht, wenn er 
mit Blick auf die Kritiker der Bündnis- 
Idee sagt: "Hätte der Bündnisvor- 
schlag all das berücksichtigt, was 
von seinen Kritikern gefordert wird, 
es wäre eine zugespitzte Kurzfas- 
sung der sozial-ökologischen Re- 
formstrategie in der Art von Gewerk- 
schaftsentschließungen geworden - 
und spätestens am übernächsten 
Tag wieder in Vergessenheit gera- 
ten." 

Statt auf eine umfassende Re- 
formstrategie zielt die Bündnis-Idee 
in gesellschaftspolitischer Hinsicht 
"nur" darauf, in ökonomischen Kri- 
senzeiten eine sozial-ökonomische 
Gegenlogik, nämlich die des Be- 
schäftigungsaufbaus, in die Ausein- 
andersetzungslandschaft einzu- 
pflanzen und damit gleichzeitig ge- 
werkschaftliche Gestaltungskraft 
auszubauen - ein Ziel, das ange- 
sichts der klassenpolitischen Bedin- 
gungen unseres Erachtens durch 
Realismus und Problembewußtsein 
besticht. Die gewerkschaftspoliti- 
sche und strategische Stärke des 
Vorstoßes wiederum besteht für uns 
darin, daß in Zeiten des sozialen 
Stellungskrieges, in denen alle re- 
formpolitischen Gesamtentwürfe in 
den Schützengräben wirkungslos 
verpuffen, an einer sozial relevanten 
Stelle und mit einer einfachen, griffi- 
gen und öffentlich nachvollziehba- 
ren Operation die Verhältnisse in Be- 
wegung gebracht werden. Hier hebt 
sich die Bündnis-Strategie wohltu- 
end von jenen "zugespitzen Kurzfas- 
sungen" sozialdemokratischer Par- 
teitagsbeschlüsse ab, die als 10- 
oder 20-Punkte-Programme an- 
schließend in der Öffentlichkeit in 
Schönheit gestorben sind. 

Perspektiven der Bündnis-Idee 
Nun könnte an dieser Stelle der 

wohl berechtigte Einwand kommen, 
daß die ursprüngliche Zwickel-lnitia- 
tive auf dem Gewerkschaftstag der 
IG Metall ja durchaus diese positive 
gesellschaftliche Funktion und ge- 

E rstens: In meinem Beitrag (in 
spw 87) hatte ich geschrie- 

ben, daß das KZ-System in der 
letzten Phase „primär Instrument der 
rassistischen Neuordnung und der 
Vernichtung des europäischen 
Judentums" gewesen sei. Eine sol- 
che Formulierung schließt andere 
Funktionsbestimmungen - wie z.B. 
die Zwangsarbeit - nicht aus, gewich- 
tet diese jedoch. Wer vom deutschen 
Faschismus reden will, darf vom Ka- 
pitalismus nicht schweigen. Aber wer 
uber den Holocaust - als dem Kern 
des Nazismus - reden und ihn nicht in 
seiner Bedeutung strukturell relativie- 
ren will, kommt mit formationstheore- 
tischen Erwägungen nicht weiter. Der 
Holocaust läßt sich aus keiner Kapi- 
tallogik ,.ableitenu, sondern verweist 
auf die Autonomie politischer Ent- 
scheidungen im Nazismus. 

Zweitens: 
Niemand bestreitet den auch 

selbstlosen Einsatz deutscher Kom- 
munisten für ihre Mithäftlinge. Zu erin- 
nern wäre hier beispielsweise an Wil- 
helm Hammann, der in Yad Vashem 
für die Rettung jüdischer Kinder im 
KZ Buchenwald geehrt wird. Aber 
diese Beispiele von Solidarität än- 
dern nichts an der objektiv entsolida- 
risierenden Struktur der KZ-Gesell- 
schaft, deren schonungslose Analy- 
se das Verdienst von Sofkys „Ord- 
nung des Terrors" ist. Die Entschei- 
dung, einen Genossen vor einem ge- 
fährlichen Arbeitskommando zu be- 
wahren, war zugleich eine Entschei- 
dung gegen einen anderen Mithäft- 
ling, der für diese Aufgabe dann ein- 
geteilt wurde. ,.Wenn die SS-Ärzte 
„Menschenmaterialu für ihre meist 
tödlichen Versuchsreihen und Vivi- 
sektionen anforderten, so hatten die 
Kapos meist die Macht, Genossen 
oder andere ihnen wichtige Personen 
von den Listen zu streichen, aber die 
Quantität der zugeführten .,Liefe- 
rung" mußte stimmen. Statt der Ge- 
nossen mußten andere Häftlinge auf 
die Listen geschrieben werdenu1. Es 
war eine Entscheidung für den Opfer- 
tausch. Die Solidarität konnte in die- 
ser Konstellation nur partikular sein. 

Die - wie Schneider schreibt - 
„absurde Zahl" von „nur" 72 in Bu- 
chenwald umgekommener Kommuni- 
sten stammt nicht von mir, sondern 
ist das Ergebnis parteiinterner Stati- 
stik der SED. Bei Schneider bleiben 
die moralischen Verwerfungen und 
Handlungsdilemmata, die mit der 
Übernahme von Funktionen im Kapo- 

System verbunden und Gegenstand 
mehrerer Untersuchungen (sowohl 
der SED als auch der amerikanischen 
und sowjetischen Besatzungsmacht) 
waren, außen vor. Ebenso schweigt 
er sich uber die Fortsetzung des KP- 
Stalinismus unter KZ-Bedingungen, 
die „rote Feme" gegen „abweichen- 
de" Genossen aus. Gerade hier wäre 
eine Klarstellung notwendig. 

Berichte von Überlebenden des 
KZ-Systems zeugen von selbstloser 
Solidarität der „Politischenw mit ihren 
Mithäftlingen, aber auch von antise- 
mitischen und sozialrassistischen 
Vorurteilen, vom brutalen Ausnutzen 
ihrer abgeleiteten Machtstellung.' 
Beide Facetten haben wir in unserer 
Erinnerungsarbeit zu berücksichti- 
gen, anstatt an heroischen Wunsch- 
bildern festzuhaken. 

Drittens: 
„Am 11. April 1946 jährt sich der 

Tag der Befreiung des Konzentrati- 
onslagers Buchenwald durch Trup- 
pen der Alliierten Armeen", heißt es in 
der kommunistischen „Thüringer 
Volkszeitung" vom 6.4.19463. Schnei- 
der bleibt die Antwort darauf schul- 
dig, wieso in solchen zeitgenössi- 
schen Dokumenten von „Selbstbe- 
freiung" keine Rede war. Er verweist 
.statt dessen auf Aktionen bewaffne- 
ter Buchenwald-Häftlinge, in deren 
Verlauf 125 SS-Leute (also etwa 2,5% 
der ursprünglichen Wachmann- 
schaft) gefangengesetzt wurden. 
Diese von niemand bestrittenen Ak- 
tionen hatten jedoch für den militäri- 
schen Verlauf keine oder allenfalls 
symbolische Bedeutung. Sie recht- 
fertigen auf keinen Fall eine Überstei- 
gerung zum Begriff der „Selbstbefrei- 
ung". 

Die ,.~elbstbefreiun~s"-~hese ist 
das Ergebnis einer politisch-semanti- 
schen Operation, die mehrere Funk- 
tionen zugleich erfüllte. Zum einen 
konnten die lnteressensdivergenzen 
mit ausländischen Häftlingsgruppen 
in den Hintergrund gedrängt werden. 
Die Buchenwalder Kommunisten, die 
bald von der Moskauer Emigrations- 
gruppe um Walter Ulbricht aus der er- 
sten Reihe verdrängt wurden, sahen 
darin eine Möglichkeit zur Selbstauf- 
Wertung. Zum anderen konnte im 
„kalten Krieg" der 50er Jahre der ent- 
scheidende Anteil US-amerikani- 
scher Truppen an der Befreiung Bu- 
chenwalds geleugnet werden. 

Ein früheres Losschlagen, wie es 
von den Häftlingen, die durch die 
Evakuierungen und Todesmärsche 
zuallererst bedroht waren, gefordert 

Vier Einwände 
zu Ulrich Schneider 

von Perer Reif-Spirek* 

wurde, wäre in der Tat aufgrund der 
militärischen Lage verhängnisvoll ge- 
wesen. Die Strategie der deutschen 
Kommunisten, den amerikanischen 
Vormarsch abzuwarten und erst im 
letzten Moment selbst zu agieren, 
war alternativlos, aber sie hatte ihren 
Preis. Solche kontroversen Strategien 
verweisen gerade auf die von Sofsky 
untersuchten Interessendivergenzen 
innerhalb der Häftlingsgesellschaft. 
Die Evakuierungen, die nicht verhin- 
dert, sondern nur verzögert werden 
konnten, erfolgten nach der rassen- 
politischen Logik der SS. 

Die Analyse solcher objektiven 
Handlungszwänge hat mit der BILD- 
Zeitung nichts gemein. Wer andere 
Positionen, die dem eigenen heilen 
Weltbild widersprechen, sofort in die 
rechte Ecke zu rücken versucht, setzt 
eine denunziatorische Form der Aus- 
einandersetzung fort, die offensicht- 
lich auch zum „Erbeu eines Teils der 
deutschen Linken gehört. 

Viertens: 
Über die Notwendigkeit von Ent- 

nazifizierungsmaßnahmen braucht 
nicht gestritten zu werden. Gleich- 
wohl zeigt ein Vergleich der Internie- 
rungslager in den unterschiedlichen 
Besatzungszonen erhebliche Unter- 
schiede. In den westlichen Besat- 
zungszonen erfolgte die Einlieferung 
von Nazi-Funktionären ab einer höhe- 
ren Funktionsebene, die Sterblichkeit 
war geringer, es gab keine Totaliso- 
lierung von der Öffentlichkeit, und es 
wurde frühzeitig mit Überprüfungen 
und Entlassungen begonnen4. Sol- 
che Unterschiede werden von 
Schneider, aber auch von dogmati- 
schen Teilen der PDS5 systematisch 
negiert, wissenschaftliche Forschun- 
gen aus durchsichtigen politischen 
Gründen nicht zur Kenntnis genom- 
men. 

Wer andere 
Positionen, die dem 
eigenen heilen 
Weltbild widerspre- 
chen, sofort in die 
rechte Ecke zu 
rücken versucht, 
setzt eine denunzia- 
torische Form der 
Auseinandersetzung 
fort, die offensicht- 
lich auch zum 
"Erbe" eines Teils 
der deutschen 
Linken gehurt. 

* Perer Reif-Spirek, Politologe. Erfurt 
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Schneiders Beitrag zeugt nicht 
gerade von einer großen und diffe- 
renzierten Kenntnis der Häftlings- 
Struktur des Spezlagers. Die Mehrheit 
der im Spezlager Buchenwald Inter- 
nierten bestand zweifellos aus „fa- 
schistischen Funktionsträgern", wie 
Schneider schreibt. Aber was ist mit 
der Minderheit, die aus ganz anderen 
Gründen inhaftiert wurde? Hermann 
Brill, Buchenwalder und erster sozial- 
demokratischer Regierungschef in 
Thüringen, drohte die sowjetische 
Besatzungsmacht mit einer „Rück- 
kehr nach Buchenwald", weil er sich 
deren Politik widersetzte. Brill entzog 
sich durch Flucht, bei anderen blieb 
es nicht bei der Drohung. Die Inter- 
nierung des (späteren) Sozialdemo- 
kraten Robert Zeiler oder des CDU- 
Funktionärs Erich Hindermann, bei- 
des anerkannte Opfer des Faschis- 
mus, kann wohl kaum als „notwendi- 
ge und rechtmäßige Entnazifizie- 
rungsmaßnahme" gewertet werden. 
Und wie differenziert ist die Begriff- 
lichkeit vom „faschistischen Funkti- 
onsträger", die sehr unterschiedliche 
Verantwortungsebenen - vom Block- 
wart und HJ-Funktionär bis zum Gau- 
leitungsmitglied - zusammenzieht? 
Hauptschuldige im Sinne der alliier- 
ten Kontrollratsdirektive 38 waren nur 
in kleiner Zahl im Spezlager interniert. 
Die Hauptgruppe bestand aus klei- 
nen und mittleren NS-Funktionären6. 
Kriterien für eine Verhaftung sind 
nicht erkennbar, denn nur eine Min- 
derheit dieser NS-Funktionäre wurde 
interniert. Lange vor Auflösung des 
Spezlagers Buchenwald wurde in der 
sowjetischen Besatzungszone die 
Entnazifizierung für beendet erklärt 
und auch hier der Weg der Integrati- 
on beschritten. Bereits 1946147 um- 
warb die SED die „faschistischen 
FunktionsträgerU7. 1953 zählte eine 
parteiinterne Statistik der SED 8,7% 
ehemalige NSDAP-Mitglieder - ein 
höherer Prozentsatz als frühere Sozi- 
aldemokraten (ca. 6,5%)!8 

Es kann keine Rede davon sein, 
daß die Gedenkstätte „Versuche der 
Gleichsetzung" von KZ und Spezla- 
ger unternimmt. Ohne den nazisti- 
schen Vernichtungskrieg hätte es 
das Spezlager nicht gegeben - auf 
die Benennung dieses Kausalzusam- 
menhangs wird nicht zu verzichten 
sein. Die geplante Ausstellung über 
das Spezlager hat eine differenzierte 
Analyse der Häftlingsgesellschaft zu 
leisten, die Fragen der moralischen 
Verantwortung auch „kleineru NS- 
Funktionsträger unter den Häftlingen 
nicht ausblendet. Eine solche Doku- 

mentation wird aber auch die Lager- 
verhältnisse (die oft willkürlichen Ver- 
haftungsgründe, die Vernachlässi- 
gung der Häftlinge mit der Folge ho- 
her Sterbezahlen etc.) vor dem nor- 
mativen Horizont der Menschenrech- 
te kritisieren müssen. In der Politik 
der sowjetischen Besatzungsmacht 
kam eine Verschränkung von Anti- 
Nazismus und Stalinismus zum Aus- 
druck, die in ihrem Zusammenhang 
zu thematisieren ist. 

Der Beitrag von Ulrich Schneider 
zeigt, daß eine fortschrittliche Neuori- 
entierung der ostdeutschen KZ-Ge- 
denkstätten nicht nur gegen den 
rechten Geschichtsrevisionsmus 
durchgesetzt werden muß, sondern 
auch gegen jene Teile der Linken, die 
nach wie vor die Tabuisierungen der 
DDR-Geschichtspolitik fortsetzen 
wollen. 
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denn „an der Basis" zur Diskussion 
stellte. Eine Kritik, die der IGM-Vor- 
sitzende in Kauf nehmen mußte. 
denn nur der Überraschungseffekt 
dieses Alleinganges verschaffte 
dem Bündnis-Vorschlag den not- 
wendigen öffentlichen Schub und 
damit überhaupt erst eine reale 
Chance der Umsetzung. 

Im Kern der innergewerkschaftli- 
chen Auseinandersetzung stand 
aber das Konzept des Bündnisses: 
Der Vorstoß war für die einen der 
längst überfällige Befreiungsschlag, 
der die Gewerkschaft aus der Defen- 
sive der Standortdebatte und ihres 
Ohnmachtsdiskurses heraus brach- 
te und sie statt dessen als gestal- 
tungswillige und -fähige politische 
Kraft mit gesamtgesellschaftlicher 
Verantwortung präsentierte. Andere 
sahen dagegen eine Abwendung 
von grundsätzlichen Gewerkschafts- 
positionen: Das Angebot von Einar- 
beitungsabschlägen für Langzeitar- 
beitslose und der Verzicht auf Real- 
lohnsteigerungen zur Schaffung von 
Arbeitsplätzen sei eine schleichende 
Anerkennung des neoliberalen Dog- 
mas, nach dem die Arbeitslosigkeit 
als Folge von angeblich überhöhten 
Einkommen der abhängig Beschäf- 
tigten gilt. 

Man kann tatsächlich darüber 
streiten, ob das Angebot untertarifli- 
cher Einstiegslöhne für Langzeitar- 
beitlose als "Einstiegsdroge" in die 
Verhandlungen für Gesamtmetall 
wirklich notwendig war. Unabhängig 
von der Bewertung dieser Frage 
bedeutet das Bündnis für Arbeit 
jedoch keine teilweise Anerkennung 
einer neoliberalen Wirtschaftspolitik. 
Lohnhöhe und Beschäftigung wer- 
den im Bündnis-Konzept nämlich 
nicht in einen ökonomischen. son- 
dern in einen politischen Zusammen- 
hang gebracht. Das wird schon an 
der Reihenfolge deutlich: erst Ar- 
beitsplatzaufbau, dann Lohnzurück- 
haltung - damit könnte die Lohnzu- 
rückhaltung im Sinne einer Kausalität 
gar kein ökonomischer Grund für 
mehr Beschäftigung sein. Der Bünd- 
nisvorschlag ist also kein realökono- 
misches Konzept, sondern das An- 
gebot eines politischen Deals. Er ist 
der Versuch, dem Arbeitsplatzabbau 
als Folge einer entfesselten Markt- 
wirtschaft eine politische Initiative 
zum Beschäftigungsaufbau entge- 
genzusetzen, letztlich also der Öko- 
nomie wieder politische Ziele einzu- 
schreiben, die durch ein solidari- 
sches Projekt verschiedener gesell- 
schaftlicher Kräfte verfolgt werden. 

Indirekt ist dieser gesellschafts- 
politische Charakter der Bündnis- 
Strategie auch von neoliberalen Wirt- 
schaitswissenschaftlern und -journa- 
listen, von Arbeitgeberverbänden 
und der rechtskonservativen Bun- 
desregierung bestätigt worden: Im 
Lager der Marktradikalen wurde we- 
niger der vermeintliche Frontwech- 
sel der Gewerkschaften in der Lohn- 
politik gefeiert, sondern vielmehr die 
Bündnis-Idee und die Praxis der 
Spitzengespräche zwischen den Ta- 
rifparteien sowie der Bundesregie- 
rung als eine Durchlöcherung des 
Fundaments des marktwirtschaftli- 
chen laissez faire verurteilt. 

Erosion gewerkschaftlicher 
Gestaltungskraft 

Die Beurteilung des gesell- 
schafts- und gewerkschaftspoliti- 
schen Stellenwertes der Bündnis- 
Idee - und erst recht die Bewertung 
der bisherigen Ergebnisse - darf 
sich allerdings nicht auf wirtschafts- 
und ordnungspolitische Fragen be- 
schränken, sondern muß einen zwei- 
ten Aspekt berücksichtigen: Wir mei- 
nen die reale klassenpolitische Si- 
tuation, in der sich die deutsche Ge- 
werkschaftsbewegung seit einigen 
Jahren befindet, und aus der heraus 
sie Gestaltungsmacht entwickeln 
muß. Das "Bündnis für Arbeit" muß 
vor dem Hintergrund der aktuellen 
sozial-ökonomischen und politi- 
schen Ausgangskonstellationen be- 
trachtet werden. 

Die gewerkschaftliche Abwehr- 
und Gestaltungskraft hat sicti in den 
zurückliegenden Jahren sehr wider- 
sprüchlich entwickelt. Auf der einen 
Seite ist es insbesondere der IG Me- 
tall gelungen. Tarifabschlüsse für 
mehr Lohn und kürzere Arbeitszeiten 
durchzusetzen. Insgesamt wurde 
ein drastisches Absinken des bun- 
desdeutschen Lohnniveaus verhin- 
dert, und damit auch die Drosselung 
der Binnennachfrage. Gemessen an 
den gegenteiligen Zielstellungen der 
Arbeitgeber und an der mittlerweile 
anderthalb Jahrzehnte währenden 
Hegemonie einer neoliberalen Wirt- 
schaftspolitik durften die meisten Ta- 
rifbewegungen der vergangenen 
Jahre von den Gewerkschaften als 
Erfolge verbucht werden. 

Auf der anderen Seite ist dabei 
auch deutlich geworden, daß erfolg- 
reiche Tarifpolitik allein der verän- 
derten gesellschaftlichen Ausgangs- 
lage und dem wirtschaftspolitischen 
Reformbedarf nicht gerecht wird. 
Seitdem steigende Gewinne unter 

dem Leitbild der „lean production" 
durch Arbeitsplatzvernichtung er- 
zielt werden, seitdem Betriebsverla- 
gerungen ins Ausland und outsour- 
cing zum Maßstab für erfolgreiches 
Management gehören, und seitdem 
selbst 6 Millionen Arbeitslose keinen 
zwingenden Grund mehr für eine wir- 
kungsvolle staatliche Beschäfti- 
gungspolitik abgeben - seitdem be- 
herrscht die Angst vor dem Verlust 
des eigenen Arbeitsplatzes sowohl 
die innerbetriebliche Situation als 
auch die gesamtgesellschaftliche 
Kräftelage. 

Vor diesem Hintergrund verkeh- 
ren sich in der öffentlichen Wahrneh- 
mung selbst die tarifpolitischen Er- 
folge in ihr Gegenteil. Sie werden, 
nicht bewertet als Stabilisierung der 
Konjunktur durch Sicherung der Bin- 
nennachfrage oder notwendige Er- 
höhung der Einkommen - im Gegen- 
teil: Trotz wachsender Ungerechtig- 
keit in der Vermögensverteilung gilt 
heute selbst die bloße Sicherung der 
Reallöhne der abhängig Beschäftig- 
ten mitunter als Besitzstandswah- 
rung. Selbst der Hauskrach im Ar- 
beitgeberlager, eine Folge der er- 
folgreichen Tarifbewegungen, droht 

Insgesamt ist so die 
Bedeutung der 
betrieblichen Politik- 
arena fSlr die Interes- 
senvertretung in den 
vergangenen Jahren 
deutlich gewachsen - 
verbunden mit einer 
Tendenz zu "maßge- 
schneiderten" 
Losungen, die sich 
immer schwerer mit 
Oberbetrieblichen 
Regelungen erfassen 
lassen. 

Foto: Martin Zitzlaff, Kdln 
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Bündnis für Arbeit - 
Aufstieg und Fall? 
von Ralf Löckener und Thomas Wesrphal* 

P ünktlich nach den Landtags- 
wahlen im März hat die Bon- 

ner Rechtskoalition den „sozial- 
partnerschaftlichen Dialog" mit den 
Gewerkschaften endgültig platzen 
lassen. Bereits nach der Präsentati- 
on des gemeinsamen Plattformpa- 
pieres .Bündnis für Arbeit und 
Standortsicherung" gerieten die 
Führungsspitzen des Gewerk- 
schaftsbundes mit ihrer „Kanz- 
leramts-Strategie" innerhalb der ei- 
genen Organisation und Mitglied- 
schaft in eine deutliche Argumentati- 
ons- und Legitimationsnot. Mit der 
Durchsetzung des sogenannten 
Sparpaketes durch die Koalition 
drängt sich nun - ungeachtet der 
noch laufenden Verhandlungen in ei- 
nigen Tarifbezirken der Metallindu- 
strie - die Frage nach der Perspekti- 
ve der Bündnis-Idee und nach den 
Konsequenzen für die zukünftige 
Gewerkschaftspolitik auf. 

Lohnhdhe und 
Beschdftigung 

werden im Bündnis- 
Konzept nicht in einen 

Ukonomischen, 
sondern in einen 

politischen Zusam- 
menhang gebracht. 

Der BUndnisvorschlag 
ist also kein real- 

Llkonomisches 
Konzept, sondern 

das Angebot eines 
politischen Deals. 

Bündnis für Arbeit - 
Vorschlag und Realität 

Auf dem 18. ordentlichen Ge- 
werkschaftstag der IG Metall bot 
Klaus Zwickel Anfang November 
1995 dem Arbeitgeberverband Ge- 
samtmetall und der Bundesregie- 
rung ein "Bündnis für Arbeit" an: 
Zwickel stellte für die nächste Tarif- 
runde 1997 eine Begrenzung der 
Einkommenserhöhung auf die Preis- 
steigerungsrate sowie befristete Ein- 
arbeitungsabschläge bei der Ein- 
stellung von-Langzeitarbeitslosen in 
Aussicht, wenn die Metallarbeitge- 
ber im Gegenzug ab 1996 für drei 
Jahre auf betriebsbedingte Kündi- 
gungen verzichten und jährlich 
110.000 neue Arbeitplätze (darunter 
10.000 Stellen für Langzeitarbeitslo- 

* Ralf Löckener, Essen, Thornas Wesrphal, Dortmund, Mitherausgeber 
der spw. Beide arbeiten als wissenschaftliche Angestellte bei der 
gewerkschaftseigenen Beratungsgesellschaft ISA Consult. 

se) sowie 5% mehr Lehrstellen 
schaffen. Flankierend zu einer sol- 
chen Vereinbarung der Tarifpartner 
sollte die Bundesregierung - entge- 
gen ihren Plänen - auf eine Kürzung 
der Arbeitslosenhilfe verzichten und 
die Kriterien für den Sozialhilfebezug 
nicht verschlechtern sowie ein aus- 
reichendes Angebot an Ausbil- 
dungsplätzen sichern, im Bedarfsfall 
durch eine Ausbildungsplatzabgabe 
als Lastenausgleich zwischen den 
Unternehmen. 

tn Mittelpunkt des Konzeptes 
steht aber der Versuch, die Tarifpoli- 
tik nach der erfolgreichen Umset- 
zung der 35-Stunden-Woche im Ok- 
tober 1995 abermals für eine wirksa- 
me Schaffung von Arbeitsplätzen zu 
nutzen: Durch eine Orientierung der 
tariflichen Lohnerhöhung an der 
Preissteigerungsrate und den Ver- 
zicht auf die Umverteilungskompo- 
nente würde den Unternehmen der 
Metall- und Elektroindustrie der Pro- 
duktivitätszuwachs für die Schaffung 
der geforderten neuen Stellen zur 
Verfügung stehen. 

Die bisherige Geschichte des 
Bündnis-Vorschlages ist schnell er- 
zählt: Abgesehen von den unglückli- 
chen Kanzlerrunden, nach denen 
vom DGB-Vorsitzenden Dieter 
Schulte bereits geringere Kürzungen 
für Arbeitslosenunterstützung als ur- 
sprünglich vorgesehen als Erfolg ge- 
werkschaftlicher Politik verkauft wur- 
de (oder verkauft werden mußte), 
und die schließlich das bekannte 
"Sparpaket" und damit die ursprüng- 
lichen Pläne der Bundesregierung 
doch nicht verhinderten, konzentrier- 
ten sich die Bemühungen zur Um- 
setzung des Bündnisses auf die Ta- 
rifparteien. Die Gespräche zwischen 
IG Metall und Gesamtmetall began- 
nen im Januar diesen Jahres und 
wurden bereits nach drei Runden im 
März von der Gewerkschaft abge- 
brochen. Zuvor hatte sich nämlich 
der Arbeitgeberverband gegen jede 
Regelung zur Umwandlung von 
Überstunden in Arbeitsplätze ge- 
sperrt, und die öffentliche Erklärung 
des neuen Hauptgeschäftsführers 
von Gesamtmetall, Werner Stumpfe, 
das von der IG Metall vorgeschlage- 
ne Bündnis werde es nicht geben, 
machte deutlich, daß weitere Ver- 
handlungen keinen Sinn hatten. 

Seitdem führen die Bezirksver- 
waltungen der IG Metall die Bünd- 
nis-Gespräche mit den einzelnen re- 
gionalen Metallarbeitgeberverbän- 
den, insbesondere über Wege zum 
Abbau von Überstunden und zur 

GEWERKSCHAFTS-POLITIK 

Ausweitung des Lehrstellenangebo- 
tes. Diese Verhandlungen verlaufen 
vielerorts durchaus erfolgverspre- 
chend, auch gibt es inzwischen er- 
ste Vereinbarungen (z.B. in Nord- 
rhein-Westfalen). Ein "Bündnis für 
Arbeit" zwischen IG Metall und ei- 
nem Arbeitgeberverband ist jedoch 
bis heute nirgendwo zustande ge- 
kommen. 

Allerdings hat die Bündnis-Idee 
abseits dieser Gespräche ihre ganz 
eigene Dynamik entwickelt: „Bünd- 
nis für Arbeit" heißen in der Metallin- 
dustrie plötzlich viele betriebliche 
Vereinbarungen, die von Unterneh- 
mensführungen und Betriebsräten 
ausgehandelt werden - mitunter 
selbst dann, wenn sie sogar den Ab- 
bau von Arbeitsplätzen beinhalten. 
Unter die Fahne der Zwickel-lnitiati- 
ve gerieten außerdem die Tarifver- 
handlungen anderer Gewerkschaf- 
ten: In der Textil- und Bekleidungsin- 
dustrie beispielsweise wurde zwi- 
schen Gewerkschaft und Arbeitge- 
berverband ein „Bündnis für Arbeit" 
geschlossen, das keine Beschäfti- 
gungssicherung für die gesamte 
Branche vorsieht und gleichzeitig 
Regelungen beinhaltet, die eine 
Ausweitung von Überstunden er- 
leichtern. Den Zukunftsperspektiven 
der Krisenbranchen Textil- und Be- 
kleidungsindustrie und den realpoli- 
tischen Handlungsspielräumen mag 
dieser Abschluß vielleicht angemes- 
Sen sein - mit dem Bündnis-Vor- 
schlag der IG Metall hat er nichts zu 
tun, er ist eher das Gegenteil. Dage- 
gen zeigt das "Bündnis für Arbeit" in 
der Chemie-Industrie, daß Beschäf- 
tigungssicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen in Tarifabschlüs- 
Sen vereinbart werden können. 

Die Konzeption 
des „Bündnis für Arbeit" 

Über die Zukunft des Bündnis- 
ses sowie über die weitere Entwick- 
lung gewerkschaftlicher Handlungs- 
strategie und -macht entscheiden 
freilich nicht nur die Gespräche mit 
den Arbeitgeberverbänden, sondern 
gerade auch die innergewerkschaft- 
liche Debatte. In der IG Metall polari- 
sierte der Bündnis-Vorschlag zu- 
nächst die Meinungen. Kritik richtete 
sich allein schon gegen die Form, in 
der das Angebot unterbreitet wurde: 
Zwickel habe sich über die Gepflo- 
genheiten der innergewerkschaftli- 
chen Demokratie hinweggesetzt, in- 
dem er seinen Vorschlag im Vorfeld 
nicht einmal im Hauptvorstand der 
IG Metall abstimmte, geschweige 

,,Eine neue Gefahr droht der Herr- 
schaft der Bourgeoisie: die proletari- 
schen Frauen schlagen den festen 
Weg der internationalen Klassenor- 
ganisierung ein. " (Artikel über die 
erste Sozialistische Frauenkonferenz 
1907 in Stuttgart, geschrieben für die 
Zeitschrift „Obrazo vanie". Zitiert 
nach: C. Bauermeister u.a. 1979. 
s. 21). 

us heutiger Sicht war sie eine 
der Begründerinnen eines fe- A ministischen Sozialismus. 

Sie war zudem aller Wahrscheinlich- 
keit nach die weltweit erste weibliche 
Ministerin einer Regierung, und zwar 
der sowjetischen Revolutionsregie- 
rung unter Lenin. 

Alexandra Kollontai führte ein äu- 
ßerst bewegtes Leben, voller Aus- 
einandersetzung und Energie. Sie 
sah die Mobilisierung und sozialisti- 
sche Bildung der Arbeiterinnen als 
eine ihrer Hauptaufgaben, aber auch 
die theoretische Weiterentwicklung 
sozialistischer Ideen - vorwiegend in 
feministischer Richtung - auch wenn 
sie mit dem Begriff Feminismus ihre 
Schwierigkeiten hatte. 

Im Zentrum ihrer Überlegungen 
stand das Verhältnis der Frau zu Lie- 
be und Arbeit. Das heißt zum einen 
die Stellung der Frau, auch in histori- 
scher Betrachtung, in und durch die 
Arbeit, und zum anderen ihre Positio- 
nen zu Sexualität, oder besser: ihre 
damals hoch umstrittenen. äußerst 
modernenVorstellungen vom Zusam- 
menleben, einschließlich ihrer Kritik 
an der bürgerlichen Ehe. Damit setz- 
te sie sich auch in ihren Erzählungen 
auseinander; sie galt jedoch nur als 
mäßigeSchriftstellerin.Alexandra Kol- 
lontai war Mitbegründerin der Soziali- 
stischen Fraueninternationale, die 
1907 in Stuttgart ihre erste Konferenz 
abhielt. Vor und insbesondere wäh- 
rend ihrer Beteiligung an der ersten 
Sowjetregierung setzte sie sich für ei- 
nen umfassenden Mutterschutz ein. 

Wie aktuell oder überholt sind 
ihre inhaltlichen Überlegungen für 
uns heute? Was von dem, was Alex- 
andra Kollontai an Zukunftsvorstel- 
lungen entwickelte und in ihrem ei- 
genen Leben und ihrer politischen 
Praxis antizipieren wollte, bleibt für 
uns aufzugreifen und erstrebens- 
wert? 

Exil - Erfahrungen 
mit Regierungsfeminismus - 
Enttäuschungen 

Alexandra Kollontai, die 1872 in 
eine adelige Gutsbesitzerfamilie ge- 

boren wurde, wird politisch nachhal- 
tig geprägt durch den im Jahr 1896 
ausbrechenden Streik der Textilar- 
beiterinnen. Daneben pürften fol- 
gende Stationen für ihre politische 
Einstellung und Arbeit entscheidend 
gewesen sein. 

Unzählige Auslandsaufenthalte: 
Beginnend mit einem Studienaufent- 
halt in der Schweiz, ist sie anschlie- 
ßend als Agitatorin im Auftrag ihrer 
Partei in Westeuropa tätig, flieht sie 
1908 wieder aus Rußland. um im Exil 
als Agitatorin zu arbeiten: in 
Deutschland, Frankreich. England, 
der Schweiz, Belgien. Italien, 
Schweden, Dänemark, Norwegen 
und in 80 Städten der USA. In ihrer 
letzten politischen Lebensphase ar- 
beitet sie als Botschafterin in Norwe- 
gen, Mexiko und Schweden. 

Seit 1905 beschäftigt sich Alex- 
andra Kollontai intensiv mit der Frau- 
enfrage und tritt für die Gründung 
autonomer Frauenabteilungen ein, 
was zu Konflikten mit der Parteifüh- 
rung führt. Auf der ersten Internatio- 
nalen Konferenz der Sozialistinnen 
1907 in Stuttgart tritt sie als einzige 
russische Delegierte auf der Seite 
der deutschen Sozialdemokratinnen 
um Clara Zetkin entschieden für eine 
eigenständige Frauenstruktur der 
Sozialdemokratie sowie für das Frau- 
enwahlrecht ein, das auch innerhalb 
des weiblichen Teils der sozialde- 
mokratischen Bewegung umstritten 
war. Kollontai ist maßgeblich an der 
Gründung von Arbeiterinnenklubs 
beteiligt, zu denen je 200-300 Arbei- 
terinnen kommen. 

Ihre Partei- und Regierungser- 
fahrung: Sie wird Mitglied im Zentral- 
komitee der Kommunistischen Partei 
und im Petrograder Sowjet und über- 
nimmt nach der Oktoberrevolution 
das Volkskommissariat für soziale 
Fürsorge. Sie setzt die Gründung ei- 
ner gesetzlichen Mutterschafts- und 
Säuglingsfürsorge durch. Als Konse- 
quenz ihrer Kritik am Frieden von 
Brest-Litowsk legt sie ihr Amt als 
Volkskommissarin schon im März 
1918 nieder und betätigt sich wieder 
als „AgitatorinU. 1919 übernimmt sie 
den Vorsitz der Frauenabteilung 
beim Zentralkomitee der Partei. 1921 
kritisiert sie scharf Lenins Wirt- 
schaftskurs und den Bürokratismus 
der Sowjetinstitutionen - nun als Mit- 
glied der Arbeiteropposition, die 
sich insbesondere gegen die NÖP 
(Neue ökonomische Politik) wendet. 
Mit ihrem Konzept der „Arbeiterop- 
Position" kann sie sich innerpartei- 
lich nicht durchsetzen; die Folge ist 

Alexandra Kollontai - 
Von Liebe und Arbeit 

von Anrje Trosien und Claudia Waltl~er* 

weitgehende Isolierung und Ent- 
hebung aus diversen Funktionen, 
u.a. verliert sie 1922 ihr Amt als Lei- 
terin der Frauenabteilung Shet- 
nodel", das sie zwei Jahre zuvor von 
Inessa Armand übernommen hatte. 
(Die Abteilung wird 1929 wegen in- 
nerparteilicher Differenzen aufge- 
löst.) 

Als Konsequenz ihrer Kritik an 
der NÖP. aus die ihrer Meinung nach 
u.a. die Zurückdrängung der bezahl- 
ten Frauenarbeit bewirkt, hält Kollon- 
tai an der Sverdlov-Universität eine 
Vorlesungsreihe vor Arbeiterinnen 
und Bäuerinnen über die historisch- 
gesellschaftliche Situation der Frau. 
Ein halbes Jahr später bittet sie Sta- 
lin um einen Posten im Ausland und 
wird Botschaftssekretärin in Norwe- 
gen (anschließend als Diplomatin in 
Mexiko und schließlich Botschafterin 
in Schweden - 1930-46) - offensicht- 
lich als eine Konsequenz ständiger 
Vorwürfe gegen sie; denn sie übt 
diese Tätigkeit mit der Auflage aus, 
sich nie wieder politisch zu betäti- 
gen. 

Unklar und Anlaß vieler Spekula- 
tionen ist, warum sie als ehemaliges 
Mitglied der Arbeiteropposition von 
Stalins Säuberungen verschont 
blieb. Unverständlich ist auch, war- 
um sie sich nie gegen Stalins Frau- 
en- und Familienpolitik öffentlich ge- 

.Das Privateigentum 
trug zwar zur 
Entmündigung der 
Frau bei, aber eben 
nur dann, wenn sie 
bereits auf Grund 
der Arbeitsteilung 
ihre Bedeutung in 
der Produktion 
eingebüßt hatte. " 

äußert hat. die schließlich ihren eige- 
nen Auffassungen diametral entge- 
genstand, so z.B. die Ehegesetze 
der Sowjetunion von 1936. Ihr 
Freund aus der Arbeiteropposition, 
Schlapjanikow, und ihr Ehemann Dy- 
benko dagegen fielen den Säube- 
rungen zum Opfer. Die Vermutungen 
gehen in verschiedene Richtungen: 
a) Sie war eine Opportunistin und 
hatte ihren früheren Überzeugungen 

* Anrje Trosien, Bayreuth, Studentin, 
stellvertr. Lnndesvorsitzende der Jusos Bayern; 

Claudia Walther, Aachen, Politikwissenschaftlerin, 
Mitglied der spw-Redaktion. 
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Was fehlt, ist eine 
Definition und 

eine klare Unter- 
scheidung: Wann 

wird Arbeit zur 
gesellschaftlich 

nfftzlichen Arbeit? 

abgeschworen oder zumindest resi- 
gniert. 
b) Stalin habe davor zurückge- 
schreckt, sich an Frauen zu vergrei- 
fen (das ist unseres Erachtens äu- 
ßerst unwahrscheinlich). 
C) lhre Abneigung gegenüber Trotz- 
ki - an sie adressierte Briefe Lenins 
mit Trotzki-feindlichen Äußerungen 
übergibt sie 1952 dem Parteiarchiv - 
Iäßt sie sozusagen aus Stalins Sicht 
zu seiner Bündnispartnerin werden. 

Über wildwachsende Früchte - 
Feministischer Histomat 

In ihrer Vorlesungsreihe an der 
Sverdlov-Universität entwickelt 
Kollontai ihre Darstellung der histo- 
rischen Entwicklung der Situation 
der Frau - parallel bzw. eingearbeitet 
in den marxistischen Historischen 
Materialismus. Zur Entstehung der 
Frauenunterdrückung knüpft sie an 
Engels an, geht aber wesentlich wei- 
ter: „Die Frauenherrschaft, das Mut- 
terrecht, dominierte, solange das 
Kollektiv durch gemeinsame Inter- 
essen verbunden war, und die Frau 
in diesem Kollektiv mit seiner primi- 
tiven 6konomie als Hauptproduzent 
fungierte. Das Vaterrecht setzte sich 
im Zusammenhang mit der Ent- 
stehung des Privateigentums und 
den damit verbundenen Interessen- 
konflikten zwischen den verschie- 
denen Stammesmitgliedern durch" 
(A. Kollontai 1975. S.31). Soweit, so 
ähnlich wie in Engels' „Ursprung der 
Familie ...". Aber: „Viele sind der 
Überzeugung, daß Leibeigenschaft 
und unmündige Stellung der Frau 
parallel zur Einführung des Privat- 
eigentums entstanden. Das ist nicht 
richtig. Das Privateigentum trug zwar 
zur Entmündigung der Frau bei, aber 
eben nur dann. wenn sie bereits auf 
Grund der Arbeitsteilung ihre 
Bedeutung in der Produktion ein- 
gebüßt hatte" (A. Kollontai 1975. 
S. 31). Und was die Arbeitsteilung 
und die damit zusammenhängende 
Stellung der Frau betrifft, differen- 
ziert sie sehr deutlich zwischen den 
historisch verschiedenen Voraus- 
setzungen der Ackerbaugesell- 
schaft einerseits, der viehzucht- 
dominierten Gesellschaft anderer- 
seits und entsprechenden Mischfor- 
men der Sklavenhaltergesellschaft. 
Für uns klingt diese Darstellung sehr 
vertraut mit aktuellen historischen 
Darstellungen aus feministischer 
Sicht. Allerdings ist heute auch 
klarer denn je, wie wissenschaftlich 
ungesichert viele solcher Annahmen 
sind. 

Nie mehr putren! - Frau, Arbeit, 
Mutterschutz 

.Die Stellung der Frau ist immer 
ein Resultat derjenigen Arbeitsauf- 
gaben, die ihr in dem jeweiligen Ent- 
wicklungsstadium eines ökonomi- 
schen Systems zugeteilt werden. " 
(A. Kollontai 1975. S. 14f.). Dement- 
sprechend wird Arbeit zum zentralen 
Begriff Kollontais. „Solange die Frau 
nicht unmittelbar an der Produktion 
von Waren teilgenommen hatte, so- 
lange sich ihre Aktivität hauptsäch- 
lich auf die Herstellung von Produk- 
ten des häuslichen Bedarfs be- 
schränkte, konnte von einer Frauen- 
frage in ihrem modernen Sinne auch 
nicht die Rede sein. Aber seitdem 
die Frau den Weg der Arbeit einge- 
schlagen hat, seitdem ihre Arbeit 
Anerkennung auf dem Weltmarkt 
erhalten hat, seitdem die Frau als 
eigene wertvolle Arbeitseinheit 
Bedeutung für die Gesellschaft 
gewonnen hat. wurde für sie die frü- 
here Jahrhunderte alte Rechtlosig- 
keit in der Gesellschaft, die frühere 
Unterdrückung in der Familie und 
die früheren Fesseln, die ihre Be- 
wegungsfreiheit einschränkten, 
doppelt bitter und doppelt unerträg- 
lich." (A. Kollontai: Die Frau als Ar- 
beiterin in der gegenwärtigen Ge- 
sellschaft. 1908. In: C. Bauermeister 
u.a. 1979. S. 40f.). Soweit Kollontais 
klarer und marxistisch orientierter 
Standpunkt. 

Dementsprechend tritt sie vor al- 
lem für die ökonomische Unabhän- 
gigkeit der Frau vom Mann und für 
die gesellschaftliche Absicherung 
des Mutterschutzes ein. Beim Mut- 
terschutz unterscheidet sie drei 
Grundprinzipien: 
1. das Modell Bismarck-Deutsch- 
lands, welches Mutterschaft als eine 
Art Krankheit definiert und folglich im 
Krankenversicherungsgesetz von 
1883 berücksichtigt; 
2. das vorwiegend in romanischen 
Ländern eingeführte Modell, das die 
Mutterschaft durch eine Art Prämie 
belohnt; 
3. die noch zu entwickelnde und von 
ihr bevorzugte Position des Mutter- 
schutzes als gesellschaftliche Auf- 
gabe: „die den Mutterschutz ansieht 
als eines der Mittel, den Arbeiter- 
frauen als Angehörigen ihrer Klasse 
die Last der Mutterschaft zu erleich- 
tern, und als Übergangsstadium zu 
einer Situation in der die Sorge um 
die heranwachsende Generation 
nicht mehr auf Privatpersonen lastet, 
sondern dem gesellschaftlichen Koi- 
lektiv übertragen sein wird." (A. Kol- 

lontai: Mutterschutz. 1914. In: C. 
Bauermeister u.a. 1979. S. 56). 

Die Aktualität der Unterschei- 
dung zwischen drei verschiedenen 
Konzepten und Kollontais Positions- 
bestimmung ist unschwer zu erken- 
nen. 

Aber ihr Arbeitsbegriff hat auch 
seine Widersprüche. So tritt sie nicht 
nur für Zwangsarbeit von Frauen ein, 
sondern rechtfertigt die Lohndiffe- 
renz zwischen Frauen und Männern 
selbst im Sozialismus mit dem Argu- 
ment, daß Arbeiterinnen eben noch 
nicht so qualifiziert seien. Die für uns 
zum sozialdemokratischen Frauen- 
Einmaleins gehörende Forderung 
„gleicher Lohn für gleiche (oder 
gleichwertige) Arbeit" dagegen fehlt 
(laut geläufiger Literatur) bei Kollon- 
tai. Trotz ihrer Betonung der Mutter- 
schaft und der Hausarbeit als gesell- 
schaftlich notwendige Aufgaben, die 
auch von der Gesellschaft übernom- 
men werden müssen, zählt sie Haus- 
frauenarbeit nicht als „gesellschaft- 
lich nützliche Arbeit" oder als pro- 
duktive Arbeit: „Die proletarische 
Moral erkennt nur 'gesellschaftlich 
nützliche Arbeit' an. Nehmen Sie ein 
Beispiel: zählt denn das Proletariat 
die fleißige aber gesellschaftlich 
nutzlose Arbeit - die 'Arbeitsliebe' 
der Hausfrauen zu den weiblichen 
Tugenden, die die Bourgeoisie so 
geschätzt hat? Natürlich nicht". (A. 
Kollontai: Moral als Instrument von 
Klassenherrschaft und Klassen- 
kampf. 1922123. In: C. Bauermeister 
u.a. 1979. S. 86). lhre Vision: „Die 
Hauswirtschaft stirbt aus. Sie tritt ih- 
ren Platz der gesellschaftlichen Wirt- 
schaft ab. Statt daß die Arbeiterfrau 
die Wohnung saubermacht, können 
und werden dies in der kommunisti- 
schen Gesellschaft Arbeiter- und Ar- 
beiterinnenspezialisten tun, die mor- 
gens durch die Zimmer gehen und 
sie aufräumen" (A. Kollontai. Zitiert 
nach: K. Mänicke-Gyöngyösi. In: C. 
Bauermeister u.a. 1979; S. 245). Sie 
bleibt auch heute eine Vision. die so 
auch nicht mehr angestrebt wird. 
(Wenn's auch noch so schön wäre.) 

Was fehlt, ist eine Definition und 
eine klare Unterscheidung: Wann 
wird Arbeit zur gesellschaftlich nütz- 
lichen Arbeit? Der Begriff der Pro- 
duktion trifft ja hier nicht. Und die Ar- 
beit. die die „ArbeiterinnenSpeziali- 
sten" erledigen sollen, ist dieselbe, 
sie wäre nur anders organisiert. Die 
Antwort finden wir bei Kollontai leider 
nicht. Heute zählen wir Hausarbeit 
zur Arbeit, auch zur gesellschaftlich 
notwendigen Arbeit - unsichtbar und 
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ken hätten verweisen können. Viel- 
mehr handelten sie auch nach dem 
Parteitag so, als würden allein sie 
über den Fortbestand der Koalition 
entscheiden. 

In Duisburg wurde zudem der 
Kampf um die Nachfolge von Johan- 
nes Rau ein weiteres Mal deutlich. 
Nachdem mit Franz Müntefering die 
für Rot-Grün in NRW zentrale Person 
als Fuhrmann ins Bonner SPD- 
Hauptquartier gerufen wurde, ist er 
als möglicher Rau-Nachfolger wahr- 
scheinlich aus dem Rennen. Neben 
dem ewigen Kronprinzen und „küh- 
len Intellektuellen" Clement, präsen- 
tierte sich Klaus Mathiessen als so- 
zialdemokratischer Volkstribun. Cle- 
ment, eigentlich der Prototyp des 
technokratischen Machers, wollte 
dem nicht nachstehen und versucht 
sich einerseits in kühler Helmut- 
Schmidt-Manier, andererseits mit 
glühendem Herzen als ~o rds ie~e l -  
wahrer sozialdemokratischer Vollbe- 
schäftigungspolitik. 

Der Streit um die Rau-Nachfolge 
und ihre handelnden Aktuere sind je- 
doch nur ein Symptom für eine tief- 
liegende Krise der NRW-SPD. Die 
amtierende Generation verfolgt wei- 
terhin Politikkonzepte aus vergange- 
nen Zeiten, die sie lediglich mit sich 
als modern gerierendem „Standort- 
Gerede" aufmotzen. Programmati- 
sche Erneuerungen aus den 1980er 
Jahren (der soziale und ökologische 
Umbau der lndustriegesellschaft 
NRW) wurde von der NRW-SPD of- 
fensichtlich weder in seiner ganzen 
ökonomischen Breite noch seiner 
gesellschaftlichen Tiefe verstanden. 
Industrie- und Strukturpolitik wird so 
zum Beispiel als Sachzwang auf- 
grund niedergehender Industrie- 
zweige wahrgenommen, nicht als 
Gestaltungsmöglichkeit für ökolo- 
gisch sinnvollerere Arbeitsplätze. 
Gestiegene Anforderungen an de- 
mokratischer Beteiligung erscheinen 
lästig und häufig auch noch kost- 
spielig - Dinge mithin, die man sich 
in .,KrisenzeitenU ebenso wenig lei- 
sten kann wie eine sozialpolitische 
Absicherung gewachsener Indivi- 
dualität. 

Die Riege der alter Männer hat 
sich zwar noch einmal medienwirk- 
Sam behaupten kßnnen, doch ihre 
Ziele keineswegs. Gegen ihren Wil- 
len hat sich der Parteitag nicht nur 
für eine Umlagefinanzierung der be- 
ruflichen Ausbildung, sondern sich 
auch für eine spürbare, projektorien- 
tierte Reform der Landespartei aus- 
gesprochen. Auch wenn die Jusos 

zahlenmäßig nur einen kleinen Teil 
der Delegierten stellten, waren sie 
doch eindeutig die aktivste und er- 
folgreichste Kraft auf dem Parteitag. 
Dies zeigte sich nicht zuletzt daran, 
daß mit der Juso-Landesvorsitzen- 
den Svenja Schulze und dem ehe- 
maligen mittelrheinischen Juso-Vor- 
sitzenden Marc Jan Eumann zwei 
Jusos die besten Ergebnisse bei 
den Wahlen zum Landesvorstand er- 
zielten. Die neue politische Generati- 
on, die sich zur Zeit formiert, muß die 
sich jetzt ergebenden Chancen aber 
auch nutzen - nicht hektisch, son- 
dern wohlüberlegt. Die amtierende 
„60-Plusu-Generation sollte in Würde 
abtreten, solange dafür noch Zeit ist. 

„Rot-Grün ist das, was die rot- 
grüne Linke daraus macht" 

Der unmittelbare Bruch der Ko- 
alition scheint zur Zeit abgewendet. 
Doch wird es meines Erachtens spä- 
testens bei den nachsten Haushalts- 
beratungen wieder um den Bestand 
gehen, weil angesichts des vorherr- 
schenden Einspardiskurses und 
nicht wegzuleugnender Fehlbeträge 
im Landeshaushalt die Daumen- 
schrauben für sozial-ökologische 
Reformprojekte erneut angezogen 
werden. Dies bietet den Gegnern 
der Koalition die Möglichkeit, auch 
gutwilligen Befürworterlnnen der Ko- 
alition auf beiden Seiten das Leben 
innerhalb und mit der Koalition 
schwer zu machen. 

Als Manko erweist sich weiterhin 
das Fehlen einer organisierten Par- 
teilinken, die über den Juso-Kreis 
hinausgeht. Zwar existiert um den 
Aufruf "Die SPD erneuern" von ins- 
besondere jüngeren SPD-Mitglie- 
dern ein erneuter Sammlungsver- 
such, doch besteht bei vielen Ge- 
nosslnnen noch ein deutlicher Wi- 
derspruch zwischen der verbalen 
Zustimmung zu den dort genannten 
Zielen einerseits und dem politi- 
schen Handeln andererseits. Ohne 
ein organisierendes Zentrum, wie es 
der Juso-Landesverband bieten 
könnte (wenn es die Bezirke denn 
wollten ...), werden alle lnitiativen 
aber über das papierne Stadium 
nicht hinauskommen. 

Ein weiteres Problem besteht: Es 
existiert keine „rot-grüne" Gesell- 
schaftsstruktur in Nordrhein-Westfa- 
len, die eine sozialökologische Re- 
formpolitik vorantreiben und abstüt- 
zen würde. Gerät die Landesregie- 
rung erneut in eine ernsthafte Krise 
wie im letzten Frühjahr, gelten für sie 
die „Marktgesetzen einer weitge- 

hend gegen sie gerichteten publizi- 
stischen wie öffentlichen Meinung. 
Auf die Unterstützung einer ihr wohl- 
gesonnenen und ansatzweise hege- 
monialen gesellschaftlichen Sub- 
struktur, die offensiv Rot-Grün ver- 
tritt, kann sie nicht hoffen. 

Deshalb kommt es darauf an, in- 
nerparteilich einen soliden Stüt- 
zungskurs einer rot-grünen Regie- 
rungspolitik zu etablieren, zum an- 
deren die gesellschaftliche Veranke- 
rung in hegemonial entscheidenden 
Bereichen wieder voranzutreiben. In 
diesem Sinne wäre nicht nur ein 
„nordrhein-westfälisches Crossover" 
zur Absicherung landespolitischer 
sozialökologischer Initiativen erfor- 
derlich, sondern gerade auch eine 
wohlwollende und fordernde Bezug- 
nahme auf die Landespolitik durch 
diejenigen Bewegungsstrukturen 
und gesellschaftlichen Segmente, in 
denen die rote und grüne Linke ihre 
Stützpunkte hat. Dies wäre keines- 
wegs gleichzusetzen mit einer sozi- 
alökologischen „BurgfriedenspolitikU 
gegenüber einer oftmals der Stand- 
ortdebatte anheimgefallenen Lan- 
desregierung. Vielmehr könnten so 
wenigstens Handlungsspielräume 
eröffnet und genutzt werden, die 
sich schlicht und ergreifend daraus 
ergeben, daß es radikaireformeri- 
sche Kräfte in den Regierungspartei- 
en SPD und Bündnis 9OIDie Grünen 
gibt. 

Gerade angesichts der nach den 
Landtagswahlen vom März 1996 los- 
getreten Debatte vom Ende rot-grü- 
ner Reformmehrheiten und dem Wie- 
deraufkommen von Schwarz-Grün- 
Debatten z.B. für das Saarland oder 
auch Hamburg käme es darauf an, 
daß sich Rot-Grün als ernstzuneh- 
mende linke Alternative zur vorherr- 
schenden Standort-Politik präsentie- 
ren kann. Dafür tragen auch die lin- 
ken Kräfte in beiden Parteien Verant- 
wortung, insbesondere in Nordrhein- 
Westfalen und auch in Schleswig- 
Holstein, wo die Koalition ebenfalls 
unter schweren Geburtswehen zur 
Welt gekommen ist - und das nicht 
nur an Sonnentagen. 

Die neue politische 
Generation, die sich 
zur Zeit formiert ,muß 
die sich jetzt erge- 
benden Chancen 
aber auch nutzen - 
nicht hektisch, 
sondern wohlüber- 
legt. Die amtierende 
"60-Plus"-Generation 
sollte in Wurde 
abtreten, solange 
dafür noch Zeit ist. 
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Rot-grün in 
NRW - Krise 
überwunden? 
votz Reinhold Rünker* 

Bis heute hat es die 
NRW-SPD nicht 

verdaut, daß sie die 
Landtagswahlen 

verloren hat, weil die 
Wahlerlnnen eine 

absolute sozialdemo- 
kratische Mehrheit 

eben nicht mehr 
wollten. In vielen 

KOpfen spukt weiter- 
hin der Mythos von 

einem ungerechten, 
von den Wdhlerlnnen 

nicht gewollten 
Wahlergebnis. 

D ie Feiern zum einjährigen 
Bestehen der rot-grünen Ko- 
alition in NRW werden wohl 

ausfallen - und dies nicht, weil sie 
bis dahin nun doch noch zerbricht, 
sondern weil den handelnden Akteu- 
ren und ihren Sympathisantlnnen 
kaum zum Feiern zumute sein dürfte. 
Daß diese Koalition keine Reformeu- 
phorie entfachen würde. war den 
aufmerksamen Beobachterlnnen 
schon nach Abschluß des Koaliti- 
onsvertrages mit all seinen Begleit- 
erscheinungen deutlich. Franz Mün- 
tefering, der als einer der sozialde- 
mokratischen Stützen der Koalition 
galt, meinte damals gegenüber spw: 
„Wenn wir Probleme lösen, ist das 
schon was." Diese Aussage mag 
seinerzeit seinem eher nüchtern wir- 
kendem Naturell zugeschrieben wor- 
den sein. Heute erscheint sie vor 
dem Hintergrund der durchlittenen 
Krise im Frühjahr 1996 aber als reali- 
stische Prognose. 

Die unverdaute Niederlage 
und gewollte Stolpersteine 

Bis heute hat es die NRW-SPD 
nicht verdaut, daß sie die Landtags- 
wahlen verloren hat, weil die Wähle- 
rlnnen eine absolute sozialdemokra- 
tische Mehrheit eben nicht mehr 
wollten. In vielen Köpfen spukt wei- 
terhin der Mythos von einem unge- 
rechten. von den Wählerlnnen nicht 
gewollten Wahlergebnis. Alles sei ei- 
gentlich nur ein Versehen und die 
SPD könne so weitermachen wie bis- 
her. Andererseits gibt es auch das 
dumpfe Gefühl, daß die Sozialdemo- 
kratie ihre gesellschaftliche Veran- 

* Reinhold Rütlker, Lnndesgeschiiftsfiihrer der Jusos NRW, Mitglied 
der spiv-Redaktion, lebt in Költ1 
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kerung in weiten Teilen auch Nord- Die Entscheidung des Hammer 
rhein-Westfalens verloren hat. Parteitages von Bündnis 9OIDie Grü- 
Schließlich ist selbst der Gewerk- nen war eindeutig: Trotz aller Diffe- 
schaftsbereich bei weitem nicht renzen in Einzelfragen sollte die Ko- 
mehr sozialdemokratisch dominiert. alition ohne Junktim fortgeführt wer- 
Bei den Verbraucher- und Mieteror- 
ganisationen haben ihnen die Grü- 
nen den Rang abgelaufen. Die Ver- 
einslandschaft, sowohl in Sport, 
Kunst und Kultur als auch anderen 
lnteressenvertretungsverbänden, 
hat sich zunehmend kommerziali- 
siert und entpolitisiert. 

Innerhalb der SPD, insbesondere 
der Landtagsfraktion mit ihrem Vor- 
sitzenden Matthiesen, ist weiterhin 
ein großer Widerwillen gegen die Ko- 
alition zu spüren, weil nicht klar ist, 
was ihr „sozialdemokratisches Pro- 
fil" sein soll. Garzweiler diente insbe- 
sondere während der Koalitionsver- 
handlungen als Ersatzidentität, weil 
die Auffassung noch immer verbrei- 
tet ist, daß die traditionelle Industrie- 
arbeiterschaft von Kohle und Stahl 
die Wählerlnnenschaft ausmacht. 
die die SPD für sich gewinnen müß- 
te. Daß durch die hier an den Tag 
gelegte Halsstarrigkeit aber gerade 
ein Großteil derjenigen Wählerlnnen 
verprellt wird, die zu einer modernen 
Industrie- und Dienstleisungsarbeit- 
nehmerlnnenschaft gehören, die Re- 
sultat sozialdemokratischer Reform- 
politik sind, wird nicht erkannt. 

Die Konflikte um den Haushalt 
1996 waren symptomatisch: eigent- 
lich waren sich beide Seiten über die 
zentralen Eckpfeiler einig, dennoch 
drohte die Koalition zu zerplatzen. 
Die Drohgebärden von Matthiesen 
und Clement waren nicht nur Versu- 
che, den Partner zu demütigen und - 
wenn möglich - zu spalten, sondern 
drückten auch die Angst aus, daß ih- 
nen die Butter vom Brote genommen 
werden könnte. 

Häutungen 
Mit der Beschlußfassung über 

den Haushalt 1996 hat die rot-grüne 
Koalition in NRW ihre bislang schärf- 
ste Krise überstanden. Vorausge- 
gangen waren zwei Parteitage - ein- 
mal der ordentliche der NRWSPD, 
zum anderen ein außerordentlicher 
von Bundnis 9O/Die Grunen, auf dem 
das künftige Verhalten der Bündnis- 
grünen in der Koalition entschieden 
werden sollte. Auf beiden Parteita- 
gen wurde deutlich, daß sie sich in 
einem schmerzhaften Klärungspro- 
zeß befinden, deren Abschluß mög- 
lichst bald herbeigeführt werden 
muß, soll die Koalition erfolgreich 
weitergeführt werden. 

den. Dabei fiel die Abstimmung 
deutlicher aus als erwartet werden 
durfte. Gleichwohl herrschte ein Ein- 
druck vor, daß es sich die Delegier- 
ten nicht leichtgemacht hatten, 
schließlich hatten sie unter großem 
Druck eine Entscheidung zu fällen, 
die das immer noch vorhandene 
Selbstverständnis als Bewegungs- 
und Protestpartei berührte. 

Nüchtern betrachtet gehört die 
ehemals vorhandene programmati- 
sche Radikalität und Rigidität bei 
den Grunen der Vergangenheit an. 
Sie ist vielfach durch eine knallharte 
Klientelpolitik abgelöst worden, die 
sich oft kaum von der der alten FDP 
unterscheidet. Gleichzeitig kommt 
einer moralischen „political correct- 
ness" auf der symbolischen Ebene 
weiterhin eine große Bedeutung zu. 
Greift der sozialdemokratische Teil 
der Koalition in den Bereichen an, 
wo Bündnis 9O/Die Grünen z.B. mit 
Bürgerlnnen-lnitativen eng verfloch- 
ten sind, werden auch bei den Grü- 
nen Forderungen nach einem Ende 
der Koalition laut, um sich von der 
Last zu befreien, letztlich gegen eine 
starke Klinetelgruppe entscheiden 
zu müssen. In gewisser Weise fin- 
den sich hier ähnliche Mechanismen 
wieder, wie es vor zehn Jahren in 
Hessen bei der Auseinandersetzung 
um die Atomenergie gewesen ist. 
Heute sind Bündnis 9OIDie Grünen 
aber weit mehr als nur der politische 
Arm verschiedener, oftmals Partial- 
interessen vertretender lokaler Initia- 
tiven. Die einen gegen die anderen 
Interessen abzuwägen ist nicht 
leicht, doch ist die Position einer Par- 
tei in Regierungsverantwortung eine 
andere als die einer in der Oppositi- 
on. In diesem Sinne steht Bundnis 
9O/Die Grünen eine „Häutungu wohl 
noch bevor. Aber der Parteitag von 
Hamm hat gezeigt, daß sie sich die- 
sem gemeinsamen Lernprozeß stel- 
len wollen. 

SPD: Reform wider Willen 
Der Beitrag des ordentlichen 

SPD-Parteitages zur Lösung des Ko- 
alitionskonflikts war kein unmittelba- 
rer, denn trotz zahlreicher und ein- 
deutiger Wortbeiträge pro rot-grün 
gab es doch keine verbindliche Ver- 
pflichtungserklärung, die die notori- 
schen Quertreiber Matthiesen und 
neuerdings Clement in die Schran- 

unbezahlt. Auch wir sind für eine an- 
dere Organisation dieses versteck- 
ten Teils der Ökonomie und lehnen 
deshalb einen Lohn für Hausarbeit 
ab. Fairerweise muß gesagt werden, 
daß auch heute die Vorstellungen 
noch nicht viel weiterentwickelt sind, 
bis auf die Einschätzung der oben 
beschriebenen Dimension von Ver- 
gesellschaftung des Reproduktions- 
bereichs als unrealistisch. Parado- 
xerweise tritt Kollontai dagegen für 
ein Hausfrauengehalt (für Nur-Haus- 
frauen der Stadt) seitens des Ehe- 
mannes ein. Dies wird jedoch allge- 
mein als Zugeständnis an die für 
Frauen schwieriger gewordenen Be- 
dingungen unter der NÖP gewertet 
(vgl. K. Mänicke-Gyöngyösi. Eben- 
da. S. 245). 

Glas Wasser gefällig? - 
Liebe und Sexualität 

.,Welche Arbeit ich auch weiter 
führen werde, so ist es mir vollkom- 
men klar, daß das Ziel der vollkom- 
menen Befreiung der arbeitenden 
Frau und die Schaffung der Grundla- 
ge zu einer neuen sexuellen Moral 
immer das höchste Ziel meines Wir- 
kens, meines Lebens bleiben wird." 
(A. Kollontai: Ich habe viele Leben 
gelebt ... 1986. S. 67). 

Als Kollontai diese Zeilen 1926 
als Schlußbemerkung an ihre auto- 
biographischen Aufzeichnungen an- 
fügte, war zumindest schon klar, daß 
sie in der Tat vor einer Umorientie- 
rung stand. Während ihrer Auslands- 
aufenthalte verfaßte sie auch mehre- 
re Kurzgeschichten, die weniger we- 
gen ihrer literarischen Qualität als 
wegen ihrer programmatischen Aus- 
sagen zur sexuellen Freiheit der Frau 
viel beachtet wurden. 

In „Die Liebe der drei Generatio- 
nen" (veröffentlicht in: A. Kollontai 
1988) zeichnet Kollontai durch Dar- 
stellung der Biographien von Groß- 
mutter. Mutter und Tochter die Ent- 
wicklung hin zu einem rationalen, 
entromantisierten, aber selbstbe- 
stimmten Sexualleben für die Frau 
nach. Konflikte bleiben dabei natür- 
lich nicht aus; Genia, die Tochter 
und Enkelin. sieht das ganz deutlich: 
„Es empört Mutter, daß ich keinen 
von ihnen liebe. Sie sagt, es ist un- 
normal und unsittlich, sich in meinem 
Alter ohne Liebe hinzugeben." Und: 
,.Ich weiß nicht, was Sie Liebe nen- 
nen. Aber was ich für ihn fühle, ist 
meiner Meinung nach bestimmt 
nicht Liebe." Dennoch existiert das 
Phänomen Liebe weiterhin und ist 
auch genauestens definiert: „Wenn 

man liebt, will man immer beisam- 
men sein, man will dem, den man 
liebt, alles geben, man denkt an ihn, 
man sorgt sich um ihn ..." Nur sind 
Liebe und Triebe nicht immer mitein- 
ander zu vereinbaren: .,Wenn man 
mir aber den Vorschlag machte, im- 
mer mit Andrei zusammenzusein, 
würde ich bestens danken." (Eben- 
da. S. 36). 

Kollontai hatte bereits früher die 
„Glas-Wasser-Theorie" formuliert, 
mit der sie Frauen aufforderte, Se- 
xualität „wie ein Glas Wasser zu kon- 
sumieren", ebenso umstandslos und 
unverbindlich wie unromantisch. 
Diese rationale Herangehensweise 
wurde ihr vielfach vorgeworfen, auch 
von Lenin, der, so berichtet Clara 
Zetkin, dereinst entnervt aufstöhnte 
und äußerte: „Die Glas-Wasser- 
Theorie hat einen Teil unserer Ju- 

gend toll gemacht, ganz toll. Sie ist 
vielen jungen Burschen und Mäd- 
chen zum Verhängnis geworden ... 
Nun gewiß! Durst will befriedigt sein. 
Aber wird sich der normale Mensch 
unter normalen Bedingungen in den 
Straßenkot legen und aus einer Pfüt- 
ze trinken? Oder auch nur aus einem 
Glas, dessen Rand fettig von vielen 
Lippen ist?" (S. das Nachwort zu: A. 
Kollontai: Die Situation der Frau in 
der gesellschaftlichen Entwicklung. 
1875. S. 262). 

Ungeachtet dieser patriarchali- 
schen Kritik von höchster Stelle wur- 
den die Vorstellungen von Kollontai 
aufgegriffen und heftigst diskutiert. 
Es kam, so wurde dies von Louise E. 
Luke beobachtet, bis Mitte der drei- 
ßiger Jahre zu einem regelrechten 
Boom, die Rolle der ,.neuen Frau im 
Sozialismus" zu definieren. 

Alexandra Kollontai in Kopenhagen, 19 10 

Kollontai hatte 
bereits früher die 
,,Glas- Wasser- 
Theorie" formuliert, 
mit der sie Frauen 
aufforderte, Sexuali- 
tat ,  wie ein Glas 
Wasser zu konsu- 
mieren", ebenso 
umstandslos und 
unverbindlich wie 
unromantisch. 
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Für uns heute bleibt, 
daß sie eine der 
wenigen Pionie- 
rinnen war, die 
versuchte, .die 

Frauenfrage" mit 
Sozialismus zu 

verknüpfen, und 
zwar in Theorie 

und Praxis. 

Die ist nun nach Kollontais Vor- 
stellungen ledig, denn als eigenstän- 
dig Erwerbstätige ist sie nicht auf die 
Versorgung durch einen Ehegatten 
angewiesen; ihre Erwerbstätigkeit 
wird möglich, da es ein flächendek- 
kendes Netz der Kinderbetreuung 
gibt; die Männer kommen ihren vä- 
terlichen Pflichten dadurch nach, 
daß sie einen Beitrag in eine staat- 
lich kontrollierte Vaterschaftskasse 
einbezahlen, der an Frauen mit Kin- 
dern weitergegeben wird. Die „neue 
Frau" hat ausreichend Zeit zur politi- 
schen Aktivität, wenn sie diese nicht 
gar hauptberuflich betreibt. 

Damit brach Alexandra Kollontai 
zwar nicht mit dem traditionellen Rol- 
lenverständnis, daß die Frau als Mut- 
ter für die Kindererziehung zustän- 
dig ist, erschütterte ihre Genossen 
und Genossinnen aber dennoch zu- 
tiefst, weil sie die Institution der Ehe 
mehr als deutlich in Frage stellte und 
auch die Notwendigkeit romanti- 
scher Gefühle als Voraussetzung für 
sexuelle Beziehungen leugnete. 
Zum einen hatte sie beobachtet, daß 
die Frau „aus Liebe" bereit sei, sich 
versklaven zu lassen, zum anderen 
war sie, nicht zu Unrecht. der Auffas- 
sung, daß sexuelle Bedürfnisse 
auch völlig unabhängig jeglicher Ge- 
fühlsduselei ausgelebt werden soll- 
ten. Dies gelte, entgegen patriarcha- 
len Vorstellungen, auch für Frauen. 

Nun stand die monogame Ehe 
durchaus im Kreuzfeuer sbzialisti- 
scher Kritik: von Engels über Bebel 
und Zetkin bis hin zu Lenin wurde sie 
als Ort der Ausbeutung der Frau er- 
kannt. Doch Ziel sollte nicht sein, 
darum die Ehe vollkommen abzu- 
schaffen, sondern die Rahmenbe- 
dingungen. sprich: die Produktions- 
verhältnisse, zu verändern. die diese 
patriarchale Unterdrückung begün- 
stigten. 

Daß diese Veränderung zum Po- 
sitiven in der Beziehungsform „Ehe" 
überhaupt möglich sei, bezweifelte 
Kollontai ganz offen; sie sah zu- 
nächst nicht die Möglichkeit einer 
gleichberechtigten Partnerschaft 
zwischen Mann und Frau, auch 
wenn sie diese schlußendlich als Ziel 
einforderte. 

Individuum und Kollektiv - ein 
spannungsgeladenes Verhältnis 

Es gibt noch einige weitere in- 
haltliche Vorstellungen, mit denen 
sich eine Auseinandersetzung lohnt. 
Dazu gehört beispielsweise die Fra- 
ge der Moral. Alexandra Kollontai, 
die herleitet, daß jede Gesellschafts- 

formation ihre eigenen Moralvorstel- 
lungen entwickelt hat, fordert die Er- 
arbeitung einer „proletarischen Mo- 
ral". Diese fordert, wenn auch nicht 
im Kapitalismus, so aber doch unter 
sozialistischen Bedingungen, die Ar- 
beitsverantwortlichkeit. Das zweite 
Moment einer „Moral der Arbeiter- 
klasse" ist das Verhältnis des Indivi- 
duums zum Kollektiv. Frei nach dem 
Slogan (oder besser gesagt. vor 
dem Slogan) der neuen Frauenbe- 
wegung „das Private ist politisch", 
formuliert Kollontai „man darf das 
'Privatleben' nicht vom Leben, von 
der Arbeit, von den Bemühungen 
des Kollektivs, vom Arbeiterkollektiv 
trennen" (A. Kollontai: Wie soll ein 
Kommunist sein? 1922123. In: C. 
Bauermeister u.a. 1979. S. 75). 

Gemeint ist hier - im Gegensatz 
zur neuen Frauenbewegung, welche 
die (negativen) Konsequenzen der 
Gesellschaft auf denldie Einzelne(n) 
betont - die für Kollontai notwendige 
Unterordnung des Einzelnen unter 
das (sozialistische) Kollektiv. Sie 
selbst jedoch wollte gerade das 
nicht, sondern war stolz auf ihre - 
auch theoretische - Unabhängigkeit. 
Daß sie offensichtlich nachher doch 
ihren Standpunkt zumindest nicht 
mehr offensiv verfolgt hat, liegt mög- 
licherweise gerade in dieser Wider, 
sprüchlichkeit (zwischen individuel- 
ler Unabhängigkeit und Unterord- 
nung unter das Kollektiv) begründet. 

Alexandra Kollontai wagte je- 
doch relativ lange die offensive Aus- 
einandersetzung mit der Sozialde- 
mokratie, mit der Arbeiterbewegung, 
und auch mit Lenin: Sie wehrte sich 
gegen den proletarischen Antifemi- 
nismus, gegen die Vernachlässi- 
gung der .,Frauenfrageu und die 
NÖP. Entsprechend wurde sie denn 
auch angefeindet und als unmorali- 
sche Feministin abqualifiziert. 

Von den „Feministinnenu, insbe- 
sondere der bürgerlichen Frauenbe- 
wegung, grenzte sie sich in aller 
Schärfe ab, mit zum Teil ungerecht- 
fertigten, harten Vorwürfen. Für uns 
heute bleibt, daß sie eine der weni- 
gen Pionierinnen war, die versuchte, 
,.die Frauenfrage" mit Sozialismus 
zu verknüpfen, und zwar in Theorie 
und Praxis. 

Während ihrer Zeit als erste (So- 
zial)-Ministerin der Welt hatte Alex- 
andra Kollontai zahlreiche sozialpoli- 
tische Maßnahmen durchsetzen 
können, die vor allem Frauen zugute 
kamen; hier sei nur die Mutter- 
schutzgesetzgebung von 1917 er- 
wähnt, die Schwangerschaftsurlaub 

bei voller Bezahlung und Arbeits- 
platzgarantie regelte. Das russische 
Modell, teils Horrorvision, teils Zu- 
kunftshoffnung für europäische Be- 
obachterinnen, überdauerte nicht 
lange. Als Alexandra Kollontai 1952 
starb, waren viele der von ihr einge- 
führten Maßnahmen längst wieder 
abgeschafft. 

„Jede gut eingerichtete Kinder- 
krippe bedeutet mehr als zwanzig 
Agitationsreden", hatte sie einst ge- 
sagt (A. Geigesn. Suworowa 1989. 
S. 117). Heute steht in den Staaten 
der ehemaligen Sowjetunion für 55% 
der Kinder kein Krippen- oder Kin- 
dergartenplatz mehr zur Verfügung, 
obwohl beide Eltern arbeiten. Diese 
Lücke füllen meist Frauen - die Groß- 
mütter. Und die Aussage, der Haus- 
halt sei zum Sterben verurteilt, weil 
„die Arbeiterin nur noch selten Gur- 
ken für den Winter einmachen oder 
andere Besorgungen erledigen 
wird", (ebenda) hat sich auch nicht 
erfüllt. Wie bei uns. Leider. Es blei- 
ben jedoch viele ihrer Anregungen 
und Grundanstöße und eine für die 
damalige Zeit erstaunlich offene Se- 
xualmoral. Und nicht zuletzt war sie 
eine faszinierende, politisch kämp- 
fende Frau und Persönlichkeit, die 
zu Unrecht relativ unbekannt geblie- 
ben ist. 
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dar, die die "Operation I'Ulivo" mit 
Vorsicht verfolgt haben und in ihr 
eine Bedrohung für die Identität der 
italienischen Linken sehen. 

Die gegenwärtigen 
Herausforderungen 

Die Linke steht vor einer doppel- 
ten Herausforderung: einerseits muß 
sie ihre Regierungsfähigkeit unter 
Beweis stellen, wobei sie vor der 
Aufgabe steht. aus Italien ein "nor- 
males Land" zu machen, anderer- 
seits muß sie ihre Identität als eigen- 
ständige politische Kraft innerhalb 
der Regierung, innerhalb der Koaliti- 
on, aber vor allem in der gesamten 
Republik bewahren 

Was die Perspektiven für die Re- 
gierungsaktionen angeht, so ist die 
Perspektive positiv. Vielerlei Dinge 
sind zu tun: Von der Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit über die Ent- 
wicklung des Südens der Republik 
bis hin zur Reform des Steuersy- 
stems. Darüberhinaus gilt es, die in- 
stitutionelle Reform zu vervollständi- 
gen und das Wahlgesetz zu verbes- 
sern, die Regierung zu stärken, ohne 
dabei die Zentralität des Parlamen- 
tes aufzugeben. Schlußendlich ist 
da noch das Projekt der Staatsreor- 

ganisation: Föderalismus ist das 
Stichwort, mit der Perspektive, den 
Kommunen mehr Autonomie zu er- 
möglichen. Mit Blick auf höhere Effi- 
zienz steht im gleichen Zusammen- 
hang die Dezentralisation der öffent- 
lichen Verwaltung an. 

Was die Linke angeht, so ist die 
Stunde einer längeren politischen 
und kulturellen Debatte gekommen, 
die zu einer besseren Definition ihrer 
Identität, ihrer Ziele und ihrer neuen 
starken Rolle als Regierung führen 
wird. Die Verabredung für die Debat- 
te steht bereits: Ende 1996 auf dem 
PDS Kongress. Nach einer langen 
"Notphase" in welcher wegen der 
politischen Instabilität die Zeit zur 
Ausarbeitung neuer Politikmodi und 
eines neuen Typs der Massenpartei- 
en in der europäischen Gesellschaft 
des 21. Jahrhunderts nicht vorhan- 
den war. ist endlich Raum und Zeit 
für eine demokratische Debatte. 

Es ist notwendig, sich über die 
Rolle von "I'Ulivo" zu verständigen: 
Ist es bloßes Wahlbündnis oder ein 
erster Schritt zu einer Einheitsbewe- 
gung aller italienischen Demokraten. 
Es ist gleichfalls vonnöten, der italie- 
nischen Linken ein Profil zurückzu- 
geben. das in der Lage ist, eine de- 

mokratische Antwort auf die allen 
Ländern des Kontinents gemeinsa- 
me Krise des Modelles der europäi- 
schen Gesellschaft zu geben. 

Die Antworten sind weder ein- 
fach noch sofort zu haben: Es 
scheint so, als ob heute im lnnern 
des Bündnisses die Idee, "I'Ulivo" 
auf ein bloßes Wahlbündnis zu redu- 
zieren, überwiegt. Wenn dem so sein 
sollte, dann muß die Linke die große 
Chance der Regierungsbeteiligung 
zu nutzen wissen, um sich in eine 
Kraft zu verwandeln, die es versteht, 
für das ganze Land zu sprechen, die 
traditionellen Wahlgrenzen zu spren- 
gen und sich auf die Suche nach ei- 
nem Konsens auf Basis eines politi- 
schen politischen Projektes machen, 
das ein Beispiel für die gesamte eu- 
ropäische Linke sein könnte 

IUSY-FestivalY96 - 
The power of solidarity 

Eine Woche jungsozialistischer 
Internationalismus in Bonn 
Es ist keine einfache Aufgabe, die 
sich die JUSOS da gestellt haben: 
Nicht nur genauso unterhaltsam 
und kulturell attraktiv, sondern 
auch politischer als das letzte 
Festival in Porto 1993 soll das 
internationale Jugendfestival der 
IUSY werden, das JUSOS und 
SJD-Die Falken zusammen in 
diesem Sommer in Bonn ausrich- 
ten. Über 3.000 Jugendliche aus 
aller Welt werden erwartet. 
Schwerpunktthema ist das Ziel 
einer gerechten Weltwirtschafts- 
ordnung. 
Um die kulturelle und Unterhal- 
tungskomponente braucht sich 
wohl niemand zu sorgen: Neben 
Aviv Geffen, der vor dem Mord an 
Rabin das Friedenslied spielte, 
haben Bob Geldof, die Jazzkanti- 
ne und kleinere Bands aus 
anderen Kontinenten zugesagt. 

Auch die Gesamtorganisation ist 
dank des sehr professionell 
arbeitenden Festival Office 
ziemlich weit gediehen. Die 
Herausforderung liegt jedoch 
darin, die zahlreichen Seminare, 
Workshops, Matineen so durchzu- 
führen, daß die seltene Gelegen- 
heit genutzt wird, soviel IUSY- 
Basis und Leadership auf einmal 
zu politisieren! 
Auch politische Highlights, 
nationale und internationale, sind 
angesagt: Neben Lafontaine, 
Scharping und Müntefering wird 
die Teilnahme von Lea Rabin und 
Shimon Peres, von Massimo 
D'Alema und Daniel Ortega 
erwartet. Gehofft wird auch auf 
Yassir Arafat und Gro Harlem 
Brundtland. Jeder Tag steht unter 
einem anderen Schwerpunkt 
(Weltwirtschaftsordnung, Global 
Governance, Equality ...). Und 
Kundgebungen gehUren wie 
immer dazu. Nachdem in Porto ein 
Willy Brandt Denkmal eingeweiht 
worden war, steht diesmal die 
Umbenennung einer Straße nach 

Rabin auf der Tagesordnung. 
Wer einmal an einem IUSY- 
Festival teilgenommen hat, 
weiß wovon hier die Rede ist: 
IUSY-Festivals sind immer ein 
unvergeßliches und inspirie- 
rendes Ereignis, 
sind interna- 
tionale 
Solidaritat 
in einer 
Woche 
konzen- 
triert. 

Anmeldun- 

Infes; 
IUSY 
Festival Büro 
Kaiserstr. 27  
53 1 13 Bonn 
Tel. 0228-224928 
Fax 0228-2 17562 
und bei allen 
Büros der 
JUSOS und 
der SJD-Die . 

Falken. I 
' IUSY ist die 1907 (erster Präsident war Kar1 Liebknecht) in Stuttgart gegründete International Union of Socialist 
Youth, die insgesamt Ca. 120 sozialistische und sozialdemokratische Jugendorganisationen umfaßt. 
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Im Zeichen des 
Olivenbaums: 
Italiens Linke auf 
dem Weg zur Macht 
von Silke Mueter und Mntteo Rebesnni* 

Der Wahlsieg ist das 
Resultat einer langen 

Erneuerungsphase 
der italienischen 

Linken die ihre 
Anfange 1989 nach 

dem Fall der Berliner 
Mauer nahm. 

eit je her ist das politische 
System ltaliens kompliziert 
und unverständlich, um so 

mehr noch, wenn man es von außen 
betrachtet. Die jüngsten Wahlen, die 
wahrscheinlich als Endpunkt einer 
langen Tranformationphase und fun- 
damentalen Veränderungen der tra- 
ditionellen politischen Landschaft 
gelten können, stellen mit Sicherheit 
ein Schritt in Richtung Vereinfa- 
chung dar. 

Zunächst gilt es, das politische 
Ergebnis der Wahlen herauszustel- 
len: Zum ersten Mal ist die Linke an 
die Regierung des Landes kommen. 
Der 21. April 1996 wird in der Ge- 
schichte Italiens ein wichtiges Da- 
tum bleiben. Der politische Sieg der 
Mitte-Links-Koalition "I'Ulivo" ist 
nicht zu leugnen; trotz der be- 
schränkten parlamentarischen 
Mehrheit und der Notwendigkeit, die 
Unterstützung der Partito della Ri- 
fondazione Communista der äußer- 
sten Linken zu erhalten, scheint die 
Stabilität der zukünftigen Regierung 
außer Frage gestellt zu sein. 

Der lange Weg des Sieges 
Der Wahlsieg ist das Resultat ei- 

ner langen Erneuerungsphase der 
italienischen Linken die ihre Anfänge 
1989 nach dem Fall der Berliner 
Mauer nahm. Der Partito Comunista 
ltaliano (PCI), der bei den Europa- 

* Silke Mueter, Informationsreferentin beim Jugendforum der EU rrnd 
ECOSY Vorstnndsrnitglied; Matteo Rebesani, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter des PDS-MdEP Biagio De Giovantii, Brüssel 

wahlen von 1989 27% der Stimmen 
erhielt, und der bereits seit minde- 
stens zehn Jahren ein europäische 
demokritische Partei war, läutete ei- 
nen politischen Prozeß ein, der zu ei- 
ner kompletten Erneuerung unter 
dem Namen Partito democratico dell 
sinistra (PDS) führte. Die Zielsetzung 
dieses Prozesses war es gewesen, 
die gesamte fortschrittliche und de- 
mokratische Linke ltaliens zu reprä- 
sentieren und eine glaubwürdige Al- 
ternative zum korrupten Machtsy- 
stem zu bieten. 

Der Wandel, vom Generalsekre- 
tär Achille Occhetto gewollt und in 
zwei Jahren intensiver politischer 
Debatten vollendet, hat seine Bestä- 
tigung erfahren. Die PDS ist die ein- 
zige Partei, die aus der schweren in- 
stitutionellen und politischen Krise, 
die das Land erfaßt hatte, unbescha- 
det herausgegangen ist. Heute ist 
die Partei unter Führung von Gene- 
ralsekretär Massimio D' Alema mit 
22% die stärkste politische Kraft in 
Italien uns stellt die vorherrschende 
Kraft der Koalition dar. 

Die Zusammensetzung 
des Wahlbündnisses 

"LLUlivo" ist das Resultat des 
Aufeinandertreffens verschiedener 
historischer und politischer Traditio- 
nen: Einerseits der Tradition der 
europäischen,sozialistischen und 
sozialdemokratischen Linken der 
PDS. der katholischen demokrati- 
schen Tradition der Partito Populare, 
der ökobewegten Grünen, aus der 
laizistischen und gemäßigten Ecke 
kommend. Es hat viele Zweifel über 
die Natur eines Bündnisses mit so 
heterogenen Partnerlnnen gegeben, 
das einst rivalisierende Parteien zu- 
sammenbringt und die Linke zu ei- 
nem Bündnis mit der gemäßigten 
Mitte zwingt. 

Die strategische und politische 
Entscheidung der Linken (für das 
Bündnis) laßt sich auf dreierlei Grün- 
de zurückfuhren: Zunächst hat der 
Fall der Berliner Mauer einer ideolo- 
gischen Debatte, die wesentlich zwi- 
schen "kommunistisch" und "anti- 
kommunitisch" stattfand, ein Ende 
bereitet und die Debatte auf Ideen, 
Grundwerte und Programme kon- 
zentriert; zweitens hat das - auch 
von der PDS gewollte - neue Mehr- 
heitswahlrecht die Voraussetzungen 
für ein System der wechselnden Re- 
gierungsmehrheiten geschaffen; 
darüberhinaus war die Linke nach 
den Wahlen von 1994, aus denen 
die Rechte unter Berlusconi, Fini und 

Bossi als Sieger hervorgegangen 
war, in einer Minderheitenposition 
und hätte es mit einer Verankerung 
bei etwa einem Drittel der Wählerln- 
nen nicht aus eigener Kraft an die 
Regierung geschafft. 

Es ist auch zu bedenken, daß Ita- 
lien nach wie vor ein großes Potential 
einer gemäßten Mitte-Wählerschaft 
hat, die nach der Krise der Christde- 
mokraten und im neuen, tendenziell 
bipolar ausgelegten System noch 
keine neue politische Heimat gefun- 
den hat. 

"L'Ulivo" wurde dank der Ent- 
scheidung eines Teils der katholi- 
schen und demokratischen Mitte, 
zusammen mit einem Teil der gemä- 
ßigten ltalienierlnnen ein Bündnis mit 
der Linken einzugehen. 

Diese Entscheidung, schmerz- 
voll und tränenreich wie sie gewesen 
sein mag, hat gleichzeitig der politi- 
schen Einigkeit der Katholiken ein 
Ende bereitet, die sich heute in ver- 
schiedenen Parteien dies- und jen- 
seits der Koalition wiederfinden. Für 
die Partito Populare rechtfertigte 
sich das Bündnis mit der Linken so- 
wohl in der gemeinsamen Oppositi- 
on gegen die populistische und von 
der postfaschistischen Bewegung 
"Alleanza Nazionale" dominierte ita- 
lienische Rechte, als auch in der 
Übereinstimmung in Werte- und Pro- 
grammfragen, die die Grundlagen 
füür ein gemeinsames Projekt einer 
demokratischen Gesellschaft bilden. 
Viele gemäßigte ltalierlnnen haben 
sich für ein Bündnis mit der Linken 
und für die Stimmabgabe für das 
Mitte-Links-Bündnis entschieden, da 
sie in dem Bündnis eine glaubwürdi- 
ge und verantwortungsbewußte 
Kraft sahen, die in der Lage sei, die 
ökonomische Krise ltaliens zu lösen, 
ohne es zu einem sozialen Crash 
kommen zu lassen. 

Dem Wahlsieg zum Trotz zeigt 
eine aufmerksame Analyse, daß es 
in Italien noch keine Mehrheit der lin- 
ken Mitte gibt: Die Alleanza naziona- 
le brachte, vor allem im Süden, 15% 
der ltalienierlnnen hinter sich; der Er- 
folg der Lega Nord hat gezeigt, da8 
die Unzufriedenheit vieler Bürgerln- 
nen nicht durch I'Ulivo aufgefangen 
werden konnte und ihren Ausdruck 
daher in der Stimmabgabe für eine 
Bewegung fand. die sich als Sy- 
stemalternative darstellt und nichts 
weiter als die Abspaltung des italie- 
nischen Nordens will. Gleichfalls 
stellt das Anwachsen der Rifonda- 
zione Comunista ein Signal aus den 
Reihen derjenigen ltalienerlnnen 

achdem uns das Jahr 1994 
ein höchstrichterliches Urteil 
beschert hatte, wonach die 

Bundesrepublik gegen Buchstabe 
und Geist des Grundgesetzes ab 
sofort auch Militäreinsätze außer zur 
eigenen Landesverteidigung und 
außerhalb des NATO-Gebiets („out 
of area") durchführen dürfe, geizte 
auch das Jahr 1995 nicht mit unlieb- 
samen außenpolitischen Entschei- 
dungen der Bundesregierung und 
überraschenden sicherheitspoliti- 
schen Kehrtwendungen der Bonner 
Oppositionsparteien SPD und Bünd- 
nis 9OIDie Grünen. 

Die Rede ist von der Abstim- 
mung im Bundestag am 6. Dezem- 
ber 1995, als sich eine überwältigen- 
de Mehrheit für einen weitreichen- 
den Bundeswehreinsatz im ehemali- 
gen Jugoslawien ausgesprochen 
hat. Ein Bundeswehreinsatz, der 
vom Verteidigungsminister immer 
noch schamhaft als humanitäre und 
friedenserhaltende Aktion - mit ge- 
wissen „Risikenu -, vom Generalin- 
spekteur der Bundeswehr dagegen 
klipp und klar als ,.KampfeinsatzU 
deklariert wurde. 4.000 bis 5.000 
Bundeswehrsoldaten sollten eine in- 
ternationale Streitmacht komplettie- 
ren, die bislang weder einen klaren 
Auftrag hatte, noch ein einheitliches 
politisches Ziel verfolgte. Dabei hat 
sich die Bundeswehr das Recht her- 
ausgenommen, ihre Truppenteile im 
befreundeten Kroatien zu stationie- 
ren, um ausschließlich von dort aus 
nach Bosnien hinein zu operieren. 
Diese Maßgabe Iäßt zumindest zwei 
Rückschlüsse zu: Einmal könnte die 
Bundesregierung einen schwachen 
Rest von politischer Rücksichtnah- 
me gegenüber einem Territorium si- 
gnalisieren, das im Zweiten Welt- 
krieg Opfer des deutschen faschisti- 
schen Aggressions- und Vernich- 
tungskriegs gewesen war; und zum 
anderen soll wohl mit der Errichtung 
des deutschen Hauptquartiers „weit 
ab vom Schuß" das Risiko, ungewollt 
in militärische Scharmützel hineinge- 
zogen zu werden, vermindert wer- 
den. 

Niederlage der Friedensbewegung 
an der Bosnienfrage 

Die Kritik aus der Bonner Partei- 
enlandschaft war indessen schon 
vor solchen Überlegungen weitge- 
hend verstummt und ganz der PDS 
sowie den linken Flügeln von SPD 
und Grünen überlassen. Dabei ver- 
stieß die Mehrheit der Grünen-Abge- 
ordneten explizit gegen einen kurz 

vorher gefaßten Parteitagsbeschluß, 
die Mehrheit der SPD setzte sich im- 
plizit über Inhalt und Stoßrichtung ih- 
rer Parteitagsentschließung von 
Mannheim hinweg. Hatte es dort 
doch geheißen: Grundlage einer in- 
ternational zusammengesetzten 
Friedenstruppe müsse „ein klares, 
zeitlich befristetes UN-Mandat sein, 
das die politische Verantwortung für 
die Operation bei der UN beläßt"; 
außerdem war ausdrücklich verlangt 
worden: „Die zur Verfügung gestell- 
ten deutschen Einheiten erhalten 
keinen Kampfauftrag; das schließt 
den Einsatz von Kampfflugzeugen 
(ECR-Tornados) aus." (Beschluß 
des SPD-Bundesparteitags 1995) 
Mittlerweile wurde im Bundestag 
das Einsatzgebiet für die Tornados 
auch auf das von der UNO kontrol- 
lierte Ostslawonien ausgedehnt - 
und wieder gab es ausreichend Zu- 
stimmung aus den Oppositionspar- 
teien. 

Der außenpolitische Sündenfall 
der parlamentarischen Opposition 
markiert das Ende einer Phase in 
der jüngsten Geschichte der Bun- 
desrepublik, die Anfang der 80er 
Jahre mit dem Umschwenken von 
SPD und Gewerkschaften in Sachen 
„Nachrüstung" eingeleitet worden 
war. Ein Vierteljahrhundert grund- 
sätzlicher sicherheitspolitischer Zu- 
sammenarbeit der „demokratischen 
Parteien" -wozu die Grünen in ihrer 
Gründerzeit nicht gezählt wurden - 
war damals zu Ende gegangen. Die 
SPD entwickelte sich im Sog einer 
unwiderstehlich anwachsenden 
Friedensbewegung und der funda- 
mental-pazifistischen Grünen zu ei- 
nem vielleicht nicht immer geliebten, 
aber doch verläßlichen Partner der 
außerparlamentarischen Friedens- 
bewegung. Dies blieb im wesentli- 
chen so bis zu Beginn der 90er Jah- 
re, wobei der Protest gegen die US- 
Intervention im Golfkrieg im Januar 
1991 zugleich Höhe- und Wende- 
punkt dieser Entwicklung war. Seit- 
her erleben wir eine zunehmende 
Wiederannäherung der großen 
„Volksparteienu in grundlegenden 
außen- und sicherheitspolitischen 
Fragen. 

Es ist viel gerätselt worden über 
diesen Konvergenzprozeß, der - wie 
wir gesehen haben - sogar Teile der 
Bündnis-Grünen erfaßt hat. Und in 
Kreisen der Friedensbewegung wer- 
den solche Entwicklungen nicht sel- 
ten mit starker emotionaler Ableh- 
nung und Abgrenzung quittiert, was 
beinahe an das Wiederaufleben der 

Zum Verhältnis 
von Pazifismus 

und Politik 
Die Lage der Friedensbewegung in Deutschland 

voti Peter Strutynski* 

„VerratstheorieN (die ja aus einem 
anderen historischen Zusammen- 
hang kommt) erinnert. Wenn ich im 
folgenden versuche, den außenpoli- 
tischen Salto rückwärts in der SPD 
und bei den Grünen auf objektive 
deutschland- und weltpolitische Ver- 
änderungen zurückzuführen, dann 
soll damit aber den Wortführern und 
Architekten dieses Wandels keines- 
falls die Verantwortung dafür abge- 
nommen werden. 

Paradigmenwechsel im 
friedenspolitischen Diskurs 

Ereignisse wie der Bürgerkrieg 
im ehemaligen Jugoslawien sind in 
meinen Augen zwar eindringliche 
Anlässe für einen außenpolitischen 
Kurswechsel gewesen, sie waren 
aber nicht dessen wahre Ursache 
und auch nicht dessen Anfang. Der 
.,Paradigmenwechsel", der sich im 
herrschenden friedenspolitischen 
Diskurs der 90er Jahre durchgesetzt 
hat, hat seine Ursache vielmehr in 
der Auflösung der weltpolitischen Bi- 
polarität, die mehr als 40 Jahre lang 
das sicherheitspolitische Denken 
bestimmt hatte. Mit dem Zusammen- 
bruch des sozialistischen Staatensy- 
stems und seiner militärischen Kom- 

Der "Paradigmen- 
wechseln, der sich 
im herrschenden 
friedenspolitischen 
Diskurs der 90er 
Jahre durchgesetzt 
hat, hat seine 
Ursache in der 
AuflClsung der 
weltpolitischen 
Bipolaritlit, die mehr 
als 40 Jahre lang 
das sicherheitspoli- 
fische Denken 
bestimmt hatte. 

ponente, der Warschauer Vertrags- 
organisation, waren sowohl reale An- 
passungsmaßnahmen an die neue 
Situation als auch ideologische Um- 
orientierungen angesagt gewesen. 
Anpassung an die neue Rea'lität hät- 
te 2.B. heißen können, einen effekti- 
ven und dauerhaften Abrüstungs- 
prozeß in Gang zu setzen, noch be- 
stehende, auf die Blockkonfrontation 
abgestimmte Militärbündnisse radi- 
kal in Frage zu stellen und an ihre 
Stelle echte Systeme kollektiver Si- 

* Dr. Peter Strutynski. wissenschaftlicher Mitarbeiter 
an der Universität Gesnmthochschule Kassel. 
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cherheit zu setzen und insgesamt zi- 
vile Komponenten der internationa- 
len Konfliktbewältigung zu stärken. 
Nichts davon ist in den sechs Jahren 
der Nach-Wende-Zeit umgesetzt 
worden. 

Was die ideologische Umorien- 
tierung betrifft, so ist sehr viel mehr 
geschehen. Vor allem ist es den Ver- 
tretern der „alten Ordnung", die den 
Krieg als Mittel zur Durchsetzung 
politischer Interessen nie aus den 
Augen verloren hatten, gelungen, 
die friedenspolitische Diskussion mit 
ihren Begriffen und ihren Wertvor- 
stellungen neu zu besetzen. Was mit 
der „Normalisierung" und der „neu- 
en Verantwortung" Deutschlands in 
der Welt begann und mit der Wieder- 
belebung der Max Weber'schen Un- 
terscheidung zwischen „Verantwor- 
tungsethik" und „Gesinnungsethik" 
fortgesetzt wurde, fand sein vorläufi- 
ges Ende in der Umwertung bzw. 
Neudefinition zentraler Werte und 
Positionen aus dem friedenspoliti- 
schen Diskurs der 80er Jahre. So 
wurde beispielsweise die UNO-Ter- 
minologie um differenzierende Be- 
griffe aus dem Bereich militärisch 
gestützter internationaler Konfliktbe- 
arbeitung bereichert (man denke nur 
an die abgestuften Maßnahmen auf 
der Skala zwischen peace keeping 
und peace enforcement), die bis- 
lang allerdings wenig zur Klärung 
der definitorischen Probleme beige- 
tragen haben, sondern eher auf ihre 
fließenden Übergänge verweisen. In 
der innenpolitischen Auseinander- 
setzung gerieten Prinzipien wie Pazi- 
fismus und Gewaltlosigkeit in den 
Verdacht, sich zunehmend von den 
staatlichen und gesellschaftlichen 
Realitäten zu entfernen und somit 
keinerlei praktisch-politische Rele- 
vanz zur Lösung der anstehenden 
Probleme zu besitzen. Nicht weni- 
gen linken Intellektuellen wurde im 
Trommelfeuer bellizistischer Medi- 
eneinfalt und angesichts einer in der 
Tat beeindruckenden parteiüber- 
greifenden Koalition von Kohl bis Fi- 
scher der fundamental-pazifistische 
Schneid abgekauft. 

Die politische Re-Legitimierung 
militärischer Einsätze für „humanitä- 
re" Ziele (Somalia) oder zur Beendi- 
gung von "Völkermord" (ExJugosla- 
wien) begann in den Köpfen der gei- 
stigen Elite dieses Landes. Joschka 
Fischer hat mit seinem Eintreten für 
deutsche Kriegseinsätze zur Abwehr 
„faschistischen Völkermords" dabei 
nur nachvollzogen, was Heiner Geiß- 
ler in den 80er Jahren bereits vehe- 

ment vertreten hatte, als er den .,Pa- 
zifismus" für die Greuel des Natio- 
nalsozialismus, für Auschwitz und 
den Holocaust verantwortlich ge- 
macht hatte. Während sich Fischer 
damals im entrüsteten Chor derjeni- 
gen befand, die Geißlers Vorstoß als 
Diffamierung der Friedensbewegung 
und als Gefährdung der Entspan- 
nungspolitik zurückwiesen, ist er 
heute bis in die Diktion hinein in des- 
sen Rolle geschlüpft: „Genau wegen 
Auschwitz dürfen wir keine weiteren 
Srebrenicas geschehen lassen." 

Der friedenspolitische Schwenk 
eines größeren Teils der bundes- 
deutschen Intelligenz Iäßt sich nicht 
auf rein ideologische Vorgänge oder 
-wie im Fall der Grünen - auf macht- 
politische Gelüste zurückführen. 
Vielmehr spiegelt sich darin der epo- 
chale Wandel der Weltpolitik seit 
dem Zusammenbruch des realsozia- 
listischen Staatensystems. Mögli- 
cherweise sind es gerade die ent- 
täuschten Hoffnungen und die jähe 
Konfrontation mit einer durch und 
durch gewalttätigen Realität der ..Zi- 
vil"- und der „StaatenweltU, die zu 
diesem Schwenk beigetragen ha- 
ben. Da ist zum einen die Tatsache, 
daß heute mehr als 40 Kriege in allen 
Teilen der Welt stattfinden, und daß 
diese Kriege mit unbeschreiblich 
grausamen Mitteln und unzähligen 
Opfern unter der Zivilbevölkerung 
geführt werden; und da ist zum an- 
deren die Beobachtung, daß die aus 
dem Kalten Krieg übernommenen In- 
strumente internationaler Konfliktre- 
gulierung den neuen Realitäten 
kaum gerecht werden. 

Ging es in der Vergangenheit 
mehr um Kriege und Konflikte zwi- 
schen Staaten, so sind die moder- 
nen Kriege fast ausnahmslos inner- 
staatliche Konflikte, die häufig keine 
fest umrissenen Ziele und häufig 
nicht einmal genau zu identifizieren- 
de Konfliktparteien kennen. Hinzu 
kommt, daß diese Konflikte nur äu- 
ßerst schwer einzudämmen sind - er- 
stens weil die kontrollierende Funkti- 
on der sich gegenseitig in Schach 
haltenden Hegemonialmächte der 
Nachkriegsordnung mit dem Ende 
der Bipolarität ebenfalls verschwun- 
den ist. und zweitens weil die Ursa- 
chen, die den modernen Kriegen zu- 
grunde liegen, dauerhafter Natur 
sind. Handelt es sich doch weder 
um territoriale, noch um religiöse 
oder ethnische Konflikte (auch wenn 
dies oft behauptet wird). Die Kon- 
fliktursachen liegen viel tiefer und 
berühren in ganz elementarer Weise 

die Lebensgrundlagen menschlicher 
Gesellschaften: Ressourcen (2.B. 
Wasser, Energie), fruchtbarer Bo- 
den, Arbeit und akzeptable Umwelt- 
bedingungen. 

Militärische oder zivile 
Konfliktbewältigung? 

Es liegt auf der Hand, daß solche 
Konflikte mit militärischen Mitteln 
nicht gelöst, wahrscheinlich nicht 
einmal vorübergehend eingedämmt 
werden können. Soldaten haben we- 
der Ressourcen, noch Arbeitsplgtze, 
noch eine bessere Umwelt in ihrem 
Marschgepäck. Das einzige Resul- 
tat des Bundeswehreinsatzes in So- 
malia war ein 300-Millionen-Loch im 
Bundeshaushalt; der Brunnen, den 
deutsche Soldaten bei Belet Huen 
als humanitäre Geste angelegt hat- 
ten, war schon vor ihrem Abzug ver- 
siegt. Mehr denn je kommt es also 
darauf an, Konfliktbearbeitung radi- 
kal zu konzipieren, d.h. an den Wur- 
zeln, den Ursachen der Konflikte an- 
zusetzen und sie zu beseitigen. Ge- 
wiß, das ist leichter gesagt als getan. 
Auszuschließen ist in jedem Fall 
aber eine Symptombehandlung a la 
Militäreinsatz. Hat man sich erst auf 
diesen Grundsatz verständigt, so 
steht zur Lösung von bewaffneten 
Konflikten eine Menge nichtmilitäri- 
scher, ziviler Instrumente und Mittel 
zur Verfügung. Das Tragische an der 
jetzigen Situation liegt darin, daß 
diese zivilen Mittel nicht oder nur un- 
ter ..ferner liefen" zum Einsatz kom- 
men und deshalb auch deren Sinn- 
haftigkeit und Erfolg kaum unter Be- 
weis zu steilen in der Lage sind. Was 
sind schon 200 Friedensarbeiterlin- 
nen, die von der Bundesregierung 
im Rahmen eines Programms zivilen 
Friedensdienstes demnächst nach 
Bosnien zur Betreuung humanitärer 
Projekte geschickt werden, im Ver- 
gleich zu den 4.000 Soldaten und ih- 
rer schweren Bewaffnung, die kei- 
nen anderen Auftrag haben als die 
militärische Absicherung des Day- 
ton-Abkommens? 

Dieses zivile Begleitprogramm 
zum Militäreinsatz ist eine Alibiver- 
anstaltung der Bundesregierung, die 
der Friedensbewegung noch einige 
Kopfschmerzen bereiten wird. Dabei 
geht es nicht vordergründig um die 
Frage, ob sich die Friedensbewe- 
gung darauf einlassen darf, Staats- 
knete für zivile Projekte in Anspruch 
zu nehmen, die in ihrem Ursprung 
und in ihrem Wesen als Alternative 
zur militärischen Komponente konzi- 
piert waren. Vielmehr geht es um die 

Vor allem wurde das fehlende Ge- 
samtprofil der SPD, der Schmuse- 
kurs gegenüber der Bundesregie- 
rung, die populistische Forderung 
nach Begrenzung des Aussiedlerln- 
nen-Zuzugs und die schwachen Po- 
sitionen zur Beschäftigungspolitik 
angegriffen. Deutlich geworden ist 
vor allem folgendes: die Jusos, die 
noch während und nach dem Mann- 
heimer Parteitag Lafontaines Wahl 
als linken Neuanfang verstanden ha- 
ben, mußten ihre naiven Hoffnungen 
grundlegend revidieren. Während 
Lafontaine noch nicht einmal auf die 
Beiträge einging. stellte sich Münte- 
fering wenigstens einer Diskussion. 
Er sah sich vor allem mit Kritik an der 
aktuellen Mitgliederwerbekampa- 
gne, die als inhaltleer und entpoliti- 
siert bezeichnet wurde, konfrontiert. 

„Und kämpfen wir als Sozialisten 
endlich in  einer Front ...." 

War der letzte ordentliche Bun- 
deskongreß noch geprägt von chao- 
tischen Zuständen und inhaltlich we- 
nig fundierten machtpolitischen 
Zweckbündnissen, zeichnete sich 
nun in nahezu allen Auseinanderset- 
zungen eine politisch begründete 
Links-Rechts-Polarisierung und eine 
wesentlich konstruktivere Atmo- 
sphäre ab. Die linken Teile des Ver- 
bandes (die Juso-Linke v.a. mit ihren 
Kernbezirken sowie andere linksso- 
zialistische Teile des Verbandes wie 
Bayern oder Hessen-Süd) konnten in 
Hannover solide Mehrheiten erzie- 
len. Der Hannoveraner Kongreß zog 
die Konfliktlinien im Juso-Verband 
wieder gerade und verdeutlichte, 
daß die Auseinandersetzungen der 
Vergangenheit - vor allem um die 
kampagnenpolitische Orientierung - 
instrumentalisierte Scheingefechte 
waren. Ebenso erfreulich ist. daß die 
Juso-Bundesvorsitzende Andrea 
Nahles entgegen unsinnigen und un- 
begründeten Anfeindungen ihre Po- 
sition deutlich stabilisieren konnte. 
Es ist auch ihr Verdienst, den Juso- 
Verband nach Gera wieder in ruhige- 
re Fahrwasser gebracht zu haben, 
ohne daß politische Kontroversen 
verwässert worden wären. 

Die meisten inhaltlichen Innova- 
tionen kamen vor allem aus den Rei- 
hen der Juso-Linken, d.h. politische 
und strategische Weiterentwicklun- 
gen wie die "Plattform Jugend-Ar- 
beit-Sozialstaat" oder die Analyse 
des globalen Kapitalismus. Während 
aber die Bayerlnnen für konstruktive 
Zusammenarbeit zu gewinnen wa- 
ren, blieb Hessen-Süd als eigen- 

ständige Kraft weitgehend unsicht- 
bar. Die "undogmatischen" Ver- 
bandsteile müssen sich dagegen 
einmal mehr fragen, ob die nun meh- 
rere Jahre zurückliegende Auflö- 
sung ihrer Strömung nicht auch die 
Rechtsentwicklung einiger Bezirke 
zur Folge hatte. Zwar hält die "un- 
dogmatischen" Jusos noch ein takti- 
sches Band auf Bundesebene zu- 
sammen, dies wird jedoch weder 
durch einen programmatischen Dis- 
kurs, noch ein gemeinsames Projekt 
begleitet. Stattdessen zeichnet sich 
ein weiteres Ausfransen am rechten 
Rand ab - die niederrheinische For- 
derung nach Kampfeinsätzen als ul- 
tima ratio und die tendenziell sozialli- 
beralen Positionen des baden-würt- 
tembergischen SPD-Fan-Clubs sind 
ernstzunehmende Warnsignale. Die- 
sem völlig 'freischwebenden' Lager 
rechnen sich vor allem einige der 
Bezirke zu, in denen die Erosion bis- 
heriger Selbstverständlichkeiten vor- 
anschreitet - vom Aufweichen inhalt- 
licher Positionen, der mangelnden 
Vorbereitung der Delegierten auf 
den Bundeskongreß bis hin zu einer 
lnfragestellung der Frauenquote. In 
nicht wenigen Bezirken führt der 
Mangel an ausstrahlungsfähigen 
Projekten und die fehlende linke So- 
zialisation an der Basis zu einer Zu- 
nahme an politischer Beliebigkeit. 

Aktuelle Herausforderungen für 
den Juso-Verband 

Für die Verbandslinke muß nun 
die Stabilisierung einer strukturellen 
Mehrheit auf der Tagesordnung ste- 
hen. Die auch hier vorhandenen Dif- 
ferenzen sollten in Zukunft den Stoff 
für eine kritisch-konstruktive Debatte 
über Strategie und Programmatik 
der Jusos als sozialistische Rich- 
tungsorganisation bilden. Ob aber 
die Irrationalitäten der Vergangen- 
heit überwunden sind, ist derzeit 
nicht absehbar - schließlich wird in 
einem Jahr wieder gewählt. 

Wichtig ist die Fähigkeit zur Ko- 
operation vor allem bei dem im Som- 
mer in Bonn stattfindenen IUSY-Fe- 
stival als einem zentralem Projekt 
der Jusos. Die Voraussetzung dafür, 
daß das Festival ein Erfolg wird, ist 
die konstruktive Beteiligung und Mo- 
bilisierungsarbeit aller Bezirke und 
Landesverbände. Das Programm 
und die angekündigten Persönlich- 
keiten (u.a. Yassir Arafat) liefern da- 
für eine solide Grundlage. 

Die wesentliche politische Her- 
ausforderung der nächsten Zeit ist 
die Auseinandersetzung um die 

Ausbildungs- und Beschäftigungs- 
krise: Mit ihrem Horrorkatalog zum 
Soziallabbau gießt die Bundesregie- 
rung Öl ins Feuer neoliberaler Stand- 
ortideologie, das sich im Herbst bei 
einer schon jetzt absehbaren Ver- 
schärfung der Ausbildungssituation 
zum Flächenbrand entwickeln kann. 
Die zentrale Aufgabe der Jusos wird 
daher in den nächsten Monaten 
sein, gemeinsam mit Bündnispartne- 
rlnnen Proteste gegen die neokon- 
servative Politik der Bundesregie- 
rung und die Sozialstaats-Demonta- 
ge der Arbeitgeberverbände zu or- 
ganisieren und dort sichtbar mit pro- 
filierten Positionen aufzutreten. 

Zugleich werden wir unsere Be- 
mühungen verstärken, die Debatte 
in der SPD um eine linke Vollbe- 
schäftigungspolitik aufzurollen. Hier- 
zu werden die Jusos in den näch- 
sten Monaten die programmatische 
Grundlage für eine "Zukunftsoffensi- 
ve Arbeit und Ausbildung für alle!" 
formulieren. Ein weiteres Ereignis 
wird die Aufmerksamkeit der Jusos 
in diesem Jahr erfordern: vom ju- 
gendpolitischen Bundesparteitag im 
November fordern die Jusos eine 
heftige ernsthafte Diskussion über 
das sichtbar angeschlagene Ver- 
hältnis zwischen der SPD und der 
jungen Generation ein. Größere At- 
traktivität für Jugendliche wird die 
Sozialdemokratie nur mit einem re- 
form- und jugendpolitischen Pro- 
grammatik erlangen, die die vielfälti- 
gen Probleme und Lebenslagen jun- 
ger Leute ernstnimmt und sich nicht 
auf die Übernahme angeblicher Ju- 
gendklischees beschränkt. 

War der letzte 
ordentliche Bundes- 
kongreß noch geprdgt 
von chaotischen 
Zuständen, zeichnete 
sich nun eine politisch 
begründete Links- 
Rechts-Polarisierung 
und eine wesentlich 
konstruktivere 
Atmosphäre ab. Die 
linken Teile des 
Verbandes konnten in 
Hannover solide 
Mehrheiten erzielen. 

(~t~ici~aortung DeutLh umverteilt 1 

Quelle: Statistisches Bundesamt. WSI. DIW 
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Es wurde mal wieder den bayerischen Genosslnnen eine 
gemeinsame Position zu formulieren 
und an dieser Stelle Forderungen 
nach einer Negativsteuer und einem 
staatlich subventionierten Recht auf 
Faulheit einmal mehr eine deutliche 
Absage zu erteilen. 

Zum Bereich ,.Jugend, Beruf. So- 
zialstaat" kam der wesentliche An- 
trag aus Kernbezirken der Juso-Lin- 
ken. welcher die Ausbildungskrise 
und die Zunahme neokonservativer 
Orientierungen bei Jugendlichen in 
die aktuelle Standortauseinanderset- 
zung einordnet. Ausgehend von be- 
trieblichen und gesellschaftlichen 
Umbruchsprozessen wird die Re- 
form der beruflichen Bildung als zen- 
trales Reformprojekt dargestellt. 

In der aktuellen Debatte um ver- 
schiedene Konzepte einer ökologi- 
schen Steuerreform lehnte der links- 
sozialistische Teil des Verbandes 
die marktgläubigen Ansätze aus 
dem „undogmatischenm Lager und 
v.a. das Modell der SPD ab und for- 
derte statt der prinzipiellen Aufkom- 
mensneutralität einer Oko- teuer die 
Verwendung der Einnahmen für ein 
ökologisches Zukunftsinvestitions- 
Programm sowie weitere Regulie- 
rungsmechanismen. 

scheidenden Faktor der Verände- 
rung. An dieser Stelle sind neben al- 
ler theoretischer Positionierung auch 
ganz praktische Ansätze möglich: 
Mit ihrem zukünftigen Solidaritäts- 
Projekt „Energieversorgung durch 
die Sonne: Unsere Schule auf 
Cuba!" können Jusos ihren Beitrag 
zur Schaffung einer gerechteren 
Weltordnung leisten und zugleich 
dem 'nationalen' Schlüsselprojekt 
zum solaren Umbau einen neuen 
Schub verleihen. 

Zur heftigsten Kontroverse kam 
es in Hannover bei der friedenspoliti- 
schen Debatte. Der Bezirk Nieder- 
rhein - an dieser Frage selbst ge- 
spalten - vollführte den Tabubruch, 
erstmals auf einem Juso-Bundes- 
kongreß neben der Notwendigkeit 
von UN-Blauhelm-Missionen auch 
Kampfeinsätze als 'ultima ratio' zu 
fordern. Hier zeigte sich am deutlich- 
sten die strukturelle Mehrheit der lin- 
ken Teile des Verbandes: Statt des 
niederrheinischen Antrages wurden 
die vom Arbeitskreis Frieden einge- 
brachten friedenspolitischen Leitlini- 
en beraten und mit großer Mehrheit 
beschlossen. 

Die einzige Niederlage hatte die 
Juso-Linke in der Debatte um die eu- 
ropäische Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion (EWWU) hinzunehmen. 
Der Antragsentwurf des Bundesvor- 
standes bekräftigte zwar die Ableh- 
nung der rein stabilitätsorientierten 
Konvergenzkriterien und forderte die 
demokratische Ausgestaltung der 
Europäischen Zentralbank, doch 
konnte sich der Kongreß nicht zu 
dem Eingeständnis durchringen, die 
EWWU zum geplanten Zeitpunkt ab- 
zulehnen und damit zu verschieben, 
wie es eigentlich in der Logik des 
Antrages angelegt war. 

Wirkungsweise eines politischen 
Mechanismus, der als Zementierung 
der Dichotomie zwischen - dominan- 
ter - militärischer und - plazebohafter 
- ziviler Komponente bezeichnet 
werden könnte. In bezug auf den 
Bürgerkrieg im ehemaligen Jugosla- 
wien hat s i ~ h  SO etwas wie eine „Ar- 
beitsteilung" herausgebildet zwi- 
schen der auch die militärische Kar- 
te einkalkulierenden Außenpolitik 
der Bundesregierung und der vielfäl- 
tigen humanitären Arbeit karitativer 
intermediärer Organisationen und 
von Friedens- und Menschenrechts- 
gruppen. Während viele dieser 
Gruppen in dieses mühsame Ge- 
schäft viel Zeit und Energie investier- 
ten, nahmen die Aufklärungsarbeit 
über Ursachen und mögliche Per- 
spektiven des Konflikts und der poli- 
tische Druck auf die Bonner Regie- 
rung stark ab. Eine ähnliche Arbeits- 
teilung existiert übrigens mittlerweile 
auch zwischen den zahlreichen 
Staatsgewalten und den vielen 
NGOs (Nicht-Regierungsorganisa- 
tionen). Letztere sind 2.B. dort ganz 
gern gesehen und werden auch 
schon mal von der Weltbank finanzi- 

ell unterstützt, wo der Arm der Re- 
gierungen nicht hinreicht, bzw. wo 
NGOs größeres Vertrauen bei betrof- 
fenen Bevölkerungsgruppen genie- 
ßen als offizielle Regierungsvertre- 
ter. 

Damit ist ein zentraler strategi- 
scher Punkt angesprochen, der die 
Friedensbewegung künftig sehr 
stark beschäftigen wird: Wie muß 
das Verhältnis von notwendiger hu- 
manitärer und ebenso notwendiger 
politischer Arbeit aussehen, damit 
weder das eine zu kurz kommt, noch 
das andere vernachlässigt wird? Es 
wäre in meinen Augen eine Horror- 
vorstellung, wenn bei künftigen re- 
gionalen Konflikten die Bundeswehr 
- im „Bündnisu oder allein, mit oder 
ohne UNO-Mandat - ihrem Hand- 
werk ungestört nachgeht, während 
oder weil Friedens- und Menschen- 
rechtsgruppen alle Hände voll zu tun 
haben, hier ein paar Wunden zu hei- 
len und dort ein paar Opfern zu hel- 
fen. Es kann nicht angehen, militäri- 
sche Optionen und Operationen fak- 
tisch zu legitimieren, indem humani- 
täre Arbeit nur noch komplementär 
betrachtet und nicht mehr als Alter- 

native zu ihnen ins Spiel gebracht 
wird. 

Die angekündigte Umstrukturie- 
rung der französischen Wehrpflicht- 
armee zu einer reinen Berufsarmee 
könnte diesen Befürchtungen indi- 
rekt weitere Nahrung geben. Die Ar- 
mee wird damit vollends aus der Ge- 
sellschaft herausgenommen, „entzi- 
vilisiert" und als quasi private Trup- 
pe professioneller Kriegsspeziali- 
sten der Regierung zur Verfügung 
gestellt. Daß eine solche Streitkräfte- 
reform in der Bundesrepublik ausge- 
rechnet von bündnisgrüner Seite so 
emphatisch begrüßt und auch der 
Bundeswehr als Vorbild anempfoh- 
len wird, zeugt nicht nur von einem 
unsensiblen und kenntnisarmen Um- 
gang mit der deutschen Geschichte, 
sondern auch von einem erschrek- 
kenden Unvermögen, gegenwärtige 
und zukünftige Entwicklungen in 
Staat und Gesellschaft politisch zu 
analysieren. Mögen die freiwilligen 
„war professionals" doch in fremden 
Ländern im Regierungsauftrag ir- 
gendwelche „nationalenu Kastanien 
aus dem Feuer holen und sich im Ex- 
tremfall selbst blutige Nasen holen: 

Politik gemacht ... 

Es kann nicht 
angehen, militd- 
fische Optionen und 
Operationen faktisch 
zu legitimieren, 
indem humanitdre 
Arbeit nur noch 
komplementdr 
betrachtet und nicht 
mehr als Alternative 
zu ihnen ins Spiel 
gebracht wird. 

Juso-Bundeskongreß am 3. - 5. Mai 1996 
in Hannover 

von Barbara König und Benny Mikfeld* 

achdem auf dem letzten or- 
dentlichen Juso-Bundes- 
kongreß in Gera aggressive 

Personalquerelen und inhaltsleere 
Geschäftsordnungsdebatten den 
Verband in die politische Belanglo- 
sigkeit katapultiert hatten, geht von 
Hannover vor allem ein Signal aus: 
Die Jusos haben ihre 95er Chaos- 
Tage vorläufig hinter sich gelassen 
und sind wieder fähig zu solider in- 
haltlicher Arbeit. Sie bewiesen sich 
selbst, daß sie bei zentralen gesell- 
schaftlichen Themen konstr~ktiv um 
Positionen streiten können. Aber sie 
bewiesen es sich eben nur selbst - 
die Öffentlichkeit nahm beispielswei- 
se vom Juso-Urteil über das ge- 
scheiterte „Bündnis für Arbeit" oder 
von der Diskussion mit der Parteipro- 
minenz keine Notiz. Dies lag nicht 
nur daran, daß Schlammschlachten 
um angebliche Wahlfälschungen 
spektakulärer als fundierte Antrags- 
beratungen sind, sondern auch an 
den fehlenden großen Botschaften. 
Gleichwohl konnten in den zentralen 
Bereichen „Jugend und Sozialstaat" 
sowie internationaler Politik wichtige 
Etappen für eine inhaltliche und stra- 
tegische Weiterentwicklung der Ju- 
sos beschritten werden. 

Der Schwerpunkt des 
Kongresses war der 

internationalen Politik 
gewidmet. Jahrelang 

ein Stiefkind der 
Jusos, soll der 

Internat-Bereich im 
Vorfeld des Festivals 

der sozialistischen 
Jugendinternationale 

(IUSY) zu neuem 
Glanz erstrahlen. 

Schwerpunkt: Internationa- 
lisierung der Juso-Politik 

Der Schwerpunkt des Kongres- 
ses war der internationalen Politik 
gewidmet. Jahrelang ein Stiefkind 
der Jusos, soll der Internat-Bereich 
im Vorfeld des Festivals der soziali- 
stischen Jugendinternationale 
(IUSY) zu neuem Glanz erstrahlen. In 
einem knappen Antrag wurden die 
Rahmenbedingungen für eine ge- 
rechtere Weltwirtschaftsordnung ab- 
seits von „Casino-Kapitalismus" und 
globalen Deregulierungstendenzen 
abgesteckt. Den analytischen Hin- 
tergrund für diese Forderungen lie- 
ferte ein umfassender Beschluß, der 
die Globalisierung der Ökonomie un- 
ter den Prämissen der Standortkon- 
kurrenz zum Ausgangspunkt soziali- 
stischer Kritik macht. Für Jusos er- 
gibt sich als strategisches Hand- 
lungsfeld die Forcierung einer Politik 
der Nord-Süd-Allianzen, die im we- 
sentlichen eine arbeitsteilige Regio- 
nalisierung ökonomischer Prozesse, 
eine nachhaltige Industrie- und 
Strukturpolitik unter Umverteilungs- 
aspekten sowie eine regionalisierte 
Sicherheitspolitik beinhaltet. Im Zu- 
sammenhang mit dem angestrebten 
weltweiten sozial-ökologischen Um- 
bau wird die Energiepolitik zum ent- 

"I ' rar .. 

Juso-Linke als Gestaltungskraft 
Die entscheidenden Impulse ka- 

men in Hannover aus den Reihen der 
Juso-Linken. In der Debatte um das 
von der IG Metall initiierte „Bündnis 
für Arbeit" machte sie deutlich, daß 
das Bündnis endgültig an der Blok- 
kadehaltung von Arbeitgebern und 
Bundesregierung gescheitert ist und 
forderte stattdessen eine „Zukunfts- 
offensive Arbeit und Ausbildung für 
alle!" in Form von fünf wesentlichen 
Eckpunkten linker Vollbeschäfti- 
gungspolitik. Dabei gelang es, mit 

Immer Ärger mit Oskar 
Nach dem Auftritt Björn Eng- 

holms auf dem außerordentlichen 
Bundeskongreß 1992 erwies den Ju- 
sos erstmals wieder ein sozialdemo- 
kratischer Parteivorsitzender die 
Ehre. Neben Lafontaine hatte zudem 
Franz Müntefering seine Teilnahme 
zugesagt. Beide schienen aber kein 
ernsthafteslnteresse an einer Aus- 
einandersetzung mit der eigenen Ju- 
gendorganisation zu haben; zumin- 
dest rasselten sie ihre standardisier- 
ten Textbausteine herunter - allen- 
falls ergänzt um ein paar Sätze, in 
denen Jugendliche irgendwie vorka- 
men. 

Der neue Parteivorsitzende muß- 
te Kritik von allen Seiten einstecken. 

* Barbnra König, Jugendbildungsreferentin int Juso-Lnndesverbntid 
NRW, lebt in Bonn; Benny Mikfeld, Juso-Bezirksvorsitzender 
Westliches Westfalen, lebt in Bochum. Foto: Thomas Diller, Köln 
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Bemerkenswert ist 
jedoch auch, wie 

schwer sich die 
Bundesregierung 

tat, in der Bevdlke- 
rung Zustimmung filr 

ihre - nicht einmal 
ungeschickt 

angelegte - Politik 
der sukzessiven 
Gewdhnung an 

milit4rische Aus- 
landseinsätze zu 
erhalten (Kambo- 

dscha, Somalia, 
. Bosnien). 

Die Betroffenheit der übrigen Gesell- 
schaft bleibt doch relativ gering - die 
Finanzierung der Truppe über den 
Staatshaushalt wird, wenn sie über- 
haupt wahrgenommen wird, ohnehin 
als unvermeidlich angesehen. Die 
Konstruktion einer deutschen Be- 
rufsarmee würde eben jene Tenden- 
zen befördern, die auf die weitere 
Segmentierung der Gesellschaft und 
auf die Entpolitisierung des Politi- 
schen hinauslaufen. 

Perspektiven der 
Friedensbewegung 

Der Friedensbewegung muß es 
aber gerade um die Wiedergewin- 
nung des politischen Raums gehen. 
Hierzu ist ihre Rekonstituierung als 
politische Bewegung notwendige 
Voraussetzung. Was könnte das hei- 
ßen? Vielleicht ist hierzu ein kriti- 
scher Rückgriff auf verallgemeiner- 
bare Erfahrungen der Friedensbe- 
wegung der 80er Jahre hilfreich. De- 
ren größte Leistung bestand ja wohl 
darin, in der friedens- und sicher- 
heitspolitischen Debatte die Mei- 
nungsführerschaft gewonnen zu ha- 
ben. Dies gelang gegen den massi- 
ven Widerstand einer fast geschlos- 
senen Phalanx aus etablierten Par- 
teien, Gewerkschaften und veröf- 
fentlichter Meinung. Die von der - 
damals noch sozialdemokratisch ge- 
führten - Bundesregierung als 
„Nachrüstung" bezeichnete Aufstel- 
lung landgestützter atomarer Mittel- 
streckenraketen (Pershing 2) in Mit- 
teleuropa wurde von der Friedens- 
bewegung als Versuch der NATO 
bewertet, im Rüstungswettlauf mit 
dem Warschauer Pakt einen ent- 
scheidenden strategischen Vorteil 
zugunsten der USA zu erringen, wo- 
mit zugleich die langjährige, auf dem 
Prinzip der gegenseitigen militäri- 
schen Abschreckung beruhende 
Pattsituation („Gleichgewicht des 
Schreckens") zwischen den Blöcken 
aufgehoben würde. Da im Szenario 
eines auf Europa begrenzten atoma- 
ren Krieges die Bundesrepublik das 
zentrale Schlachtfeld abgegeben 
hätte, sahen sich zunehmende Teile 
der bundesdeutschen Bevölkerung 
unmittelbar in ihrer Existenz bedroht 
und begannen, sich gegen diese 
Gefahr zur Wehr zu setzen. 

Es gehörte zur politischen Klug- 
heit und Stärke der damaligen Frie- 
densbewegung, den Massenprotest 
ausschließlich auf diesen einen 
Punkt zu konzentrieren. Dies hieß 
nicht, daß in der Friedensbewegung, 
die schon damals zahlreiche politi- 

sche oder weltanschauliche Spek- 
tren vertrat, nicht auch andere, über 
die „Raketenfragem hinaus gehende 
Probleme thematisiert worden wä- 
ren. Die der bipolaren Welt entspre- 
chende „Abschreckungsdoktrin" 
2.B. wurde genauso in Frage gestellt 
wie der immer irrationalere Formen 
annehmende Rüstungswettlauf; die 
Rolle der Bundeswehr geriet ebenso 
in die Kritik wie die Rüstungsindu- 
strie und der internationale Waffen- 
handel; auch die internationale Soli- 
darität mit revolutionären jungen De- 
mokratien (z.B. Nicaragua) oder mit 
der Anti-Apartheid-Bewegung Süd- 
afrikas gehörte hierher. Auf einen 
Punkt bezogener Minimalkonsens 
(gegen die Raketenstationierung) 
auf der einen Seite, friedenspoliti- 
sche Vielfalt und Ausdifferenzierung 
(je nach politisch-ideologischer Her- 
kunft oder nach Interesse) auf der 
anderen Seite - das mußte sich nicht 
ausschließen, sondern verlieh der 
neuen Massenbewegung eine Art 
kreative Spannung, die sie über ei- 
nen längeren Zeitraum am Leben er- 
hielt. Im explosionsartigen Massen- 
protest gegen den Golfkrieg 1991 
und selbst noch in der breiten Ableh- 
nungsfront gegen die Atomtestserie 
der Chirac-Regierung im Sommer1 
Herbst 1995 schlugen sich Spätfol- 
gen der vorausgegangenen frie- 
denspolitischen Aufklärungsarbeit 
nieder. 

Wenn man sich heute fragt, was 
von der Friedensbewegung der 80er 
Jahre noch übrig geblieben ist, so 
wird man nüchtern feststellen müs- 
sen, daß in quantitativer Hinsicht nur 
noch ein Bruchteil dessen aufzufin- 
den ist, was einmal vorhanden war. 
In qualitativer Hinsicht dürfte die Bi- 
lanz wesentlich besser ausfallen. 
Gewiß: Es gibt untrügliche Zeichen 
dafür, daß die Militarisierung der 
deutschen Außenpolitik in den 90er 
Jahren auch die Köpfe eines be- 
trächtlichen Teils der Bevölkerung 
erfaßt hat. Vor allem unter dem Ein- 
druck der Ohnmacht der Friedens- 
bewegung gegenüber dem furcht- 
baren Krieg im ehemaligen Jugosla- 
wien begannen sogar frühere Frie- 
densaktivisten, für ein militärisches 
Eingreifen der UNO bzw. der NATO 
gegen den vermeintlichen Alleinag- 
gressor Serbien zu plädieren. 

Bemerkenswert ist jedoch auch, 
wie schwer sich die Bundesregie- 
rung tat, in der Bevölkerung Zustim- 
mung für ihre - nicht einmal unge- 
schickt angelegte - Politik der suk- 
zessiven Gewöhnung an militärische 

FRIEDENSBEWEGUNG 

Auslandseinsätze zu erhalten (Kam- 
bodscha, Somalia, Bosnien). Es ist 
bis heute zweifelhaft, ob es für Out- 
of-area-Einsätze der Bundeswehr 
eine eindeutige Mehrheit in der Be- 
völkerung gibt - sie ist ja nicht ge- 
fragt worden. Das in den 80er 
Jahren entstandene, auf Frieden und 
Abrüstung orientierte Streben großer 
Teile der (west-)deutschen Bevöl- 
kerung (in der damaligen DDR, so 
scheint mir, war dieses Streben noch 
wesentlich stärker verbreitet) be- 
stimmt ihr Denken und Fühlen bis 
heute. Und diese Langzeitwirkung 
hat die Friedensbewegung nicht 
allein durch ihre Anti-Raketen-Politik 
erzielt, sondern vor allem auch 
durch die lnitiierung einer umfassen- 
den friedenspolitischen Diskussion. 
Solche Diskussionen konnten in 
dieser Intensität und in dieser Breite 
über einen längeren Zeitraum 
allerdings nur geführt werden, weil 
die Auseinandersetzung um die 
Raketenstationierung die Öffentlich- 
keit für solche Diskussionen auf- 
geschlossen und bereit gemacht 
hat. 

Aus diesem Befund lassen sich 
drei überraschend einfache Konse- 
quenzen ziehen: Erstens sollte die 
Friedensbewegung ihre gewonnene 
inhaltliche Breite und organisatori- 
sche Vielfalt pflegen. Nichts wäre 
schädlicher als der Versuch, der 
Friedensbewegung eine Hierarchie 
relevanter Themen oder gar eine ein- 
heitliche Tagesordnung verpassen 
zu wollen. Zweitens sollte darauf ge- 
achtet werden, daß die Friedensbe- 
wegung neben der aufwendigen Mit- 
arbeit an aktiver ziviler Konfliktbear- 
beitung und humanitärer Arbeit noch 
genügend Raum und Zeit zur -wenn 
man so will: traditionellen - politi- 
schen Aufklärungsarbeit bleibt. Der 
politische Druck auf Parlament und 
Regierung bleibt unverzichtbar. Und 
drittens wird es darum gehen müs- 
sen, jenen archimedischen Punkt zu 
finden, an dem sich die verschiede- 
nen friedenspolitischen Themen und 
Zugänge mit der unmittelbaren Be- 
troffenheit großer Bevölkerungs- 
gruppen überschneiden. Natürlich 
ist es nicht möglich, umstandslos an 
die „alten Zeiten" der Friedensbewe- 
gung anzuknüpfen - dazu haben 
sich viel zu viele politische Parame- 
ter verändert. Ein gemeinsames poli- 
tisches Projekt könnte aber dazu 
dienen, neue politische Zugänge zu 
einer Veränderung der deutschen 
Außen- und Sicherheitspolitik zu öff- 
nen. 
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Arbeitsmarktlage wieder verbessert, 
wird die Gerechtigskeitsdebatte 
nämlich in den Hintergrund treten. 
Dann ist auf einmal die Koalition für 
die Schaffung von Arbeitsplätzen 
zuständig und für die SPD bleibt nur 
die Rolle des ..Betriebsrates der Na- 
tion". d.h. die der sozialen Abfede- 
rung des Strukturwandels. Das 
reicht nicht aus für die Wahlen. Des- 
halb müssen wir unsere wirtschafts- 
und arbeitsmarktpolitischen Alterna- 
tiven nach vorne bringen. Die Aus- 
einandersetzung ist dadurch kompli- 
ziert, weil einzelne Maßnahmen wie 
die Existenzgründungsoffensive und 
eine Eindämmung des Anstiegs der 
Personalausgaben durchaus zustim- 
mungsfähig sind. über eine Befrei- 
ung der Betriebe von der Vermögen- 
steuer Iäßt sich zumindest reden, 
wenn die Finanzierung gesichert ist. 
Es darf aber durch punktuelle über- 
einstimmung nicht der Eindruck ei- 
nes großen Konsenses entstehen. 
Im Gegenteil: insgesamt führt das 
Sparpaket sogar zu noch mehr Ar- 
beitslosigkeit. Es wird aber den eu- 
ropaweiten Aufschwung später nicht 
verhindern. Eine rasche Gegenreak- 
tion tut also Not. 

Das SPD-Präsidium hat bereits 
unmittelbar nach Vorstellung des 
Sparpaketes der Bundesregierung 
in der Öffentlichkeit eine sozialde- 
mokratische Alternative „Zur Flick- 
schusterei der Regierung Kohl" vor- 
gelegt. Das Programm unter dem Ti- 
tel „Zukunft sichern - Zusammenhalt 
stärken" enthält neben sinnvollen 
und sozialverträglichen Sparmaß- 
nahmen den Einstieg in eine Reform 
von Steuern und Sozialabgaben. so- 
wie wichtige Impulse zur Ausweitung 
der Beschäftigung. Schon in der 
Ausgangsanalyse gibt es einen fun- 
damentalen Unterschied zur Regie- 
rungskoalition. Nach unserer Mei- 
nung liegt der Schlüssel zur Lösung 
der finanziellen und sozialen Proble- 
me in einer Stärkung von Wachstum 
und Beschäftigung: mehr Wachstum 
und Beschäftigung helfen den Haus- 
halten von Bund. Ländern und Ge- 
meinden aus der Misere. Wer die so- 
zialen Sicherungssysteme vor dem 
Kollaps retten will, muß aus Lei- 
stungsempfängern wieder Beitrags- 
zahler machen. Unser Steuer- und 
Abgabensystem ist am Beschäfti- 
gungsverhältnis ausgerichtet, d.h. 
solange Massenarbeitslosigkeit 
herrscht, bleibt dieses System unter 
dem doppelten Kostendruck. daß 
bei zurückgehenden Einnahmen die 
Ausgaben steigen. Die gesamtfiska- 

lischen Kosten der Arbeitslosigkeit 
belaufen sich 1996 auf Ca. 165 Mrd. 
DM. 

Mit dem Sparpaket der Bundes- 
regierung werden jedoch die Kosten 
der Arbeitslosigkeit weiter zuneh- 
men und damit Einsparungen an an- 
derer Stelle zunichte machen. Dazu 
kommt die selbst unter konservati- 
ven Experten (Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute im Frühjahrsgut- 
achten) wichtige Einschätzung, daß 
der Export derzeit die einzige Stütze 
der Konjunktur ist. Es fehlt die Bin- 
nennachfrage. Die SPD wird sich da- 
her nicht an dem aussichtslosen wie 
schädlichen Versuch beteiligen, die 
konjunkturell bedingten Steueraus- 
fälle durch sofort wirkende Sparmaß- 
nahmen zu kompensieren. Sie wird 
stattdessen ein-verläßliches Konsoli- 
dierungskonzept vorlegen, in dem 
das strukturelle Defizit beseitigt 
wird. 

Lastenausgleich, 
ökologische Steuerreform, 
Arbeits- und Strukturförderung 

Deshalb wollen wir den Solidari- 
tätszuschlag durch einen fairen La- 
stenausgleich ablösen. der die gro- 
ßen Privatvermögen belastet und an- 
dererseits die Kaufkraft der Massen- 
einkommen stärkt. Deshalb wollen 
wir einen Einstieg in die ökologische 
Steuerreform, die Anreize für die 
Nutzung umweltverträglicher. ener- 
giesparender Produkte selbst und 
so auch Impulse für die Produktion 
und Beschäftigung im Umweltbe- 
reich gibt. Zugleich - das ist momen- 
tan eine zentrale Forderung -, wer- 
den mit dem Aufkommen aus den 
Energiesteuern der Bundeszuschuß 
zur Bundesanstalt erhöht und die 
Beiträge zur Arbeitslosenversiche- 
rung zunächst um 2%-Punkte ge- 
senkt. Einige Nachbarländer haben 
hiermit bereit gute Erfahrungen ge- 
macht. Die bloße Umstellung der 
KfZ-Steuer nach Umweltkriterien, 
wie sie die Bundesregierung plant, 
ist zwar nicht falsch, aber völlig un- 
zureichend und eher ein Ablen- 
kungsmannöver. 

Mit einem neuen Arbeits- und 
Strukturförderungsgesetz wollen wir 
das unzureichende und immer wei- 
ter verstümmelte Arbeitsförderungs- 
gesetz ablösen. Damit sollen die Ar- 
beitsämter den Arbeitslosen und 
den von Arbeitslosigkeit bedrohten 
direkt und schon kurzfristig Hilfe an- 
bieten. Dadurch können im Jahres- 
durchschnitt Ca. 500.000 Menschen 
aus der Arbeitslosigkeit herausfin- 

den. Dies ist auch deshalb beson- 
ders wichtig, weil im Zuge des wirt- 
schaftlichen Strukturwandels durch 
umweltgerechtes Wirtschaftswachs- 
turn nicht genug und nur allmählich 
neue Arbeitsplätze entstehen. Die 
menschliche Arbeitskraft kann aber 
nicht auf Jahre ,.geparkt" werden. 
Wir wollen Arbeit fördern statt Ar- 
beitslosigkeit bezahlen, berufliche 
Qualifizierung als besonders wichti- 
gen Standortfaktor aufbauen, Lang- 
zeitarbeitslosigkeit gezielt bekämp- 
fen und für Frauen mit Quotierung, 
besonderen Hilfen z.B. nach zwi- 
schenzeitlicher Unterbrechung der 
Erwerbstätigkeit besondere Instru- 
mente in die Hand geben. Wichtig ist 
auch eine Kombination mit der regio- 
nalen Wirtschaftsförderung und ge- 
nerell eine Ausrichtung an den Be- 
dürfnissen der Regionen. Dazu ge- 
hört die volle Einbeziehung erwerbs- 
fähiger Sozialhilfeempfänger, um 
das ineffektive Nebeneinander von 
Arbeits- und Sozialämtern zu been- 
den. 

Weitere wichtige Elemente unse- 
res Zukunftsprogramms sind die Be- 
seitigung des Mißbrauchs der Ge- 
ringfügigkeitsgrenze in der Sozial- 
versicherung, ein wirkungsvolles 
Entsendegesetz, in dem der Grund- 
satz gleicher Lohn für gleiche Arbeit 
am gleichen Ort durchgesetzt wird, 
eine Regelung zur Reduzierung von 
Überstunden und eine generelle 
Teilzeitförderung (nicht nur bei der 
Altersteilzeit). Bei wirtschafts- politi- 
schen Maßnahmen geht es vor allem 
darum, Investitionen und Innovatio- 
nen gezielt anzureizen, eine Exi- 
stenzgründungswelle auszulösen 
und zukunftsorientierte Investitionen 
z.B. im Umwelt- und Klimaschutz, 
bei den Informations- und Telekom- 
munikationstechniken und den Aus- 
bau transeuropäischer Netze zu ge- 
währleisten. Der angestrebte Umbau 
des Steuersystems muß durch ein 
Aktionsprogramm gegen Wirt- 
schaftskriminalität und Steuerhinter- 
ziehung ergänzt werden. Schließlich 
soll das ganze Programm in eine eu- 
ropäische Beschäftigungsinitiative 
eingebunden werden. Es kann nicht 
oft genug betont werden, daß der 
ehemalige EU-Präsident Delors mit 
seinem Weißbuch für Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäf- 
tigung schon 1993 sinnvolle Vor- 
schläge gemacht hat, die bisher 
aber nicht umgesetzt wurden. Nicht 
zuletzt die Bundesregierung hat im- 
mer wieder hinhaltenden Widerstand 
geleistet. 

Es fehlt die Binnen- 
nachfrage. Die SPD 
wird sich daher nicht 
an dem aussichts- 
losen wie schadlichen 
Versuch beteiligen, 
die konjunkturell 
bedingten Steuer- 
ausf~lle durch sofort 
wirkende Spar- 
maßnahmen zu 
kompensieren. 

spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 89, 1996 



Das Sparpaket 
der Bundesregierung 
Kampfansage an die SPD und die Gewerkschaften 

von Ottmnr Schreiner* 

Deutschland steht in 
der Tat vor einer 
grunds~tzlichen 

Entscheidung. Es 
geht in erster Linie 
nicht um Finanzen, 
sondern darum, ob 

das sozialstaatliche 
Konsensmodell weiter 
tragt oder ob sich die 

Ellenbogengesell- 
schaff als Struktur- 
prinzip durchsetzt. 

eit 1992 hat die Koalition aus 
CDUICSU und FDP in etwa 
halbjährlichen Abständen 

Spargesetze verabschiedet. die 
hauptsächlich Kürzungen von Sozi- 
alleistungen zum Ziel hatten. Dazu 
kamen Änderungen im Steuersy- 
stem, die im wesentlichen Unterneh- 
men begünstigten. Sichtbares Zei- 
chen dieser Politik: der Anteil der 
Lohnsteuer am Steueraufkommen ist 
von 1989 bis 1995 von 33,9% auf 
37.0% gestiegen, der Anteil der Un- 
ternehmensteuern dagegen von 
14,3% auf 8,7% zurückgegangen. 
Das finanzpolitische Ziel, bei Sozial- 
leistungen einzusparen, wurde da- 
gegen nicht erreicht, weil eine stän- 
dig höhere Zahl von Empfängern, 
insbesondere von Arbeitslosengeld, 
-hilfe und Sozialhilfe, die geringeren 
Zahlbeträge pro Kopf kompensiert 
hat. 

Das jüngste Sparpaket der Bun- 
desregierung unter dem irreführen- 
den Titel „Programm für mehr 
Wachstum und Beschäftigung" ist 
das bisher einschneidenste und bei 
weitem unausgewogenste. Es unter- 
scheidet sich in seiner Ausrichtung 
von den Vorgängern insofern, als es 
ohne jeden Abstrich von der ange- 
botsorientierten Wirtschaftstheorie 
und von einer politischen Leitlinie 
der Deregulierung und Begünsti- 
gung der „Leistungsträgerm geprägt 
ist. Ein Blick auf die wichtigsten Maß- 
nahmen verdeutlicht sofort, wohin 
die Reise geht: Abschaffung der 
Vermögenssteuer, Senkung der Ge- 
werbesteuer, Kürzung der Entgelt- 
fortzahlung im Krankheitsfall auf 
80% und des Krankengeldes auf 
70%; erschwerter Rentenzugang 
nach längerer Arbeitslosigkeit, we- 
gen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit 
und Heraufsetzung des Rentenalters 

* Ottmar Schreiner MdB, 
sozinlpolitscher Sprecher der SPD-Bundestagsfrakrion 

für Frauen, Pseudoreform des Ar- 
beitsförderungsgesetzes, die erheb- 
liche Leistungskürzungen vorsieht 
und die Arbeitsmarktpolitik weiter 
amputiert durch den Wegfall des 
Bundeszuschusses zur Bundesan- 
stalt für Arbeit. Dazu kommt eine De- 
regulierung im Arbeitsrecht durch 
Wegfall des Kündigungsschutzes 
für Ca. 3 Mio Arbeitnehmer und Ar- 
beitnehmerinnen und eine Ein- 
schränkung bei Sozialplänen. 

Mit etwa 15 Jahren Verspätung 
möchte die Koalition Deutschland 
anscheinend auf den Weg führen, 
den die USA unter Reagan und 
Großbritannien unter Thatcher einge- 
schlagen haben. Begünstigt wird 
diese Strategie durch die weit vor- 
herrschende Meinung, daß es zu ei- 
nem harten Sparkurs keine Alternati- 
ve gäbe. Der Hinweis auf die Maas- 
tricht-Kriterien (maximal 3% jährliche 
Neuverschuldung, maximal 60% des 
Bruttoinlandsprodukts öffentliche 
Gesamtverschuldung) verstärkt den 
Druck. Quasi als selbstverständlich 
dargestellt wird dabei, daß bei einer 
Sozialleistungsquote von 33% er- 
heblich Luft im Sozialsystem beste- 
he. Gerade Sozialkürzungen konnte 
die Koalition bisher ohne politischen 
Schaden durchführen, weil sie mit 
der völlig überzogenen Mißbrauchs- 
debatte Beitragszahler und Soziallei- 
stungsempfänger gegeneinander 
ausgespielt hat. Dazu kommt ein Kli- 
ma der Angst, in dem die Opferbe- 
reitschaft der Bevölkerung ziemlich 
groß ist, wenn die Regierung dafür 
Stabilität und Sicherung der Arbeits- 
plätze verspric,ht. Steuersenkungen 
für Unternehmen werden in diesem 
Zusammenhang stets als Maßnah- 
men zum Erhalt der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit und zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen darge- 
stellt. 

Gewerkschaften, Sozialverbände, 
Kirchen und SPD gegen 
,,Kapitalismus pur" 

Die SPD hat das Sparpaket ener- 
gisch als ungerecht und unsozial an- 
geprangert. Ausgesprochen wichtig 
ist zudem der Schulterschluß mit 
den Gewerkschaften und Sozialver- 
bänden. Auch die beiden Kirchen 
haben auf höchster Ebene die Vorla- 
ge der Bundesregierung bemer- 
kenswert deutlich kritisiert. Der Sozi- 
algipfel am 7.18. Mai 96 war insofern 
gerade richtig terminiert. Schließlich 
hatte der DGB im März noch ver- 
sucht, in Gesprächen mit der Bun- 
desregierung und den Arbeitgebern 
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die Essentials des Sozialstaates zu 
retten. Es war ursprünglich nicht ab- 
zusehen, daß die Bundesregierung 
sogar einen offenen Wortbruch be- 
geht und sich einseitig auf die Seite 
der Arbeitgeber schlägt. Damit hat 
sie z.B. bei der Entgeltfortzahlung im 
Krankheitsfall die Gewerkschaftsin- 
itiative für eigene Wahlkampfzwecke 
mißbraucht. In diese Strategie paßt 
auch die jüngste Weigerung der Ar- 
beitgeber, die Mindestlöhne am Bau 
für allgemeinverbindlich zu erklären 
und damit Lohn- und Sozialdumping 
durch Unternehmen mit Sitz im Aus- 
land zu unterbinden. Obwohl die 
Forderung nach einem Bündnis für 
Arbeit damit in der Praxis zunächst 
gescheitert ist, bleibt sie als grund- 
sätzliche Strategie richtig. Sie hat 
die Gewerkschaften in die Offensive 
gebracht. Jetzt sollten wir das Kon- 
zept zu einem Bündnis für Arbeit 
und soziale Gerechtigkeit ausbauen. 

Deutschland steht in der Tat vor 
einer grundsätzlichen Entscheidung. 
Es geht in erster Linie nicht um Fi- 
nanzen, sondern darum, ob das so- 
zialstaatliche Konsensmodell weiter 
trägt oder ob sich die Ellenbogenge- 
sellschaft als Strukturprinzip durch- 
setzt. Freie Marktwirtschaft („Kapita- 
lismus pur") oder soziale Marktwirt- 
schaft lautet die Wahl. Daß die SPD 
jetzt für die soziale Marktwirtschaft 
kämpfen muß, ist ein wenig Ironie 
des Schicksals, vor allem aber Folge 
von 14 Jahren konservative-liberaler 
Regierung und der weltweit vorherr- 
schenden Ideologie des schranken- 
losen Konkurrenzkampfes. Soziale 
Demokratie und eine Wirtschaftsord- 
nung, die Effizienz und soziale Ge- 
rechtigkeit verbindet, sind aber nach 
wie vor lohnende politische Ziele. 
Die SPD muß also ihre Reformvor- 
stellungen unter dieses Leitbild of- 
fensiv propagieren, dann besteht 
eine realistische Chance, die Regie- 
rung in die Defensive zu treiben und 
zum ersten Mal seit Jahren wieder 
eine klare Alternative bei den Wah- 
len zu präsentieren. Sie ist damit mo- 
mentan im Einklang mit einer großen 
Mehrheit der Wähler und Wählerin- 
nen. Nach Meinungsumfragen leh- 
nen 314 der Bevölkerung das Spar- 
paket ab. 

Wirtschaitspolitische 
Alternativen der SPD 

Wir dürfen uns bei der Auseinan- 
dersetzung nicht allein auf das Argu- 
ment krasser sozialer Ungerechtig- 
keit verlassen. Falls die Konjunktur 
wieder anspringt und 1998 sich die 

INTERNATIONALES 

I m November 1989 begann in Bul- 
garien das Ende des autoritären 
Staatssozialismus. Dieser Prozeß 

war u.a. bestimmt auch das Fehlen 
einer eigenen bulgarischen Dissi- 
dentenbewegung. Opposition in Bul- 
garien spielte sich in den 80er Jah- 
ren meist in der Kommunistischen 
Partei ab. Doch die Hoffnung, daß 
sich so die Fehler anderer Regierun- 
gen beim Transformationsprozeß 
vermeiden ließen, erfüllten sich nur 
teilweise. Die Folgejahre waren in 
Bulgarien von politischen Instabilitä- 
ten bestimmt. Im Juni 1990 gewan- 
nen die Sozialisten die ersten freien 
Wahlen. Sie mußten ihre Macht aber 
bereits nach erneuten Wahlen im 
Oktober 1991 an die antikommunisti- 
sche Union der Demokratischen 
Kräfte (SDS) abtreten. Nach Abspal- 
tungen und internen Streitigkeiten 
verlor die SDS bereits ein Jahr spä- 
ter ihre Mehrheit. So trat unter Mini- 
sterpräsident Berov (SDS) im De- 
zember 1992 ein Kabinett an, das 
von der Tolerierung durch die Sozia- 
listische Partei (BSP) abhing, bis 
diese 1994 Berov nach Streitigkeiten 
über Berovs unzureichende Sozial- 
politik stürzte. 

Aus den Neuwahlen im Dezem- 
ber 1994 ging die Listenverbindung 
aus BSP, Bauernpartei und Umwelt- 
bewegung "Ekoglasnost" als Siege- 
rin hervor und erreichte eine absolu- 
te Mehrheit (125 der 240 Parla- 
mentssitze). Deutlich geschlagen 
die übrigen Parteien: SDS (69 Sitze), 
die SDS-Abspaltung Volksunion (18 
Sitze). die Bewegung für Rechte und 
Freiheit (DPS) der türkischen Min- 
derheit (15) und der Business-Block 
(13). Die Versuche der BSP, den- 
noch eine Koalitionsregierung zu bil- 
den, scheiterten. So bildete Minister- 
präsident Jean Videnov eine Regie- 
rung, in der die BSP zehn. die Bau- 
ernpartei vier, Ekoglasnost einen 
und Parteilose fünf Minister stellen. 
Damit ist es erstmals seit 1989 ge- 
lungen. eine stabile Regierung zu 
bilden, die eine Legislaturperiode 
überstehen kann. 

Die Bulgarische Sozialdemokrati- 
sche Partei (BSDP) spielt in der poli- 
tischen Landschaft Bulgariens nur 
noch eine untergeordnete Rolle. 
1989 war sie die erste legalisierte 
Oppositionspartei, gegründet von 
ehemaligen politischen Häftlingen. 
Schon bald wurde sie in die Soziali- 
stische Internationale (SI) aufgenom- 
men. Doch ein ständig betonter Anti- 
sozialismus und strengste Aufnah- 
mekriterien für neue Parteimitglieder 

ließ die BSDP in die Bedeutungslo- 
sigkeit abwandern. Zu den Wahlen 
1994 trat sie schon nur noch in ei- 
nem Vielparteienbündnis an, daß je- 
doch an der 4%-Klausel scheiterte, 
woraufhin die BSDP ein Wahlbünd- 
nis mit der SDS für die Kommunal- 
wahlen 1995 schloß, die jedoch die 
BSP deutlich gewann. Heute bezieht 
die BSDP ihre einzige Bedeutung 
noch aus ihrer exklusiven SI-Mit- 
gliedschaft. Ein Umstand, der auch 
vielen innerhalb der SI Kopfschmer- 
zen bereitet. Da es innerhalb der SI 
Usus ist, daß Mitgliedsparteien qua- 
si ein Veto gegen die Aufnahme neu- 
er Mitglieder aus ihrem jeweiligen 
Land haben, kann die BSDP faktisch 
mit ihrer sturen Blockadehaltung die 
SI im bulgarischen Kontext zur Be- 
deutungslosigkeit verdonnern. 

Nach der Regierungsübernahme 
durch die BSP haben sich die Aus- 
einandersetzungen zwischen Kon- 
servativen und Sozialisten unverän- 
dert fortgesetzt. Staatspräsident 
Sheljev (SDS) erklärte wiederholt öf- 
fentlich, daß die BSP den alten 
Staatssozialismus wiederherstellen 
wolle und warf ihr vor, außenpolitisch 
sich den russischen Interessen un- 
terzuordnen. Hintergrund für diese 
Äußerungen ist die Auffassung Vide- 
novs, daß ein NATO-Beitritt Bulgari- 
ens nicht gegen den erklärten Willen 
Rußlands erfolgen könne. Einen we- 
sentlichen Streitpunkt stellte außer- 
dem die Landwirtschaftspolitik dar. 
Zwar befürworten alle Parteien eine 
Bodenreform, die die Restitution des 
ehemaligen Bodeneigentums vor- 
sieht. Doch die BSP änderte die zu- 
vor von der SDS verabschiedeten 
Bodengesetze dahingehend, daß 
die Bildung von landwirtschaftlichen 
Kooperativen erleichtert wird. Da der 
größte Teil der Landwirte weniger als 
10 Hektar Land besitzen, sieht die 
BSP einzig in der Herausbildung ko- 
operativer Formen der Landwirt- 
schaft eine Chance zur effektiven 
Nutzung des Landes. In den vergan- 
genen Monaten haben sich diese 
Spannungen weiter verschärft, 
nachdem Sheljev gegen eine Reihe 
wichtiger Gesetze sein Veto einleg- 
te. Die bevorstehenden Präsident- 
schaftwahlen werfen ihren Schatten 
voraus. 

Die Sozialistische Partei 
Bulgariens - ein Kompromiß? 

Die BSP ist ein Kompromiß zwi- 
schen Reformkräften und alter kom- 
munistischer Elite. Dies wird auch im 
regierungsamtlichen Handeln immer 

Bulgarien: 
auf dem Weg 

zur Stabilisierung 
von Heiko Kretschmer* 

wieder deutlich. So wird dem Anfang 
1995 vorgelegten Verteidigungs- 
weißbuch allgemein vorgeworfen, 
den alten kommunistischen Duktus 
zu pflegen. Dennoch hat die BSP im 
Vergleich zu anderen ehemaligen 
Staatsparteien eine erfreuliche Ent- 
wicklung hinter sich. So ist es ihr 
vielfach gelungen, sich zu öffnen, al- 
tes Denken zu überwinden, ohne 
gleich neoliberalen Marktradikalis- 
men zu folgen, wie dies beispiels- 
weise in Ungarn oder Polen ge- 
schah. 

Die BSP ist 1989 direkt aus der 
Kommunistischen Partei hervorge- 
gangen, als der Reformflügel inner- 
parteilich die Mehrheit errang. Dabei 
stellt die BSP den Versuch dar, die 
Partei langsam in eine moderne so- 
zialistische Partei zu transformieren, 
um nicht die Massenbasis in der Ge- 
sellschaft zu verlieren - Ende 1995 
hatte die BSP immerhin 350.000 Mit- 
glieder bei 8,s Millionen Einwohnern. 
Heute sind sämtliche Mitglieder der 
politischen Führungsorgane der Par- 
tei ausgesprochen jung und alle- 
samt noch keine fünf Jahre in der 
Verantwortung. Dem steht eine völlig 
überalterte Parteibasis (50% über 60 
Jahre) gegenüber, während die 
Wählerlnnenbasis der Partei in etwa 
der einer linken Volkspartei ent- 
spricht. Schwierigkeiten hat die BSP 
insbesondere damit, bulgarische In- 
tellektuelle an sich zu binden. 

Dies Diskrepanz zwischen Füh- 
rung und Parteibasis spiegelt sich 
auch bei Betrachtung der beiden 
wichtigsten innerparteilichen Platt- 
formen wider: die Vereinigung für 
Soziale Demokratie (VSD) und die 
Marxistische Plattform (MP), deren 

Die BSP stellt 
den Versuch dar, 
die ehemalige 
Kommunistische 
Partei langsam in eine 
moderne sozialisti- 
sche Partei zu 
transformieren, um 
nicht die Massenba- 
sis in der Gesellschaft 
zu verlieren - Ende 
1995 hatte die BSP 
immerhin 350.000 
Mitglieder bei 
8.5 Millionen 
Einwohnern. 

* Heiko Kretschmer, Vize-Präsident der IUSY, Marburg; 
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Wesentliche 
Aufgabe der 
bulgarischen 

Wirtschaftspolitik ist 
es nun, die Privati- 
sierung der Staats- 

betriebe vorzu- 
nehmen und 

gleichzeitig die 
aufklappende 

Schere zwischen 
Arm und Reich 

wieder zu schließen. 

Hauptaufgabe die Diskussion der 
weiteren Entwicklung der Reformpo- 
litik im allgemeinen und der Soziali- 
stischen Partei im speziellen ist. Die 
VSD beschreibt sich als pro-europä- 
isch (Slogan: "Nach Europa") und of- 
fen für marktwirtschaftliche überle- 
gungen, während die MP eher rück- 
wärts gewandte Auffassungen ver- 
tritt. Beide organisieren jedoch nur 
eine geringe Zahl der Mitglieder 
(wohl weniger als 1%). Die MP hat ih- 
ren Rückhalt an der Parteibasis, 
während die VSD in der Führungs- 
schicht der Partei hegemonial ist. 
Angesichts der herrschenden Be- 
reitschaft, der Parteiführung zu fol- 
gen, sind die Gegensätze zwischen 
den Plattformen und zwischen Basis 
und Parteiführung noch nicht aufge- 
brochen. Gleichzeitig achtet die Par- 
teispitze sehr auf innerparteilichen 
Ausgleich. Wohl aus diesem Grunde 
hat sich Jean Videnov auch keiner 
Plattform angeschlossen, obwohl 
auch er der VSD nahesteht. 

Innerhalb der VSD wird so die 
Frage diskutiert, ob es überhaupt 
eine sozialistische Politik der Trans- 
formation in Zeiten des globalen Ka- 
pitalismus geben kann. So sieht der 
Leiter des wissenschaftlichen Dien- 
stes der bulgarischen Nationalver- 
sammlung und VSD-Mitglied Dobrin 

I Länderbenchte, Termine U. V. m. 1 

Kanev angesichts der Krise der 
Staatsfinanzen kaum sozialpoliti- 
sche Spielräume. Zumal gleichzeitig 
die Industrie einer umfassende 
Strukturreform unterzogen werden 
muß. Dies geschieht unter erschwer- 
ten Bedingungen, sind doch die al- 
ten Märkte (Export: über 85% in den 
Comecon, über 55% in die Sowjet- 
union) weggefallen. Dementspre- 
chend ist die lndustrieproduktion 
seit 1989 um 50% geschrumpft. 

Daher hat jetzt die Schaffung 
neuer Märkte Vorrang. Um die dafür 
notwendigen Investitionen zu täti- 
gen, sollen Privatisierungen das er- 
forderliche Kapital aufbringen. Do- 
brin Kanev sieht die mit diesem Pro- 
zeß verbundenen Ungerechtigkeiten 
und v.a. die Gefahr neuer Konzen- 
trationen, ist doch für ein effektives 
Betriebsmanagement ausländisches 
Kapital finanzstarker westlicher Un- 
ternehmen notwendig. 

Das Dayton-Abkommen: 
Hoffnung für Bulgarien? 

Bulgarien mußte in den letzten 
Jahren die größten Wohlstandsverlu- 
ste aller (süd-)osteuropäischen 
Staaten hinnehmen. Einige Wirt- 
schaftsdaten können dies belegen: 

Bulgarien stand 1994 auf Platz 
65 in der UN-Wohlstandsstatistik 
(1990 noch Platz 33!). Von 1990 bis 
1994 nahm das BIP um fast 50% ab 
und sank somit auf das Niveau von 
1969. 

Die Arbeitslosigkeit betrug 1995 
Ca. 20%, die Inflation 33,4% (1994 
gar 121,9%). 

Die lndustrieproduktion nahm 
seit 1990 um 50% ab (1994 noch- 
mals um 2,9%). 

Die Außenhandelsbilanz ist erst- 
mals wieder leicht positiv. Hierzu tru- 
gen insbesondere gesunkene Lohn- 
stückkosten bei, da die Löhne nur 
noch quartalsweise um 90% der In- 
flationsrate der Preisentwicklung an- 
gepaßt werden. Gleichzeitig wurde 
der bulgarische Lev um 50% gegen- 
über dem US-$ abgewertet. 

Das Haushaltsdefizit konnte 
1994 auf 7% des BIP beschränkt 
werden (1993 noch 12,3%). Aller- 
dings sind allein 45% des Haushal- 
tes durch Schuldendienste gebun- 
den. So betrug die Auslandsver- 
schuldung Anfang 1996 8,4 Mrd. 
US-$ (1992: 13 Mrd.), von denen 
dieses Jahr 1,2 Mrd. zurückzube- 
zahlen sind. Da weder Weltbank 
noch IWF Bulgarien finanziell unter- 
stützen, sind die Währungsreserven 
der bulgarischen Zentralbank mit(- 
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lerweile auf 700 Mio. US-$ ge- 
schrumpft. Um halbwegs eine stabi- 
le Währung zu garantieren, hat die 
Zentralbank den Leitzins auf 108% 
angehoben. 

Diese Zahlen beschreiben nicht 
nur die Folgen des Transformations- 
prozesses, sondern ebenso die des 
Embargos gegen Restjugoslawien. 
Restjugoslawien war der drittwichtig- 
ste Handelspartner Bulgariens 
(8,6% der Exporte). Dramatischer 
noch nimmt sich jedoch die Tatsa- 
che aus, daß alle wichtigen Handels- 
Wege Richtung EU durch das Em- 
bargo-Gebiet führen. Erhebliche Ex- 
portrückgänge waren daher die Fol- 
ge des 1992 beschlossenen Embar- 
gos. So verzeichnen der Agrarsektor 
und die Nahrungs- und Genußmittel- 
industrie noch 1994 große Wachs- 
tumseinbrüche (-12%). 

Die UNO hat zu keinem Zeitpunkt 
die entstandenen Schäden begli- 
chen. So liefen nicht nur 3 Mrd. US-$ 
Entschädigungsleistungen für Bul- 
garien anläßlich des Irak-Embargos, 
sondern Monat für Monat weitere 55 
bis 66 Mio. US-$ auf. Dennoch ver- 
suchte Bulgarien, das Embargo so 
weit als möglich einzuhalten, und 
suchte wiederholt andere Staaten 
um technische Hilfe bei der Durch- 
setzung desselben an. 

In Bulgarien wurde daher viel- 
fach die Idee diskutiert, nach einem 
Friedensschluß für Bosnien einen 
Prozeß in Gang zu setzen, der der 
Rekonstruktion eine okonomischen 
Raumes des ehemaligen Jugoslawi- 
en dient und darüber hinaus auch 
eine wirtschaftliche Union auf dem 
Balkan anstrebt. Dieser zweifelsoh- 
ne sinnvolle Prozeß würde aber der 
finanziellen, okonomischen und poli- 
tischen Unterstützung der europäi- 
schen Staaten bedürfen. Eine aus- 
gesprochen unwahrscheinliche Vari- 
ante europäischer Außenpolitik, hat 
doch gerade der Bosnienkonflikt zur 
Renationalisierung der Außenpoliti- 
ken und zur Reorganisation der 
NATO gedient. 

Hier könnte also deutsche Au- 
ßenpolitik endlich einmal einen ko- 
operativen Ansatz verfolgen. Damit 
könnte die Bundesregierung dem 
Geschwätz von Aufbauhilfen für jene 
Staaten, die von der Asylgesetzge- 
bung 1992 direkt oder indirekt diskri- 
miniert werden, endlich Taten folgen 
lassen. In Bulgarien haben alle - ob 
links oder rechts - sehr irritiert zur 
Kenntnis genommen, daß die Bun- 
desregierung Bulgarien auf die Ne- 
gativliste gesetzt hat, was erhebli- 
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von Uwe Kremer 

G ewissermaßen passend 
zum Schwerpunkt dieses 
Heftes flatterte mir der Ent- 

wurf für einen jugendpolitischen Leit- 
antrag auf den Tisch -ein Dokument 
des geistigen Zustandes in den Zu- 
arbeiterabteilungen der oberen Par- 
teietage. Die Autoren schaffen es 
doch glatt, keine einzige Zeile dar- 
auf zu verwenden, was die konser- 
vativ-neoliberale Politik für Konse- 
quenzen für Jugendliche mit sich 
gebracht hat und bringen wird, bzw. 
sich mit dem politischen Gegner 
auseinanderzusetzen. Stattdessen 
ein pseudo-jugendsoziologisches 
Gesülze a la (Der Parteitag möge 
beschließen:) „Statt unbedingten 
Gehorsam zu erwarten und notfalls 
mit Strafe, gar Züchtigung nachzu- 
helfen, fühlen sich Eltern und Lehrer 
heute weniger als Erzieher denn als 
Partner der Kinder. Je höher der so- 
ziale Status, desto mehr Autonomie 
gewähren Eltern ihren Sprößlingen in 
der Lebensgestaltung. Viele Ju- 
gendliche fühlen sich in ihrem Eltern- 
haus so wohl, daß die Neigung zum 
'Nesthocken' im 'Hotel Mama' stetig 
zunimmt." 

Daß der wieder zunehmende län- 
gere Verbleib von Jugendlichen viel- 
leicht auch etwas mit veränderten 
sozialen und finanziellen Bedingun- 

gen und nicht zuletzt mit der erwähn- 
ten konservativen Politik zu tun ha- 
ben könnte, scheint den Autoren ent- 
gangen zu sein. Daran anschließend 
werden essentielle Programmpunkte 
wie die Gesamtschule oder die so- 
ziale Grundsicherung endgültig ver- 
gessen; aber stattdessen folgt ein 
Forderungsgestammel a la „Wir wol- 
len die Eigeninitative, durch die sich 
phantasievolle Lebensräume entwik- 
kelt haben, unterstützen" oder etwas 
konkreter „Wir wollen einen qualifi- 
zierten Ausbau des Bundeskinder- 
und Jugendplanes, der sich kosten- 
neutral an die veränderte gesell- 
schaftliche Entwicklung anpaßt". Ja - 
und dann heißt es noch: „Wir wollen 
den aktiven Dialog mit den jungen 
Menschen suchen und ihnen stärker 
ein Forum in und mit der SPD bie- 
ten." Also bitte, das ist doch 
schlichtweg gelogen! 

Nun zu einem wesentlich ernste- 
ren Thema: Zum zweiten Mal hat das 
Stasi-Syndrom den Herausgeber- 
kreis der spw erreicht. Nach dem 
„Fall Kurt Wand" nun der „Fall Die- 
ther Dehm" - erneut und vielleicht so- 
gar noch nachdrücklicher auch ein 
spw-Fall, der uns zwei Jahrzehnte 
zurückführt in die Jahre 1976 ff. Im 
Heft 511993 hatten wir Dokumente 
zum Hamburger Juso-Bundeskon- 
greß von 1977 abgedruckt - insbe- 
sondere zum damaligen Auftritt des 
kurz zuvor aus der DDR ausgebür- 
gerten Wolf Biermann. Diether sorg- 
te in entscheidendem Maße dafür, 
daß Biermann trotzalledem für eine 
Zusammenarbeit mit der DKP plä- 
dierte (was die Stasi wohl so inter- 
pretierte, daß Diether Biermann „im 
Griff habe"). Und Diether führte etwa 
gleichzeitig Gespräche mit DDR- 
Oberen mit dem Ziel, die Ausbürge- 
rung rückgängig zu machen. Ver- 
mutlich der wohl exponierteste Ver- 
such, sich als linkssozialdemokrati- 
scher Vermittler zwischen Partei- 
kommunismus und sozialistischem 
Dissidentum zu betätigen und 
gleichzeitig als DDR-Verbesserer 
Verantwortung zu übernehmen - 
wohl eine eitle Selbstüberschätzung, 
aber auch ein Herzensanliegen in 
weiten Teilen des damaligen inner- 
wie außerparteilichen „Stamokap- 
Spektrums" und insbesondere der 
spw. 

Nun: Dieser Versuch scheiterte 
und führte bei Diether im Jahre 1978 
zu einem Ca. 10 Jahre anhaltenden 
Abbruch der DDR-Kontakte. Man 

darf gespannt sein, ob diese Tatsa- 
che Anlaß bietet, sich um ein Verste- 
hen der damaligen Vorgänge, der 
Motivationen und Handlungen der 
Beteiligten zu bemühen -oder ob es 
nur um innerparteiliche Revanchen 
geht. Dennoch: Es bleibt Diethers 
persönliche Verantwortung dafür, 
daß er zuvor zuviel gequatscht hatte 
und - IM hin, IM her - hatte wissen 
müssen, daß seine Informationen 
Verwendung finden würden. Aber es 
bleibt wie im Falle von Kurt Wand 
auch dabei, daß dieses persönliche 
Versagen eingebettet ist in die Ge- 
schichte dieser Zeitschrift und die 
politische Verantwortung für diese 
Geschichte, die die Verstrickungen 
mit dem „realen Sozialismus" eben- 
so umfaßt wie die Brüche mit den 
dortigen Machthabern. 

„Verantwortungv - dieses Wort 
geht mir bei derartigen Vorgängen 
ständig durch den Kopf. Daß man für 
sein Tun verantwortlich ist und auch 
zur Verantwortung gezogen werden 
kann, erscheint mir wesentlich zu 
sein. Und wesentlich ist auch, daß 
dies von Kurt Wand und von Diether 
akzeptiert worden ist, was immer die 
Konsequenz sein mag. An dieser 
Stelle fällt mir dann aber auch immer 
wieder auf, daß diese Sache mit der 
„Verantwortungu gar nicht so banal 
ist, wie sie vielleicht klingt. Oder in 
Frageform ausgedrückt: Was ist mit 
der Verantwortung derjenigen in un- 
serer Partei, die z.B. die Zerstörung 
des jugoslawischen Staatswesens 
unterstützt und zum nachfolgenden 
Desaster beigetragen haben; was 
mit der Verantwortung derjenigen, 
die in den vergangenen Jahren un- 
sere Partei in einem Ausmaß herun- 
tergewirtschaftet haben, daß man ih- 
nen eigentlich ein Parteiordnungs- 
verfahren an den Hals hängen müß- 
te; und was ist heutzutage mit der 
Verantwortung derjenigen SPD-Poli- 
tiker, die mit ihren Forderungen nach 
Sozialabbau die Interessen der urei- 
gensten Klientel - nämlich der sozial 
Schwachen - verraten? Alles dies ist 
„unverantwortlich", doch niemand 
von den Betreffenden braucht zu 
fürchten, zur Verantwortung gezo- 
gen zu werden. Wie bizarr wirken die 
Rufe nach Verantwortung und Re- 
chenschaft bis hin zum Parteiaus- 
schluß, die jetzt in Diethers Falle er- 
tönen, in dieser organisierten Verant- 
wortungslosigkeit, die sich in der Ära 
nach Hans-Jochen Vogel ausgebrei- 
tet hat ... 

che Verschärfungen für die Visa-Er- 
teilung zur Folge hatte und faktisch 
ein unüberwindbares Hindernis für 
die legale Einreise (außer auf spezi- 
elle Einladung hin) darstellt. In Bul- 
garien wird dies als ein Akt rassisti- 
scher Diskriminierung wahrgenom- 
men. Entsprechende Witze kursieren 
allerorten. 

Die sozialistische Regierung - 
und ihre Privatisierungspolitik 

Wesentliche Aufgabe der bulga- 
rischen Wirtschaftspolitik ist es nun, 
die Privatisierung der Staatsbetriebe 
vorzunehmen und gleichzeitig die 
aufklappende Schere zwischen Arm 
und Reich wieder zu schließen. Die 
neue Regierung versucht hierbei 
auch neue Privatisierungsmodelle. 
So sind zwei Runden der Massenpri- 
vatisierung vorgesehen. Die erste 
startete zu Begin diesen Jahres, die 
zweite ist für 1997 vorgesehen. Da- 
bei kann jedeR volljährige bulgari- 
sche Bürgerln ein lnvestitionsbuch 
im Wert von 25.000 Lev erhalten. In 
drei Auktionen werden über 1000 
Unternehmen zur Massenprivatisie- 
rung freigegeben. An diesen Auktio- 
nen können die Bürgerlnnen direkt 
oder über Privatisierungsfonds teil- 
nehmen. Das spezifische am bulga- 
rischen Privatisierungsprozeß ist die 
Tatsache, daß jedes Unternehmen in 
einem bestimmten Verhältnis der 
Massen- wie auch der deregulierten 
Marktprivatisierung unterliegt. Es 
wurden lediglich 32 besonders wich- 
tige lnfrastrukturbetriebe (Staats- 
bahn, Kraftwerke, Flughafen, Seeha- 
fen etc.) von der Privatisierung aus- 
genommen. Bei der Marktprivatisie- 

rung sieht das Gesetz zudem be- 
stimmte Vorteile für Arbeiterlnnen 
vor, die am Erwerb ihres eigenen Be- 
trieb teilnehmen wollen. 

Mit der Schaffung einer entspre- 
chenden Gesetzgebung (Arbeits-, 
Sozial- und Gesundheitsrecht) hat 
die Regierung die Grundlagen für 
diese Privatisierung geschaffen. Als 
Vorbild diente meist das deutsche 
Rechtssystem. Außerdem wurde der 
Aufbau moderner Institutionen und 
lokaler Regierungsstellen u.ä. voran- 
gebracht. Wichtigste soziale Errun- 
genschaft der BSP-Regierung war 
zweifelsohne die Rentenanpassung 
in 1995, die einen über die Inflations- 
rate hinausgehenden Rentenanstieg 
realisierte. Ein Schritt, der am 1. April 
1996 wiederholt werden konnte. 

Das erste Jahr der neuen Regie- 
rung der Demokratischen Linken 
konnte einige Erfolge hervorbringen. 
So sank die Arbeitslosenzahl erst- 
mals unter 400.000. Es wurden 
100.000 neue Beschäftigungsver- 
hältnisse geschaffen. Allerdings 
steht in Kürze die Stillegung von 67 
Staatsunternehmen bevor und damit 
verbunden die Entlassung von 
40.000 Beschäftigten. Das Bruttoso- 
zialprodukt stieg um 2,5% an. Die 
Außenhandelsbilanz schloß mit 
einem Überschuß von 450 Mio. US$ 
ab, wobei die EU zum wichtigsten 
Handelspartner Bulgariens wurde. 
Die Reallöhne konnten wieder sta- 
bilisiert werden, nach kräftigen Ver- 
lusten in den Jahren (-30% in 1994) 
zuvor. Für 1996 wird eine weitere 
Stabilisierung der ökonomischen 
Lage in Bulgarien prognostiziert. So 
soll die Wirtschaft um 3% wachsen 

und die Inflation auf 20 bis 25% sin- 
ken. 

Kritisch bleibt allerdings weiter- 
hin das Verhalten ausländischer In- 
vestoren. So verdreifachten sich 
zwar die lnvestitionen griechischer 
Unternehmen. deren Leistungskraft 
als begrenzt gilt, doch insgesamt 
halbierte sich das Aufkommen aus- 
ländischer lnvestitionen in Bulgarien. 
Trotz leicht verbesserter Investitions- 
lage zu Beginn diesen Jahres muß 
festgehalten werden, daß mit insge- 
samt 600 Mio. US-$ ausländischer 
lnvestitionen in Bulgarien dieses 
Land den Schlußplatz in Osteuropa 
einnimmt. Mehr als jeder dritte inve- 
stierte Dollar kam dabei aus der 
BRD. Ob Bulgarien angesichts die- 
ser Ignoranz der westeuropäischen 
Industriestaaten und der hohen Aus- 
landsverschuldung in der Lage sein 
wird, sich wirtschaftlich zu erholen 
und den Prozeß der Deindustrialisie- 
rung umzukehren, um auch die so- 
ziale Lage verbessern zu können, 
liegt nur zum geringen Teil in der 
Macht der sozialistischen Regierung 
in Sofia. Hier ist Europa gefordert. 
Europa muß Bulgarien eine verstärkt 
sozial- und beschäftigungsorientier- 
te Politik finanzieren. Auch sollte eine 
solche Unterstützung der Schaffung 
unabhängiger zivilgesellschaftlicher 
lnstitutionen dienen, die die bulgari- 
sche Gesellschaft modernisieren 
und öffnen helfen. Hier liegt noch 
vieles im Argen, wie nicht nur ein Ein- 
griff des Generalstaatsanwaltes in 
die Programmgestaltung des Fern- 
sehens zeigte, als dieser erreichte, 
daß ein Film abgesetzt wurde, der 
"Homosexualität propagiere". 

Europa muß 
Bulgarien eine 
verstdrkt sozial- 
und beschdftigungs- 
orientierte Politik 
finanzieren. Auch 
sollte eine solche 
Unterstützung der 
Schaffung unab- 
hdngiger zivil- 
gesellschaftlicher 
lnstitutionen dienen, 
die die bulgarische 
Gesellschaft 
modernisieren und 
öffnen helfen. 
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